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Rechtsprechung 
Strafrecht 


§ 1 KriegswirtschVO. 

Die Meinung, daß sich § 1 Kriegswirtsch- 
VO. nur auf die Deckung „legitimen“ Be- 
daris und damit nur auf Wire der Art be- 
ziehe, die zur Zeit allein angefertigt werden 
dürfe, und daher zur Zeit im Warenhandel 
vorherrschend sei, ist unzutreffend. 

„Beiseiteschaffen“ heißt: Rohstoffe oder 
Erzeugnisse dem ordnungsgemäßen oder 
geregelten Verkehr dauernd entziehen. 

„Zurückhalten“ bedeutet, daß der Rohstoff 
oder das Erzeugnis dem ordnungsgemäßen 
oder dem geregelten Verkehr vorübergehend 
entzogen wird, und zwar bis zu einem Zeit- 
punkt, dessen Bestimmung sich der Täter 
vorbehält. Das Zurückhalten kann in jede 
nur denkbare äußere Erscheinungsiorm ge- 
kleidet sein. 

Zum stralbaren Zurückhalten i. S. § 1 
KriegswirtschVO. gehört das „Zurückhal- 
ten mit dem Willen kriegsschädlichen Ver- 
haltens“, 

Eine Gefährdung der Bedarisdeckung ist 
bereits gegeben, wenn deren Beeinträchti- 


und Prämien 


Vermögensschaden- 


für Rechtsanwälte, 


zu den allgemein üblichen Bedingungen 


Direktion für das Deutsche Reich, 


Berlin 


abteilung des Deutschen Rechtsverlages, Leipzig C 1, m 
straße 10, oder an das zuständige Postamt oder an die ner 
Buchhandlung. e Beschwerden: wegen unregelmüßiger Fr 
ferung oder völligen Ausbleibens der Zeitschrift sind zuerst n 
das zuständige Postamt bzw. an die liefernde Buchhandlung © 
richten. Erst wenn das zu keinem Erfolg führen sollte, bit 

wir, an unsere Bezugsabteilung nach Leipzig zu schreiben. @ He 
zeigenpreise und Anzeigenschluß: siehe Kopf der Ste ef 
anzeigen. e Zahlungen: für den Bezug der Zeitschrift nur 


zig Nr. 74242, für Anzeigenbeträge nur auf das Forsch > 
konto des Deutschen Rechtsverlages GmbH., Berlin Nr. 45775 


Hafpflicht-Versicherunge® |) 


Notare, Beamte usW- | 


Etwaige Vertragsrabatte werden 


An- 


H., Leip 
eck- 


des Deutschen Rechtsverlages Gmb 


nur 
gung noch nicht eingetreten, 80977 Nr. i 


nähergerückt ist. RG.: DR. 19 
(Mittelbach) Be) 
Der Vorspruch zu der Kriegsw# der\ 
v. 4. Sept. 1939 spricht zwar nur Heimat, — 
Pilicht jedes Volksgenossen in “Reich zur 
alle Kräfte und Mittel Volk und Mee Fort- | 
Verfügung zu stellen und dadurch jtaiebens 
führung eines geregelten Wintec 
zu gewährleisten. Damit ist aber jksgenos- 
sagt, daß diese Pflicht nur die VO ve 
sen und nicht auch diejenigen a 
wie z.B. frei vermittelte polnisch 
arbeiter, freiwillig als Gäste im “hist da 
schen Reiche aufhalten. Entscheidend $ feder 
nach dem § I Abs. 1 Kriegswirtsch 
bestraft wird, der die darin we 
Tatbestandsmerkmale verwirklicht 
DR. 1941, 1284 Nr. 2 Fr 
§ 5 Abs. 1 Nr.3 Kriegssonders 
VÒ. v. 17. Aug. 1938. Zum Tatbes "echis 
$ 5 Abs. 1 Nr. 3 Kriegssonder@” sich 
VO. gehört lediglich das Unterne' ajine 
oder einen anderen durch Selbstv® 
lung, durch ein auf Täuschung 
Mittel oder auf andere Weise def 
des Wehrdienstes ganz, teilweise 
van zu entziehen. RG.: DR- 
r.3 Geset? 
$ 73 StGB. Bei Tateinheit ist 49° eiche 
das die schwerste Strafe, und ber er 
er 
Umst@) er 


nahrmequelle von einer gewissel 5 
verschaffen. RG.: DR. 1941, 1285 N nd 
§ 268 StGB. Der Erwerb a ur 
Zahlungsmittel gegen Reichsmā'ie Besien | 
lichen Kurse kann ebenso wie jaufer 
lung von Gebrauchsgütern ZUM g set 


(Fortse' ts 


| tr 


fa 
eben 


gewährt 


SW 68, Charlottenst": 


| g gzrćć Detektei - Auskunftei PREISS 
» cit-Detektiy Berlin W 8, Tausntzienstraße 5 

Ruf 245255 und 24 5256. 
i ae seit 25 Jahren viektausendfuch vornehmlich von Anwälten, anderen Juristen 
bung acte Institut für vertranliche Ermittlungen, Beobachtungen! Vielen 
erten Rechtewahrern stellten wir entscheidendes Material für Prozeß- 
zur Verfügung! Nachforschungen über Abstammun Vorleben, 


Ivecke g, 
| Amilien-, Vermögens-, Einkommens-Verhältnisse, Lebensführung, Umgang usw. 


Einladung 


Nach § 15 der Satzung berufe ich hiermit die 


ordentl. Mitgliederuerfammlung 


auf Sonnabend, den 28. Juni 1941, vorm. 12 Uhr 
nach Berlin in das Haus der Reichsgeschäftsführung 
des NS.-Rechtswahrer-Bundes, Tiergartenstr. 20-21,ein. 


Kennerknecht-Zülow 


Kommentar zum 


| [77 


Rörperichaftiteuergejeg 


Diejer anerfannt führende Rörperichaftiteuertommentar aus 
er Feder von Reihsrihter am NFH. M, Kennerfnecht wird 
ad) dem Tode des Berfaffers nunmehr von dem bisherigen 


Tagesordnung: 

1. Vorlage des Geschäftsberichtes und des Jahresabschlusses 
zum 31. 12, 1940, des Berichtes des Aufsichtsrats und 
des Vorschlages des Vorstands zur Verteilung des 
Reingewinns. 

2 Beschlußfassung über die Reingewinn -Verteilung. 

3. Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrats, 


(4 h)bearbeiter der Nörperfchaftiteuer im Reidhsfinanz: 4. Änderungen der Satzung. 
4 "inifterium, jebt Genatspräftdent des RFH, Zülow fort- [§ 12, Ziffer f: Streichung der Worte „und der Gefolg- 
i niet En pue a pieier, N a y jeder m schaftshilfe (§ 23)«, 
| Umfajfende und felbft höpferifd) geitaltete Kommentar § 23; Neufassung, 
ay leine maßgebende Stellung in Willenicaft und Prazis nicht § 26, Abs. 7: Das Wort „Gefolgschaftshilfe“ wird er- 
1 Ur behaupten, jondern aud) erweitern wird, Die gefamte setzt durch das Wort „Gefolgschaftshilfe GmbH.“, 


e Miprehung und Erlaßprazis jind felbftverjtändlih in 
le etihänfenden Erläuterungen einbezogen. - Rund 1530 
len Großoftav (Buchtarteiform, Blatigröße 17 x 24 cm), 
l Gangl. « Cinhanddede mi Stedmechanit 33,50 NM. 


Die Satzungsänderungen betreffen die Verselbständigung 
der Gefolgschaftshilfe zu einer GmbH., 


$ 27, Abs. 1, Satz 2: Die Worte „deren Ansprüche“ werden 
ersetzt durch die Worte „die Ansprüche der Mitglieder“, 


$ 28; Die Klammer „(8 27)“ wird ersetzt durch die Klam- 
mer „(8 27, Abs. ne] 


5. Änderungen von Versicherungsbedingungen. 
6. Verschiedenes. 
HaHe-S., den 25. Mai 1941 

Dr. Oellers 


Vorstand der Deutschen Anwalt- und Notar- 
Versicherung Lebensversicherungsverein a.G. 


lag Dr. Otte Schmidt KG., Köln, Sanjahaus 


Bücher des Deutschen Rechtsverlages erhalten Sie 
in jeder Buchhandlung, Kalalog u. Prospekte 
liefern wir auf Wunsch kostenlos u. direkt, 


‚Deutscher Rechtsverlag, Berlin W35 — Wien | 


Vorausjidtlid Ende Juli 1941 ertidheinen: 


| PALANDT 
| 


In Verbindung mit Danckelmann, Friesecke, Henke, Lauterbach, Pinzger, Radtke, Seibert 


| „ Kurztommentar zum Bürgerlichen Gejegbuch 


l Ginfübrungsgejeh, Ber[hollenheitsgejet, Schiffsredhtegefeh, Ehegejeg, Tejtamentsgejeg und allen anderen einf&lägigen Gefegen 
fi. 4., nenbearbeitete Auflage 


Da 2300 Seiten Handausgabenformat. Leinenband etwa RM, 27.50, Vorzugspreis für Die Buftizbehörden (nur wenn 
; genügend Beftellungen sufammentommen) etwa NM. 22.—, 


ez F 


| Die 4, Muflage diejes ungewöhnlid) günftig aufgenommenen Kurztommentars hält die bewährte äußere Geftalt bei. An neuen 
| feġen find außer dem SHiffsrehtegefeg die LobnpfändungsBO, die mehrfachen Neuregelungen auf dem Gebiete des 
| Nrbeitsrechte und Die Einführung des Ehegefeges in den neuen Gebieten berüdlichtigt. Bei Schrifttum und Redtipredung 
| find bejonders Ergänzungen und Zuläge zum Scadenerjaß-, Zins, Arbeits-, Gefellichafts», Ariegswirtichaftsrecht, zu 
| T Heute fehr bedeutjamen Haftung der Soldaten und 3U den Fragen der unzuläjjigen Reditsausübung hervorzuheben, 


BAUMBACH 
| Kueztommentar zur Sivilpeozehordnung 


mit Gerichtsverfaffungsgefet, Lohnpfändungsverordrung, Kriegs- und Nebengefehen 
16., durdgejehene und ergänzte Auflage. 93.—96. Taufend 


= A e AN W 
02 1600 Seiten Tafhenformat. Dünndrudpapier, Leinenband etwa RM. 18.--, Vorzugspreis für vie Suftizbehörden 
seiten Zafchenf (nur wenn genügend Beltellungen eingehen) etwa RM. 14,40. 


4 


Die 16 uflage bringt an wichtigen Neuerungen die Erläuterung der Lohnpfändungsverordiung, der Zuftellungsver: 

Mdnung gi I. 1, er und ber Durhfäßrungsperorimu. zum Schiffsrechtegefeh. Sie enthält ferner die zur ZPO er 

Angenen Kriegsvorfhriften, foweit fie nod gelten, Alle diefe Vorichriften find in IPO und GVG da wiedergegeben, 

o fie bingebören, fodah der Praftifer alles Ichnell überjehen tann, Jm übrigen ift das ganze Wert durdhgejehen und 
aufs laufende gebracht jowie vielfa®h nod) überfichtliher geordnet, 


e, 9. Bed'idhe Berlassbuhhandlung München und Berlin 


Lebensunterhalt unter Bezahlung ihres ge- 
wöhnlichen Preises nicht als ein Vermögens- 
vorteil i. S. des $ 268 StGB. angesehen wer- 
den, da diese Bestimmung das Streben nach 
Vermögensgewinn voraussetzt. RG.: DR. 
1941, 1286 Nr. 6 


$ 359 StGB. Zur Frage der Beamteneigen- 
schaft einer Straßenbahnschaffnerin. RG.: 
DR. 1941, 1286 Nr.7 

Fahrlässige Unterlassungsstraftaten als 
Dauervergehen. Beginn der Verjährung und 
Anwendbarkeit von Straifreiheitsgesetzen 
bei solchen Straftaten. RG.: DR. 1941, 1287 
Nr. 8 


§ 11 DevG. 1935 (§ 15 DevG. 1938); § 223 
StPO. 

Unter „Aushändigen" von Zahlungsmit- 
teln ist ihre körperliche Übergabe zu ver- 
stehen. Sie kann entweder unmittelbar oder 
durch Vermittlung eines Dritten vor sich 
gehen, wobei dieser als gutgläubiges Werk- 
zeug, aber auch als straibarer Teilnehmer 
mitwirken kann. 

Zu den Voraussetzungen für die kommis- 
sarische Vernehmung eines Zeugen, der zur 
Wehrmacht einberufen ist. RG.: DR. 1941, 
1287 Nr. 9 


$8 3, 10 Abs. 1 Ziff. 1 OpiumG.; § 2 StGB. 
Ein morphiumsüchtiger Arzt, der Betäu- 
bungsmittel ohne Erlaubnis selbst ver- 
braucht, ist auch dann strafbar, wenn er das 
Mittel auf Grund eines erlaubten Erwerbes 
im Besitz hat. Eine solche mißbräuchliche 
Verwendung eines Betäubungsmittels ver- 
dient nach dem Grundgedanken des OpiumG, 
und nach gesundem Volksempfinden Bestra- 
fung. LG. Dresden: DR. 1941, 1288 Nr. 10 

8 37 ZustVO.; § 153 Abs. 3 StPO. Der Be- 
schluß, durch den das Gericht das Verfah- 
ren mit Zustimmung der Staatsanwaltschaft 
nach $ 153 Abs.3 StPO. einstellt, weil die 
Schuld des Täters gering und die Folgen 
der Tat unbedeutend sind, schließt zwar das 
Vertahren förmlich ab; dies genügt aber 
nicht, um die Zulassung der Nichtigkeits- 
beschwerde zu rechtfertigen. 

Der nach $ 153 Abs.3 StPO. ergangene 
Einstellungsbeschluß verbraucht die Straf- 
klage dann nicht, wenn und soweit die den 
Gegenstand der Anklage bildende Tat nicht 
(oder nicht nur) den Tatbestand eines Ver- 
gehens, sondern lediglich (oder zugleich) 
den eines Verbrechens erfüllt. RG.: DR. 1941, 
1289 Nr. 11 (Mittelbach) 

88 06c und 66e StPO. Der mit der neuen 
Fassung des § 66e StPO. aufgestellte Grund- 
satz gilt auch für die sachlich-rechtliche Be- 
urteilung i. S. § 155 Nr.1 StGB. und eben- 
falls im Rahmen des § 484 ZPO. RG.: DR. 
1941, 1290 Nr. 12 (Bockelmann) 

88 209, 210a und b ÖstStG. 

Von einer besonderen Arglist kann nur 
dann gesprochen werden, wenn der Täter 
die falsche Beschuldigung mit besonderer 
Verschlagenheit auf eine solche Art vor- 
bringt, daß sich der Beschädigte nur schwer 
dagegen wehren kann. 2 

Unter „größerer Gefahr“ i. S. § 210b 
ÖstStG, kann nur eine solche verstanden 
werden, die sowohl hinsichtlich der Größe 
der drohenden Nachteile über das Maß hin- 
ausgeht, als auch den wirklichen Eintritt 
dieser besonders schweren Nachteile in 
hohem Grad wahrscheinlich macht. RG.: DR. 
1941, 1292 Nr. 13 


Zivilrecht 


Bürgerliches Gesetzbuch 


§ 242 BGB. Eine Partei, die sich im Jahre 
1937 in einer vergleichsweisen Wettbewerbs- 
regelung verpflichtet hat, ihre Erzeugnisse 
während einer bestimmten Zeit (bis 1943) 
nur außerhalb Deutschlands abzusetzen, 


z 


d 


kann dem Begehren der anderen Partei, nach 
Angliederung der Ostmark und des Sudeten- 
gaues die Lieferung ihrer Erzeugnisse auch 
in diese Gebiete zu unterlassen, wegen Ver- 
änderung der Geschäftsgrundlage mit dem 
Einwand der unzulässigen Rechtswahrneh- 
mung entgegentreten. RG.: DR. 1941, 1293 
Nr. 14 


§§ 242, 226, 826 BGB. Soweit es sich um 
die Unzulässigkeit der Rechtsausübung 
durch eine Ehefrau aus einem mit Mitteln 
des schuldenden Ehemanns (Wechselmit- 
schuldners) erfolgten Erwerb von vollstreck- 
baren Titeln handelt, kann dem Erwerb mit 
Mitteln des Ehemannes der Erwerb mit sol- 
chen Mitteln, die von ihm in anfechtbarer 
Weise erlangt sind, gleichgeachtet werden. 
RG.: DR. 1941, 1294 Nr. 15 


§ 812 BGB.; $$ 352, 353 HGB. Ein An- 
spruch aus ungerechtiertigter Bereicherung 
unter Kaufleuten ist nicht nach 88 352, 353 
HGB. mit 5% zu verzinsen, denn das nach 
diesen Vorschriften vorausgesetzte beider- 
seitige Handelsgeschäft muß den Rechts- 
grund des Anspruchs bilden, was für den 
Bereicherungsanspruch nicht zutrifft. RG.: 
DR. 1941, 1294 Nr. 16 


§ 823 BGB. Ob und inwieweit bei einer 
Begehung von nur gelegentlich betretenen 
Räumen, wie Transformatorenzellen, Maß- 
nahmen zur Verhütung von Unfällen getrof- 
fen werden müssen und in welchem Umfange 
demzufolge bei einem Unfall eine Haftpflicht 
besteht, kann nur im Einzelialle danach ent- 
schieden werden, ob dem Verunglückten 
gegenüber nach der besonderen Sachlage 
die nötige Sorgfalt außer acht gelassen wor- 
den ist. RG.: DR. 1941, 1294 Nr. 17 


8 839 BGB.; Art. 131 WeimVerf. Das Feuer- 
löschwesen gehört schon in seiner Allge- 
meinheit zum Aufgabenbereich der Polizei 
und fällt in den Rahmen der Ausübung öf- 
fentlicher Gewalt. Die Fahrt eines Kreis- 
feuerwehrführers mit dem Kraftfahrzeug zur 
Provinzialhauptstadt, die der Vorbereitung 
eines in Aussicht genommenen Provinzial- 
feuerwehrtages dienen soll, liegt im Rahmen 
dieses Öffentlich-rechtlichen Aufgabenberei- 
ches. RG.: DR. 1941, 1294 Nr. 18 


§ 839 BGB.; Art.131 WeimVerf.; Fürs- 
PIVO, v. 13. Febr. 1924; Ges. über Klein- 
rentnerhilfe v. 5. Juli 1934; VO. zur Verein- 
fachung des Fürsorgerechts v. 7. Okt. 1939, 
Die Bindung der ordentlichen Gerichte an 
Entscheidungen im Einspruchs- und Be- 
schwerdeverfahren nach 85 VO. zur Verein- 
fachung des Fürsorgerechts schließt Scha- 
densersatzansprüche wegen Amitspilichtver- 
letzung bei der Durchführung der FürsPil- 
VO. und des KleinrentnerG. nicht aus. 
Die Voraussetzungen für die Gewährung 
von Leistungen nach dem Ges. über Klein- 
rentnierhilfe müssen von dem darauf An- 
spruch Erhebenden nicht nach Art des bür- 
gerlich-rechtlichen Streitverfahrens bewie- 
sen werden, sondern sie müssen von der zu- 
ständigen Behörde von Amts wegen er- 
forscht werden. RG.: DR. 1941, 1296 Nr. 19 


§ 847 BGB. Eine Nachprüfung der Be- 
messung eines Schmerzensgeldes ist in der 
RevInst. nur nach der Richtung hin möglich, 
ob die Bemessung des Schmerzensgeldes 
durch einen Rechtsirrtum beeinllußt war. 

Die Vermögensverhältnisse der Parteien 
sind keineswegs allein für die Bemessung 
des Schmerzensgeldes entscheidend, sondern 
nur neben den sonstigen, hierfür wesent- 
lichen Umständen, unter denen an erster 
Stelle die Auswirkungen auf den Körper, 
das Gefühl und das Gemüt des Beschädigten 
stehen. RG.: DR. 1941, 1298 Nr. 20 


nr 


ş 


Er - das, s P litte rb -i den de” 


ıcherheit 


a -— 


AA AA 


Handelsrecht 


gleichbleibenden Verhältnis an 
Verlust der Gesellschaft beteiligt 
wo außerdem auch die Einlagen und 
Kapitalkonto gebuchten Entnahmen i d 
dem gleichen Verhältnis gehalten W al 
steht nichts im Wege, auch die D ige 
anteile ohne Rücksicht auf ihren Si ee 
Betrag als in diesem festen Verhäl sehe: 
hend und durch dieses bestimmt anz 
RG.: DR. 1941, 1299 Nr. 21 

§§ 155, 161 HGB.; $ 738 BGB. D 


ngsgut 
un ern 


> 


scheiden eines Kommanditisten oha iung 
des Überschusses über die vs nnvert 
Für die Feststellung des A 
soweit erforderlich im Wege der 
silberung der einzelnen Vermo 
tung des Gesellschaftsvermögens ürde, RG! 
88 47, 48, 51 GmbHG; $ 138 BOB 
GmbH. kann je nach der Art und oder jede” 
Eine unbedingte Nichtigkeit MU. 
guten Sitten verstößt. Die Interessenlaft 
Wer die Gesellschafter arm & ingt 
(Abbestellung) braucht nicht etzlich 
geschrieben ist. Aus Gründen 
Abbestellung erforderlich. Eine Hyafter 
nich 
fenen gleichzustellen. RG.: D 1 
kung bei einer Anmeldung ber 


einandersetzung führt zu eine ji 

und die Einlagen nach dem 

habens eines ausscheidenden G 

zu ermitteln. Dabei ist nicht der, 

stände ergibt, sondern der Erl0% 

äußerung im ganzen ergeben 
Ein gegen das Gesetz  oßender A 

des Verstoßes unbedingt nichtig, 

BGB, liegt grundsätzlich nur VO‘, 

insofern im wesentlichen die gle 

8 51 GmbHG. berufen hat, N urückn 

der Form zu erfolgen, die ges 

sicherheit ist jedoch eine ausdr A 

Rücknahme stattfindende Gesê! tr 

Nr. 23 

lichen Vorstandsınitglieder! 2 


inalichkei 
ewinmV 
lungsschlüssel. 
ist der Wert des Gesellschafts 
meint, der sich bei einer allgeme! 
bei einer möglichst vorteilhaltel re 
DR. 1941, 1301 Nr. 22 (Barz) 
schluß einer Gesellschafterversanmnllhh, yng 
lich durch Klage anfechtbar seim. 
Beschluß durch seinen Inhalt Brne 
der Aktiengesellschaft. versammlun, ws | 
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durch die Satzung für die Einbe 
jedenfalls aber eindeutige Erklärung solché | 
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88 35, 157 GenG. Unter den zu 
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die sich im Heeresdienst be # 
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Dr. jur. Günther Rust 


Aufbau 
und Verfall des 
spanischen 
Staates 


Ein Beitrag zur Erkenntnis 
der Ursachen des spani- 
schen Bürgerkrieges 


i Historisch -systematische Gesetzessammlung mit 
| Einführungen, Erläuterungen, zahlreichen Ver- 
| weisungen und Schrifttumsangaben 

nach dem Stande vom 16. April 1941 


bearbeitet von 


Dr. Helfried Pfeifer 


Universitätsprofessor und Studienleiter 
der Verwaltungsakademie Wien 


Oktav, XL u. 720 S., in Ganzleinen geb. RM 15.— 


der gepflegten Frau darf niemals 
durch quälende Kopfschmerzen, 
Leib- oder Rückenschmerzen 
beeinträchtigt werden. Daher 
nehmen Sie bei auftretenden 
Schmerzen eine Herbin»Stodin« 
Tablette, weiche ja so überaus 
wirksam ist, das Uebel an der 
Wurzel packt und die Ursachen 
schmerzhafter Störungen ertolg- 
reich bekämpft. Am besten Sle 
verlangen in der Apotheke ein. 
fach Webers Tablette gegen 
Schmerzen, denn diese brinat 
die gewünschte Erteichteruna, 
Achten Sie aber Immer aut das 
H im Dreieck. 


Das Buch behandelt die dreijährige verfassungsrechtliche 
Und verwaltungsorganisatorische Entwicklung der 
Ostmark vonder Wiedervereinigungbiszur 
3 Gegenwart. 

Bs entspricht einem dringenden Bedürfnis der 
tudierenden und Praktiker und wird auch allen 
€chtswahrern ein unerläßlicher Behelf sein! 


Umfang 125 Seiten 
Preis kart. RM 4.50, geb. RM 5.70 
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Band 2 Jugendftrafrecht und Hitler-Jugend 


Von Dr. jur. Gerhard Klemer 


Das Werk behandelt Stellung und Aufgaben der Hitler-Jugend in der Jugendstrafrechtspflege. Es geht aus von Wesen und 
Grundlagen des Erziehungswerkes der HJ einerseits und der Reform des Jugendstrafrechts andererseits. Sodann gibt es 
einen Überblick über den Einsatz der HI auf dem Gebiete des Jugendstrafrechts, über die Ausgestaltung der neuartigen 
Rechtsschulung der HJ sowie ihrer Disziplinargerichtsbarkeit und über den günstigen Einfluß der HJ-Zugehörigkeit auf die 
Jugendkriminalität. Dieser Überblick wird allen Jugend- und Vormundschaftsrichtern, Jugendstaatsanwälten, Jugendämtert 
und sonstigen beteiligten Stellen willkommen sein. — Das Buch geht aber auch auf alle für die Neugestaltung in Betrach 
kommenden Fragen ein, insbesondere auf die Durchführung der Strafen, Zuchtmittel und Erziehungsmaßnahmen, sowie ie 
Ausgestaltung von Jugendstrafverfahren und Gerichtsverfassung. Es zeigt dabei stets die Gesichtspunkte auf, die aus Stellung 
und Aufgaben der HJ herzuleiten sind, und bringt Vorschläge zu der Frage, ob und wie weit die HJ an den einzelnen 
Maßnahmen, am Verfahren und an der Gerichtsverfassung zu beteiligen ist. — Umfang: 110 Seiten, Preis RM. 5.10 


saas Die Erziehungsbeihilfe im £ehruerhältnis 


Von Dr. jur. Siegfried Brieger 


Diese Arbeit wertet erstmalig die Ergebnisse sämtlicher Tarifordnungen bis Ende 1940 aus, die sich überhaupt mit der Er- 
ziehungsbeihilfe — dieser neuartigen durch den Berufserziehungsgedanken begründeten Form der Lehrlingsvergütung — 
beschäftigen. Gleichzeitig ist die Rechtsprechung zu dieser Frage in erschöpfender Weise berücksichtigt. Nach Klarstellung 
des Wesens der Erziehungsbeihilfe werden zahlreiche praktische Einzelfragen erörtert: Entstehung und Beendigung des AN- 
spruchs auf Erziehungsbeihilfe, Formen und Methoden ihrer Berechnung, zulässige und unzulässige Abzüge, Voraussetzungen 
und Höhe etwaiger Zuschläge, Mehraärbeitsvergütung usw. Das Buch vermittelt so ein vollständiges Bild von den Rechts- 
fragen der Erziehungsbeihilfe, deren Kenntnis für die Praxis, insbesondere die Betriebe, die mit dem Jugendarbeitsrecht be- 
faßten Dienststellen der DAF, der HJ und der staatlichen Arbeitsverwaltung sowie für die Arbeitsgerichte unerläßlich 15% 
Darüber hinaus ist es ein wertvoller Ratgeber für alle Stellen und Organisationen, die sich mit der künftigen gesetzliche 
und tariflichen Gestaltung der Erziehungsbeihilfe befassen. — Umfang: 78 Seiten, Preis RM. 4.20 
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Das Budh) ift wichtig für Rechtsanwälte und Richter 


Beftellungen übernehmen alle Buchhandlungen und der Berlag 


W. Miocjer Buchhandlung - «eipzio C1 


Von aktueller Bedeutung! 
Dr. Edmund Duckwitz 


Der fehlerhafte militärifche Derwaltungsakt 


Die drei Hauptarten fehlerhafter militärischer Verwaltungsakte, der fehler- 


haste Einstellungsakt, der fehlerhafte Entlassungsakt und der fehlerhafte 


“förderungsakt werden eingehend rechtlich gewürdigt. Bei der Behandlung 
s fehlerhaften Einstellungsaktes ist sowohl der Einstellung der Nichtwehr- 
Piichtigen wie der Wehrpflichtigen gedacht, was zugleich eine Stellung- 
talme zu den Fragen des Bestehens einer Wehrpflicht überhaupt und der 
rechtlichen Beurteilung der Wehrpflicht bedeutet. Wenn der Verfasser auch 
Eigene Wege geht, um zu versuchen, die militärischen Belange der Wehr- 
machi nut den wehrrechtlichen Problemen in Einklang zu bringen, ordnet 
er doch die Untersuchung in den allgemeinen Rahmen der Lehre vom fehler- 
haften Verwaltungsakt ein, wobei insbesondere lehrreiche Parallelen zum 
echi des Deutschen Beanılen, des Arbeitsdienstes und auch’zum Partei- 
recht gezogen werden. Durch die umfassende Behandlung des Stoffes und 
die kritische Stellungnahme zu der gesamten einschlägigen wehrrechtlichen 

eratur dürfte die vorliegende Schrift einen wertvollen Beitrag für den, 
der sich mit den Problemen des Wehrrechtes beschäftigt, darstellen. 


VII, 82 Seiten — RM. 360. 
Konrad Triltsch Verlag Würzburg 


Führungszeugnis und polizeiliche Liste 


Handbuch für die Bearbeitung 

aller sich aus dem RdErl. vom 27. 5. 1940 u. vom 3.6. 1940 
ergebenden Fragen nebst Erläuterung der im Zusammen- 
hang damit stehenden Bestimmungen 


von 


ERNST SCHLICHT 


Amtsrat im Reichsministerium des Innern 


In Leinen gebunden, Umfang 140 Seiten 
Preis RM. 3.60 


Aus den umfangreichen Besprechungen: 


(RMBIi V. 1941, Seite 340 aa) . . . „Dem Buch, 
das aus der Praxis für die Praxis geschrieben ist, 
ist eine weite Verbreitung zu wünschen.“ 


Deutscher Gemeindeverlag GmbH., BerlinNW7 


Der Preußifche Landrat 


(Oberbürgermeifter) 


als Preisbehörde für Mieten 


6efee, Derordnungen und Erlaffe mit Anmerkungen 
und Derweifungen 
von Dr. habil. Hans Joachim Mette 


Dieses Buch schließt eine wirklich fühlbare Lücke im deutschen 
Rechtsschrifttum. Alten, die so oder so iber das geltende Mietpreis- 
recht Bescheid wissen müssen, bietet die vorliegende Gesetzes- 
Sammlung von Mette ein praktisches und handliches Kompendium 
des geltenden Mietpreisrechts, wie bisher noch keines vorgelegen 
hat, Der gesamte aus Gesetzen, Verordnungen, ‚Erlassen, grund- 
sätzlichen Entscheidungen usw. bestehende Stoff in drei Teilen 


I. Allgemeines Mietrecht, - i 
Il. An die Preisbehörde für Mieten sich wendendes Mietrecht, 


In. Kriegsbestimmungen 


ist sinnvoll geordnet und durch Verweisungen so geschickt unterein- 
ander verbunden, daß das Übersehen irgendeiner Vorschrift oder 
Richtlinie schlechthin ausgeschlossen ist. Die Sammlung ist ein 
einzigartiges Zeugnis für die Entwicklung, die das deutsche Miet- 
(und Pacht-) Recht im Laufe der letzten 4 Jahre genommen hat. Das 
Buch ist für den an der Praxis des Mietrechts Beteiligten, sei 
es als Behörde, sei es als Betroffener, schlechterdings unentbehrlich, 
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WOLTZ, 
Kriminalbeamter a. D. (pens.}u. Sohn 
BERLIN W 9, Columbushaus, 
Potsdamer Platz, Fernspr.: 22 31 30 
Nachtruf: 484468 u. 307080 


Kottbusser Tor). 
Fernruf: 61 33 91. 


Berlin W8 . Friedrichstraße 78 


Voranmeldung: Telefon 12 41 96 


Academia -Schreibmaschinenstube 


jur., rer. pol. sowie 
DOKTOR Diplom -Volkswirt. 
Auskunft, Rat, mündl. oder Fernvor- 
bereitung. Dr. jur. Stegmüller, 
Innsbruck, Bürgerstraße 2], part. 
Prospekte. Beste Referenzen von Per- 
sönlichkeiten aus dem Berufsleben. 


langjährige Fachkräfte 


(U-Bahn Französische Straße) 


Es gilt Anzeigen-Preisliste Nr. 2 


Dermögensuerwaltung 
in DBormundfchafts- 
und Nachlaßfachen 


Von Dr. Oskar Möhring, Rechtsanwalt in Berlin 
2. Auflage 


Das Werk gibt allen Nachlaß- und Vermögensverwaltern, 
diein Vormundschafts- und Nachlaßsachen tätig sind, eine 
Zusammenstellung der von der Rechtsprechung und der 
Praxis der Gerichte entwickelten Grundsätze. Der Ver- 
fasser, ein erfahrener Praktiker, beschränkt sich nicht 
etwa auf eine Zusammenfassung von Entscheidungen 
und Rechts- und Verwaltungsgebräuchen, sondern hebt 
alle wichtigen höchstrichterlichen Entscheidungen, gleich- 
gültig ob im positiven oder negativen Sinne, hervor und 
erläutert sie eingehend. Der Verfasser berührt ferner 
auch Fragen auf dem Gebiete des Wirtschaftsrechts, des 
Rechts der gesellschaftlichen Beteiligungen, des Devisen- 
und Steuerrechts; er weist dabei auf die Gefahrenquellen 
hin und berät in einer Weise, die geeignet ist, Schäden 
und Regresse zu verhüten. Das Werk hat sich als zu- 
verlässiger Ratgeber bewährt, da es auch dem Spezialisten 
viele interessante Fragen in neuer Beleuchtung nahebringt. 


Deutsche freiwillige Gerichtsbarkeit: ... Die anschaulichen und eindring- 
lichen Ausführungen geben dem Vermögensverwalter wie dem Gericht 
vortreffliche Andeutungen und Hinweise... In der Fülle der Neuerschei- 
nungen verdient das Buch eine besonders anerkennende Hervorhebung 
Deutsche Notarzeitschrift: ... Das Buch ist für jeden Vermögensver- 
walter von hohem Nutzen... 

Mittellungen der Reichsrechtsanwaltskammer: ... Es handelt sich um 
eine sehr gründliche und gute Zusammenstellung und Behandinng 
aller Fragen, die mit der Vermögensverwaltung zupammenhängen, 
Dabei sind die vorkommenden Fragen des Wirtschafts- und Devisen. 
rechts mib großer Sachkenntnis behandelt worden. 


Deutsche Rechtszeitung: ... Auch der erfahrene Praktiker wird ein 
folches Handbuch des gesamten Rechts der Vermögensverwaltung 
begrüßen... 


Deutscher Gemeindetag: ..Das vorliegende Buch, das als ein Hand. 
buch fur das gesamte Recht der Vermögensverwaltung in Vormund- 
schafts- und Nachlaßsachen bezeichnet werden kann... 
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Ein Jahr Reichskommissariat Norwegen 


Von Dr. Julius von Medeazza, Berlin 


Der Reichskommissar.für die besetzten norwegi- 
schen Gebiete, Oberpräsident Terboven, hat im 
Sinne des Erlasses des Führers v. 24. April 1940 
über die Ausübung der Regierungsbefugnisse in 
Norwegen in einer am 26. April 1940 veröffentlich- 
ten Proklamation es als seine Hauptaufgabe erklärt, 
die Aufrechterhaltung von Ruhe, Sicher- 
heit und Ordnung und die Sicherstellung 
eines geordneten Wirtschafts- und Kul- 
turlebens der Bevölkerung zu gewähr- 
leisten. Dieses Versprechen wurde restlos und 
durchaus erfüllt, und im Sinne dieser Proklamation 
Sind auch die Verordnungen abgefaßt, die in dem 
nun abgelaufenen Verwaltungsjahr erlassen wurden. 
Sie alle behandeln nur diese allerdings großen Auf- 
gabengebiete und beschränken sich auf diese, ohne 
in das bisherige Leben und in die alten Rechte und 
Pflichten des norwegischen Volkes stärker einzu- 
greifen als unbedingt notwendig. Der Reichskom- 
missar ist an seine Aufgabe mit dem Entschluß 
herangegangen, das Maß an Unbequemlichkeiten 
und Lasten für die Bevölkerung auf das Unvermeid- 
bare herabzudrücken. Schon die Beibehaltung der 
norwegischen Verwaltungsbehörden, die sich zur 
Mitarbeit zur Verfügung gestellt haben, sichert den 
Norwegern die Aufrechterhaltung ihres alten Kultur- 
gutes. Dem Ernste der Zeit entsprechend ist das 
Einjahrjubiläum der deutschen Verwaltung in Nor- 
wegen ohne rauschende Feste vorübergegangen, 
dafür mag es erlaubt sein, einen kurzen Überblick 
über die deutsche Verwaltungstätigkeit und ihre 
Auswirkungen und Aufgaben in politischer, wirt- 
Schaftlicher und kultureller Beziehung zu geben. 

Zur Erfüllung seiner Aufgaben hat der Reichs- 
kommissar zunächst Sachbearbeiter berufen und 
einen entsprechend der Aufgabenstellung geglieder- 
ten Verwaltungskörper gebildet, der mit den nor- 
wegischen Stellen auf allen Gebieten zusammen 
arbeitet. Er hat ferner Gebietskommissariate 
und Außenstellen seiner Behörde (Bergen, 
Trondheim, Harstadt, Hammerfiest und 
Kirkines) errichtet, deren Aufgabe und Aufbau 
Sinngemäß dem des Reichskommissariats entspre- 
chen, dessen Unterbau und örtliche Verwaltungs- 
körper sie bilden. 


Die norwegische Spitze der Landesverwaltung 
bildete der Verwaltungsausschuß, der seine 
Entstehung einem Beschluß des Höchsten Gerichts 
verdankte. Der Verwaltungsausschuß hatte die Auf- 
gabe, nach der Flucht der früheren norwegischen 
Machthaber für die Inganghaltung der Staatsverwal- 
tung zu sorgen. Der Reichskommissar hatte den 
Verwaltungsausschuß von vornherein anerkannt und 
ihm tatsächlich die Verwaltung in weitestem Um- 
fange überlassen. 

Der Verwaltungsausschuß war nur eine vorüber- 
gehende Einrichtung. Mit der Einsetzung der kom- 
missarischen Staatsräte am 25. Sept. 1940 hat 
seine Tätigkeit ein Ende gefunden. Den Staatsräten 
obliegt die Führung der einzelnen Ministerien, für 
deren ordnungsmäßige Verwaltung sie dem Reichs- 
kommissar verantwortlich sind. Diese Staatsräte 
sind befugt, in ihrem Geschäftsbereich alle er- 
forderlichen Verwaltungsentscheidungen zu treffen; 
ihre Zuständigkeit erstreckt sich auch auf die Ver- 
waltungsentscheidungen, die bisher dem König, dem 
Staatsrat oder dem Storting vorbehalten waren. Sie 
können im Rahmen ihres Geschäftsbereiches durch 
Verordnung Recht setzen, bestehende Gesetze ab- 
ändern, ergänzen oder aufheben. Wenn von den 
Vorschriften des Grundgesetzes abgewichen werden 
soll, bedürfen die Verfügungen der Staatsräte der 
Zustimmung durch den Reichskommissar. Jeder 
Staatsrat ist weiter ermächtigt, in seinem Geschäfts- 
bereich mit Zustimmung des Staatsrates für Finanz- 
wesen Beamte zu ernennen, wobei die Bestellung 
von Behördenleitern und höheren Beamten der 
Ministerien der Zustimmung durch den Reichskom- 
missar bedarf. Die Unabhängigkeit der Gerichte 
wird durch die Einsetzung der Staatsräte nicht be- 
rührt und die Ausübung des Gnadenrechtes wird 
vom kommissarischen Staatsrat für Justizwesen be- 
sorgt. Diese Verordnung v. 28. Sept. 1940, die 
gegenüber der bisherigen Gewaltenteilung zwischen 
König, Regierung, Storting und Gericht eine starke 
Zentralisierung der ausübenden Gewalt 
in der Hand eines Mannes bringt, der als kommis- 
sarischer Staatsrat für seinen Arbeitsbereich die 
volle Verantwortung trägt, trat mit dem Tage der 
Veröffentlichung in Kraft. 
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Mit einem am 2. Okt. 1940 ergangenen Erlaß des 
Reichskommissars wurde das Sekretariat des Staats- 
rates dem Innendepartement angegliedert und die 
Abwicklungsaufgaben des Verteidigungsministeriums 
einschließlich der Versorgungsangelegenheiten und 
des Heeresarchivs dem Innendepartement übertra- 
gen. Die Erledigung der Restaufgaben des Aus- 
wärtigen Amtes mit Ausnahme der handelspoliti- 
schen Agenden wurde ebenfalls dem Innendeparte- 
ment zugewiesen, während das Departement für 
Handel, Handwerk, Industrie und Fischerei die 
handelspolitischen Angelegenheiten übernahm, die 
Schiffahrtsangelegenheiten das Schiffahrtsdeparte- 
ment, die Presseagenden wurden dem Departement 
für Volksaufklärung und Kultur zugeteilt. 

Im Zusammenhang mit den Aufgaben der Ver- 
waltung wurden auch beamtenrechtliche Ver- 
fügungen getroffen und in einer Verordnung vom 
4. Okt. 1940 erlassen. Nach dieser am Tage der Ver- 
kündung in Kraft getretenen Verordnung können 
innerhalb von sechs Monaten nach dem Inkrafttreten 
Beamte, die nach ihrer politischen Haltung nicht die 
Gewähr dafür bieten, daß sie mit ganzer Kraft an 
der politischen Neuordnung mitarbeiten, aus dem 
Dienst entlassen werden. Auch können Beamte in 
ein anderes Amt oder in einen anderen Ort versetzt 
werden, wenn es zur Durchführung der politischen 
Neuordnung im Interesse des Dienstes erforderlich 
ist, wobei die neue Stelle nach ihrer Art und nach 
dem Diensteinkommen, das mit dieser Stelle ver- 
bunden ist, der bisherigen Stelle entsprechen soll. 
Diese Maßnahmen, die die Beamten aller Gattungen 
umfassen, werden von den geschäftsmäßig zu- 
ständigen Staatsräten vollzogen. Die Bezüge der 
entlassenen Beamten werden nach dieser Verord- 
nung vom Staatsrat für das Finanzwesen geregelt. 

Die zeitlich ersten Verordnungen und Maßnahmen 
des Reichskommissars mußten sich erklärlicherweise 
mit der Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung 
befassen. 

Vor allem sei eine einerseits in das Wirtschafts- 
leben eingreifende, andererseits aber auch der öffent- 
lichen Sicherheit dienende Verordnung erwähnt, 
nämlich die am 17. Aug. 1940 erlassene und an die- 
sem Tage auch in Kraft getretene Verfügung über 
die Behandlung des feindlichen Vermö- 
Sens. Sie zerfällt in acht Abschnitte, von denen der 
erste die Begriffe feindliche Staaten, Feinde und 
feindliches Vermögen umschreibt, der zweite un- 
mittelbar und mittelbar zu leistende Zahlungen an 
Feinde verbietet, während der dritte Abschnitt sich 
mit der Anmeldung feindlichen Vermögens befaßt. 
Die anderen Abschnitte enthalten die Verfügungs- 
beschränkungen und deren Ausnahmen, die Ein- 
setzung von Verwaltern, das Verfahren über deren 
Einsetzung und deren rechtliche Stellung, Vergütung 
und Aufhebung ihrer Befugnisse sowie die Sonder- 
behandlung des niederländischen, belgischen und 
luxemburgischen Vermögens und die Strafbestim- 
mungen. 

Der zweite in das Wirtschaftsleben des Schiff- 
fahrtslandes Norwegen eingreifende Erlaß des 
Reichskommissars bringt Bestimmungen über das 
Auslaufen norwegischer Schiffe und Fahr- 
zeuge aus norwegischen Häfen, Küsten- und Ho- 
heitsgewässern. Nach dieser Verordnung bedürfen 
norwegische Handelsschiffe oder Fischereifahrzeuge, 
Sport-, Segel- und sonstige Wasserfahrzeuge zum 
Auslaufen aus einem norwegischen Hafen der Ge- 
nehmigung. Sport-, Segel- und anderen Wasserfahr- 
zeugen ist das Verlassen der norwegischen Hoheits- 
gewässer von drei Seemeilen oder soweit durch die 
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zuständige deutsche Marinedienststelle engere Gren- 
zen gezogen sind, das Überschreiten dieser Grenzen 
verboten. Mit dieser teils wirtschaftlichen teils 
Sicherheitsinteressen dienenden Verordnung ist der 
Übergang zu jenen Verordnungen geschaffen, die 
ausschließlich der Aufrechterhaltung der Sicherung 
des Landes und Volkes zugute kommen. 

Neben den weiterbestehenden norwegischen Straf- 
gerichten wurde mit Verordnung v. 27. Aug. 1940 
„über das Verfahren vor dem deutschen Ge- 
richtshof‘ der Sitz des deutschen Gerichtes in 
Oslo angeordnet. Der Vorsitzende und die Beisitzer 
des deutschen Gerichtshofes unterstehen der un- 
mittelbaren Dienstaufsicht des Reichskommissars. 
Der deutsche Gerichtshof ist für Straftaten zu- 
ständig, für die durch Verordnung des Reichs- 
kommissars ausdrücklich die Zuständigkeit des 
deutschen Gerichtshofes begründet ist. Durch die 
Zuständigkeit des deutschen Gerichtshofes ist selbst- 
redend ein Verfahren vor den norwegischen Straf- 
gerichten ausgeschlossen. Der deutsche Gerichtshof 
entscheidet nach deutschen Strafrechtsgrundsätzen, 
er kann jedoch im Laufe des Verfahrens über 
Rechtsfälle, die nach norwegischen Gesetzen zu 
beurteilen sind, gutachtliche Äußerungen einholen. 
Die Entscheidungen des deutschen Gerichtshofes 
sind endgültig, der Anklagevertreter kann gegen 
den Spruch des Vorsitzenden die Entscheidung des 
Gerichtes anrufen. Vor dem deutschen Gerichtshot 
können alle im Deutschen Reich und alle in Nor- 
wegen zugelassenen Rechtsanwälte auftreten. Die 
vom deutschen Gerichtshof ausgesprochenen Ein- 
ziehungen erfolgen zugunsten des Reiches. Die nor- 
wegischen Strafverfolgungsbehörden und Gerichte 
sind verpflichtet, Ersuchen des deutschen Gerichts- 
hofes oder Anklagevertreters um Rechtshilfe zu ent- 
sprechen und bei Gefahr im Verzuge nach den für 
sie geltenden Verfahrensvorschriften alle Hand- 
lungen zur Aufklärung des Sachverhaltes, zur Fest- 
stellung und Festhaltung des Beschuldigten oder 
zur Beweissicherung dienenden Vorkehrungen 
durchzuführen. Eine ebenfalls ausschließlich der 
Sicherstellung von Ruhe und Ordnung dienende 
Verordnung v. 2.Sept. 1940 befaßt sich mit Bestim- 
mungen über den Besitz und die Ablieferung von 
Schuß-, Stoß- und Hiebwaffen. Die Verordnung trat 
mit dem Tage der Veröffentlichung in Kraft und 
hob gleichzeitig alle bisherigen, in den besetzten 
norwegischen Gebieten ergangenen Anordnungen 
über den Besitz und das Tragen von Waffen auf. 
Nach dieser Verordnung waren — von aufgezählten 
Sonderfällen abgesehen — alle in Norwegen befind- 
lichen Waffen, Waffenteile und Munition binnen 
10 Tagen nach Verkündung der Verordnung an den 
für den Wohnsitz oder Aufenthaltsort des Abliefe- 
rungspflichtigen zuständigen Lensmann oder Polizel- 
meister abzugeben und dabei die von den norwegl- 
schen Behörden ausgestellten Waffenscheine zu 
hinterlegen. Unter anderem enthält diese Verord- 
nung auch eine Bestimmung, nach der alle von den 
zuständigen norwegischen Behörden vor der Ver- 
öffentlichung der Waffenordnung ausgestellten 
Scheine und Genehmigungen einen Monat nach 
dem Inkrafttreten der Verordnung ihre Gültigkeit 
verlieren und nur mit Zustimmung der deutschen 
Behörden erneuert werden dürfen. 

Mit Ausnahme der „Nasjonal Samling“ und 
ihrer Unterorganisationen wurden alle politischen 
Parteien mit der Verordnung v. 25. Sept. 1940 auf- 
gelöst und zur Liquidation ihrer Vermögen vom 
Reichskommissar Reichstreuhänder bestellt. Die Ent- 
scheidung darüber, welche Organisationen als poli- 
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tisch anzusehen sind, wurde mit dieser Verordnung 
dem Reichskommissar überantwortet. Auch die 
Freimaurerlogen wurden aufgelöst. In Nor- 
wegen hat die Freimaurerei wie in allen nordischen 
Staaten schon seit Mitte des 18. Jahrhunderts eine 
wichtige Rolle gespielt. Wenn sie auch durch die 
1756 eingeführte „schwedische Lehrart“, die dort 
bis zum Ende des 19, Jahrhunderts die einzige blieb, 
sich in der äußeren Form von dem Logenbetrieb 
vor allem der westlichen Demokratien unterschied, 
so konnte diese Tarnung „germanischer“ Art den 
Kenner doch nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
hinter der angeblichen nationalen Zuverlässigkeit 
die gleichen Prinzipien und das gleiche Ziel stand 
wie überall in der Welt. 

Eine wichtige politische Maßnahme ist in dem 
Verbot jeder Betätigung zugunsten des norwegi- 
schen Königshauses zu erblicken, die am 21. Okt. 
1940 erlassen wurde und mit diesem Tage auch in 
Kraft trat. Nach dieser Verfügung wird jeder, der 
es unternimmt, zugunsten des norwegischen Königs- 
hauses oder eines seiner Mitglieder in Wort, Bild 
oder Schrift oder in sonstiger Weise zu werben, 
mit Zuchthaus bis zu drei Jahren oder mit Gefäng- 
nis bestraft, daneben kann auch auf eine Geldstrafe 
erkannt werden. 

Zur Durchführung des Strafverfahrens nach der 
Verordnung über das Verbot der politischen Par- 
teien und zur Betätigung zugunsten des norwegi- 
schen Königshauses wurde mit Verordnung vom 
25. Okt. 1940 ein Sondergericht (,„Volksgerichts- 
hof‘) mit dem Sitz in Oslo eingesetzt. Es hat in der 
Besetzung mit einem Vorsitzenden und zwei Bei- 
sitzern zu entscheiden. Der Vorsitzende muß die Be- 
fähigung zur Ausübung des Richteramtes im „Höch- 
sten Gericht“, das dem Reichsgericht in Deutsch- 
land entspricht, besitzen und ebenso wie die zwei 
Beisitzer vom kommissarischen Staatsrat für das 
Justizwesen ernannt sein. Der kommissarische Staats- 
rat hat auch die Vorschriften über das Verfahren 
beim Sondergericht, dessen Entscheidungen end- 
gültig sind, sowie die erforderlichen Durchführungs- 
vorschriften zu erlassen, 

Eine in das Gebiet der Außenpolitik reichende 
Maßnahme beinhaltet die Verordnung zur Durch- 
führung der Verordnung über die „Abwehr der 
englischen Spionage‘. Nach dieser Verordnung ist 
es verboten, englische Staatsangehörige zu be- 
herbergen, oder ihnen durch Verabreichung von 
Kleidern, Speisen, Getränken oder Landkarten, oder 
durch das Erklären von Wegen und Beistellung von 
Verkehrsmitteln die Flucht zu ermöglichen. Im Falle 
des Aufgreifens eines englischen Staatsangehörigen 
ist die nächste Dienststelle des Reichskommissars 
oder die nächstgelegene Militärdienststelle zu ver- 
ständigen. Für die Aburteilung von Vergehen gegen 
die Verordnung sind die Wehrmachtgerichte zu- 
ständig. 

Schließlich ist noch eine Sicherheitsmaßnahme in 
diesem Zusammenhang zu erwähnen, nämlich die 
Verordnung v. 1. März 1941 über den Besitz nicht 
genehmigter Funksendeanlagen. Nach dieser Ver- 
ordnung wird der Besitz und das Versäumnis der 
Anzeige von der Kenntnis von dem Vorhandensein 
solcher Anlagen mit Gefängnis bestraft. Für die Er- 
teilung von Genehmigungen für den Besitz oder Be- 
trieb von Funkanlagen ist ausschließlich der höhere 
Wehrmachtsnachrichtenoffizier beim Armeeoberkom- 
mando Norwegen in Oslo zuständig. 

Im vorstehenden wurde versucht, in großen 
Zügen ein Bild von den wichtigsten Verwaltungs- 
maßnahmen des Reichskommissars für die besetzten 
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norwegischen Gebiete zu entwerfen und damit zu 
zeigen, daß tatsächlich nur die zur Aufrechterhal- 
tung der Sicherheit und Ordnung im Lande Nor- 
wegen unbedingtnotwendigen Maßregeln er- 
griffen wurden, die auch in keiner Weise die sonsti- 
gen wirtschaftlichen, kulturellen und landbedingten 
Gewohnten stören und damit auch keineswegs die 
Entwicklung hemmen, die das Leben eines Volkes 
ausmacht. Im folgenden soll nun erörtert werden, 
in welcher Weise sich die Betätigung des deutschen 
Organisationsgeistes und Ordnungssinnes in ver- 
waltungstechnischer, wirtschaftlicher und geistig- 
kultureller Beziehung mit Erfolg ausgewirkt hat, 
andererseits aber auch welche große Aufgaben ihrer 
Erfüllung harren. 


In verwaltungstechnischer Hinsicht ist eine durch- 
greifende Neuordnung durch die neue Kom- 
munalgsetzgebung geschaffen worden. Die Ge- 
meindeverwaltung wurde auf autoritärer Grundlage 
neu gestaltet. Nachdem durch die Auflösung der 
politischen Parteien die Gemeindeausschüsse illuso- 
risch geworden waren, wurde die Besorgung der 
Gemeindegeschäfte entsprechend dem Programm 
der Nasjonal Samling nach dem Führerprinzip auf- 
gebaut. Die Neuordnung hat allerdings nur vor- 
läufigen Charakter und wird nach der Durchbil- 
dung der Gewerbeverbände auch dem Verordneten- 
system Rechnung tragen. Fünf Hauptpunkte sind als 
Grundsätze für die Gemeindeneuordnung maß- 
gebend, und zwar: 1. Die kommunale Selbstverwal- 
tung wird beibehalten. 2. Das Verantwortlichkeits- 
prinzip ist gegeben. 3. Die Leitung der Gemeinde- 
verwaltung hat aktiv und positiv den Richtlinien 
der neuen Zeit zu enisprechen. 4. Die arbeitende 
Bevölkerung und die wichtigsten Gewerbe werden 
zur Kommunalverwaltung in verstärktem Maße 
herangezogen. 5. Durch eine Verstärkung der Macht 
der Fylkesmänner wird eine stärkere Staatskontrolle 
im Hinblick auf die Reichseinheit zur Geltung kom- 
men. Da auch die Ministerien in der Hand von 
Staatsräten sind, die meistenteils der „Nasjonal 
Samling“ angehören, ist eine enge und vertrauens- 
volle Zusammenarbeit mit den deutschen Behörden 
gewährleistet. 

In wirtschaftlicher Beziehung galt es zunächst zu 
einem einheitlichen und festen Preisgefüge zu 
gelangen, da das Jahr 1940 unter einer im ganzen 
steigenden Preistendenz stand, die teils schon vor 
dem Kriege begann. Der Großhandels- und der 
Lebenshaltungsindex zeigten T Pia dem 
Jahre 1938 im Jahre 1940 folgende Ziffern: 


Großhandelsindex 1938 Aug. 1939 März 1940 Juli 1940 Nov. 1940 
100 98,4 1303132107 1432 
Lebenshaltungsindex 100 1008 113,6 116,4 127,4 


Die durch diese Entwicklung bedingte Belastung 
der Bevölkerung muß als Kriegsfolge in Kauf ge- 
nommen, es mußte jedoch auch verhindert werden, 
daß durch Lohnerhöhungen und dadurch hervor- 
gerufene Produktionskostensteigerungen ‚die Auf- 
wärtsbewegung der Preise in endloser Reihe weiter 
entwickelt wird. Daher war zunächst zur Vermei- 
dung weiterer Produktionskostenerhöhungen eine 
Lohnsenkung erforderlich, die am 1. Juni 1940 in 
Höhe von 8-9% erfolgte. Damit in Zusammenhang 
erfolgte gleichzeitig eine Zinssenkung um etwa 
2%. In Auswirkung der letzteren konnte zum 
1. Jan. 1941 eine Mietzinssenkung von 10% vorge- 
nommen werden, die einen gewissen Ausgleich für 
die gesteigerten Lebenshaltungskosten brachte. 
Durch die Einsetzung eines Preisdirekto- 
rates am 12. Sept. 1940 ist die Preisfestsetzung zu 
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einer öffentlichen Angelegenheit geworden. Dieses 
besitzt infolge seiner überressortmäßigen Stellung 
die Machtmittel, um von einer höheren Warte aus 
eine vernünftige, ausgleichende Preispolitik vorzu- 
nehmen. Diese Preisbehörde wurde unter Einschal- 
tung der Fylkesmänner als Mittelinstanz der Preis- 
behörden und der Einbeziehung der Polizeiverwal- 
tung als Preiskontrollbehörde in drei Instanzen auf- 
gebaut. Für das Preisregulativ :sorgen das 
Preisdirektorat, die Fylkesmänner und die kom- 
munalen Kontrollbehörden, während in der Kon- 
trolle die Preisdirektoren, die Fylkesmänner und 
die Polizeimeister zu wirken haben. — Das Preis- 
direktorat ging am 13. Dez. 1940 daran, neue 
enerelle Preisbestimmungen zu erlassen. 
anach ist es verboten, höhere Preise zu fordern, 
als für dieselbe Ware am 8. April 1940 bezahlt wurde. 
Sonderregelungen ergänzen diese Bestimmung. Die 
erstmalige Preisfestsetzung für neue Waren muß 
vom Preisdirektorat genehmigt sein. Zur raschen 
Justiz für Preiswucherer wurden vom Justizdeparte- 
ment für jeden Bezirk bei den Kreis- und Stadt- 
gerichten Preisrichter ernannt, die sich nur mit die- 
sen Angelegenheiten befassen. Ein besonderes 
Reichsrevisionsgericht ist für Berufungen und Re- 
visionen der Entscheidungen der Preisrichter mit 
Sitz in Oslo errichtet worden. Das Preisdirektorat 
hat auch Bestimmungen über die Begrenzung der 
Dividendenausschüttung in Aktiengesellschaften und 
der Direktorengehälter sowie der Entschädigungen 
an Vorstandsmitglieder und andere Vertrauensmän- 
ner der Aktiengesellschaften, Genossenschaften oder 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung eingeführt. 
Die Steuerung der Einkommen aus Industrieunter- 
nehmungen entspricht den seinerzeit auch im Reich 
eingeführten Beschränkungen zur Verhinderung un- 
begründeter Produktionskostenerhöhungen. Im in- 
nigen Zusammenhang mit der Preispolitik steht die 
Handelspolitik. Die bisherige anglophile Ein- 
stellung Norwegens hat dazu geführt, daß die Inter- 
essen des eigenen Landes auf vielen Gebieten ver- 
nachlässigt wurden. Es konnte sogar festgestellt 
werden, daß bestimmte Produktionen, z. B. im Berg- 
bau, durch England auf dem Wege der Kapital- 
beteiligung künstlich gehemmt wurden. Der Reichs- 
kommissar hatte daher also nicht nur neue wirt- 
schaftliche Voraussetzungen zu schaffen, sondern 
vor allem die Irrlehre vom Segen der Weltwirtschaft 
zu beseitigen und an deren Stelle die Erkenntnis 
von der Notwendigkeit, möglichst viel zu produzie- 
ren, zu setzen, um auf diese Weise Tauschmittel 
für die fehlenden Waren zu erhalten. Da Norwegen 
nach der Aufhebung des Goldstandards und mit 
Rücksicht auf die verminderten Deviseneinnahmen 
aus der Seeschiffahrt künftig seinen Import nur 
durch einen entsprechenden Export abdecken kann, 
zumal der König auf seiner Flucht nicht vergessen 
hat, das gesamte norwegische Gold mitzunehmen, 
muß die Handelspolitik durch eine großzügige Pro- 
paganda der heimischen Erzeugnisse und Rohstoffe, 
soweit diese nicht vom Deutschen Reich aufgenom- 
men werden können, auf neue Grundlagen gestellt 
werden. Es erscheint daher notwendig, die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse Norwegens in diesem Zu- 
sammenhange ein wenig näher zu beleuchten. 

Die Landwirtschaft arbeitet in Norwegen na- 
turgemäß unter schweren Bedingungen; sie kann 
sich fast nur auf die Viehwirtschaft beschränken, 
weil der Getreideanbau auf einer verhältnismäßig 
nur kleinen Bodenfläche möglich ist, so daß 40% 
des Getreide- und Futtermittelbedarfes eingeführt 
werden müssen. Zum Schutze des inländischen Ge- 
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treidebaues wurde er unter Staatsmonopol gestellt, 
ohne gleichzeitig den Verbrauchern den Gel 
preis mehr als nötig zu verteuern. ‚Durch ws 
gehende Moorkultivierungen wird die Ackerbau 
fläche um 50000 ha vergrößert werden, wovon 
22500 ha dem Getreideanbau, 7500 ha den Wurzel- 
gewächsen und 7500 ha dem Kartoffelanbau 8° 
widmet werden sollen. Ein neuer landwirtschaft 
licher Erwerbszweig ist vom Zuckerrübenanbau Z 
erwarten, der auch künitig eingeführt werden soll. 
Man hofft von den Ernteerträgnissen 1n a 
Mühlen einen guten Syrup zu erzeugen un a 
Rübenschnitzel zu Futterzwecken zu verw a 
Großzügige Treibhausanlagen bahnen eine Br 
reichende Versorgung des Landes mit Frischge Kre 
an. Durch die Bildung von landwirtschaftlichen die 
ditgenossenschaften werden die Landwirte de 
Lage versetzt, für den Ankauf von Vieh, Me 
Saatgut und Kunstdünger die nötigen Ken aft 
aufzubringen. In Verbindung mit der Landwir -ei 
ist eine international anerkannte Pelzticr onii a 
standen, die einen wichtigen Ausfuhrartikel mi ha) 
Norwegens Reichtum an Wald (rd. 8 "Holz 
bildet die Grundlage für eine sehr produk \ 
stoff-, Zellstoff- und Papierindustrie, für ich be- 
sonders, was die Einfuhr ins Deutsche A eröffnet 
trifft, große Möglichkeiten für die Zukun boot Seir 
werden. 540.000 t feuchte Holzmasse, 100000 5 m 
denzellstoff und 120000 t Papier werden i : 
kürzlich abgeschlossenen Vertrag bereits Aber pa 
in Deutschland selbst verwendet, zum Ted ge- 
Reich nach Frankreich, Belgien und Ho 
liefert. a Holzwirtschaft 
hat das Landwirtschaftsdepartement am 15. a der 


: itun 
die pern Lei- 


i 
dwirtschafts- 


departement obliegt. Damit tritt der Staat Ait not- 
bisherigen Passivität heraus und greitt  yaldun- 
wendig, selbst in die Bewirtschaftung d® Zwanzig- 
gen ein. Das Forstdirektorat hat S a einer 
jahresplan ausgearbeitet, nach dem der A eu Forst- 
gesunden, zu höchsten Leistungen fähig - 
wirtschaft erfolgen soll. Auch der 
Rohstoffes Holz und einer gesunden 
Holzmarktes wird Rechnung getragen. 
stellung des Jagdwesens unter das Land tgepfleg- 
departement soll einen artenreichen und En neuzeit- 
ten Wildbestand gewährleisten. Einer naci u wird 
lichen Grundsätzen betriebenen Forstwittschlnn e- 
es auf diese Weise möglich sein, den jährlic er Zeit 
samtzuwachs an Holzmasse in angemes nen fm 
von 10,5 Millionen auf mindestens 15 Milio 
zu steigern. ; Ä s Nor- 
Die Fischörei hat in der Volkswirtschaft, Nge- 
wegens seit jeher eine überaus wichtige KOTE rer- 
spielt, da deren Erträge bis zu 50% En chäf- 
den. Aber nicht nur der Fischfang an sich m pe- 
tigt viele Menschen, sondern auch die von k noch 
fruchtete Konservenindustrie, deren Ausba hen‘ 
große Zukunftsmöglichkeiten zeigt. Wal-, per bis 
und Heringsfang erzielen pro Jahr Ergeba eg Mil- 
zu 1000000, eine Erwerbsquelle, die bis zu Fisch“ 
lionen Kronen im Jahr abwerfen kann. DER k 
fang bildet die Grundlage einer umfangreic ietraf, 
und Fettindustrie, die Medizinaltran, Industri 
Heringsöl sowie gehärtete Fette zu mensch. 
Genuß und zu industriellen Zwecken herstellt- 3 
selbe gilt von für Futterzwecke hergestellten land 
Mengen von Herings- und Fischmehl. Deuts 


Die Unter- 
wirtschafts“ 
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Ist in der Lage, 40%% des Heringsfanges zu über- 
nehmen,, der Rest dient der Ernährung im Lande 
selbst. 

Durch den Abschluß einer Reihe von Handels- 
und Verrechnungsabkommen, so mit ‚Schweden, 
‚Dänemark, Finnland, Griechenland, Belgien, Nieder- 
lande, Bulgarien, Schweiz und Italien ist der Han- 
delsverkehr mit anderen Staaten zumeist über Ber- 
în als Clearingzentrale gesichert. a 

Die ersten Erfolge dieser neuen Handelspolitik 
zeigen sich darin, daß der Einfuhrüberschuß, der 
Im Jahre 1939 noch 558,7 Millionen Kronen betrug, 
im Jahre 1940 auf 336 Millionen heruntergedrückt 
werden konnte. 

Die Verbesserung der Verkehrswege hat im 
Verhältnis zur Kürze der Zeit, die seit der end- 
gültigen Besetzung des Landes verstrichen ist, 
große Fortschritte gemacht. So wurde die Straße 

rontheim-Kirkenes und damit die Landverbindung 
nach Nordostnorwegen fertiggestellt und dadurch 
das nördliche Norwegen zum erstenmal im Laufe 
Seiner Geschichte an das übrige Land enger ange- 
Schlossen. Überdies konnte durch den Einsatz deut- 
Scher Pioniere, ebenfalls zum erstenmal in der Ge- 
Schichte Norwegens, Oslo mit dem Landesteil jen- 
Seits des Polarkreises auf dem Landwege verbunden 
werden. Dieser Erschließung des Nordens kommt 
eine große wirtschaftliche Bedeutung zu. Für den 
Straßen-, Brücken- und Wegebau, und für die Her- 
stellung von Eisenbahnen wurden 70 Millionen Kro- 
nen aufgewendet, wobei 31000 Arbeiter Beschäfti- 
gung fanden. Von weittragender Wirkung ist in 

Orwegen der Ausbau der Wasserkräfte, in 
denen ein großer Teil des Naturreichtums des Lan- 
es liegt. 

Man rechnet damit, daß in Norwegen insgesamt 
rund 10 Millionen kW an elektrischer Energiemenge 
Rewonnen werden könnten, wenn einmal alle vor- 
Yardenen Wacserkäte_ alsgebaul sen, werden 

EN e Wa 
ährend die’bis jetzt ausgebalti Y i E ra 


Millionen kW beträgt. Auch . 
em bisherigen Caaan Einfluß zuzuschreiben. 


Vorläufig hat die Regierung 2000000 Kronen für 
diesen ehe: zur Verfügung gestellt. Mit dem vol- 
en Ausbau der Wasserkräfte könnte sich Norwegen 
an Menge der gewonnenen elektrischen Energie an 
die Seite Deutschlands stellen. _ 
Der Wiederaufbau der beschädi 
mit Absicht bisher nicht in Angri 
le im Reich für den modernen 


en Städte wurde 


rade begonnen. 
Durch diese großzügige 


f Tr esetz- 
hen, Auch die auf diesem Gebiet erlassen, geoi 


die guten Erfahrungen, 
Eng der Arbeits- 


losigkeit machte, dienstbar, selbst wenn dabei einige 
harte Eingriffe in die sogenannte persönliche Frei- 
heit des Norwegers notwendig waren. Ausgehend 
vom Grundsatz, daß zuerst „jedem ein Arbeits- 
platz“ verschafft werden müsse, und erst wenn jeder 
einen Arbeitsplatz hat ‚jeder seinen Arbeitsplatz‘‘ 
bekommen soll, wurde zunächst die allgemeine Mel- 
depflicht jedes Arbeitslosen eingeführt, wobei Neu- 
einstellungen, genehmigungspflichtig gemacht wur- 
den. Als nächstes wurde eine einheitliche Arbeits- 
losenvermittlungsorganisation aufgebaut und das 
Monopol, von Staat und Gemeinden, Arbeitskräfte 
zu vermitteln, eindeutig verankert. Das bisherige 
Nebeneinander der verschiedenen Arbeitsvermitt- 
lungseinrichtungen (Staat, Gemeinden, Gewerk- 
schaften, Arbeitgeberverbände, private Institutionen) 
brachte nur ein Durcheinander und ‚verursachte 
große Kosten. Die neue Organisation gliedert sich 
einheitlich in Arbeitskontore, Distriktskontore und 
Direktorat für Arbeitsvermittlung. Schließlich wur- 
den die Existenzverhältnisse der Arbeitslosen we- 
sentlich gebessert. Auch der nach deutschem Mu- 
ster aufgezogene Freiwillige Arbeitsdienst, der im 
Sommer d. J. bereits 22000 Mann in drei Gruppen 
umfassen wird, trägt das seine zur Beseitigung der 
Arbeitslosigkeit bei. So ist in allen Zweigen der 
Wirtschaft ein beachtenswerter Fortschritt zu ver- 
zeichnen, besonders wenn man bedenkt, daß vor 
einem Jahr im Lande noch heftig gekämpft wurde. 
Freilich stehen noch große Aufgaben vor der deut- 
schen Verwaltung, wenn auch ein vielversprechen- 
der Anfangserfolg immer die beste Gewähr für 
weitere Fortschritte ist. 

Auch in geistiger und kultureller Hinsicht 
zeigen sich bereits die Kraftlinien einer neuen Ent- 
wicklung. Als die unheilvolle frühere Regierung 
Norwegens geflohen war, kündigte sich bereits un- 
mittelbar in der Verwirrung und Ungewißheit ein 
innerer Wandel an. Das Bewußtsein vom Ende der 
bisherigen Richtung verdichtete sich in Kultur, 
Leben, Literatur und Film zu neuen Bestrebungen. 
Es treten nunmehr Männer an die Spitze der nor- 
wegischen Kulturinstitutionen, die die Gewähr da- 
für bieten, daß der alte Wikingergeist, von dem in 
letzter Zeit nicht mehr viel zu spüren war, auch in 
das geistige Leben dieses hochstehenden nordischen 
Volkes wieder einzieht. 

So schaffen denn die Norweger in vertrauens- 
voller Zusammenarbeit mit den Führern der deut- 
schen Verwaltung die Grundlagen für eine frohe 
Zukunft. Diese Zusammenarbeit erfolgt in gegen- 
seitigem Verständnis und in dem Wunsche, daß das 
Land Norwegen innerhalb der Neuordnung Europas 
die ihm gebührende Stellung einnehmen werde. 
Diese Zusammenarbeit entspricht dem Sinne des 
Erlasses des Führers, mit der er die deutsche Ver- 
waltung in den besetzten norwegischen Gebieten 
eingesetzt hat, sie folgt auch den Worten des Reichs- 
kommissars Terboven, mit denen er die ihm vom 
Führer gestellten Aufgaben übernommen hat. Das 
norwegische Volk aber hat die Möglichkeit, mit Un- ` 
terstützung der deutschen Verwaltung sich die Fun- 
damente seines wirtschaftlichen und + kulturellen 
Lebens auf Jahrhunderte hinaus selbst zu unter- 
mauern, um auf ihnen ein neues blühendes Leben 
aufzurichten. 
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Die Rechtsprechung zu § I der Kriegswirtschaftsverordnung 
Von Staatsanwalt Dr. Hans Mittelbach, Berlin 


Die Strafbestimmung des 81 KWVO. hat im 
Laufe der Zeit eine immer stärkere Bedeutung ge- 
wonnen, ihr Anwendungsgebiet erfährt ständige Er- 
weiterung. In größerer Anzahl sind nunmehr auch 
Entscheidungen des RG. veröffentlicht, die sich mit 
ihrer Bedeutung und Auslegung beschäftigen. Daß 
die Bestimmung zu Zweifeln Anlaß geben würde, 
liegt in ihrer Entstehungsgeschichte begründet: sie 
war ursprünglich nicht für den Krieg gedacht, son- 
dern für den Frieden in Aussicht genommen, um den 
Schutz gegen Angriffe auf die Wirtschaft zu gewähr- 
leisten. Sie «führte im Entwurf des StGB. die Über- 
schrift „Gefährdung wichtigen Lebensbedarfs“t). 
Wenn sie uns heute als Schutzvorschrift ‚gegen 
„kriegsschädliches Verhalten“ begegnet, will sie 
spezifische Kriegsverbrechen erfassen ?). Wir werden 
in der KWVO. die allgemeine Grundlage für die 
Aufrechterhaltung der wirtschaftlichen Leistungs- 
fähigkeit des Reichs zu erblicken haben und müssen 
die einzelne Vorschrift nach der Präambel aus- 
legen®), deren Bedeutung als Aufstellung einer posi- 
tiven Forderung an alle Volksgenossen‘) man sich 
immer bewußt sein muß. 

Der Zweck der Bestimmung des $1 KWVO. ist 
klar, sie soll den ordnungsmäßigen Umlauf der 
Wirtschaft, insbesondere die Versorgung der Be- 
völkerung mit allen zum lebenswichtigen Bedarf ge- 
hörenden Erzeugnissen sichern). Das RG. hat 
ihren Zweck darin gesehen, „mit besonderem Nach- 
druck jene gewissenlosen Geschäftemacher zu be- 
kämpfen, die aus Gewinnsucht oder Auflehnung 
gegen die kriegswirtschaftliche Verbrauchsregelung 
zum Nachteil der Volksgemeinschaft störend in den 
Warenumlauf eingreifen und dadurch Versorgungs- 
schwierigkeiten der Allgemeinheit oder doch einer 
größeren Anzahl von Volksgenossen ne 
Diese Definierung dürfte nicht erschöpfend sein, da 
sie nur die Tätergruppen erfaßt, die letzten Endes 
gewinnsüchtige Motive für ihr Handeln haben. Der 
Wirkungsbereich der Bestimmung geht jedoch wei- 
ter”), gerade in den Entscheidungen des RG. be- 
gegnen uns Angeklagte, die nicht immer als „gewis- 
senlose Geschäftemacher‘‘ bezeichnet werden kön- 
nen®). Unbestritten ist, daß durch §1 KWVO, in 
erster Linie der typische Kriegsschieber?), Kriegs- 
wucherer oder Schleichhändler getroffen werden 
sollt). Auf den Streit über den Tätertyp: braucht 
in diesem Zusammenhange nicht eingegangen zu 
werden, auf frühere Ausführungen hierzu sei ver- 
wiesen it), 


w 


1) Vgl. Rietzsch: Mitt. d. Vereins gegen Bestechung 


1940, 373. 
®2) Vgl. Nagler, „Kriegsstrafrecht“: GerS. 114, 172 ft.; 
Jessen, „Die KWVO.“ in „Das Reich in Bereitschaft‘ 


y Vgl. Jessen: DR. 1939, 1729. 
t) Vgl. Kunert: DR. 1939, 1963. 
5} Vgl. Nüse, „ riegsstrafrecht“ S. 16. 
s) RG.: DR. 1941, 5783, 
Be Verf., „Der Tätertyp im Kriegsstrafrecht‘“: DR. 1941, 
8) Vgl. z.B. RG.: DR. 1940, 16683 m. Anm. d. Verf., wo 
ein boshafter Streich des Täters angenommen wird. 
») Vgl, Entsch. zu 8 und Sonderger. Essen: DJ. 1940, 574. 
10) Vgl. Verf.: DR. 1940, 553; Kohlrausch, „StGB“, 
36. Aufl., S. 767; Nüse a.a.0. S. 18, 
1) Vgl. Verf.: DR. 1941, 235 (insbes. 240 ff.); dagegen 
Boldt — DR. 1941, 578 Anm. —, der die Ausrichtung auf 
den Tätertyp bei nicht einseitiger Bestimmung desselben 


ans 22, 


Da in weitem Umfange auch sonst noch Bestim- 
mungen zur Regelung des Warenumlaufs in Ge 
Kriegswirtschaft ergangen sind"), die in der en 
RegiStrafVO. v. 6. April 1940) strafrecht Re 
Schutz finden, muß das Verhältnis des § 1 KW. 5 
zu diesen Strafbestimmungen vorweg geklärt w 
den. Wenn wir uns heute von einer bloßen penai 
tung des strafrechtlichen Tatbestandes lösen EEA 
und den Unrechtsgehalt der Tat schärfer er ao 
wollen, dürfen wir auch die einzelnen Taree 
an den Maßstäben messen, die für ihre, Beti x 
gedacht sind. Bei der KWVO. darf es sich y den 
geringere Einzelverfehlungen gegen die ein a 
andere der zahlreichen Verbrauchsregelung ag 
schriften handeln, sondern es müssen EC Krieger 
fehlungen gegen den regelmäßigen Gang . it mi 
wirtschaft vorliegen‘). Wenn die Vorschr 180 
„kriegsschädliches Verhalten‘ überschrieben 1 über 
will sie „schwerere Fälle“ treffen, in dene) aiim 
die mit einer Störung der pord N Kriegs 
regelmäßig verbundenen Gefährdung ra htigung 
wirtschaft hinaus eine fühlbare Beein A enehi- 
und Gefährdung der Bedarfsdeckung der Hs jer: 
heit oder eines örtlichen Verbraucherkreinät are d 
bunden ist“ 1). Die Notwendigkeit eines pe Bevöl- 
Eingriffs in die geregelte Versorgung, auf weist 
kerung“ wird auch sonst betont"). kterisierung 
neben der Überschrift auch die Chara Its ist aber 
der Tat als Verbrechen'”) hin. Anderersa espannt, 
der Strafrahmen des §1 KWVO. so wel! 


‘galt keine 
daß der Begriff der „schwereren VER ie Verbr 
klare Trennung von den Verstößen geg onders 


ReglStrafVO. bringt. Der Einbau Qes » ) 
schweren Falles“ Mi § 2 IIE der ae Unterschei- 
bereitet weitere Schwierigkeiten bel in der bei 
dung). Der Unterschied dürfte M fer B 
KWVO. erforderlichen „Gefährdung, der „sc 
deckung“ zu finden sein. Der pean g somit stets 
reren Verstöße“ muß bei $1 BT eblichen Ein- 
unter dem Gesichtspunkt ihres ma tet werden. 
flusses auf die Bedarfsdeckung ee Begriff der 
Wenn allerdings das RG. fortfährt, € mer weiter 
„Gefährdung der Bedarfsdeckung Ae e 
auszudehnen »), wird eine Scheidung 1d unmöglich 
dungsgebiete beider Bestimmungen ba rechter Ab- 
sein. Dann tritt Willkür an die Stelle ge 

wägung und Prüfung. 


en : je der 

für angebracht hält. Zu ähnlichen Ergebnissen K 

Verf. kommt Nüse: DJ. 1941, 357. a s, 19/20, 
12) Vgl. Zusammenstellung bei Nüse a, 2. nz in 

ders.: DJ. 1940, 259; Verf., „Der strafrechtliche m- 

der N a AE 553 ff., 781 11.5 

bach: DJ. 1940, 256, 496, 788. ng, a 
15) Erläuterungen hierzu bei Kohlrausch @ 

S. 800 ff. 


1) Rietzsch ara 0.752378: . Verf: 
1 So RG.: DR. 1940, 19396 m. Anm. d. Verf; 
DR. 1940, 553 Anm. 


16) So RG.: DJ. 1941, 136 = DR. 1941, 5751 m- 
Boldt. ; 
11) Vgl. RG.: DR. 1940, 206415 m. Anm. d. Verz ROZ 
1. vol, Hanseat. Sonderger, v. 26. Nov. 1940: Hans 
1941 Sp. 26 = DR. 1941, 7011 m. Anm. d. Verf. 3 m. Aufl. 
19) Vgl. RG.: DJ. 1941, 290 = DR. 1941, 703 p den ab- 
d. Verf., wo die Anwendung des §1 KWVO. a Von hier 
gelehnten Verkauf eines Weckers geprüft wir Ei: einer 
bis zur Prüfung bei der Weigerung des Verka Grenze 
Zahnbürste ist nur ein Schritt. Damit wäre die 
des Lächerlichen erreicht. 
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‚Als zweites wesentliches Merkmal des $ 1 KWVO. 
tritt uns neben der Gefährdung der Deckung des 
lebenswichtigen Bedarfs der Bevölkerung die Bös- 
Willigkeit des Handelns entgegen?). Diese Bös- 
Willigkeit wird in der VerbrReglStrafVO. gleichfalls 
nicht gefordert. Auch von diesem Gesichtspunkte 
aus läßt sich mithin die Abgrenzung ermöglichen, 
wobei jedoch nicht zu verkennen ist, daß an die 
Böswilligkeit keine übertriebenen Anforderungen 
gestellt werden dürfen 2). 

Bei der Anwendung des $1 KWVO. treten die- 
selben Schwierigkeiten auf, wie sie z.B. auch_bei 
der VolksschädIVO. zutage getreten sind. Der Tat- 
bestand ist weit gefaßt, um den Richter nicht ein- 
Zuengen und jede mögliche Art von Verstößen ahı- 
den zu können. Solche Bestimmungen werden uns 
mmer bei der Prüfung ihrer Anwendbarkeit vor 
Fälle stellen, bei denen die erste Betrachtung der 
Gesamtlage die Erkenntnis bringt, daß hier die 
Maßstäbe der VO. nicht passen. Bei der Volks- 
schädiVO. hat die Praxis über den Tätertyp einen 
Ausweg bei $2 gesucht und gefunden®), in an- 
deren Fällen gaben die in den Tatbestand ein- 
gebauten wertenden Elemente die Möglichkeit, die 
Strafbestimmung. auf die Fälle zu beschränken, zu 
deren Bekämpfung sie offensichtlich gedacht war. 
Jede Prüfung wird von den gegebenen Tatbestands- 
elementen auszugehen haben, je eingehender die Be- 
fassung mit ihnen ist, um so sicherer wird sich eine 
gerechte Beurteilung ermöglichen lassen. Mit Recht 
Nat daher das RG. in einer Anzahl von Entscheidun- 
gen eingehende Auseinandersetzungen mit den ein- 
zelnen Tatbestandsmerkmalen des $1 KWVO. vor- 
genommen. Die hierbei gewonnenen Erkenntnisse 
reichen in der Regel aus, um Mißgriffe bei der Be- 
Urteilung des Sachverhalts zu vermeiden. Es ist aber 
nicht zu verkennen, daß das RG. in seinem Be- 
Streben wirksamer Bekämpfung jeder Beeinträchti- 
pung der inneren Front mitunter über das Ziel 

Inausgeschossen ist. az ende 

ie einzel Tatbestandsmerkmale des $ 1 

Kwvo. Se folgenden unter Berücksichtigung 
der veröffentlichten Entscheidungen erörtert werden 

Ind zwar unter Beschränkung auf den bedeutende- 
ren Abs.1 der Bestimmung. 


l. Rohstoffe oder Erzeugnisse, die zum 
lebenswichtigen Bedarf der Bevölkerung 


gehören 
‚Als Ro d Erzeugnisse ’ 
die im ne der kriepsverpflichteten Volkswirt- 
Schaft eine Rolle spielen, mögen es Waren im une 
er Warenverkehrsordnung oder Erzeugnisse aei 
Land- oder Forstwirtschaft sein. 


gelten alle Güter, 


stellen). Daß eine weite Auslegung Eeo een. 


Wichti ict ein objektiver und absoluter, er 
5 Une an de subjektiven Bedürfnis 


Irgendei i nten. Eine gerechte Abgren- 
zung dürfte eli auf angrenzende Begriffe 
angeben. Der engere Begri 
ige Bedarf, d.h. ein solcher, 

Setzung des Lebens nicht möglich 


m, 


+ Anm, d, Verf.: DR. 1940 

2) Vel Freister: DJ. 1940, 1231: „Zu $1 KWVO. 
uj y l. Rietzsch a.a.O. S. 374 zu 1:Nüse: DJ. 
1940, 250; „zu § 1 KWVO.“ 


2 1 
} Vgl. RG.: DR.1941, sses; i 
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Begriff ist der tägliche Bedarf (vgl. RabattG. vom 
25. Nov. 1933) anzusehen. Zwischen beiden steht der 
lebenswichtige Bedarf). Zunächst gehören hierher 
sicher alle Rohstoffe und Erzeugnisse, die im Rah- 
men der Kriegsbewirtschaftungsmaßnahmen erfaßt 
worden sind). Die Erfassung muß als hinreichen- 
des Kennzeichen für diese Zugehörigkeit stets gel- 
ten”). Sie zeigt bereits, daß nicht nur lebensnot- 
wendige, sondern z. B. auch Genußmittel (vgl. 
Zuteilung von Kaffee) als lebenswichtig angespro- 
chen werden können. Bei den von der Bewirtschaf- 
tung nicht ergriffenen Erzeugnissen wird stets zu 
prüfen sein, ob sie in dem Existenzkaıpf unseres 
Volkes für die Fortführung eines geregelten Wirt- 
schaftslebens maßgebliche Bedeutung haben. Bei 
wichtigen Rohstoffen steht dies immer außer Zwei- 
fel28). Richtig ist, daß auch Gegenstände des zweiten 
Bedarfs (Möbel usw.) und Exportgüter hierher ge- 
hören können 2), wenn man aber sogar Klaviere zum 
lebenswichtigen Bedarf rechnen will3°), scheint eine 
vernünftige Begrenzung nicht mehr möglich®!). So 
können z.B. Uhren nicht schlechthin als Gegen- 
stände des lebenswichtigen Bedarfs’angesehen wer- 
den, während bei Weckeruhren die Zugehörigkeit 
zu Recht vom RG. bejaht wird®2). Zwar brauchen 
nur Teile der Bevölkerung für die Ausübung ihres 
Berufs notwendig einen Wecker. Für diese Kreise 
ist er aber ein lebenswichtiges Erzeugnis, um ihre 
Arbeitsleistung im Interesse des Volksganzen sicher- 
zustellen. 


Die Bestimmung spricht von Rohstoffen oder Er- 
zeugnissen; infolge der Einführung der Karten und 
Bezugscheine für bezugsbeschränkte Waren ist in 
weitem Umfange der Besitz der Ausweise dem Be- 
sitz des darauf zu beziehenden Gutes gleichzuer- 
achten. Werden in größerem Umfange solche Aus- 
weise entwendet und in Umlauf gebracht, so er- 
scheint die Kriegswirtschaft gleich gefährdet, wie 
dies bei der Verschiebung von lebenswichtigen Gü- 
tern der Fall ist. Die Sondergerichte haben daher 
auch solche Fälle auf Grund des $1 KWVO. be- 
straft. Diese Beurteilung erscheint zutreffend. Man 
wird sie nicht mit Hilfe des Tätertyps des Kriegs- 
schiebers oder Kriegsgewinnlers rechtiertigen kön- 
nen (so Nüse), sondern muß in diesen Fällen die 
in dem Besitz des Ausweises liegende Verfügungs- 
gewalt über das Erzeugnis (durch die Möglichkeit 
des Ankaufs) dem Besitz des Erzeugnisses gleich- 
erachten. Wenn man die tatsächliche Gestaltung 
der Verhältnisse bedenkt, werden gegen solchen 
Schluß kaum wirksame Argumente vorzubringen 
sein. In diesem Zusammenhang sei auch darauf hin- 
gewiesen, daß es ohne Bedeutung ist, ob der Täter 
die im $1 KWVO., vorgesehenen Handlungen mit 
eigenen oder fremden Erzeugnissen oder Roh- 
stoffen begeht. 


25) Vgl. Jaeger im Fachblatt der Wirtschaftsgruppe 
Einzelhandel, 1940, 193. 

26) Vgl. Zusammenstellung bei Kohlrausch a.a.O0. 
S. 804 zu 3. 

21) Vgl. z.B. für Spinnstoffe RG.: DR. 1940, 2064 15 
m. Anm. d. Verf., für Treibstoff und Benzin RG.: DR. 1940, 
16682 m. Anm. d. Verf, DR. 1941, 4891 m. Anm. d. Vert,, 
für Fleisch RG.: DR. 1940, 1939% m. Anm. d. Verf.. DR. 
1941, 5751 m. Anm. Boldt. 

28) Vgl. für Zinn Urt. des Sonderger. Berlin: DJ. 1940, 736. 

29) Vgl. Rietzsch a.a.O. S. 374. 

30) Nüse: DJ. 1940, 259, 

x, 51) a — 2.2.0. S.767 — meint auch, daß 
üse die Grenzen reichlich weit zieht. 
d. Verf.: DR. 1941, 400. ap. Anm. 

32) RG.: DJ. 1941, 290. 
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U. Das Vernichten, Beiseiteschaffen und 
Zurückhalten 


Das Vernichten umfaßt jede Handlung, durch 
die mit den betroffenen Gütern Maßnahmen vor- 
genommen werden, welche sie für ihre Zweckbe- 
stimmung im Rahmen der kriegsverpflichteten Wirt- 
schaft unbrauchbar machen, Wer ein Faß Benzin ab- 
sichtlich umwirft und zum Auslaufen bringt, läßt 
zwar die Sachsubstanz unberührt, dennoch liegt ein 
„Vernichten‘“ im Sinne der Bestimmung vor, weil 
das Benzin in diesem Zustande für seine vor- 
gesehene Verwertung nicht mehr herangezogen 
werden kann). Soweit eine Veränderung der 
Sachsubsatnz herbeigeführt wird, braucht diese 
gleichfalls nicht zu einer völligen Umwandlung zu 
führen, es genügt, wenn die vorgesehene Zweck- 
bestimmung unmöglich gemacht wird (Beispiel: 
Einlagerung von Gütern in einer Form, welche sie 
für den Gebrauch als menschliche Nahrungsmittel 
unbrauchbar macht). 


Die bei weitem häufigste Form der hier be- 
kämpften Einflußnahme auf lebenswichtige Güter 
besteht in dem „Beiseiteschaffen‘“. Der Ausdruck 
ist dem Gesetz auch sonst nicht fremd (vgl. 88 133, 
137, 288, 348 StGB., 88 239, 242 KO.). Sein Wort- 
sinn geht dahin, eine Sache dem Machtbereich eines 
anderen zu entziehen. Unter Berücksichtigung der 
mit § 1 KWVO. verfolgten Ziele bedeutet dies, die 
Güter aus dem Machtbereich der kriegsverpflich- 
teten Wirtschaft herauszunehmen. Die Kriegswirt- 
schaft ist auf der öffentlichen Bewirtschaftung und 
der staatlichen Verteilung fast aller lebenswichtigen 
Güter aufgebaut, “daneben verlangt sie, daß auch 
die nicht hiervon erfaßten Güter den Volksgenossen 
zur Erhaltung des geregelten Wirtschaftslebens zur 
Verfügung gestellt werden. Der ganze Wirtschafts- 
apparat ist von dem reibungslosen Ablauf der ge- 
troffenen Maßnahmen abhängig, die zum Schufze 
des Reiches getroffen sind. Das „Beiseiteschaffen“ 
umfaßt daher jede Handlung, durch die „lebens- 
wichtige Rohstoffe oder Erzeugnisse ihrer bestim- 
mungsgemäßen Verwertung entzogen werden“. 
Nicht der Verbrauch schlechthin ist die Bestim- 
mung des Verbrauchsgutes in der Kriegszeit, son- 
dern nur der den staatlichen Rationierungsvorschrif- 
ten entsprechende Verbrauch). Jede Herausnahme 
aus dem für die Deckung des Bedarfs der Bevölke- 
tung vorgesehenen Verteilungsgang ist verboten 
und strafbar). Wer der öffentlichen Bewirtschaf- 
tung unterliegende Güter in anderer Weise als 
vorgeschrieben, insbesondere entgegen den die Be- 
zugsbeschränkung enthaltenden Vorschriften, ver- 
wertet, schafft sie beiseite”), ebenso liegt es, wenn 
die Abgabe unter Verstoß gegen die Bewirtschaf- 
tungsmaßnahmen erfolgt). Öb ein solcher Ver- 
stoß vorliegt, ist an Hand der maßgeblichen Vor- 
schriften festzustellen. Mißbräuchlicher Verbrauch 
(z.B. von Treibstoff), d.h. Verwertung von Waren 
entgegen den Bestimmungen, kann gleichfalls ein 
Beiseiteschaffen bedeuten); ebenso Erwerb durch 
Erschleichung von Berechtigungsausweisen. 


33) Beispiel: RG.: DR. 1940, 16683 m. Anm. d. Verf. 
34) Unbestritten, vgl. Nüse: DJ. 1940, 260; Rietzsch 
KONSIS 
35) Sonderger. Essen: DJ. 1940, 573. 
3%) RG.: DR. 1940, 206415 m. Anm. d. Verf.; DR. 1941, 
4891 m. Anm. d. Verf. p 
3?) Beispiel: RG.: DR. 1941, 4912? — DJ. 1941, 164 mit 
weiteren Zitaten. 
38) RG.: DR. 1941, 5783, 
ss) Vgl. RdErl. d. RVerkM. v.31. Dez. 1939 (DJ. 1940, 152) 
betr. mißbräuchliche Benutzung bewinkelter Fahrzeuge. 
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Der Umstand, daß das aus der Verteilung heraus- 
genommene Gut dem allgemeinen Verbrauch in 
irgendeiner Form wieder zugeführt wird, ist a 
Belang). Diese Rückführung in den Güterumlau 
vollzieht sich auf einem der Kontrolle entzogenen 
Wege. Ihrer natürlichen Verwendung werden solche 
Güter in der Regel wieder zugeführt werden, Fälle 
sinnloser Aufspeicherung werden immer selten SSR 
Zu Unrecht hat das RG. geglaubt (4. StrSen.: nn 
1940, 19396 = DJ. 1940, 1170), bei einer SC es 
schlachtung der weiteren Verwendung des Fleisc 
besonders nachgehen zu müssen. Diese ae 
ist zu eng (vgl. Verf. in der Anm. zu der a e 
dung); was der Kontrolle entzogen bleibt, E ia 
Rahmen der geregelten Versorgung als verlo m 
zu betrachten. Kehren die Güter unkontrolliert 2 
den Güterumlauf zurück, so können sie ım Wie 
zielbewußt gelenkter Wirtschaftsführung keine Hes 
wendung finden. Nur insoweit dienen sie aber 
Ziele der Erhaltung unserer Widerstandskraft. 2 

Soweit keine Rationierungsvorschriften > 
ist der Tatbestand des Beiseiteschaffens Se 
zu bestimmen. Nötig ist auch hier die Störung as 
Produktions- und Verteilung$prozesses der T 
wirtschaft, die einen geregelten Warenumlau! are 
nicht rationierten Güter gleichfalls erfordert. Dra 
Umlauf werden ee wenn z.B. Hams 
lager angelegt werden. - k 
"Wird ei Gut auf die erwähnte Weise gen der 
geschenen Verteilungsgang entzogen, SO y "icht. 
es damit den Charakter als „rationiertes a e 
Eine solche Folge tritt nur bei ordnung. eoa 
Erwerb unter Beachtung der Rationierungs bei- 
mungen ein‘). Es können mithin an Le 
seitegeschafften Gut“ weitere strafbare, 7) re 
rungshandlungen im Sinne des $1 Se “strafbare 
genommen werden *). DaB sie auch dure eye 
Handlungen, wie z.B. nn ne Hehilereh, 

angen werden können, ist sicher ‘°). A 
E En Zurückhalten von Gütern liegt EE r En 
nicht im geregelten Gang der Wirtschaf Au. 
Produzenten und Verteiler dem een ed 
geführt werden. Dies kann durch Ablehn on 
Verkaufs durch einen Geschäftsmann ann en 
Soweit ein Verkaufszwang nicht besteht, a ro 
einem Zurückhalten nur da gesprochen a Jem 
es der geregelten W irtschaftsführung, die seh ge- 
Vorspruch der KWVO. jedem Volksgene‘ rechis- 
währleistet ist, zuwiderläuft und dl tigt wer- 
widrig ist“). Hierbei muß aber berücksich E Ver- 
den, daß in weitem Umfange durch Mei ‘teilen 
ordnung oder Anweisungen der zustan Prkäufe a. 
Bestimmungen über die Regelung der este 
gangen sind, auch können im Einzelfa htfertigt 
Gründe die Verkaufsweigerung, als iE slicht 
erscheinen lassen. Eine allgemeine Verka A 
geht aus der KWVO. nicht, hervor, lee eines 
hierungszwang läge auch nicht im ai keine ge- 
geregelten Wirtschaftslebens, weil er as Problem 


rechten Verteilung führen würde. Aut d 


“) RG.: DR. 1940, 1939 © m. Anm. d. Verl. 
u) RG.: DR. 1941, 4891 m. Anm. d. TE jerf, wo das 
42) Vgl. RG.: DR. 1940, 1668% m. Anm. PER den Be- 
vorangegangene Verstecken des Benzins Aurch den An- 
sitzer die weitere en Vernichtung i 
seklagten nicht ausschloß. er [OL 
r 43) So Sonderger. Berlin: DJ. 1940, o re die 
lehnt zu Unrecht ab, auf Diebstahl no RO, 
KWVO. anzuwenden, vgl. dagegen Rie a in voran- 
Allerdings darf sich die „Hehlerei“ nicht au Ar vgl. 
gegangenes Kriegswirtschaftsverbrechen beziehen, 
dazu RG.: DR. 1941, 4892 m. Anm. d. Verf. d. Verf. 
44) RG.: DJ. 1941, 290 = DR. 1941, 703? m. Anm. & 
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des „Stammkunden“ sei in diesem Zusammenhang 

ingewiesen 2). Zurückhalten kann ferner auch der 
Produzent, der seinen Ablieferungsverpflichtungen 
nicht nachkommt. . 

Der Täterkreis beschränkt sich bei allen Aus- 
führungsarten nicht nur auf den, der in Ausübung 
seines Gewerbes oder Berufs gegen die Bestimmung 
verstößt, sondern umfaßt alle, die in dieser geschil- 
derten Weise die Kriegswirtschaft sabotieren. Die 
in der Kriegswirtschaft Tätigen trifft als Treuhänder 
der Wirtschaft besondere Verantwortung. 


I. Die Gefährdung der Bedarfsdeckung 
Wie bereits ausgeführt, bildet die Gefährdung 
der Bedarfsdeckung das Tatbestandsmerkmal, wel- 
ches die Bestimmung des $1 KWVO. maßgeblich 
von anderen Bestimmungen, die dem Schutze der 
Verbrauchsregelung dienen, unterscheidet“). Die 
Bestimmung ist als Gefährdungsdelikt gestaltet *), 
eine wirkliche Beeinträchtigung kann daher nicht 
verlangt werden. Das RG. hat zwar davon ge- 
Sprochen, daß über eine gewisse Gefährdung der 
(riegswirtschaft hinaus „eine fühlbare Beeinträch- 
tigung und Gefährdung der Bedarfsdeckung““ #8) 
verlangt werden muß, es will aber damit nicht die 
im Einzelfall eingetretene Beeinträchtigung nach- 
gewiesen wissen, sondern nur verhüten, daB ge- 
ringere Verstöße mit falschen Maßstäben gemessen 
werden, i 
Selbstverständlich braucht nicht die Gesamtbe- 
völkerung in ihrem lebenswichtigen Bedarf gefähr- 
det zu erscheinen ®), es genügt der gefährdende 
Einfluß des Verhaltens auf die Befriedigung des 
lebenswichtigen Bedarfs eines örtlich begrenzten 
Verbraucherkreises 50), Man darf hierbei nicht eng- 
erzig verfahren. Auch wenn ein lebenswichtiges 
ut sonst in ausreichender Menge zur Verfügung 
steht, kann doch insoweit örtlich durch die Hand- 
lung des Täters eine Gefährdung begründet sein, 
weil z.B. Transportschwierigkeiten oder andere be- 
Sondere Umstände hier die Versorgungslage be- 
Einträchtigen. 9 
Maßgebliche Bedeutung wird immer der Be 
er entzogenen Waren zukommen. Die Entzie nn 
' unbedeutender Mengen wird nur bei beson Be 
Schwer ersetzbaren oder z. T. besonders en 
Waren als Gefährdung anzusehen sein”). Eu = 
Von auszugehen, in welchem Umfange ie ' 
lebenswichtige Güter entzogen hat’). eg z 
im Einzelfall die Menge so groß ist, da OR 
ährdung eintritt, ist nach pflichtgemäßemn A 
es Tatrichters zu entscheiden). Zahlreiche Ur au 
aben entsprechend diesen Gesichtspunkten nR 
maßgeblicher Berücksichtigung der Mage er a 
zogenen Güter das Vorliegen einer Gefährt len: 
edarfsdeckung bestimmt. Wenn zZ. B. ein 


CE X 
Vgl. Entsch. zu Anm. 44. 
P ler: DJ. 1940, 1231. 
Bi RRO Pei „Kriegsstrafrecht“ I S. 52; 
RQ.: DR; 1941, 5751. 15 
’ Vgl. Entsch. Anm. ID. nz 
a : 683 m. Anm, d. Vert. 
wo) SE ER DE 130 è m. Anm. d. Verf.; Sonderger. 
Essen: Dj. 1940 573; Nüse, „Kriegsstrafrecht Bo 18, 
ders.: DT. 1940 250: Pfundtner-Neuber Be y T 
81 KwVo.: Rietzsch a.a.0. S. 374; Kohlrausc 
a. a. , ; 
ti) RO, an Kaps m. Anm. d. Verf. Ebenso Han- 
.: DR. A 
Scatisches Sondergciiii ; AE i36 
X ln. „136. 
Mi a ER OR Anm, 49, 82; ferner RO.: DR. 1941, 
X m. Anm. d. Verf, wo noch allein auf die Menge ab- 


gestellt wird. 
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des Sonderger. Berlin>*) zwar die beiseitegeschaff- 
ten Zinnmengen als nicht so hoch ansieht, daß be- 
reits eine Gefährdung vorliegt, diese aber aus der 
Tatsache herleitet, daß die Angeklagten ihr Treiben 
fortgesetzt hätten, so ist auch in diesem Falle die 
Entscheidung auf die Menge abgestellt. Nach dem 
Vorgange des Sonderger. Essen 5°) wird jetzt jedoch 
vom RG. das äußere Maß der entzogenen Güter 
nicht mehr als allein entscheidend angesehen s). Da 
im Sinne der Gefährdung der Bedarisdeckung ein 
Verhalten genüge, das durch seine Auswirkungen 
in sachlicher und geistiger Richtung geeignet ist, 
den Erfolg der behördlichen Versorgungsregelung 
zu stören”), will das RG. die Gefahren berück- 
sichtigen, die gesetzwidrige Maßnahmen in sich 
bergen, die ein Volksgenosse zur Deckung seines 
persönlichen Bedarfs ergreift. Sie werden in den 
Beispielsfolgerungen, die erfahrungsgemäß von Mit- 
bewerbern gezogen würden, in der Erschütterung 
des Vertrauens der Volksgenossen in die gerechte 
Verteilung 8), in der Hervorrufung von Trotz und 
Angsteinkäufen, schlechthin in dem schlechten Bei- 
spiel, das Schule machen könnte?) und der Gefahr 
der Nachahmung durch andere Täter gesehen. Es 
soll erst eine Gesamtwürdigung der unmittelbaren 
und mittelbaren Wirkungen, die die Tat auf die Be- 
darfisdeckung zur Folge hat, ermessen lassen, ob die 
Gefährdung im Sinne des $1 KWVO. vorliegt. 


Nicht ohne Grund wurde gegen die mengen- 
mäßige Bestimmung hervorgehoben, daß sie kein 
sicheres Unterscheidungsmerkmal bietet, weil die 
Mengen je nach der Größe des Ortes schwanken 
müssen und in Großstädten nur durch Zurückgehen 
auf kleinere Einheiten (wie z.B. Bevölkerung eines 
Straßenzuges) Feststellungen getroffen werden 
konnten, die der Lage gerecht wurden. Wenn also 
diese Art der Abgrenzung die Gefahr in sich trug, 
das Anwendungsgebiet der VO. unbillig einzuengen, 
so läßt die Ausrichtung unter Berücksichtigung der 
Ansteckungsgefahr des Verhaltens des Täters jede 
Begrenzungsmöglichkeit schwinden. Prüfungen, ob 
im Einzelfall solche Gefahr des „Schulemachens“ 
bestand, werden kaum angestellt werden und in 
der Regel ergebnislos sein. Diese Gefahr besteht 
eigentlich immer. Ihres Charakters als einer werten- 
den und abgrenzenden Bestimmung ist die Ge- 
fährdung der Bedarfsdeckung damit entkleidet. 
Boldt) begrüßt diese Auswertung des „intellek- 
tuellen Verbrechensschadens“ für §1 KWVO., wo- 
bei er gerade glaubt, hieraus eine vertiefte Abhebung 
von den Vergehen der VerbrReglStrafVO. gewinnen 
zu können. Mir erscheint im Gegenteil der fühl- 
bare Eingriff in die geregelte Versorgung“, der 
bisher zur Abgrenzung herangezogen worden ist, 
gänzlich eliminiert. Wir rücken damit vom Einzelfall 
ab, sehen ihn infolge der Fernwirkungen auf andere 
Volksgenossen im Zusammenhang mit den Nach- 
ahmungstaten und gelangen erst damit zu dem „Er- 
folg“ der Tat, der ein Einschreiten auf Grund des 
$1 KWVO. rechtfertigt. Ein Beispiel hierfür gibt 
uns das Urteil des RG., welches bei der Zurück- 
haltung eines einzigen Weckers das Vorliegen 


54) DJ. 1940, 736. 

65) DJ. 1940, 754; Freisler hebt diese Entscheidung 
als treffend hervor (DJ. 1940, 1231 f.). 

5%) RG.: DR. 1941, 4912 = DJ. 1941, 164; RG.: DR. 1941 
575! m. Anm. Boldt = DJ. 1941, 136. Ebenso Hanseat 
Sondergericht, vgl. Anm. 18. i 

51) So RG.: DR. 1941, 5751, 

58} RG.: DR. 1941, 4911, 


s) RG.: DJ. 1941,290; Sond f 
a) DR. 1941, 577, onderger. Essen: DJ. 1940, 574. 
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kriegsschädlichen Verhaltens prüfts!). Man wird den 
immateriellen Wirkungen der Tat Einfluß auf die 
Beurteilung einzuräumen haben, nötig wird aber 
immer sein, daß auch die betroffene Menge an 
lebenswichtigen Gütern so groß ist, daß ihr inner- 
halb der Bedarfsdeckung einer größeren Anzahl von 
Personen Bedeutung zukommt°2). Es sei auch darauf 
hingewiesen, daß bei Schiebungen, die unter „streng- 
ster Diskretion‘ vor sich gehen, der Anreiz anderer 
und die böse Beispielgebung nicht in Frage kommen 
wird. Soll ihr Unrechtsgehalt deshalb ein geringer 
sein? 

Eine Gefährdung der Bedarfsdeckung liegt nur 
dann vor, wenn es sich um lebenswichtige Güter 
handelt, die für die Versorgung des deutschen Vol- 
kes zur Verfügung stehen und durch die Krieys- 
wirtschaft betroffen sind. Das ist sicher der Fall, 
soweit es sich um Güter im Gebiet des Großdeut- 
schen Reiches, einschließlich des Protektorats und 
des Gouvernements handelt. Werden dagegen Güter 
unerlaubt aus den besetzten Gebieten eingeführt, so 
kann in einem Verfügen über sie keine Gefährdung 
des lebenswichtigen Bedarfs erblickt werden, diese 
Mengen treten zusätzlich zu den von der Kriegs- 
wirtschaft erfaßten und für sie erreichbaren Gütern 
hinzu. Mit ihrem Hinzutreten konnte und hat die 
Kriegswirtschaft nicht gerechnet, sie erscheinen nicht 
eriaßt, Maßnahmen mit ihnen beeinträchtigen die 
Kriegswirtschaft nicht. 


IV, Der innere Tatbestand, insbesondere 
dieBöswilligkeitdes Handelns 


., Eine Bestrafung nach st KWVO. setzt vorsätz- 
liches Handeln voraus, fahrlässige Zuwiderhandlun- 
gen genügen nicht. Der Vorsatz muß sich auf alle 
Umstände des äußeren Tatbestandes, also auch auf 
die Lebenswichtigkeit des Gutes, ferner auf das 
Merkmal der Bedarfsgefährdung erstrecken. Es 
handelt sich insoweit nicht lediglich um eine Be- 
dingung der Strafbarkeit. Das RG.) führt zur Be- 
gründung dieser Auffassung aus: „ohne einen sol- 
chen Vorsatz kann man nicht davon reden, daß der 
Täter ein Schädling der Kriegswirtschaft sei, wie 
ihn der Gesetzgeber mit der Bestimmung treffen 
will“, Bedingter Vorsatz wird mit Recht für aus- 
reichend angesehen, Es genügt, daß der Täter mit 
der möglichen Gefährdung gerechnet und die Tat 
auch für diesen Fall gewollt hat. Keinesfalls gehört 
aber zum inneren Tatbestande, daß der Wille des 
Täters auf diese Gefährdung gerichtet gewesen ist, 
Eine solche „Absicht“ kann nicht verlangt werden, 
Sie würde z.B. bei dem typischen Kriegsschieber 
und Kriegsschleichhändler in der Regel nicht vor- 
liegen und ihn der für ihn in erster Linie bestimmten 
Bestrafung aus 81 KWVO. entziehen 84), 


. Der Gesetzgeber begnügt sich nicht mit vorsätz- 
lichem Handeln, sondern fordert, daß der Täter 
„böswillig‘‘ die Deckung des Bedarfs gefährdet. 

ie Auslegung dieses Begriffes hat zu größeren 
Schwierigkeiten geführt. Hierbei blieb man teilweise 
ım Vorsatzbegriff stecken®), teils engte man den 


%) Vgl. Anm. 19. 

€) Mit der Menge des beiseitegeschafften Fleisches 
setzt sich daher auch das RG. trotz des Hinweises auf 
die Fernwirkungen der Tat in DR. 1941, 5751 auseinander. 
Wie hier Sonderger. Anm. 18. 

8) DR. 1941, 5751 m. Anm. Boldt, 
6) RG.: DR. 1941, 5751 m. Anm. Boldt 

°5) Sonderger. Essen: DJ. 1940, 573, das als böswillig 
jeden Täter ansieht, der weiß, daß seine Tat eine Ge- 
fährdung der Bedarisdeckung mit sich bringt, also „bös- 
willig“ = „absichtlich“ i.S. „vorsätzlich“ setzt. Ähnlich 


Begriff durch Forderung einer Absicht, die Vo 
wirtschaft im Kriege feindselig zu schädigen O = 
zu gefährden, ein‘), teils brachte der Ruf nac 
dem Tätertyp’) weitere Verwirrung. 

Im Laufe der Zeit haben sich die Auffassungen 
durchgesetzt, die sowohl dem Wortsinn wien a 
Zwecke der KWVO. gerecht werden. Die Me ER 
der Meinungen ging stets davon aus, daß mit „ Fi 
willig“ eine über den bloßen Tatvorsatz hinaia 
gehende innere Einstellung gemeint ist‘), die Tone 
aus den beim Vorsatz dargelegten Gründen nic 
zu einer „Absicht“ zu verdichten braucht ®). 

Der Begriff der Böswilligkeit ist weder auf de 
Vorsatz, noch auf der Absicht aufgebaut, man kan 
ihn daher aus diesen Begriffen nicht ep a 7 
Geht man von der sonstigen Verwendung des a 
tes in Strafbestimmungen aus und legt ait 
gemeinen Sprachgebrauch zugrunde’), so 18! he 
dem RG. als „böswillig‘“ ein Verhalten zu beze ji 
nen, das auf „bösem Willen“ beruht, also nicht je 
etwa auf menschlicher Schwäche, Unverstand O 


Unüberlegtheit?2). Es soll mithin nur diesa 
und deshalb verwerflicher Gesinnung und W al 


ri ng entsprungene Tat getroffen werden‘ s 
en Sinne als übel und verwerflich Pr 
zusehen ist, muß aus dem Ziel und Fe E 
Strafbestimmung entnommen werden. Das a eit 
auch das RG. nicht: der Begriff der Be 
soll „vom Standpunkt der Pe | eben 
gefunden werden, die sich im Kampf um vs be- 
und ihre Zukunit befindet und. deshalb wy 
dingungslose Unterwerfung des einzelnen gem) Im 
Belange der Gesamtheit unerläßlich He ne For“ 
Vorspruch zur KWVO. ist klar gesagt, welc stellt 
derungen an den einzelnen Volksgenossen 2 aß- 
werden. Hiermit sind zugleich die sitili a tene 
stäbe dargelegt, welche nach der sittlic ni. 
fassung der Volksgemeinschaft anzulegen S einheit 
Täter muß — vom Standpunkte der An as 
gesehen — unter Berücksichtigung der 10 rwerflich 
ambel zur KWVO. dargelegten Pflichten ve Han- 
handeln und sich über das Verwerfliche ben A) 
deins im Klaren sein. Mit diesen Erfordein: ind 
den „bösen Willen‘ des Täters haben le 
Regel die Sondergerichte begnügt, Wrachteten, 
Böswilligkeit bereits dann als gegeben rig vom 
„wenn der Täter seine Handlungsweise 
Be Zu Rieger 
i ng nach qualifiziertem Vorsatz bei Rie 1940, 
a: ne Mitteil, d. Vereins gegen Bestechung 
Q . sel, 
ER agler, „Kriegsstrafrecht“ 5. er. 
„Die KWVO.“ S.23; Graf Gleispach, » A 
ié z 5 Pa N 19 ; 
"ega RO; DR. 1940, 1939° m. Anm. d. Vert. = DJ F 
: : „DIK. 
ai Vgl. Zusammenstellung der Meinungen: Ket ise: 
1940, 2065 Anm.; Schumacher: DR. 1949, : 
NaN RG.: DR. 1940, 1668" m. Anm. d. Verf. f 
i ‘h RG.: DJ. 1941, 290. BR 2 gi 
WE R insoweit RG.: DR: Toan a Nach 
Anm. d. Verf. Kritik bei Freisler: Di beanstandeten 
RG. (DR. 1941, 573!) soll allerdings ın verstan- 
Entscheidung „Absicht“ i. S. des Beweggrunces ich 
den werden, sic 
N)" Gegen diese Auslegungsmethode par 
Freisler: DJ. 1940, 1232, Vgl. DO 578 Anm. Die 
DR. 1941, 491 Anm. und Boldt: DR. 1941, ER 
angegriffene Methode verwendet auch Rie 
A "DR 1941, 4891 ah 
B RG. DR 1941.5751 — DJ. 1941, 136. Damit ist Aem 
die von Freisler empfohlene zweite Methode zu ! 
Recht gekommen. 


Ahn- 
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Standpunkt der Allgemeinheit verwerflich erkennt‘). 
Auf gleicher Linie bewegen sich die vom RG. nach 
manchen Schwankungen nunmehr gegebenen Defi- 
nitionen. Danach handelt böswillig, wer sich dessen 
bewußt ist, das sein Verhalten unter den im Vor- 
Spruch zur KWVO. bezeichneten Gesichtspunkten 
besonders verwerflich ist”). Warum eine „be- 
sondere“ Verwerflichkeit gefordert wird, ist nicht 
näher begründet. Eine andere Entscheidung sieht 
als böswillig Handelnden den an, der „bewußt aus 
einer vom Standpunkt der Volksgemeinschaft zu 
mißbilligenden und deshalb verwerflichen Gesin- 
nung und Willensrichtung den (im Vorspruch er- 
läuterten) Geboten nicht folgt“ %%). Wir werden also 
den „bösen Willen“ in dem Beweggrund des Tä- 
ters und in einer nach der sittlichen Auffassung des 
Volkes verwerflichen Gesinnung zu suchen haben. 
ine negative Einstellung zum Gesamtwohl muß 
vorliegen. h 
. Die Anforderungen an diese Feststellungen dür- 
fen nicht zu hoch gespannt werden. Die Verfol- 
ung egoistischer Ziele ohne Rücksicht auf die 
elange der Kriegswirtschaft und Volksgemein- 
Schaft wird in der Regel als verwerflich anzusehen 
Sein. Hierin offenbart sich eine innere Haltung des 
Handelnden, die den Forderungen an sein Ver- 
halten zum eigenen, im Entscheidungskampf stehen- 
den Volke nicht entspricht. Besonders ist dies der 
Fall, wenn gewinnsüchtige Motive die Handlungs- 
weise des Täters bestimmen, denn „Gewinnsucht 
Ist ein Merkmal, das in erster Linie zur Annahme 
der Böswilligkeit berechtigt“ °). Wer trotz klarer 
rkenntnis des Sinnes und der Bedeutung der Be- 
Wirtschaftungsvorschriften aus selbstsüchtigen ra 
weggründen bewußt zuwiderhandelt, ist böswil- 
lig?®), Verwerflich wird in der Regel sein, wenn je- 
mand sich, auf lange Zeit der nach dem Vorspruch 
notwendigen Einschränkung der a 
Ohne Rücksicht auf die Belange der Allgemeinheit 
zu entziehen sucht”). Wer ein Schiebergeschäft 
eines andern fördern will und sich deshalb gegen 
ie Rationierungsbestimmungen vergeht, ze: In 
geforderte verwerfliche Gesinnung ®). Sie brauc 
Sich aber nicht in der eigenen Gewinnsucht, ar pe 
Schaftswidrigem Eigennutz oder der Paahi : e 
ewinnsucht anderer zu zeigen. Auch 5 a 
gung eines Rachegefühls ohne Rücksich $ H 
bei ihr stattfindende Vernichtung von Wer a 
er Kriegswirtschaft dienen, kann die Handlung 
als böswillig charakterisieren®)., ie 
Die Böswilligkeit setzt kein plante ass 
Voraus, auch die aus dem ‚Augenblic nn "es 
at kann die gemeinschaftswidrige un MT: 
Werfliche Gesinnung offenbaren. Nach ar fias; 
sung des RG. muß sich jedoch der Täter e Yr 
werflichkeit seines Handelns bewußt sein. I: 
egel wird dieses Bewußtsein ‚vorliegen: jeder: 
mann kennt die aus der Kriegswirtscha pean: 
zelnen erwachsenen Pflichten. Aufklärung 


— 


4) Sonderger. Berlin: DJ. 1940, 736. 
%) RG.: DR. 1941, 491 ?. 
hs RQ.: DR. 1941, 489. 


10) Beispiel Selbstvergorä in, 206415 m. Anm. d. Verf. 


3) Beispiel: RG.: DR 


n) Beispiel: RO.: DR. DM RG.: DR. 1941, 5751. 
u R. 1940, 1668° m. Anm. d. Verf. 


Beispiel: RG.: D 


Rundfunk, Presse und Fachverbände tun. ein übri- 
ges. Immerhin sind Fälle denkbar, in denen der 
Täter sich auf besondere Umstände zu seiner Recht- 
fertigung berufen kann 8). Böswillig handelt aber 
nach dem RG.) auch, wer sich der Verwerflich- 
keit nur deswegen nicht bewußt ist, weil seine üble 
Gesinnung oder die rücksichtslose Verfolgung be- 
denklicher Ziele bei ihm den Gedanken an die allen 
Volksgenossen auferlegte Pflicht gegenüber der im 
Kampfe stehenden Volksgemeinschaft nicht aufkom- 
men läßt. Man kann jedoch nicht einmal beim Täter 
das Bewußtsein der Verwerflichkeit seines Handelns 
als Voraussetzung für die Strafbarkeit fordern und 
andererseits das fehlende Bewußtsein dem Täter 
mit gleicher Wirkung züurechnen. Verschließt sich 
der Täter der Erkenntnis, so ist er sich gerade der 
Verwerflichkeit nicht bewußt. Dennoch ist das Er- 
gebnis der Entscheidungen richtig. Man muß jedoch 
nicht das Bewußtsein der -Verwerflichkeit beim Tä- 
ter fordern, sondern muß das Vorliegen der Bös- 
willigkeit und Verwerflichkeit dann bejahen, wenn 
der Täter eine negative Einstellung zum Gemein- 
wohl offenbart, was nach objektiven Maßstäben zu 
entscheiden ist. 

Das Merkmal der Böswilligkeit steht als werten- 
des Element im Tatbestand, es kann der Abgren- 
zung des kriegsschädlichen Verhaltens von sonsti- 
gen Verbrauchsregelungsbestimmungen dienen und 
weist auf eine Beurteilung der Täterpersönlichkeit 
hin. Immerhin sollte man seine Bedeutung nicht 
überschätzen, in der Regel wird sich die böswillige 
Gesinnung zwanglos aus dem Sachverhalt ergeben, 
zumal da heute die Erkenntnis vom totalen “Krieg 
lückenlos sein dürfte. 


V. Strafen des SI Abs.1 KWVO. 


Der Strafrahmen des 81 KWVO. reicht von einem 
Tage Gefängnis bis zur Todesstrafe, die in beson- 
ders schweren Fällen Anwendung finden soll®). 
Zuchthaus oder Gefängnis sind nach pflichtgemäßem 
Ermessen des Richters zu verhängen, irgendwelche 
Bindungen liegen insoweit nicht vor. Es wird also 
jeweils in tatrichterlicher Würdigung der gesamten 
Lage zu entscheiden sein, ob die Tat zuchthaus- 
würdig ist). Mit Recht wird hervorgehoben, daß 
Verbrechen nach der KWVO. in einer Ebene mit 
den Volksschädlingstaten stehen ®). Bei einem 
Kriegsschieber wird in der Regel Zuchthausstrafe 
am Platze sein®). Man kann jedoch nicht bei dem 
vorliegenden Wortlaut die Zuchthausstrafe als Nor- 
malstrafe bezeichnen, so daß nur bei besonderen 
Milderungsgründen auf Gefängnis erkannt werden 
könnte 88). Die erkannten harten, aber gerechten 

82) RG.: DR.1941,704: „Der böse Wille kann aber aus- 
geschlossen sein, wenn der Täter sein Verhalten deshalb 
für erlaubt, vielleicht sogar für geboten gehalten hat, 
weil er die Aufklärungen (von Fachverbänden und Fach- 
zeitschriften) für richtig und verbindlich angesehen hat.“ 

83) RG.: DR. 1941, 4912. 

8) Zum Begriff des besonders schweren Falls vgl. 
RG.: DR. 1940, 3171; RG.: DJ. 1939, 1905. 

85) Ebenso RG.: DR. 1940, 16683 und 19398 m. Anm. d. 
Verf. 

8) Freisler: DJ. 1940, 1230. 

81) RG.: DR. 1941, 4891 m. Anm. d. Verf. Das RG. billigt 
hier die vom Verf. in Anm. DR. 1940, 1941 vertretene Auf- 
fassung zur Strafzumessung. Ebenso Sonderger. Anm. 18 
das mit Recht darauf hinweist, daß im Gegensatz zur 
VolksschädlVO. hier auch an leichtere Fälle Kriegsschäd- 
lichen Verhaltens gedacht war. 

#3) So Nüse, „Kriegsstrafrecht‘“ Bent 
sch a.a. o: S. 378 zu V. PT S-18 zu 8, ähnlich 
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Strafen ®) beweisen, daß der deutsche Richter den 
Unrechtsgehalt der Tat richtig zu würdigen ver- 
steht). 


VI. Konkurrenzfragen 


Wegen der Konkurrenz des §1 KWVO. mit an- 
deren strafrechtlichen Bestimmungen kann auf frü- 
here Ausführungen (vgl. „Gedanken zur Konkur- 
renzfrage im Strafrecht“: DR. 1940, 1490, 1497) 
verwiesen werden. Die Auffassung, daß § 1 KWVO. 
mit den evtl. zugleich verletzten Rationierungsbe- 
stimmungen in Tateinheit steht, wird in Ablehnung 
der Idealkonkurrenz annehmenden Auffassung des 
RG. vom Hanseatischen Sondergericht geteilt?). 
Zur Konkurrenz mit $4 der VO. gegen Volksschäd- 
linge hat das RG. ausgeführt, daß Zuwiderhand- 
lungen gegen kriegswirtschaftliche Vorschriften be- 
grifflich diese Konkurrenz nicht ausschließen 2). 
Zwar setzen diese Bestimmungen den Kriegszustand 
voraus, so daß die Verwirklichung des kriegswirt- 
schaftlichen Straftatbestandes nicht ohne weiteres 
eine „Ausnutzung der durch den Kriegszustand ver- 


3) Vgl. Beispiele bei Klütz, „Volksschädlinge am 
Pranger“ S. 21 ff. 

2%) Vgl. zum Strafzumessungsproblem: Suhr: DR. 1940, 
482; Hennerici: DR. 1940, 958. 
%9) Vgl. Anm. 18. 
92) Vgl. RG.: DR. 1940, 22367 m. Anm. d. Verf. 
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ursachten außergewöhnlichen Verhältnisse‘ bedeu- 
tet. Ausgenutzt werden diese nur dann, wenn sie 
die Straftat irgendwie begünstigen oder ei 
Ausgenutzt werden können jedoch beson o 
kriegsbedingte Umstände, die in den Tatbesr 
merkmalen der KWVO. noch keine, Bendik y 
gung gefunden eaa E gleiche gilt für § 2 de 
5 n Volksschädlinge. 
M mit Diebstahl, Untreue, on 
schlagung, Betrug usw. vorliegen kann, ist v 
holt betont worden. Eine ganze Anzahl enep ; 
der Urteile der Sondergerichte liegen vor. Zur ir: 
der Hehlerei sei in diesem Zusammenhang en A 
Urteil hingewiesen, wonach Hehlerei nicht a e 3 
begangen werden kann, die unter Verletzung kri es 
wirtschaftlicher Vorschriften erworben sind, bi 
die Hehlerei im StGB. als Vermögensdelikt anga 
sehen wird’). Daß sonst der strafbare Eoen 
benswichtiger Güter durch Hehlerei den Hey. 
gleichzeitig unter dem Gesichtspunkte des § a 
VO. strafbar werden lassen kann, ist zwei a 
Die Wirksamkeit der Strafbestimmung be 
sich nicht auf den Rechtsverkehr, sie umfaßt a ni 
den Unrechtsverkehr, um ihre Aufgabe wirksam 
ü önnen. - 
Br (Abgeschlossen am 31. März 1941.) 


— s} So schon Verf.: DR.1940, 558 zu VII,3; RG.: DR- 
1941, 4891 m. Anm. d. Verf. 


Die Verordnung über die Zuständigkeit der Strafgerichte T 
in den Reichsgauen der Ostmark vom 20. März 1941, RGBI.I, S. 1 


a ä teyr 
Von Oberstaatsanwalt Dr. Erwin Pichler-Drexler, Gaugruppenwalter Richter u. Staatsanwälte, Stey 


Die VO, regelt die Abgrenzung der Zuständigkeit 
der Gerichte und Verwaltungsbehörden, die durch 
die Einführung reichsrechtlicher Strafvorschriften 
in den Gauen der Ostmark notwendig geworden 
war. Weiter bringt die VO. eine Erweiterung der 
Zuständigkeit der AG. sowie eine Erweiterung der 
Strafgewalt des Einzelrichters im vereinfachten Ver- 
fahren bei den LG., wodurch eine gewisse Anglei- 
chung an die Zuständigkeitsbestimmungen des Alt- 
reiches herbeigeführt werden soll. 


l. Zuständigkeit der Gerichte und der 
Verwaltungsbehörden 
In $5 StrafenanpassVO. v. 8. Juli 1938 (RGBL I, 
844) wird hinsichtlich der in den Reichsgauen der 
Ostmark geltenden Strafvorschriften des Deutschen 
Reiches bestimmt, daß « 

a) Handlungen, die mit Gefängnis bis zu sechs 
Monaten oder mit Geldstrafe über 150 RM be- 
droht sind, sofern sie nicht ausdrücklich als 
Vergehen erklärt sind, als Übertretungen gelten 
und zur gerichtlichen Zuständigkeit gehören, 
sofern nicht die Rechtseinführungsvorschrift sie 
ausdrücklich zu Verwaltungsübertretungen er- 
klärt, und daß 

b) Handlungen, die mit einer Geldstrafe bis zu 
150 Rø oder mit Haft bedroht sind, als Über- 
tretungen gelten, die von den Verwaltungsbe- 
hörden zu verfolgen sind, sofern nicht aus- 
drücklich in der Rechtseinführungsvorschrift be- 
stimmt ist, daß sie zur gerichtlichen Zuständig- 
keit gehören. 


Maßgebend ist dabei der gesetzliche Strafsatz unter 


a lleung etwaiger, namentlich in der Straf- 
vorschrift angeführter Erschwerungs- und Milde- 


rungsumstände. Sind Strafen verschiedener Art wall 
weise angedroht, so Sr die a maßg 

5 Abs. 3 der zit. StrafenanpassVO.). _ e 
re in den Reichsgauen der Ostmark a 
Strafvorschriften des Deutschen Reiches a = 
vielfach Handlungen, die mit Geldstrafe Fällen 
150 2M oder mit Haft, in besonders SI E af 
aber mit strengerer Strafe bedroht sind, gr Air 
dererseits Handlungen, die sonst mit s 1: Seld- 
Strafe, in besonders leichten Fällen aber m a 
strafe bis zu 150 Z4 oder mit Haft zu al ST 
Es ergab sich nun in der Praxis IE le i 
es sich hier um einen gleitenden Strafsatz nz 
oder ob bei der Beurteilung der Einordnung Ink rec 
ständigkeit die konkrete Betracht ane 
maßgebend sei. Mit anderen Worten, © eine ge- 
einer ausdrücklichen Orsetzesbestinii Ei N 
richtliche Übertretung oder eine bloße Eu leichter 
übertretung vorliegt, wenn ein besonde nen BE 
oder kein besonders schwerer Fall BE Bedat 
Diese Frage ist für die Praxis von gr a 
tung, und zwar nicht nur die Frage, dt hat’). 
scheiden ist, sondern auch wer zu A 5 ien dë 

Der Reichsminister der Justiz hat en it dem 
gegenständliche VO. im Einvernehm 


inheitlichef 

1 r Frage „gleitender oder eın vo: 
Stra a nit Be auf 85 gr): 3 
zu den Fällen des § 1 Abs.1 und 2 un 3 29. Mai 1940, 
VerbrRegiStraiVO. siehe OLG. u "540 Nr. 301, das 
9 Ns 703: DR. (Wiener Ausgabe), EVB und Ange 
die konkrete ae KT a aumgabe); 
OLG. Graz v.6. Aug.1940, Ns 395: DR. ( je ee 
EvBl. 1940 Nr. 449, und zu beiden Entschei tung 
merkungen Kauers, der für die konkrete en darch 
eintritt und in beachtlichen Ausführungen Za den mit 
die gegenständliche VO. geregelten Fragen Stellung 
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Reichsminister des Innern diese Streitfrage dahin 
geklärt, daß Handlungen, die nach einer reichs- 
rechtlichen Strafvorschrift mit Geldstrafe bis zu 
50 AM oder mit Haft, in besonders schweren Fällen 
aber mit strengerer Strafe bedroht sind, dann, wenn 
ein besonders schwerer Fall vorliegt, von den Ge- 
richten, sonst als Verwaltungsübertretungen verfolgt 
und bestraft werden. Ebenso werden Handlungen, 
die nach einer reichsrechtlichen Strafvorschrift in 
esonders leichten Fällen mit Geldstrafe bis zu 
150 44 oder mit Haft, sonst aber mit strengerer 
Strafe zu ahnden sind, wenn ein besonders leichter 
Fall vorliegt, als Verwaltungsübertretungen, sonst 
vom Gericht verfolgt und bestraft. Den besonders 
schweren Fällen stehen solche gleich, die das Gesetz 
als schwere oder schwerere bezeichnet; den beson- 
ders leichten solche, die das Gesetz als leichte oder 
leichtere bezeichnet. 
Bestehen Zweifel, ob eine Tat nach den vorer- 
wähnten Bestimmungen von der Verwaltungsbe- 
hörde oder von dem Gerichte zu ahnden ist, so 
trifft die Entscheidung der Staatsanwalt. 
Die Verwaltungsbehörde hat ein allenfalls anhän- 
giges Strafverfahren bis zur Entscheidung des 
taatsanwaltes auszusetzen. Der Staatsanwalt wird 
nach pflichtgemäßem Ermessen entweder die Ein- 
leitung des gerichtlichen Strafverfahrens beantragen 
oder die Sache der Verwaltungsbehörde zur Bestra- 
ung im Verwaltungsverfahren A a 
die Entscheidung des Staatsanwaltes ist die Ver- 
waltungsbehörde gebunden. Da man derartige Ent- 
Scheidungen den fachlich nicht vorgebildeten staats- 
anwaltschaftlichen Funktionären bei den nal 
en Reichsgauen der Ostmark nicht wird zumu © 
können, haben diese die Weisung des Oberstaats- 
anwaltes einzuholen. Es wird zweckmäßig sein, 
wenn die Oberstaatsanwälte die ihnen unterstellten 
Staatsanwaltlichen Funktionäre zur Vorlage der An- 
zeigen verpflichten ($ 65 StaGeO.). 
Aber auch das Gericht ist an die Entscheidung 
es Staatsanwaltes insofern gebunden, als es a 
Aburteilung der Straftat auch dann A ist, 
wenn nach seiner Ansicht mangels eines a 
Schweren Falles oder weil ein (besonders) a er 
all vorliegt, eine bloße Vera aln ERD ETR mine 
gegeben wäre. Dem Beschuldigten N a 
daraus, daß der Staatsanwalt die Zuständigkeit des 
erichtes in Anspruch nehmen kann, kein, u 
ür den Fall erwachsen, daß das Geric u re 
zur Überzeugung kommt, daß sich die I AE 
nur als eine solche darstellt, die — Pen P E 
er Begründung der gerichtlichen a ga 
durch den Staatsanwalt — nur eine blo + ne 
dungsübertretung wäre, Die VO. bestimm 3 


a 


die Verfolgung dur Hinblick auf die Bestimmung 
: 3 


it u.a. m. (§ 
Einstellungsbe- 
chwerde 
steht dem sofern 


(§ 481 ÖstStPO.), 


nicht die Beweiswürdigung mit der Berufung im 
Punkte der Schuld anzufechten sein wird, die Be- 
rufung im Punkte der Nichtigkeit (§§ 281 ZI. 9b, 
468 Z1.3 ÖstStPO.) zu, falls der Freispruch auf einer 
unrichtigen Beurteilung der Rechtsirage der Ver- 
jährung beruht. 

b) Kommt das Gericht zu einem Schuldspruch, so 
erkennt es auf Geldstrafe bis zu 150 AM oder Haft 
und ordnet durch einen besonderen Beschluß an, 
daß die Verurteilung nicht in das Strafregister auf- 
genommen wird. Die Verurteilung zieht dann also 
nicht die nachteiligen Folgen einer gerichtlichen 
Verurteilung nach sich. Der Beschluß ist mit Be- 
schwerde anfechtbar (§ 481 OstStPO.). Er kann nicht 
früher ergehen, als nicht rechtskräftig feststeht, daß 
nur ein leichter bzw. kein schwerer Fall vorliegt. 
Das Urteil, das zu Unrecht einen leichten oder 
schweren Fall angenommen oder nicht angenommen 
hat, kann nicht mit Berufung puncto Strafe, sondern 
— abgesehen von einer Berufung im Punkte der 
Schuld, die die Beweiswürdigung anficht — nur mit 
Berufung im Punkte der Nichtigkeit nach $ 281 
ZI.10 (nicht ZI. 9a, weil ja die Zuständigkeit des 
Gerichtes gegeben ist!), § 468 ZI.3 ÖstStPO. ange- 
fochten werden, da dem Urteil zum Vorwurf ge- 
macht wird, daß es -— materiellrechtlich gesehen — 
die Frage, ob eine Verwaltungsübertretung oder 
eine ne zu verfolgende Übertretung vorliegt, 
unrichtig beantwortet hat, die Tat also einem Straf- 
gesetz unterzogen hat, das darauf keine Anwendung 
findet. Ist durch Beschluß rechtskräftig ausgespro- 
chen, daß die Verurteilung nicht in das Strafregister 
aufgenommen wird, so wird auch die Übermittlung 
des Urteiles an das Strafregisteramt zu unterbleiben 
haben, da dann eben materiell keine gerichtliche 
Verurteilung (vgl. § 3 StrafregVO. 1933, BGBl. 
Nr. 258), sondern eine Verurteilung wegen einer 
Verwaltungsübertretung vorliegt. 

Die hier dargelegten Vorschriften gelten nur dann, 
wenn die Rechtseinführungsvorschrift Straftaten 
nicht ausdrücklich den Gerichten zur Aburteilung 
zuweist oder nicht ausdrücklich als Verwaltungs- 
übertretungen erklärt. 


I. Erweiterung der Zuständigkeit der 
Amtsgerichte 

Nach der ÖstStPO. sind den AG. als Einzel- 
gerichten nur die Aburteilungen von Übertretun- 
gen ($ 9 ZI. 1 ÖstStPO.) zugewiesen. Die Haupt- 
verhandlung und Entscheidung hinsichtlich der 
Verbrechen und Vergehen ist den LG. vorbehalten 
(813 ZI.1 ÖstStPO.). Die Zuständigkeit war daher 
nach der Art der strafbaren Handlungen klar abge- 
grenzt. Diese klare Scheidung wird nunmehr durch 
die gegenständliche VO. durchbrochen. Der Staats- 
anwalt (nicht auch der staatsanwaltschaftliche Funk- 
tionär beim AG.!) wird ermächtigt, statt die An- 
klageschrift beim LG. einzubringen oder im verein- 
fachten Verfahren die Bestrafung vor dem Einzel- 
richter beim LG. zu beantragen (vgl. unten III), den 
Antrag auf gesetzliche Bestrafung beim AG. zu 
stellen ($ 2 der gegenständl. VO.), und zwar: 

a) wegen aller strafbarer Handlungen, die in 
reichsrechtlichen Strafvorschriften mit Gefängnis 
schlechthin oder einer 6 Monate übersteigenden 
Gefängnisstrafe bedroht sind. Das sind demnach 
solche Handlungen, die nach $5 Abs.1 ZL2a 
StrafenanpassVO. als Vergehen im Sinne des 
österr. Landrechtes anzusehen sind; 


b) wegen der in österr, Strafgesetzen, also sowol 
im ÖstStGB. selbst (z.B. Gefährdung der Köukerlichen 
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Sicherheit mittödlichem Ausgang nach § 335 Il. Strafs. 
OstStG. oder unter besonders gefährlichen Verhält- 
nissen mit schwerer Verletzung nach: § 337 Öst- 
StG,), als auch in österr, Nebengesetzen (z.B. $1 
FxekutionsvereitlungsG.) als Vergehen mit Strafe 
bedrohten Handlungen. Ausgenommen wurden 
nur die Vergehen nach § 300 (Herabwürdigung der 
Verfügungen der Behörden und Aufwiegelung), 
3 302 (Aufreizung zu Feindseligkeiten) und § 305 
(öftentliche Herabwürdigung der Einrichtungen der 
Ehe, der Familie, des Eigentums oder Gutheißung 
von ungesetzlichen oder unsittlichen Handlungen). 
Es handelt sich hier um jene Vergehen, die vor dem 
Strafrechtsänderungsgesetz 1934 den Geschworenen- 
gerichten nach Art. VI des Einführungsgesetzes zur 
OstStPO,, alte Fassung, zugewiesen waren und zu 
deren Aburteilung auch heute noch wegen Unzu- 
lässigkeit des vereinfachten Verfahrens ($ 483 Abs.4 
ZL.2 OstStPO,) der Dreier-Senat des LG, (8 38 
EOrEIBENO, v. 1. Sept. 1939 [RGB]. 1, 1658]) zustän- 
ig ist. 

Der Staatsanwalt kann wegen der erwähnten Ver- 
gehen den Antrag auf gesetzliche Bestra- 
fung beim AG. unter folgenden zwei Voraus- 
seizungen stellen, und zwar: 

a) Der Staatsanwalt soll diesen Antrag nur stelten, 
wenn der Beweis der Schuld voraussichtlich leicht 
zu erbringen ist (vgl. § 483 Abs. 2 ÖstStPO. bzgl. 
des Strafantrages im vereinfachten Verfahren beim 
LG.) Es handelt sich hier um eine Sollvorschrift. 
Die Entscheidung liegt demnach im pflichtgemäßen 
Ermessen des Staatsanwaltes. Eine Überprüfung des 
Antrages in dieser Richtung durch das Gericht ist 
unzulässig. Das Gericht kann sich deshalb nicht für 
unzuständig erklären. 

b) Der Staatsanwalt kann den Antrag auf Bestra- 
fung beim AG, nur dann stellen, wenn nach den 
Umständen des Falles anzunehmen ist, daß als 
Hauptstrafe keine strengere Strafe zu verhängen 
sein wird als Freiheitsstrafe von höchstens 6 Mo- 
naten oder eine Geldstrafe, bei der die Ersatzfrei- 
heitsstrafe nicht mehr als 6 Monate beträgt. Hier 
liegt eine ‚Mußvorschrift vor. Ist nach Ne 
des Amtsrichters mit großer Wahrscheinlichkeit da- 
mit zu rechnen, daß die zu verhängende Strafe seine 
Strafgewalt überschreitet, so kann er seine Unzu- 
ständigkeit aussprechen vgl. für das Altreich § 4 
Abs. 2 ZuständigkeitsVO, y. 21. Febr. 1940 [RGBI. 
IE 405N. Der Ausspruch erfolgt in Beschlußform. 
Man wird dem Amtsrichter das Recht zubilligen 
mussen, aus diesen Gründen auch noch die Haupt- 
verhandlung abzubrechen (vgl. § 488 ZI. 8 ÖstStPO, 
bzgl. des vereinfachten Verfahrens), wobei auch in 
der Hauptverhandlung die Abbrechung durch Be- 
schluß erfolgt (vgl. $ 13 der DurchfVO. zur Zustän- 
oa v. 13. März 1940 [RGBI. I, 489], für die 
Fälle, wo sich im Verfahren vor dem AG. oder LG. 
die ausschließliche Zuständigkeit des Sondergerich- 
tes ergibt). Gegen den Beschluß, womit das AG. 
seme Unzuständigkeit ausspricht, ist kein Rechts- 
mittel zulässig. Dies gilt auch für den Fall, daß 
deshalb die Unzuständigkeit durch Urteil ausge- 
sprochen sein sollte ($ 281 ZI. 6 ÖstStPO. gilt 
nicht!). Der Staatsanwalt stellt sodann die zur Ein- 
leitung oder Fortführung des Verfahrens erforder- 
lichen Anträge, ohne daß die gegenständliche VO. 
eine Bindung an eine prozessuale Frist aufstellt. 

Wenn sich auch der Staatsanwalt mit dem allge- 
meinen Antrag auf gesetzliche Bestrafung begnügen 
kann, wie dies im Übertretungsverfahren vorgesehen 
ist (8 451 Abs. 1 ÖstStPO.), so wird es dennoch 
zweckmäßig sein, die anzuwendende Strafbestim- 
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hen 


Die VO. bestimmt weiter, daß auf das Ver E 
vor a AG. wegen der angeführten Vergehen 
Vorschriften der ÖstStPO. über das Veria u 


U ä Ü ÖstStl 
Übertretungsfällen (XXVI. Hauptstück die 
Anwendung finden. Es gelten daher auch ror- 


Anwendung finden, ist weiter auch Ee un 


verfahren (Strafbefehl) nach den Vo O. 
unter den sen der 88 460 if- DB nach 
zulässig. Dabei ist darauf zu Vera (ROBI. I, 
88 23, 42 VereinfVO. v. 1. Sept. 193 Ser Frei- 
1658) durch Strafbefehl auf Geldstrafe rS pA 
heitsstrafe bis zu 6 Monaten erkannt Y o deckt. 
was sich mit dem Strafbann des Amtsrichte Sp und 

Es bleibt noch die Frage zu ero dagegen 
welche Rechtsmittel dem Staatsan war z. Wegen 
zustehen, daß der Amtsrichter mit Unre Anspruch 
eines Vergehens seine Zuständigkeit in hung fol- 
nimmt. Es ergeben sich bei dieser Betrac 

ende zwei Fälle: y b T 
ý Fall I. Urteilt der Amtsrichter über r N 
ein Vergehen bildet, so haftet dem Sil 5 408 
tigkeitsgrund der Unzuständigkeit S im Sinne 
ÖstStPÖ. an, wenn der Staatsanwalt ni ar a 
der gegenständlichen VO. den an ee. 
liche Bestrafung beim AG. gestellt = 309 305 Ost 
sich um ein Vergehen nach $$ 30 ch den Antrag 
StG. handelt, bei denen also auch hr AG. nicht 
des Staatsanwaltes die Zuständigkeit keichältig, 
begründet werden könnte. Dabei ist, G ge are 
ob der Amtsrichter die Tat 2 re Zu be- 
tung oder richtig als Vergehen Bet nes 
achten ist, daß zur Stellung des An k = AG. nur 
setzliche Bestrafung eines Vergehens be altschaft- 
der Staatsanwalt, nicht auch der 0 a 
liche Funktionär berechtigt ist, da I Be, 
Vertretung der Anklagebehörde in Über Eher x 
len berechtigt ist, so daß also ein bezüg ars nicht 
trag eines staatsanwaltschaftlichen Funktion 
zuständigkeitsbegründend wäre. 
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Darüber hinaus tritt in allen diesen Fällen die 
Bestimmung des § 475 Abs. 2 ÖstStPO. ein. Jedes 
in irgendeiner Weise dem Berufungsverfahren unter- 
zogene Urteil des AG., das an einem derartigen Ge- 
brechen der mangelnden sachlichen Zuständigkeit 
leidet, weil das AG. über eine Tat geurteilt hat, die 
ein Verbrechen oder ein Vergehen begründet, ist 
dem Staatsanwalt gegenüber nicht rechtskräftig, er 
‚kann bis zur Fällung der Entscheidung des Be- 
Tufungsgerichtes den Antrag stellen, das Urteil des 
AG. aufzuheben und die Einleitung des gesetzlichen 
Verfahrens zu veranlassen. Der Zweck dieser Be- 
Stimmung ist, die ungenügende Vertretung der 
Staatsanwaltschaft bei den AG. durch die staats- 
anwaltschaftlichen Funktionäre auszugleichen (Sig. 
1187). Die gleichen Erwägungen müssen auch gelten, 
wenn der Amtsrichter ohne einen Antrag des Staats- 
‚anwaltes nunmehr die Zuständigkeit zur Verurtei- 
ung wegen eines Vergehens in Anspruch nimmt. 

Fall II. Der Staatsanwalt hat die Bestrafung wegen 
eines der in der gegenständl. VO. angeführten Ver- 
gehens beim AG. beantragt. Aus der Bestimmung, 
daß der Amtsrichter durch unanfechtbaren Beschluß 
seine Unzuständigkeit aussprechen kann, wenn er 
eine Strafe für angemessen hält, die seinen Straf- 
bann überschreitet, den Schluß a contrario dahin zu 
ziehen, daß eine Anfechtung des Urteiles, womit er 
Seine Zuständigkeit in Anspruch nimmt, aus ei 
Grunde, weil eine den Strafbann des Amtsrichters 
übersteigende Strafe angebracht erscheint, Br 
ässig wäre, scheint mir verfehlt. Es können nac 
der Abtretung des Verfahrens an das AU. etwa In 
der Hauptverhandlung Umstände „tergorkonen, 
die eine die Strafgewalt des Amtsrichters en 
gende Strafe rechtfertigen. Soll es nun Hassasn: a 
der Amtsrichter in einem solchen Fall u Ban 
Ständigkeit nicht ausspricht, kein nehm te 
geben? Es kann keinesfalls Zweck der ; Er 
daß der Täter mit dem Antrag des Pe 
auf Verfolgung vor dem Amtsrichter vor be 
gehren des Staatsanwaltes nach einer N i 
gewalt des Amtsrichters übersteigenden a ong $ 
Schützt werden soll. Der Sinn der VO. war u 
lich der, die LG. zu antlasten. Dem ea a 
Rechtsmittel zu verweigern, hieße den Gr an 
der materiellen Gerechtigkeit einer reinen 
vorschrift zu opfern. ; 

Allerdings Kin der Staatsanwalt das nn E 
Amtsrichters nicht mit der Berufung 1m Hr str. 

trafe anfechten, da ja der Amtsrichter a = 
Ce a ER Fe über- 
468 71.3 ÖstStPO. keine seine enger 


i ä kann i 
a oe e Strafe nur im Rah- 


s Amtsrichters ausmessen 
r Amtsrichter seine pai 
zuständigkei hen, so kann eben der 
zuständigkeit‘“ auszusprec N Kidebe 


Staatsanwalt die „Zuständigkeit 8 468 ZI. 1 Öst- 


. anfechten. 5 
schaftliche Funktionär in Eie 
antragt mtsrichte s i 

keit Bun so läge u zn 
Nichtigkeitsgrund nach Sa 281 wo gegenteilige 
und letzter Absatz ÖstStPO N Zi 5 ÖstStPO 
Standpunkt a contrario aus § 281 " ist im amts- 
geschlossen — an sich schon SET al f den Nich- 
gerichtlichen Verfahren im Hinblick an $ 468 ZI1 
tigkeitsgrund der Unzuständigkeit g sein, ob die 
ÖstStPO, unrichtig) E ra Abs. 2 ÖstStPO. 
(Oben Eal T ADS 2) auch in den gegenständlichen 
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Fällen gilt, wo der Staatsanwalt sellbst beim Amts- 
richter den Antrag auf gesetzliche Berufung gestellt 
hat. Da es aber auch hier nötig erscheint, die man- 
gelnde Vertretung der Staatsanwaltschaft bei den 
AG. auszugleichen, also auch hier die Erwägungen 

egeben sind, die den Anlaß zu den Bestimmung des 
8475 Abs. 2 ÖstStPO. gaben, finde ich keinen Grund, 
die Anwendbarkeit dieser Bestimmung hier "auszu- 
schließen. 


HI. Erweiterung der Strafgewalt des Ein- 
zelrichters im vereinfachten Verfahren 

Die ÖstStPO. kennt die Institution des Einzel- 
zelrichters als erkennenden Richters nicht nur bei 
den AG. ($ 9 ÖstStPO.), sondern auch bei den LG. 
(88 483 ff. ÖstStPO.). Unter Bedachtnahme auf die 
strenge und klare Scheidung, wonach die Aburtei- 
lung von Übertretungen den AG. zugewiesen war (8 9 
ÖstStPO.), während die Aburteilung von Vergehen 
und Verbrechen den LG. zukam (88 10ff. Öst- 
StPO.), hat der Einzelrichter beim LG. über letztere 
zu entscheiden, wenn der Staatsanwalt unter be- 
stimmten Voraussetzungen, statt die Anklageschrift 
einzubringen, beim Einzelrichter Strafantrag im ver- 
einfachten Verfahren einbrachte. Die Strafbefugnis 
des Einzelrichters erstreckte sich auf Geldstrafe 
und Freiheitsstrafe von höchstens einem Jahr (8 483 
Abs.1 und 8488 Z1.8 ÖstStPO.). Als Freiheits- 
strafen kommen die beiden Grade des Kerkers, näm- 
lich schwerer Kerker und (einfacher) Kerker (88 14 ff. 
ÖstStG.) sowie strenger und einfacher Arrest (88 240 
lit. d, 244, 245, 247 ÖstStG. und § 11 ZI. 1 Öst- 
JGG.), Hausarrest (§§ 246, 262 ÖstStG.) und mit 
der Einführung reichsrechtlicher Strafvorschriften 
auch ohne die besondere Gleichung des 8 3 Strafen- 
anpassVO. v. 8. Juli 1938 [RGBI. I, 844], Zucht- 
haus, Gefängnis und Haft sowie schließlich Jugend- 
arrest ($1 der VO. zur Ergänzung des Jugendstraf- 
rechtes v. 4. Okt. 1940 [RGBI. I, 1336] und 88 3, 
10 ZI.1 u. 11 Abs.1 der DurchfVO. hierzu vom 
23. Nov. 1940 [RGBI. I, 1541]) in Betracht, 

In Anpassung an die bezüglichen Bestimmungen 
des Altreiches über die Strafgewalt des Amtsrichters 
(81 ZuständigkeitsVO. v. 21. Febr. 1940 [RGBiI. I, 
405) wurde durch die gegenständliche VO. (83 
ders.) der Strafbann des Einzelrichters erhöht. Man 
hat hier begrüßenswerterweise den Weg der No- 
vellengesetzgebung beschritten, und es ist für die 
Praktiker nur wünschenswert, daß dieser Weg auch 
künftig beibehalten wird. 


Der Einzelrichter beim LG. kann nun mehr er- 
kennen: 


a) auf Geldstrafe in unbeschränkter Höhe, 

b) auf Kerker beider Grade sowie Zuchthaus von 
höchstens zwei Jahren und 

e)auf Arrest oder Gefängnis von höchstens fünf 
Jahren. 


Im besonderen Teil des ÖstStGB. ist Arrest nur 
bis zur Höchstdauer von drei Jahren (z. B. § 337 
ÖstStG.) angedroht. Der Strafbann des Einzelrich- 
ters bis zu fünf Jahren hat daher bei Arrest mehr 
theoretische Bedeutung (§ 11 Z1.1 ÖstJGG. i. Verb. 
mit $11 Abs.1 der VO, zur Durchführung der VO, 
zur Ergänzung des Jugendstrafrechtes v. 28. Nov. 
1940 [RGBI. I, 1541] und in den Fällen der Um- 
wandlung der Kerkerstrafe in strengen Arrest nach 
Art. VI der Strafprozeßnovelle 1918 [StGBl. Nr. 931), 
Selbstverständlich kann der Einzelrichter so wie hie. 
her auf Jugendarrest erkennen. l 


Weiter bestimmt die gegenständliche VO., daß 
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das vereinfachte Verfahren vor dem Einzelrichter 
beim LG. nunmehr auch wegen solcher Verbrechen 
zulässig ist, die im Gesetz mit mindestens 5jähriger 
Kerkerstrafe oder einer strengeren Strafe bedroht 
sind. Die bisherige Bestimmung des § 483 Abs. 4 
Zl. 1 ÖstStPO., wonach in diesen Fällen das verein- 
fachte, Verfahren bei sonstiger Nichtigkeit unzuläs- 
sig war, entfällt. Demnach kann künftig der Straf- 
antrag im vereinfachten Verfahren beim Einzelrich- 
ter im Hinblick auf § 265a ÖstStPO. bei allen Ver- 
brechen gestellt werden, sofern nicht die Todes- 
strafe angedroht ist. 

Praktische Bedeutung wird diese Erweiterung der 
Strafbefugnis z. B. in den Fällen einfacher Notzucht 
nach §§ 127, II. Fall, 126 I. Strafsatz ÖstStG. oder in 
den Fällen der schweren Körperverletzung 3. Grades 
nach § 156 ÖstStG. haben. Zu erwähnen wäre noch, 
daß im Gegensatz zu § 1 Abs.2 ZuständigkeitsVO. 
v. 21. Febr. 1940 (RGBl. I, 405) über die Strafgewalt 
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des Amtsrichters im Altreich in der Ostmark der 
Einzelrichter, wenn er gemäß § 265 ÖstStPO. F 
ein früheres Urteil Bedacht zu nehmen paro 
die zu beurteilende Tat vor dem früheren Urteil PA 
gangen wurde, auch eine Strafe verhängen TE H 
unter Hinzurechnung der im früheren Urtei a : 
kannten Strafe seine Strafbefugnis Aber u 
würde; dies deshalb, weil in dem späteren Ur 2 
keine Gesamtstrafe für die den Gegenstand we 
und des früheren Urteiles bildenden Sala Er 
gesprochen wird (SSt. XVI 119 u. a.). Dies a in 
für die Strafbefugnis des Amtsrichters (oben nn Be 

Die gegenständliche VO. bringt denn er 
gewisse Angleichung an die Verhä a 
des Altreiches, wobei allerdings die Fa ch 
Zuständigkeit und die Strafgewalt des A 
des Altreiches für die Ostmark unter Be len 
gung der besonderen Verhältnisse auf Amtsri ; 
und Einzelrichter beim LG. verteilt bleibt. 


Das Disziplinarstrafrecht des Heeres und seine Handhabung 
während des Krieges 


Von Kriegsgerichtsrat Georg Eigenwillig im Oberkommando: des Heeres, Berlin 


Die Strafgewalt im Heere ist ein wichtiges Mittel 
zur Aufrechterhaltung der Disziplin, von der gesagt 
wird, sie sei „die Seele der Armee‘, Freilich ist 
Mannszucht nicht mit äußerem Gehorsam gleich- 
zusetzen. Sie erfordert vielmehr eine sittliche Grund- 
haltung, die gebildet wird aus der Überzeugung von 
der Notwendigkeit des Soldatentums und der Ein- 
satz- und Opferbereitschaft für Volk und Vaterland 
bis zur Hingabe des Lebens. Zu ihr gehören dem- 
nach, wie die Pflichten des deutschen Soldaten es 
sagen, außer dem Gehorsam Mut, Härte, Entschlos- 
senheit, Treue und Kameradschaft. Sie mit Mitteln 
der Strafgewalt zu erreichen, ist unmöglich. Im 
Vordergrund steht vielmehr die soldatische Er- 
ziehung. Gestraft wird erst, wenn die Erziehung 
keinen Erfolg hat. Die Strafe, die alsdann einsetzen 
muß, ist geteilt in die Disziplinarstrafe und 
in die Gerichtsstrafe, Ihre Grundlagen sind 
die Disziplinarstrafordnung für das 
Heer (HDStO,) und das Militärstrafgesetz- 
buch (MStGB.), das Reichsstrafgesetzbuch 


(RStGB.) sowie sämtliche strafrechtlichen Neben- 


gesetze, 


I. Disziplinarstrafe und Gerichtsstrafe 

Die Disziplinarstrafe ist von der Gerichtsstrafe 
wohl zu unterscheiden. Sie folgt unmittelbar aus der 
militärischen Kommandogewalt, die andere verwirk- 
licht den allgemeinen staatlichen Strafanspruch. Die 
Disziplinarstrafe trifft die Ordnungs- und Pflicht- 
widrigkeiten des militärischen Alltags. Die Gerichts- 
strafe schützt das Recht in der Wehrmacht und die 
Volksgemeinschaft insgesamt in der besonderen 
Form der Wehrgemeinschaft. Erst im Ergebnis ver- 
einen sich beide. Denn gemeinsam ist ihnen das 
eine Ziel, die Mannszucht in der Truppe und die 
Schlagfertigkeit des Heeres jederzeit zu gewähr- 
leisten. Mannigfach sind demzufolge ihre Unter- 
schiede, aber auch ihre Berührungspunkte. Das 
Disziplinarrecht kennt nicht wie das allgemeine 
Strafrecht einzelne gesetzliche Tatbestände und Ver- 
fahrensvorschriften. Wie dieses setzt es aber schuld- 
haftes Handeln und Zurechnungsfähigkeit des Tä- 
ters voraus (§ 2 Abs.1 HDStO.), weiß es von einer 


Verjährung der Strafverfolgung, und a pie 
einer Frist von 3 Monaten (§33 a.a. O.). T 
sind die Freiheitsstrafen des Disziplinarrec Mar 
der Hauptsache dieselben wie die kleineren 
heitsstrafen des militärischen Strafrechts. 


- . . It 
I. Träger der Disziplinarstrafgewa n 


Träger der Disziplinarstrafgewalt sind — A 
pesene von den Iniehaanten des Feldheeres, ai 
Wehrmachtbeamten, denen Disziplinars an 2 
über Unteroffiziere und Mannschaften an FIVBL. 
terstellten Verwaltungseinheiten verliehen ist ( Ale 
40 B Nr. 13 und Nr. 224) — he at 
dings steht sie nicht jedem Offizier zu. Se er De 
in der Hand von solchen Offizieren, Ve i r 
fehl über eine Truppenabteilung mit Ver: pÓ 
lichkeit für die Disziplin übertragen ist (55 Be 
und AHM. 40 Nr.480). Mit der DS) al 
gewalt ist den Offizieren eine a Sean 
wortungsvolle Aufgabe übertragen, die ana 
keitssinn, Persönlichkeitswert, Er Berufs 
erzieherisches Verständnis und EN 
auffassung erfordert. Sie gewinnt ein Diski 
Gewicht dadurch, daß zur Ausübung der D! Piina 
strafgewalt lediglich der ua t ni p u 
vorgesetzte des Täters allein berufen ist ($ licht- 
a.a. O.), und daß er dabei nur nach un pi AE 
gemäßen Ermessen entscheidet, ob un heee 
strafen, oder ob er von einer Best es ner 
will (82 Abs.2 a.a.O.). Für die Handhabung i 
pflichtgemäßen Ermessens sind a a0 a AON 
gemeine Richtlinien gegeben (§§ 2% Pflicht ge- 
So ist dem Disziplinarvorgesetzten, zur Se 
macht, mit strenger Unparteilichkeit EN Ge 
den Sachverhalt aufzuklären, dem Besc ae Art 
legenheit zur Rechtfertigung zu Baam rung der 
der Verfehlung und den Grad der Ge "ran selb- 
dienstlichen Belange zu berücksichtigen. rei 
ständigkeit der unteren Disziplinarvorgesetz 


5 isziplinar- 
einer der wichtigsten Grundsätze des Disziplin 
tändig- 


rechts. easa. 

Höhere Vorgesetzte dürfen in die seb It ein- 
keit der unteren Disziplinarvorgesetzten Mnn, 
greifen. Sie dürfen nicht eine Bestrafung 
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Sich besondere Straftaten zur eigenen Bestrafung 
vorbehalten oder Anweisungen sonstiger Art geben. 
Ihre Aufgabe beschränkt sich auf die Ausübung der 
Dienstaufsicht, die Überwachung und Belehrung der 
unteren Disziplinarvorgesetzten (849 a.a. O.). Ein 
“genes selbständiges Recht zum Strafen haben sie 
nur dann, wenn die Tat unter ihren Augen begangen 
ist, gegen ihr dienstliches Ansehen verstoßen hat 
oder der untere Disziplinarvorgesetzte die Tat ihnen 
zur Entscheidung oder Bestimmung der Strafe ge- 
meldet hat (811 Abs.2 a.a. O.). 2 
‚Den Sanitäts- und Veterinäroffizieren steht über 
si Soldaten im Sanitäts- und o eine 
oeSondere Strafgewalt zu 13 u. a.a. O., ge- 
andert durch VO. Ve 1940 [RGBI. II, 42] 
und Erlaß OKH. v. 1. Juni 1940 [AHM. Nr. 680]). 
Ebenso sind Ortskommandanten und Standortälteste 
dazu berufen, in gewissem Umfange in eigener 
ai disziplinarisch zu strafen (§§ 20, 21 
ʻa. O.), 


HI. Die strafbaren an A 
Die Frage, was disziplinarisch bestraft werden 
Kann, ist In De der Zeit verschieden beantwortet 
worden. Während nach $3 EinfG. zum MStGB. von 
1872 einzelne näher bezeichnete militärische Ver- 
gehen in leichteren Fällen disziplinarisch ge- 
ahndet werden konnten, brachte das Ges. zur Ver- 
einfachung des Militärstrafrechts v, 30. April 1926 
Eine scharfe Trennung zwischen militärischen Ver- 
rechen und Vergehen, die gerichtlich zu verfolgen 
Sind, und disziplinaren Übertretungen, die diszipli- 
narisch bestraft werden können. Diesen Rechtszu- 
Ad übernahm die HDStO. inger auch jetzt noch 
&ültigen Fassung v. 18. Mai 1926. EL 
ach $1 Fe unterliegen der disziplinaren 
Würdigung alle Verstöße gegen die militärische 
ucht und Ordnung, die keinem Strafgesetz unter- 
fallen. Die Disziplinarstrafgewalt ist also mit = 
deren Worten dann begründet, wenn gegen die Di 
tärische Zucht und Ordnung gefehlt, ‚anderersel s 
aber gegen kein Strafgesetz verstoßen ist. Di dem 
Isziplinarvorgesetzten damit auferlegte Prüfungs 
Pflicht ist nicht immer einfach. Er braucht AL: 
Einerseits nur eine allgemeine Beziehung der e 
zur Wehrmacht festzustellen. Die Grenze a ” 
gemeinen Strafrecht ist aber nicht immer eim a ig 
zu erkennen. Eine Mißhandlung, die gerichtlic an 
folgt werden muß, kann beispielsweise auch Wi s 
Vvorschriftswidrige Behandlung aufgefaßt wel En 
und ist dann disziplinarisch zu würdigen. on 
Überschneidungen gibt es in vielen a ia ns 
rstrebt wird, daß der Disziplinarvor ae = 
ntscheidung, ob eine Disziplinarstrate qi > 
Inreichung eines Tatberichts geboten EN ie 
= Verantwortungsfreudigkeit heraus trifit. 
wenn er vorsätzlich eine Tat 
eng entzieht, Sa a aa 
Ichtme traftat eines 
LT RS a Pan 
en. Ist eine strafbare Han de É 
hätte a müssen, rur disziplinarisch ge- 
alındet worden, so ist dadurch ihre Strafbaı nn 
“ilgt. Die Strafverfolgungsbehhine | Unrecht ver- 
le Salverloleung aufnehmen. Die zu. ie ee 
hängte Disziplinarstrafe muß nachträglic g 


hob BERG): 
en werden (834 a h die Lösung des $1 HDStO. 


olgt besonders 1 er 
zieherisch, Da aa abschreckend wirkt. Bei allem 


Bestreben der gerichtlichen Strafpraxis zu einer 
Beschleunigung der Verfahren ist doch keine Strafe 
so geeignet wie die Disziplinarstrafe, einer Tat 
sofort die Sühne auf dem Fuße folgen zu lassen. 
Daraus ergab sich die Notwendigkeit einer Erwei- 
terung der Disziplinarbefugnisse des Disziplinar- 
vorgesetzten. Die Gerichte sollen sich nur noch mit 
solchen Taten befassen, die im Bewußtsein des 
Volkes und des Heeres als schweres Unrecht leben 
und eine gerichtliche Bestrafung für unbedingt er- 
forderlich erscheinen lassen. Alles, was disziplina- 
risch bestraft werden kann, soll disziplinarisch ge- 
ahndet werden. Angestrebt ist damit, die Manns- 
zucht in besonderem Maße zu stärken, keinesfalls 
aber einen Täter der verdienten Strafe zu entziehen. 
Die Verantwortung der Disziplinarvorgesetzten ist 
damit bedeutend gewachsen (vgl. Erlaß ObdH. vom 
12. Nov. 1939: HVBI. C Nr. 1071). 

§ 8 Ziff. 2 Kriegs-Sonderstrafrechtsverordnung 
(KSSVO.) erweitert den Begriff der Diszi- 
plinarübertretung. Als Disziplinarübertretungen 
sind nunmehr auch zu beurteilen Zuwiderhandlun- 
gen gegen die Strafgesetze, die gerichtlich nicht be- 
straft oder strafvollzugsfrei gelassen werden. Eine 
Beziehung zur militärischen Zucht und Ordnung, 
wie $1 HDStO. sie fordert, ist damit nicht mehr 
wesentlicher Bestandteil des Begriffs der Diszipli- 
narübertretung. Disziplinarisch können demnach 
jetzt auch Handlungen verfolgt werden, die voll- 
ständig ohne Zusammenhang mit der militärischen 
Zucht und Ordnung sind. In welchem Umfange 
Zuwiderhandlungen gegen die Strafgesetze gericht- 
lich nicht bestraft zu werden brauchen, bestimmen 
die 88 47 und 16a Kriegs-Strafverfahrensordnung 
(KStVO.). 

847 KStVO. eröffnet die Möglichkeit — außer 
bei Mißbrauch der Dienstgewalt —, von der An- 
klage abzusehen, wenn die Schuld des Täters ge- 
ring und die Folgen der Tat unbedeutend sind. 
Eine ähnliche Bestimmung enthielt im Frieden aller- 
dings schon der $ 202 Militärstrafgerichtsordnung 
(MStGO.). Abgesehen davon, daß im Frieden bei 
Einstellung des Verfahrens wegen Geringfügigkeit 
eine disziplinare Bestrafung nur im Rahmen des 
§ 1 HDStO. bei Vorhandensein einer Beziehung zur 
militärischen Zucht und Ordnung eintreten konnte, 
eröffnet der § 47 KStVO. weitergehende Möglich- 
ar Einstellung des Verfahrens als der § 202 

tGO. 


§ 202 MStGO. konnte nur in Anwendung ge- 
bracht werden bei Übertretungen und Vergehen 
gegen die allgemeinen Strafgesetze. Für die An- 
wendbarkeit des $ 47 KStVO. hingegen ist es gleich- 
gültig, ob es sich um Übertretungen oder Ver- 
brechen oder Vergehen nach den allgemeinen Straf- 
gesetzen oder dem MStGB. handelt. Ist auf dem 
Wege über $47 KStVO. eine strafbare Handlung 
zur disziplinaren Bestrafung freigegeben, so ist der 
Rechtscharakter der Tat dadurch nicht verändert. 
Was nach dem Strafgesetz Verbrechen oder Ver- 
gehen ist, bleibt auch Verbrechen oder Vergehen. 
Es ist nur wie eine Disziplinarübertretung zu be- 
urteilen. Die Verjährung der Strafverfolgung richtet 
sich also nicht nach $33 HDStO., sondern nach 
867 RStGB. Die disziplinare Bestrafung ist daher 
auch dann noch möglich, wenn seit der Tat mehr 
als 3 Monate vergangen sind. Im übrigen jedoch 
sind in vollem Umfange die Grundsätze des Diszi- 
plinarrechts maßgebend. Für den Disziplinarvor- 
gesetzten besteht daher nach Einstellung des ge- 
richtlichen Verfahrens wie bei jeder echten Diszipli- 
narübertretung kein Verfolgungszwang, wie auch 
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kein Anweisungsrecht eines höheren Disziplinarvor- 
gesetzten gegeben ist. Schäden für die Mannszucht 
können dadurch nicht entstehen. Der § 47 KStVO. 
eröffnet nämlich die Möglichkeit, daß der Gerichts- 
herr nach Einstellung des gerichtlichen Verfahrens 
nicht immer die disziplinare Bestrafung dem an sich 
zuständigen Disziplinarvorgesetzten überlassen muß, 
sondern daß er auch selbst disziplinarisch nach den 
Regeln des Disziplinarrechts strafen kann. Außer- 
dem steht einer späteren Wiederaufnahme des ein- 
gestellten gerichtlichen Verfahrens kein Hinderungs- 
grund entgegen. 

Kann durch § 47 KStVO. auf diese Weise seitens 
des Gerichts eine disziplinare Bestrafung ermög- 
licht werden, so geht § 16a KStVO. noch weiter. 
Er ermächtigt die Oberbefehlshaber der Wehrmacht- 
teile zu der Anordnung, daß die Disziplinarvor- 
gesetzten Straftaten von Unteroffizieren und Mann- 
schaften — mit Ausnahme des Mißbrauchs der 
Dienstgewalt -— nach der Disziplinarstrafordnung 
ahnden können, wenn der Sachverhalt genügend ge- 
klärt ist und nach der Schuld des Täters und den 
Folgen der Tat eine disziplinare Erledigung aus- 
reicht. Von dieser Ermächtigung hat bisher nur der 
Oberbefehlshaber des Heeres durch den schon er- 
wähnten Erlaß v. 12. Nov. 1939 Gebrauch gemacht. 
Das Wesen des $16a KStVO. besteht darin, daß 
die Sache erst nicht dem Gericht zur Nachprüfung, 
ob wegen Geringfügigkeit von der Erhebung der 
Anklage abgesehen werden soll, vorgelegt werden 
muß, sondern daß diese Entscheidung der Diszipli- 
narvorgesetzte in eigener Zuständigkeit vorweg- 
nimmt. Auf diese Weise soll ein Täter noch schnel- 
ler seiner Strafe zugeführt und damit der Manns- 
zucht noch besser gedient werden. Erst nachträglich 
ist von dem Disziplinarvorgesetzten dem Gerichts- 
herrn eine Meldung über den Sachverhalt und die 
disziplinare Erledigung vorzulegen. Entspricht die 
disziplinare Erledigung nicht der Sach- und Rechts- 
lage, so kann jederzeit das gerichtliche Verfahren 
eingeleitet werden. Auf die gerichtliche Strafe ist 
eine bereits verbüßte Disziplinararreststrafe anzu- 
rechnen. Für den $16a KStVO. gilt im übrigen 
das gleiche wie für den § 47 KStVO. Auch hier ist 
der Rechtscharakter der Straftat nicht geändert. 
Deshalb kann auch hier die Verjährungsfrist nur 
aus dem 867 RStGB., nicht aber aus dem 833 
HDStO. hergeleitet werden. Sonst gilt für die Fälle, 
die nach $16a KStVO. disziplinarisch geahndet 
werden, in vollem Umfange die HDStO. Deshalb 
schließen auch gesetzliche Mindeststrafen des Straf- 
gesetzes nicht, wie manchmal angenommen wird, 
eine Anwendung des $ 16a KStVO. aus. 


IV. Umfang der Disziplinarstrafgewalt 


Unterworfen sind der Disziplinarstrafgewalt die 


Soldaten, die Wehrmachtbeamten, die Wehrpflich- 
tigen des Beurlaubtenstandes, das Gefolge und die 
Kriegsgefangenen ($3 HDStO.). Der Umfang ihrer 
Unterwerfung unter die Disziplinarstrafgewalt ist 
verschieden. 

Wehrmachtbeamte stehen in einem doppelten Un- 
terstellungsverhältnis unter militärischen und Ver- 
waltungsvorgesctzten. Sie können nach der HDStO. 
von militärischen Vorgesetzten nur bestraft werden, 
wenn besondere militärische Interessen verletzt sind, 
etwa infolge ungehörigen Verhaltens in Uniform 
(324 a.a.O.). Außerdem sind für sie einige Be- 
sonderheiten im Strafensystem vorgesehen (8 25 
a.a.O.). Für die Beurteilung von pflichtwidrigen 
Handlungen, die ihre Amtsführung betreffen, sind 
ausschließlich die Verwaltungsvorgesetzten zustän- 


dig. Insoweit finden auf die Wehrmachtbeamten in 
vollem Umfange das Deutsche Beamtengesetz und 
die Reichsdienststrafordnung Anwendung. Allerdings 
sind für einen Teil der Wehrmachtbeamten, z. B. 
die Truppenzahlmeister, die militärischen Vorgesetz- 
ten zugleich Verwaltungsvorgesetzte im Sinne der 
Beamtengesetze. Demnach können in diesen Fällen 
auch die militärischen Vorgesetzten pflichtwidrige 
Handlungen der Amtsführung bestrafen. Die Be- 
strafung richtet sich alsdann freilich nicht nach der 
Disziplinarstrafordnung, sondern nach der Reichs- 
dienststrafordnung. Für Ergänzungsbeamte, d.h. 
Beamte d. R., z. V. und a. K., die nach Ansicht von 
Gerber (Ztschr. f. Wehrrecht 1940, 186) Wehr- 
dienst als Soldaten im Gewande des Beamten leisten, 
soll nach HVBI. 1941 B Nr. 19 nur die Disziplinar- 
strafordnung gelten. 

Wehrpflichtige des Beurlaubtenstandes unterliegen 
außerhalb der Zeit, in der sie zum aktiven Wehr- 
dienst einberufen sind, der Disziplinarstrafordnung 
nur wegen Zuwiderhandlungen gegen die Vorschrif- 
ten über die Wehrüberwachung, wegen Nichtbefol- 
gung eines Befehls in Dienstsachen und wegen Zu- 
widerhandlungen gegen die militärische Zucht und 
Ordnung im wehrmachtdienstlichen Verkehr, in 
Wehrmachtuniform und während der Dauer einer 
Wehrversammlung (§23b a.a.O.). Soweit es sich 
um Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften über 
die Wehrüberwachung handelt, gilt ein von dem 
allgemeinen Strafsystem der HDStO. in einigen 
Punkten abweichendes Strafensystemn ($ 23c). 

Auf das Gefolge findet die Disziplinarstraford- 
nung Anwendung nur im Kriege und nur soweit 
der Oberbefehlshaber des Heeres es ausdrücklich 
bestimmt. Demzufolge ist das Gefolge, das sich 
beim Feldheer befindet, in vollem Umfange der 
Disziplinarstrafordnung unterworfen worden. Bei 
dem Gefolge des Ersatzheeres ist dies nur der Fall 
hinsichtlich des männlichen Gefolges in den Wehr- 
kreisen XX, XXI, dem Protektorat Böhmen und 
Mähren, dem Generalgouvernement und bei allen 
Dienststellen des Ersatzheeres im Ausland (HVBI. 
1940 C Nr.333, B Nr.449, B Nr. 558). 

Männliche Angehörige des Reichsarbeitsdienstes, 
die im Rahmen der Wehrmacht eingesetzt sind, un- 
terliegen der Disziplinarstrafordnung nicht. Für sie 
gilt die Dienststrafordnung des Reichsarbeitsdien- 
stes (RGBI. I 1940, 620). 


V. Die Disziplinarstrafen 


Die Strafen, die der Disziplinarvorgesetzte ver- 
hängen darf, sind in der Disziplinarstrafordnung er- 
schöpfend festgelegt. So frei der Disziplinarvor- 
gesetzte gestellt ist in der Auswahl der Erziehungs- 
maßnahmen, die er für erforderlich hält, so stren 
ist er an das Strafensystem der weir AE 
nung gebunden. Der Disziplinarvorgesetzte ist dar- 
über hinaus verpflichtet, auf eine möglichst strenge 
Scheidung zwischen Erziehungsmaßnahmen und 
Disziplinarstrafen bedacht zu sein. Wenn lediglich 
die Erziehung oder die Ausbildung gefördert wer- 
den soll, können Erziehungsmaßnahmen zur An- 
wendung kommen. Wenn aber dem Soldaten für 
eine Verfehlung ein Übel zugefügt werden soll, sind 
Erziehungsmaßnahmen nicht am Platze, Dann muß 
mit den Strafen und nach den Regeln der Diszipli- 
narstrafordnung gestraft werden. Als Strafen kennt 
die Disziplinarstrafordnung den einfachen und stren- 
gen Verweis, Dienstverrichtungen außer der Reihe, 
Ausgangsbeschränkung bis auf die Dauer von vier 
Wochen, Besoldungsverwaltung bis auf die Dauer 
von 2 Monaten und Arreststrafen bis zu 4 Wochen 
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in der Form des Kasernen- oder Quartierarrestes, 
des Stubenarrestes, des gelinden Arrestes und des 
geschärften Arrestes. Außerdem ist vorgesehen, daß 
gegen Mannschaften mit einem höheren Dienstgrad 
Dienstgradherabsetzung um einen oder mehrere 
Dienstgrade vorgenommen werden kann ($4 a.a. 
O.). Im Kriege ist das Strafensystem durch VO. des 
Führers v. 5. Dez. 1939 und 17. April 1940 ergänzt 
worden. Gegen Mannschaften der Sonderabteilun- 
gen mit Ausnahme des Stammpersonals, gegen 
Mannschaften als Gefangene in Wehrmachtgefäng- 
nissen und gegen Insassen der Straflager der Wehr- 
macht kann neben den bereits bestehenden Strafen 
strenger Arrest verhängt werden. Der strenge Arrest 
ist eine erschwerte Form des geschärften Arrestes. 
Außerdem ist die disziplinare Verhängung von ge- 
schärftem Stubenarrest gegen Offiziere und Beamte 
der Wehrmacht bis zum Range des Hauptmannes 
ermöglicht worden, der bisher nur als gerichtliche 
Strafe ausgesprochen werden konnte. Die Besonder- 
heit dieser Ärreststrafe liegt darin, daß der ein- 
fache Stubenarrest in der Wohnung des Bestraften, 
der geschärfte Stubenarrest jedoch in einer Offizier- 
arreststube vollzogen wird. Nicht sämtliche Diszi- 
plinarstrafen können gegen Soldaten jeder Rang- 
klasse in vollem Umfange ausgesprochen werden. 
Im einzelnen ist für jede Rangklasse bestimmt, 
welche Art von Disziplinarstrafen gegen sie aus- 
gesprochen werden kann. Ebensowenig ist jeder 
Disziplinarvorgesetzte berechtigt, die Disziplinar- 
strafen in voller Höhe zu verhängen. Das Straf- 
maß ist nach der Dienststellung abgestuft. Der 
Kompaniechef hat eine geringere Strafgewalt als 
der Bataillonskommandeur, dieser eine geringere 
als der Regimentskommandeur und so fort (8812 
bis 17 a.a.O.). 

Als wichtiger Grundsatz des Disziplinarrechts ist 
festgelegt, daß eine und dieselbe Disziplinarüber- 
tretung nur von einem Vorgesetzten mit einer 
Disziplinarstrafe bestraft werden kann (86 a.a.O.). 
Damit ist der allgemeine Rechtsgedanke „ne bis in 
idem“ auch zum Grundgesetz des Disziplinarrechts 
erhoben. Weiterhin ist mi gesagt, daß das, was 
gerichtlich zu bestrafen ist, nicht außerdem noch 
‘ disziplinarisch geahndet werden darf. Will also ein 
Disziplinarvorgesetzter aus erzieherischen Gründen 
auf Grund eines festgestellten Sachverhalts neben der 
Einreichung eines Tatberichts alsbald eine Diszi- 
plinarstrafe verhängen, so muß er genau prüfen, 
welche Einzelhandlungen aus dem historischen Vor- 
gang von dem Tatbericht ergriffen werden, und 
welche daneben noch für die disziplinare Bestrafung 
übrigbleiben. 

Sind mehrere selbständige Disziplinarübertretun- 
gen gleichzeitig zur Entscheidung reif, so ist eine 
Einheitsstrafe zu bilden. Das Disziplinarrecht kennt 
also nicht den Begriff der Gesamtstrafe. Es wird 
für mehrere selbständige Handlungen nur eine ein- 
heitliche Strafe festgesetzt, wobei allerdings beim 
Strafmaß die Vielzahl der Taten Berücksichtigung 
finden muß. 


VI. Verfahren. Rechtsbehelte 

Die Disziplinarstrafe ist verhängt, sobald sie dem 
Täter dienstlich bekanntgegeben ist. Besondere Förm- 
lichkeiten sind bei der Bekanntgabe nicht zu be- 
achten. Der Straftenor muß knapp und klar gefaßt 
sein und den genauen Strafgrund und das Strafmaß 
enthalten. Sobald die Strafe verhängt ist, darf sie 
von dem Vorgesetzten, der sie ausgesprochen hat, 
nicht mehr abgeändert werden. Dies gilt auch dann, 
wenn etwa ein Vertreter des zuständigen Diszi- 


Plinarvorgesetzten gestraft hat. Denn es straft stets 
die Dienststelle als solche, nicht der betreffende 
Vorgesetzte (vgl. $35 a.a.O.). Dieser Grundsatz 
ist aufgestellt zur Stärkung des Verantwortungs- 
gefühls des Disziplinarvorgesetzten. Die Verhän- 
gung einer Strafe soll wohl erwogen und das letzte 
Wort des Vorgesetzten zu dem Sachverhalt sein. 

Beseitigt werden können Disziplinarstrafen nur 
durch höhere Vorgesetzte auf Grund einer Be- 
schwerde, wegen Sachwidrigkeit oder wegen Rechts- 
widrigkeit und im Wege der Gnade. 


Gegen jede Bestrafung ist Beschwerde und wei- 
tere Beschwerde zulässig (846 a.a.O.). Sie kann 
von dem Bestraften oder seinem unmittelbaren Vor- 
gesetzten zu seinen Gunsten eingelegt werden. 
Wegen unbegründeter Beschwerdeführung wird nie- 
mand bestraft. Im Heere soll ein starkes Beschwerde- 
recht vertreten sein, denn das Gefühl unrichtiger Be- 
handlung auf seiten der Untergebenen muß im Er- 
gebnis zu einer Schädigung der Mannszucht führen. 
Voreiligen Beschwerden ist durch die Vorschrift 
begegnet, daß die Beschwerde erst nach Ablauf 
einer Nacht seit der Bekanntgabe der Strafe er- 
hoben werden darf. Auf Grund der Beschwerde 
darf die Strafe durch den höheren Vorgesetzten 
nicht verschärft werden. Hinsichtlich der bei der 
Einreichung und Behandlung von Beschwerden zu 
beobachtenden Förmlichkeiten sind zu den Bestim- 
mungen der Disziplinarstrafordnung ergänzend die 
Vorschriften der „Beschwerdeordnung für die An- 
gehörigen der Wehrmacht“ heranzuziehen. 


Neben der Beschwerde sind Sachwidrigkeit und 
Rechtswidrigkeit einer Disziplinarstrafe selbständige 
Aufhebungsmöglichkeiten. Wird eine Strafe als 
sachwidrig erkannt, so ist der Vorgesetzte, der die 
Strafe verhängt hat, gehalten, bei seinem über- 
geordneten Vorgesetzten die Aufhebung der Strafe 
zu beantragen. Auch hier ist nur eine Aufhebung 
oder Abänderung der Strafe zugunsten des Be- 
straften möglich. Sachwidrig. ist eine Strafe bei- 
spielsweise, wenn nachträglich festgestellte neue 
Tatsachen ergeben, daß der Bestrafte unschuldig 
ist, oder daß er zu hart bestraft ist, oder daß bei 
Kenntnis des wahren Sachverhalts von einer Be- 
Zou überhaupt abgesehen worden wäre (§ 48 
a. a. O.). 

Stellt sich eine Strafe als rechtswidrig heraus, so 
ist sie von Amts wegen aufzuheben oder abzuändern. 
Eines Antrages zur Aufhebung bedarf es nicht. Die 
neu zu treffende Entscheidung kann in diesem Falle 
auch zuungunsten des Bestraften ergehen. Als 
rechtswidrig ist eine Strafe anzusehen, wenn sie 
ihrer Dauer oder Art nach unzulässig ist, wenn im 
Zeitpunkt der Bestrafung die Strafverfolgung be- 
reits verjährt war, wenn ein unzuständiger Vor- 
gesetzter gestraft hat, oder wenn eine gerichtliche 
Bestrafung hätte eintreten müssen (850 a. a. O.). 


VII. Strafvollstreckung 


Vollstreckt werden Disziplinarstrafen, nachdem 
seit der Bekanhtgabe eine Nacht vergangen ist und 
der Bestrafte die Möglichkeit zur Beschwerde ge- 
habt hat (838 a.a.O.). Nur die erste Beschwerde, 
die rechtzeitig vor Beginn der Vollstreckung er- 
hoben ist, wirkt aufschiebend. Eine weitere Be- 
schwerde hat keine aufschiebende Wirkung mehr. 
Aus dringenden Gründen kann die Vollstreckung 
jedoch jederzeit aufgeschoben oder unterbrochen 
werden. Während der Dauer des Krieges ist für die 
Vollstreckung von gelindem oder geschärftemn Arrest 
eine Behelfsvollstreckung vorgesehen (842 a.a. O.). 
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Sie tritt dann ein, wenn kein geeigneter Raum für 
die Vollstreckung vorhanden ist, die Vollstreckung 
aber aus dienstlichen Gründen nicht aufgeschoben 
werden kann. Die Behelisvollstreckung besteht 
darin, daß der Bestrafte für die Dauer der Strafe 
während seiner dienstfreien Zeit sich als Arrestant 
auf einer Wache aufzuhalten hat, und daß er gleich- 
zeitig bei Vollstreckung von geschärftem Arrest zu 
beschwerlichen Dienstverrichtungen außer der Reihe 
herangezogen wird. Ein Anbinden, wie es früher 
einmal vorgesehen war, ist als mit der Ehre des 
deutschen Soldaten unvereinbar ausdrücklich ver- 
boten. Im übrigen regelt sich die Vollstreckung von 
Disziplinarstrafen nach der Strafvollstreckungsvor- 
schrift für die Wehrmacht und der Strafvollzugs- 
vorschrift für die Wehrmacht. An Soldaten, die aus 
dem aktiven Wehrdienst ausscheiden, können vorher 
verhängte Disziplinarstrafen noch vollstreckt wer- 
den. Zu diesem Zwecke ist vorgesehen, daß solche 
Soldaten über den allgemeinen Entlassungstag hin- 
aus bei der Truppe zurückbehalten werden können. 


Die Weitervollstreckung ist nur bei den Soldaten 
unzulässig, die aus jedem Wehrpflicht- oder Wehr- 
dienstverhältnis ausscheiden. Es handelt sich in der 
Hauptsache dabei um solche Soldaten, die gericht- 
lich zum Verlust der W ehrwürdigkeit verurteilt sind, 
oder die die Reichsangehörigkeit verloren haben 
(845 a.a.O.). 

. Verhängte Disziplinarstrafen werden ähnlich wie 
gerichtliche Verurteilungen registriert. Zu diesem 
Zwecke sind „Bestimmungen über Strafbücher, Straf- 
nachweishefte und Strafprüfhefte“ erlassen. Strat- 
bücher sind bei allen Dienststellen, die Truppen- 
stammrollen über Unteroffiziere und Mannschaften 
haben, zu führen. Strafbücher für Offiziere und 
Wehrmachtbeamte im Offizierrang werden nicht ge- 
führt. Sind sie bestraft, so wird die Bestrafung zu 
den Personalpapieren genommen. Ebenso wie eine 
Tilgung von gerichtlichen Strafen vorgesehen ist, 
gibt es auch eine Tilgung von Disziplinarstrafen in 
bestimmten Zeitabständen unter im einzelnen fest- 
gelegten Voraussetzungen. 


Auffordern, Anreizen und Erbieten im Devisenstrafrecht 


Von Staatsanwalt Dr. Ulrich Schumacher, Berlin 


I. Einleitung 


1. Die kürzlich veröffentlichte RGEntsch. vom 
11. Juli 1940 (DR.1940, 1944 = DevArch. 1940, 809 
= DJ. 1940, 1090 = HöchstRRspr. 1940, 1275) hat für 
das strafbare Auffordern, Anreizen und Erbieten zu 
Devisenzuwiderhandlungen besondere Bedeutung. 
Durch dieses Urteil sind, wie unten noch näher ge- 
zeigt werden wird, wichtige Streitfragen auf diesem 
Gebiet entschieden worden. 

2. Devisenzuwiderhandlungen sind nach der stän- 
digen Rechtsprechung des RG. — selbst beim Vor- 
liegen eines mit Zuchthaus bedrohten besonders 
schweren Falles — niemals Verbrechen i.S. des 81 
Abs. 1 StGB., sondern stets bloße Vergehen i.S. des 
$ 1.Abs.2 StGB. (vgl. RG. v. 2. April 1935: JW. 1935, 
1939 mit Anm. von Turowski; RG. v. 8. Okt. 1935: 
JW.1936, 47 mit Anm. von Turowski: RG. vom 
25. Okt. 1935: JW. 1936, 463; RG. v. 30. Mai 1940: 
DR. 1940, 1830 = DevArch. 1940, 839 mit Anm. von 
Schumacher). Daran scheitert die Anwendung des 
8 49a StGB. auf Devisenzuwiderhandlungen. Nach 
Abs.1 dieser Bestimmung macht sich strafbar, wer 
einen anderen zur Begehung eines Verbrechens 
oder zur Teilnahme an einem Verbrechen auf- 
fordert, oder wer eine solche Aufforderung annimmt. 
Gemäß Abs.2 dieser Vorschrift wird ferner bestraft, 
wer sich zur Begehung eines Verbrechens oder 
zur Teilnahme an einem Verbrechen erbietet, 
oder wer ein solches Erbieten annimmt. Das ledig- 
lich mündlich ausgedrückte Auffordern oder Er- 
bieten sowie die Annahme eines solchen wird je- 
doch nur dann bestraft, wenn die Aufforderung 
oder das Erbieten an die Gewährung von Vorteilen 
SGB elcher Art geknüpft worden ist (8 49a Abs. 3 
StGB.). 


Giese-Niemann, „Devisengesetz‘“‘, 1939, § 69 
Bem.10, S.487, meinen, daß § 49a StGB. im De- 
visenstrafrecht anwendbar sein könne. Kemper, 
„Anstiftung und Aufforderung im Devisenstraf- 
recht“, DevArch. 1940, 209, 211, bekämpft diese Auf- 
fassung mit dem Hinweis darauf, daß diese Bestim- 
mung sich nur auf Verbrechen, nicht aber auch auf 
die bloße Vergehen bildenden Devisenzuwiderhand- 
lungen beziehe. Dem Ist im allgemeinen beizutreten. 


Immerhin kann eine Devisenzuwiderhandlung gleich- 
zeitig das Gesetz gegen Wirtschaftssabotage vom 
1. Dez. 1936 (RGBI. I, 999) verletzen und alsdann ein 
Verbrechen darstellen. Dieses Gesetz droht nämlich 
die Todesstrafe für deutsche Staatsangehörige an, 
die wissentlich und gewissenlos aus grobem Eigen- 
nutz oder aus anderen niederen Beweggründen den 
gesetzlichen Bestimmungen zuwider Vermögen nach 
dem Auslande verschieben oder im Auslande stehen 
lassen und damit der deutschen Wirtschaft schweren 
Schaden zufügen. Trägt eine Devisenzuwiderhand- 
lung, etwa eine ungenehmigte Ausfuhr von Zah- 
lungsmitteln ($ 16 des Ges. über die Devisenbewirt- 
schaftung v. 12. Dez. 1938: RGB]. 1,1734, abgekürzt: 
DevG.38) oder eine Verletzung der devisenrecht- 
lichen Anbietungspflicht (8 46 DevG. 38), diese 
Merkmale und wird sie dadurch zu einem Verbre- 2 
chen, so kann sie Gegenstand einer Straftat gegen 
$ 49a StGB. sein. Sieht man aber von diesen selte- 
nen Fällen ab, so findet § 49a StGB. auf Devisen- 
zuwiderhandlungen wegen ihres rechtlichen Charak- 
ters als Vergehen keine Anwendung. Mit Rücksicht 
hierauf hat die deutsche Devisengesetzgebung das 
Auffordern, Anreizen und Erbieten zu bestimmten 
Devisenzuwiderhandlungen ausdrücklich für strafbar 
erklärt. Sie hat dabei den Bereich dieser ausnahms- 
weise strafbaren Vorbereitungshandlungen nicht nur 
auf Vergehen ausgedehnt, sondern auch das bloß 
mündliche Auffordern, Anreizen und Erbieten ohne 
jede Einschränkung — im Gegensatz zu dem oben 
besprochenen § 49a StGB. — erfaßt (vgl. Flad- 
Berghold-Fabricius, „Das neue Devisenrecht“, 
2. Aufl., 1939, A 227). 

3. Nach § 69 Abs. 4 DevG. 38 wird mit der in 8 69 
Abs.1 bezeichneten Strafe — also mit Gefängnis 
oder in besonders schweren Fällen mit Zuchthaus 
sowie mit Geldstrafe — bestraft, wer vorsätzlich zu 
einer in § 69 Abs.1 mit Strafe bedrohten Handlung 
auffordert, anreizt oder sich erbietet. Bereits $ 10 
Abs. 3 der VO. über den Verkehr mit ausländischen 
Zahlungsmitteln v. 15. Juli 1931 (RGBI.I, 366) hatte 
das vorsätzliche Auffordern, Anreizen oder Erbicten 
zu einer nach § 10 Abs.1 dieser VO. strafbaren 


Handlung unter Strafe gestellt. Ebenso hatte 818 
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Abs.3 der VO. des Reichspräsidenten über die De- 
visenbewirtschaftung v. 1. Aug.1931 (RGBI. I, 421) 
das vorsätzliche Auffordern, Anreizen oder Erbieten 
zu einer Devisenzuwiderhandlung gegen § 18 Abs. 1 
dieser «VO. für strafbar erklärt. Gem. § 36 Abs.4 
der VO. über die Devisenbewirtschaftung v. 23. Mai 
1932 (RGBI. I, 231) war gleichfalls das vorsätzliche 
Auffordern, Anreizen oder Erbieten zu einem Ver- 
stoß gegen $ 36 Abs.1 dieser VO, strafbar. Weiter- 
hin hatte § 42 Abs.4 des Ges. über die Devisen- 
bewirtschaftung v. 4. Febr. 1935 (RGBi. I, 106) das 
vorsätzliche Auffordern, Anreizen oder Erbieten zu 
einem Vergehen gegen 8 42 Abs.1 dieses Ges. mit 
Strafe bedroht. 

4. Dabei handelt es sich, wie schon unter 1Ziff.2 
ausgeführt wurde, um Vorbereitungshandlungen. 
Diese sind auf Täterschaft oder Teilnahme gerich- 
tet, aber infolge der unselbständigen („akzessori- 
schen“) Behandlung der Teilnahme im geltenden 
Strafrecht vielfach ohne weiteres nicht strafbar. Na- 
mentlich bei der mißlungenen Anstiftung besteht 
eine Gesetzeslücke. Sie wird durch die hier erörterte 
Strafvorschrift geschlossen, welche die erfolglose 
Aufforderung zu bestimmten Devisenzuwiderhand- 
lungen regelt. Nach dem Grundgedanken dieser Be- 
stimmung sollen Devisenschiebungen bereits im 
Keime ihrer Entstehung getroffen werden (vgl. 
Gurski-Schulz, „Devisengesetz“, 1939, & 69 
Bem. 18, S. 204; Giese-Niemann a.a.O. S. 487; 
Pa a ae e EO a. a. O., 'A 227; Tu- 
rowski in Pfundtner-Neubert, „Das Neue Deutsche 
Reichsrecht“, III, d, 4, S. 73). 


II. Allgemeines 


1. Auffordern ist nach der grundlegenden RG- 
Entsch. v. 11. Juli 1940 Pe 1944 = Höchst- 
RRspr. 1940, 1275 = DJ. 1940, 1090 = DevArch. 1940, 
809) „die Bekundung gegenüber einem anderen, daß 
dieser-gegen das Strafgesetz verstoßen möge“ (vgl. 
Giese-Niemann a.a. O. S. 488). Hartenstein, 
„Devisennotrecht“, 1935, S.361, bezeichnet als Auf- 
forderung „die an einen anderen gerichtete Erklä- 
zung, er solle ein Devisenvergehen begehen“ (vgl. 
auch Turowski a.a. O. S.73). 

2. Das Anreizen ist „eine verschärfte Form des 
Aufforderns“ (so RG. v. 11. Juli 1940 a.a.O.; Giese- 
Niemann a.a.O. S.488; Hartenstein a.a. QO. 
5.361; Gurski-Schulz a.a.O. S.204; Gurski: 
JW.1937, 2702). Neben dessen unter II Ziff. 1 dar- 
gelegten Voraussetzungen muß das Anreizen „die 
Leidenschaft des anderen wecken“; dieser hat wo- 
möglich überhaupt nicht oder nur unklar das Be- 
wußtsein des Angereiztwerdens (RG. v. 11. Juli 1940 
a.2.0.; Giese-Niemann a.a.O. S.488; Har- 
tenstein a.a. O. S.361; Turowski a.a. O. S73; 
KG. v. 3. Aug. 1937: JW. 1937, 2701 mit Anm. von 
Gurski). 

3. Jemand erbietet sich zur Begehung einer 
Devisenzuwiderhandlung, wenn er die Bereitschaft 
hierzu gegenüber einem anderen bekundet (RG. 
v. 11. Juli 1940 a.a.O.; LG. Berlin v. 18. Jan. 1936: 
JW.1936, 1163 mit Anm. von Turowski = Dev- 
Arch. 1936, 419; Giese-Niemann a.a. O. S. 488; 
Gurski-Schulz a.a.O. S. 205; Hartenstein 
a.a. O. S. 361; Turowski a.a.O. S. 73). 

4. Vollendet sind die genannten strafbaren Er- 
klärungen mit ihrem Zugehen (vgl. Turowski: 
JW. 1936, 1163; Gurski-Schulz a.a. O. S. 205). 
Hierzu genügt, daß das Auffordern, Anreizen oder 
Erbieten an den anderen gelangt ist und dieser sie 
wahrnehmen und den Inhalt der Erklärung erkennen 
konnte (vgl. Hartenstein a.a.O. S.361). Da- 
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gegen verlangen Giese-Niemann a.a.O. S.488 
zu Unrecht, daß der andere die Erklärung zur Kennt- 
nis genommen hat. 

5. Der Versuch des Aufforderns, Anreizens und 
Erbietens ist straffrei (vgl. Hartenstein a.a. Ô. 
S. 361). Wenn nach § 69 Abs.2 DevG. 38 „der Ver- 
such strafbar‘ ist, so gilt dies nicht für die erst im 
4. Abs. des $ 69 DevG.38 geregelten, hier in Frage 
stehenden Devisenzuwiderhandlungen. Wollte dem- 
nach jemand einem anderen ein Auffordern oder Er- 
bieten zugehen lassen, scheiterte aber bereits das 
Zugehen der Erklärung, so ist eine strafbare Hand- 
lung zu verneinen. 


II. Ernstlichkeit der Erklärungen 

Besondere Schwierigkeiten hat — bis zur Ver- 
kündung der schon mehrfach erwähnten RGEntsch. 
v. 11. Juli 1940 — die Frage bereitet, ob die Tat- 
bestände des strafbaren Aufforderns, Anreizens und 
Erbietens deren Ernstlichkeit voraussetzen. Es 
handelt sich hierbei namentlich einmal um den sog. 
„agent provocateur“, den Spitzel, der nur scheinbar 
an einer Devisenschiebung mitwirken will; in Wirk- 
lichkeit aber täuscht er dies nur vor, um einen Ver- 
dächtigen überführen zu können. Ferner kommen 
insoweit die Personen in Betracht, die sich durch 
die Vorspiegelung der Bereitwilligkeit zu Devisen- 
zuwiderhandlungen unrechtmäßig bereichern wollen, 
ohne selbst ernsthaft Devisenstraftaten ausführen zu 
wollen. 

Dabei ist zunächst gleichgültig, ob der Gegen- 
spieler des Auffordernden, Anreizenden oder Er- 
bietenden ernstlich eine Devisenzuwiderhandlung 
will. Beim Auffordern und Anreizen ist es unerheb- 
lich, ob der Aufgeforderte oder Angereizte auf die 
an ihn gerichtete Erklärung eingeht oder den Vor- 
schlag von vornherein ablehnt. Sogar im letzteren 
Falle liegt eine strafbare Äußerung vor. Ebenso ist 
beim Erbieten unwesentlich, ob der Empfänger die- 
ser Bekundung das Erbieten gar nicht annehmen 
kann oder will. Auch bei dieser Sachlage hat sich 
der Erbietende strafbar gemacht (vgl. LG. Berlin 
v. 18. Jan. 1936: JW.1936, 1163 mit Anm. von Tu- 
rowski = DevArch. 1936, 419; Flad-Berghold- 
Fabricius a.a.O., A 227). p 

Hat hingegen der Auffordernde, Anrei- 
zende oder Erbietende selbst seine Erklärung 
lediglich zum Scheine abgegeben, so schließt dies 
seine Bestrafung unter devisen-rechtlichen Ge- 
sichtspunkten aus. g 4 

Dies ist für das Erbieten zu einer Devisen- 
zuwiderhandlung allgemein anerkannt (vgl. RG. vom 
11. Juli 1940: DR. 1940, 1944 = HöchstRRspr. 1940, 
1275 = DJ. 1940, 1090 = DevArch. 1940, 809; KG. vom 
3. Aug. 1937: JW. 1937, 2701 mit Anm. von Gurski; 
Hartenstein a.a.O. S.361; Giese-Niemann 
a.a.0. S. 488; Gurski-Schulz: a.a.O. S. 205; 
Turowski: JW. 1936, 1163). Wer sein Erbieten 
mithin nicht ernstlich gemeint hat, ist hinsichtlich 
dieser Äußerung als solcher straffrei. Dementspre- 
chend kann ein Erbieten auch nur dann strafbar sein, 
wenn es geeignet ist, als ernstlich aufgefaßt zu 
werden. y 

Für das Auffordern und Anreizen jedoch 
hat Hartenstein (a.a. O. S.361) das Erfordernis 
der Ernstlichkeit abgelehnt. Es genüge das Bewußt- 
sein des Auffordernden und Anreizenden, daß sein 
Verlangen von dem anderen Teil als ernstlich auf- 
gefaßt werden könne. Das KG. hat sich im Urt. 
vom 3. Aug. 1937 (JW. 1937, 2701 mit Anm. von 
Gurski) dieser Ansicht angeschlossen und aus- 
gesprochen, daß auch ein nur scheinbar erfolgtes 


1254 


Auffordern und Anreizen zu einem Devisenvergehen 
— im Gegensatz zum Erbieten —- strafbar wäre. 
Diese Unterscheidung zwischen den Fällen des Auf- 
forderns und Anreizens einerseits und dem Falle des 
Erbietens andererseits hat bereits Gurski in seiner 
Anmerkung ‘zu der besprochenen KGEntsch. be- 
mängelt. Er hat dort dargelegt, daß auch der Auf- 
fordernde und Anreizende die Devisenzuwiderhand- 
lung wirklich wollen müsse, auf die sich sein Auf- 
fordern und Anreizen beziehe. Giese-Niemann 
(a.a. O. S.488) und Gurski-Schulz (a. a. O. S. 205) 
sind dieser Meinung beigetreten. Diese Auffassung 
ist nunmehr auch vom RG. in dem angeführten Urt. 
v. 11. Juli 1940 gebilligt worden. Hiernach muß der 
Auffordernde die Tat des anderen ernstlich wollen. 
Das gleiche gilt für das nur eine verschärfte Form 
des Aufforderns bildende Anreizen. 

Diese eindeutige Ansicht bietet gegenüber der er- 
wähnten KGEntsch. den Vorzug der Klarheit. Denn 
gerade in Devisenstrafsachen stellt ein Erbieten viel- 
fach gleichzeitig ein Auffordern oder Anreizeh dar. 
Wer sich z.B. gegenüber einem Auswanderer er- 
bietet, Zahlungsmittel entgegen $ 16 DevG.38 ohne 
Devisengenehmigung ins Ausland zu überbringen, 
fordert diesen zugleich auf, seinerseits unter Ver- 
letzung derselben Vorschrift Zahlungsmittel ins Aus- 
land zu versenden. In diesem häufig vorkommenden 
Falle überschneiden sich die Begriffe des Erbietens 
und Aufforderns. Das KG. gelangt hier zur An- 
nahme der Straffreiheit des Erbietens wegen dessen 
fehlender Ernstlichkeit, bejaht aber die Strafbarkeit 
der gleichen Äußerung unter dem Gesichtspunkt der 
— an sich ebenfalls nur scheinbaren — Aufforderung. 


IV. Andere Straftaten bei fehlender 
Ernstlichkeit 


Nach dem soeben Gesagten scheiden ein straf- 
bares Auffordern, Anreizen und Erbieten zu einer 
Devisenzuwiderhandlung aus, wenn diesen Erklä- 
rungen die Ernstlichkeit fehlt. Gleichwohl kön- 
nen in solchen Fällen andere Strattaten, insbesondere 
Betrug, Unterschlagung oder Untreue, vorliegen. 

1. Die unveröffentlichte RGEntsch. v. 17. April 
1939 (2D 60/39) bezog sich auf folgenden Betrugs- 
Fall: Der Angeklagte hatte sich gegenüber einem 
Ausländer erboten, für dessen Rechnung im Inland 
aus dem Ausland stammende Wertpapiere zu ver- 
äußern und den Erlös diesem auszuhändigen. Er 
hatte aber von vornherein beabsichtigt, die Effekten 
zu seinem eigenen Nutzen zu verwenden und ihren 
Gegenwert nicht an den Ausländer abzuführen. Das 
Erbieten zur Devisenzuwiderhandlung war somit nicht 
ernstlich gemeint und daher als solches straffrei. Da 
der Angeklagte jedoch die Wertpapiere unter dem 
Vorwand ihres alsbaldigen Verkaufs und der Wei- 
terleitung des Verkaufserlöses an den Ausländer 
diesem abgelockt hatte, hat das RG. das durch die 
Vorspiegelung bewirkte Erbeuten der Wertpapiere 
als vollendeten, nicht etwa nur als versuchten Be- 
trug bezeichnet. Dabei wurde als unerheblich er- 
achtet, daß der von dem Ausländer geplante Ver- 
kauf der Wertpapiere ohne Devisengenehmigung 
ein gegen ein gesetzliches Verbot verstoßendes und 
mithin nichtiges Rechtsgeschäft gewesen wäre. Diese 
Auffassung entspricht der neueren ständigen Recht- 
sprechung des RG. Danach unterliegt der Rechts- 
brecher selbst dann dem staatlichen Strafrecht, wenn 
sich auch der Verletzte gegen das Sitten- oder 
Strafgesetz vergangen hat. 

Früher allerdings hat das RG. in diesen Fällen 
das Vorliegen eines Betruges verneint. So wurde im 
RGUrt. v. 27. April 1889 (RGSt. 19, 186, 191) als 
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straflos der Fall erklärt, daß zwei Kuppler sich 
beim strafbaren Verhandeln öffentlicher Dirnen und 
bei Spekulationen auf Ausbeutung des Unzuchts- 
betriebes gegenseitig getäuscht und geschädigt hat- 
ten. Betrug ist ferner nicht darin erblickt worden, 
daß sich jemand eine Geldsumme für die Über- 
lassung gestohlener Banknoten hatte zahlen las- 
sen, aber die Noten nicht geliefert hatte (RG. vom 
9. Nov. 1890: RGSt. 21, 161). Weiterhin ist ein Mann 
für straffrei erklärt worden, der einer Prostitu- 
ierten für deren Preisgabe wertlose Anweisungen 
statt des zugesicherten Geldes gegeben hatte (RG. 
v. 20. Jun. 1805: RGSt. 27, 300). Desgleichen hat das 
RG. in der Entsch. v.'3. Juli 1903 (RGSt. 36, 334, 343) 
beim Verkauf völlig wertloser Abtreibungsmit- 
tel Betrug mit der Begründung abgelehnt, daß die 
vorgespiegelte Gegenleistung des Verkäufers eine 
unsittliche oder unerlaubte Handlung ausgemacht 
haben würde. Ebenso ist ein Freispruch erfolgt, als 
jemand ein blankes Metallstück als ein 20-Mark- 
Stück verkauft hatte, das er angeblich unter- 
schlagen hatte (RG. v. 18. Dez. 1903: RGSt. 37, 30, 
31). Im gleichen Sinne ist ein Betrug im RGUrt. 
v. 3. Mai 1904 (RGSt. 37, 161) als ausgeschlossen be- 
zeichnet worden; hier hatte der Angeklagte durch 
Vorspiegelung Zahlungen veranlaßt, um in einem 
Rechtsstreit die Rechtsanwälte der Gegenseite zu 
bestechen. 

Demgegenüber hat das RG. in der Entsch. vom 
21. April 1906 (RGSt.38, 423) beim Verkauf eines 
untauglichen Abtreibungsmittels die Möglich- 
keit einer strafbaren Handlung bejaht. Und zwar 
hat es ausgesprochen, der Verkäufer hätte dann 
einen Betrugsversuch angenommen, wenn er — 
irrtümlich — sich der Nichtigkeit des Anspruchs auf 
Lieferung des Abtreibungsmittels nicht bewußt ge- 
wesen wäre. 

Diese Einschränkung haben die VerStrSen. im 
grundlegenden Beschl. v. 14. Dez. 1910 (RGSt. 44, 
230ff.), der gleichfalls den Verkauf untauglicher 
Abtreibungsmittel betraf, fallen gelassen. Hier- 
nach ist dem geltenden deutschen Strafrecht der Ge- 
danke fremd, daß ein Strafgesetz unanwendbar ist, 
wo der durch die Straftat Verletzte sich ebenfalls 
gegen das Strafgesetz oder das Sittengesetz ver- 
gangen hat. In derartigen Fällen liegt also ein straf- 
barer vollendeter Betrug vor. Auf der Grundlage 
dieser nunmehr maßgeblichen RGEntsch. hat das 
RG. im Urt. v. 28. Nov. 1930 (RGSt. 65, 3, 4) einen 
Betrug sogar dann als unerlaubt erklärt, falls der 
Geschädigte selbst auch Betrügereien beabsichtigte. 

Nach alledem ist im Einklang mit der oben er- 
wähnten RGEntsch. v. 16. April 1939 Betrug in allen 
Fällen anzunehmen, in denen der — nur scheinbar — 
Erbietende von vornherein die Absicht hatte, die 
ihm auf die Vorspiegelung hin übergebenen Ver- 
mögenswerte für sich zu behalten und weder ins 
Ausland zu schaffen noch sonst abredegemäß zu 
verwenden. 3 

2. Hat der Täter ursprünglich nicht vorgehabt, 
sich die ihm zur Verschiebung ausgehändigten Ver- 
mögenswerte unrechtmäßig anzueignen, so kann 
eine Unterschlagung (8 246 StGB.) vorliegen. 
Eine derartige Straftat ist insbesondere dann anzu- 
nehmen, wenn jemand sich eine in seinem Besitz 
oder Gewahrsam befindliche fremde bewegliche 
Sache rechtwidrig zueignet, die ihm der Eigentümer 
zur Begehung einer Devisenzuwiderhandlung über- 
geben hat (vgl. RG. v. 26. Okt. 1939: DR. 1940, 105 
= HöchstRRspr.1940, 320 = DevArch. 1940, 315). 
Der Eigentümer hat also den Strafschutz gegen eine 
Unterschlagung seiner Sache nicht dadurch verwirkt, 
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daß er sie zur Begehung einer Devisenzuwiderhand- 
lung zur Verfügung gestellt hat. Vielmehr kann in 
einer abredewidrigen eigennützigen Verwendung der 
Sache eine Unterschlagung erblickt werden. Denn 
ein Rechtsbrecher ist selbst dann dem staatlichen 
Strafrecht unterworfen, wenn sich auch der Verletzte 
gegen das Sitten- oder Strafgesetz vergangen hat. 

3. Ein Fall der Untreue ($ 266 StGB.) zum 
Nachteil eines Devisenschiebers ist im RGUrt. vom 
4. Juni 1939 (RGSt. 73, 157#f. = DR. 1939, 1985 
= DevArch. 1940, 381) behandelt worden. Ein Rechts- 
anwalt hatte sich Vermögenswerte zur devisenrechts- 
widrigen Übermittlung ins Ausland anvertrauen las- 
sen. Er hatte jedoch über diese Werte für eigene 
oder fremde Zwecke abredewidrig verfügt. Obwohl 
der Auftraggeber mit dem Rechtsanwalt die Be- 
gehung von Devisenzuwiderhandlungen vereinbart 
hatte, hat das RG. in dem Verhalten des Rechts- 
anwalts eine Untreue gesehen. Es hat dazu ausge- 
führt, daß die Sach- und Rechtslage hier wesentlich 
anders sei als in dem Falle, der Gegenstand der 
RGEntsch. v. 5. Dez. 1935 (RGSt. 70, 7) gewesen sei. 
Dieses Urteil betraf einen Hehler, der die ihm 
übergegebene Diebesbeute teilweise eigenmächtig 
für sich verkauft hatte, und erklärte hierzu: Es sei 
nicht Aufgabe der Rechtsordnung, darüber zu wa- 
chen, daß der Hehler der mit dem Diebe getroffe- 
nen Abrede treu bleibe, ‘die gestohlene Sache in 
einer bestimmten Weise zu verwerten. Eine Rechts- 
ordnung, die sich dafür einsetze, daß das gegen 
ihren eigenen Bestand gerichtete Zusammenwirken 
von Dieb und Hehler ungestört verlaufe, würde sich 
selbst aufgeben. Deshalb sei eine Bestrafung des 
Hehlers wegen Untreue ausgeschlossen. 

In der erwähnten Entsch. v. 4. Jun. 1939 hat das 
RG. darauf hingewiesen, daß von einer Untreue 
keine Rede sein könne, wenn der Angeklagte die 
Devisenzuwiderhandlung nicht begangen hätte, also 
dem Auftrage nicht nachgekommen wäre. Keine 
Untreue sei auch dann gegeben, wenn der Ange- 
klagte den Behörden von der geplanten Devisen- 
straftat Kenntnis gegeben und so seinen Auftrag- 
geber a hätte. Er hätte daher die Möglich- 
keit gehabt, sich jedes strafbaren Tuns zu enthalten. 
In erster Linie hat das RG. darauf abgestellt, daß 
der Angeklagte als Rechtsanwalt dem & 32 Abs.1 
Nr.1 RAO. zuwider seine Berufstätigkeit für eine 
pflichtwidrige Handlung zur Verfügung gestellt und 
die Treupflicht gehabt hätte, das Verhältnis gesetz- 
mäßig abzuwickeln, insbesondere den Anspruch auf 
Rückgabe der anvertrauten Werte gewissenhaft zu 
betreuen. 


V. Besonders schwerer Fall 
Wie schon unter I Ziff.3 hervorgehoben wurde, 


wird das vorsätzliche Auffordern, Anreizen oder Er- 
bieten in besonders schweren Fällen mit Zucht- 
haus bis zu zehn Jahren geahndet. Dabei ist es 
einerlei, daß diese Erklärungen als solche nur eine 
Gefährdung der deutschen Devisenlage, nicht aber 
schon eine devisenwirtschaftliche Schädigung selbst 
bewirken. Lediglich geplante Schadenszufügungen 
reichen hiernach zur Verhängung einer Zuchthaus- 
strafe aus (vgl. RG. v. 19. Febr, 1940: DevArch. 1940, 
547; LG. Berlin v. 7. Mai 1936: JW.1936, 2421 mit 
Anm. von Baer; Turowski a.a.0.S. 73). 


VI. Zusammentreffen 


Wird die Haupttat später begangen, so können 
hierdurch oder durch die Anstiftung hierzu das Auf- 
fordern, Anreizen und Erbieten aufgezehrt wer- 
den (vgl. RG. v. 20. Juni 1935: RGSt. 69,260 = Höchst- 
RRspr. 1935, 1727; KG. v. 3. Aug. 1937: JW. 1937, 
2701 mit Anm. von Gurski). Namentlich ist der 
Auffordernde nur wegen Anstiftung zur Devisen- 
zuwiderhandlung zu bestrafen, sobald der Aufgefor- 
derte die Tat ausgeführt hat (vgl. RG. v. 30. Nov. 
1937: HöchstRRspr. 1938, 946: JW.1938, 1106 und 
DeyArch. 1938, 381 insoweit nicht mitabgedruckt; 
Hartenstein a.a.O. S. 361; Gurski-Schulz 
a.2.0. S.205; Giese-Niemann a.a. 0O. S. 487; 
Flad-Berghold-Fabricius a.a.O., A 228; Tu- 
rowski a.a.0O. S.73). Die RGEntsch. v. 5. Nov. 
1936 (JW.1937, 318 = DevArch. 1937, 531 = Höchst- 
RRspr. 1937,367) betraf folgenden Fall: Ein devisen- 
rechtlicher Inländer (vgl. hierzu jetzt § 5 DevG. 38) 
hatte einen anderen Deviseninländer aufgefordert, 
ohne Devisengenehmigung im Inland inländische 
Zahlungsmittel einem devisenrechtlichen Ausländer 
auıszuhändigen (vgl. jetzt § 15 DevG.38). Gleich- 
zeitig aber hatte er das Geld hierfür bereitgelegt 
und dadurch selbst den strafbaren Versuch einer 
solchen Aushändigung unternommen. Das RG. hat 
die Aufforderung im Hinblick auf die Strafbarkeit 
dieses Versuchs als straffrei bezeichnet. Hierzu sei 
darauf hingewiesen, daß das versuchte Vergehen 
nach § 44 Abs.1 StGB. milder als das vollendete 
zu bestrafen ist, während die Aufforderung zum 
Devisenvergehen der gleichen Strafdrohung wie das 
vollendete Vergehen unterliegt. Gem. § 4 der VO. 
gegen Gewaltverbrecher v. 5. Dez.1939 (RGBl. I, 
2378) ist freilich nunmehr für den strafbaren Ver- 
such eines Verbrechens oder Vergehens allgemein 
die für die vollendete Tat vorgesehene Strafe zu- 
lässig. Verübt der Erbietende die Straftat, so kann 
er nur noch unter dem strafrechtlichen Gesichts- 
punkt der Täterschaft oder Teilnahme verfol t wer- 
den (vgl. Hartenstein a.a.0. S.361; Giese- 
Niemann a.a.O. S.487; Flad-Berghold-Fa- 
bricius a.a.O., A 228; Turowski a.a. ©. S, 73). 


Behandlung der Arbeitspapiere > 
während des Kündigungszustimmungsverfahrens vor dem Arbeitsamt 


Von Dr. Bulla, stellvertr. Leiter des Amtes für Rechtsberatungsstellen der Deutschen Arbeitsfront, Berlin 


Die staatliche Lenkung und Kontrolle der frei- 
zügigen Fluktuation der Arbeitskräfte war schon in 
der Vorzeit vor dem Kriege eine unabweisbare 
staatspolitische Notwendigkeit geworden. Die Er- 
fordernisse der Kriegswirtschaft brachten eine Aus- 
weitung dieser beschränkenden Maßnahmen mit 
sich. Die Regelung erfolgte durch die VO. über die 
Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels v. 1. Sept. 
1939 (RGBI. I, 1685), die die Lösung jedes Arbeits- 


und Lehrverhältnisses (abgesehen von einigen Aus- 
nahmen) von der Zustimmung des Arbeitsamts ab- 
hängig macht. Diese Zustimmung soll grundsätz- 
lich vor Ausspruch der Kündigung oder fristlosen 
Entlassung eingeholt werden. Eine Kündigung ohne 
vorherige Zustimmung ist rechtsunwirksam, jedoch 
kann das Arbeitsamt auch einer ohne vorherige 
Zustimmung ausgesprochenen Kündigung in beson- 
deren Ausnahmefällen noch nachträglich zustimmen. 
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So wird denn in der Praxis entgegen dem Wunsche 
des Gesetzgebers immer noch zustimmungslos ge- 
kündigt und erst danach die Zustimmung beantragt 
im Vertrauen darauf, das Arbeitsamt werde sie 
schon nachträglich erteilen. 


In diesem Zwischenstadium während des anhän- 
gigen Zustimmungsverfahrens besteht der Lösungs- 
wille der kündigenden Arbeitsvertragspartei fest und 
wird oft auch praktisch betätigt. Insbesondere wenn 
das Gefolgschaftsmitglied den Arbeitsplatz wechseln 
will, möchte es dieses alsbald durchführen, und legt 
entweder die Arbeit sofort nieder, womit es aller- 
dings rechtswidrig und vertragsbrüchig handelt, 
oder will doch spätestens mit Ablauf der Kündi- 
gungsirist ausscheiden, obwohl das Verfahren auf 
Erteilung der nachträglichen Zustimmung vor dem 
Arbeitsamt noch nicht abgeschlossen ist. Praktisch 
geht nach Einstellung der Arbeitsleistung der Streit 
dann um die alsbaldige Aushändigung der Arbeits- 
Papiere, die der Unternehmer bis zur Entscheidung 
des Arbeitsamts zurückbehalten möchte, während 
sie das Gefolgschaftsmitglied für die Bewerbung 
oder den Antritt einer neuen Arbeitsstelle sofort 
ausgehändigt erhalten will. Wie die zahlreichen 
Prozesse beweisen, bestehen hier in der Betriebs- 
praxis noch manche Unklarheiten über die Behand- 
lung der Arbeitspapiere in solchen Fällen: 


1. Das Arbeitsverhältnis während des 
Zustimmungsverfahrens 


Das Gesetz bestimmt in $1 Abs. 1,2 VO., daß 
die Zustimmung vor Ausspruch einer Kündigung 
eingeholt sein muß); eine Kündigung ohne Zu- 
Stimmung ist grundsätzlich rechtsunwirksam. Jedoch 
ist in Anerkennung praktischer Bedürfnisse die Mög- 
lichkeit zugelassen, daß das Arbeitsamt in Aus- 
nahmefällen2) einer zunächst zustimmungslos aus- 
gesprochenen Kündigung nachträglich zustimmt. 
Daraus folgt, daß die sofortige Rechtsunwirksam- 
keit einer zustimmungslos ausgesprochenen Kündi- 
gung im Gegensatz zur gesetzlichen Regelung die 
Ausnahme ist und nur dann gegeben ist, wenn ent- 
weder die Zustimmung zur Kündigung vorher schon 
versagt wurde oder wenn feststeht, daß die nach- 
trägliche Zustimmung vom Kündigenden nicht be- 
trieben werden wird. Die Regel ıst, daß von der 
Möglichkeit einer nachträglichen Zustimmung Ge- 
brauch gemacht werden wird. Dann bedeutet der 
Ausspruch einer Kündigung ohne Zustimmung des 
Arbeitsamts, daß diese Kündigung noch nicht voll- 
wirksam ist, weil ihr ein weiteres Tatbestandsele- 
ment zur ‚arbeitsrechtlichen Vollwirksamkeit fehlt, 
nämlich die arbeitsamtliche Zustimmung. Die Kün- 
digung ist aber durch nachträgliche Erteilung der 
Zustimmung heilbar, befindet sich also solange in 
einem Stadium schwebender, weil heilbarer Wirk- 
samkeit). Rechtspraktisch bedeutet das, daß die 
schwebend wirksame Kündigung zunächst keine 
Rechtswirkungen zu äußern vermag, insbesondere 
ist die Kündigungsfrist noch nicht wirksam in Lauf 
gesetzt. Das Arbeitsverhältnis besteht weiter, wie 
wenn nicht gekündigt worden wäre, und zwar auch 


1) Vgl. auch Ziff. 1 Abs. 2 Erlaß des RArbM. v. 13. Sept. 
1939 (RArbBI. 1939, I, 435). 

*) Den Arbeitsämtern ist vom RArbM. wiederholt auf- 
gegeben worden, die Frage, ob nachträglich zugestimmt 
werden soll, nach strengen Maßstäben zu prüfen; vgl. 
Erlaß v. 12, Dez. 1939 (RArbBl. 1939, I, 594), Erlaß 
v. 24. April 1940 (RArbBl. 1940, I, 252). 

°») Ebenso Bulla: NS.-Sozialpolitik 1940, 135; RAG 
74/40 v. 18. Sept. 1940: DAF.-EntschSanıml. 1941,2, ArbR- 
Samml. 40, 297 mit Anm. Hueck = DR. 1941, 955. 
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über den Endtermin der (nicht wirksam in Lauf 
gesetzten) Kündigungsfrist hinaus. Die schwebende 
Rechtswirksamkeit der zustimmungslosen Kündigung 
hat ihre Bedeutung für den Fall der nachträglichen 
Erteilung der Zustimmung. Diese nachträgliche Zu- 
stimmung heilt den Mangel, der der Kündigung an- 
haftete, mit Rückwirkung auf den Zeitpunkt des 
Kündigungsausspruchs (§ 184 Abs. 1 BGB.), macht 
die Kündigung also rückwirkend zu einer vollwirk- 
samen, wie wenn die Zustimmung schon bei Kündi- 
gungsausspruch vorgelegen hätte. Kraft der Rück- 
wirkung hat die jetzt zur Vollwirksamkeit geheilte 
Kündigung alle Rechtswirkungen einer solchen vom 
Tage ihres Ausspruchs an, sie hat vor allem die 
Kündigungsfrist rückwirkend berechnet nach diesem 
Tage des Ausspruchs wirksam in Lauf gesetzt. Sie 
beendet also jetzt auch das Arbeitsverhältnis mit 
dem Endtermin dieser Kündigungsfrist, wenn nicht 
gar diese Beendigung inzwischen infolge Überschrei- 
tung dieses Endtermins schon eingetreten ist). 


2. Behandlung der Arbeitspapiere 


a) Arbeitsbuch. 


Nach § 19 der VO. über das Arbeitsbuch vom 
22. April 1939 (RGBL I, 824) hat der Unternehmer 
das Arbeitsbuch dem Gefolgschaftsmitglied „bei Be- 
endigung der Beschäftigung unverzüglich‘ heraus- 
zugeben. Daraus folgt, daß am Arbeitsbuch grund- 
sätzlich kein Zurückbehaltungsrecht besteht. Herr- 
schende Meinung ist, daß die Herausgabepflicht des 
Unternehmers „bei Beendigung der Beschäftigung“ 
nicht an das rechtliche Ende des Arbeitsverhäh- 
nisses anknüpft, sondern durch das tatsächliche Auf- 
hören der Arbeitsleistung im Betriebe ausgelöst 
wird 3). Es ist also für den Regelfall belanglos, daß 
eine beabsichtigte Lösung des Arbeitsverhält- 
nisses wegen Fehlens der arbeitsamtlichen Zustim- 
mung rechtlich nicht wirksam durchgeführt werden 
kann. Hört das Gefolgschaftsmitglied noch während 
des Laufes des Zustimmungsverfahrens mit der 
Arbeitsleistung im Betriebe auf, so handelt es zwar 
rechtswidrig; denn das Arbeitsverhältnis ist noch 
nicht rechtswirksam beendet, mithin das Gefolg- 
schaftsmitglied zur Weiterarbeit verpflichtet. Trotz 
diesem vertragsbrüchigen Verhalten des Gefolg- 
schaftsmitgliedes besteht, das ist ebenfalls herr- 
schende Meinung, infolge des tatsächlichen Auf- 
hörens mit der Arbeitsleistung die Pflicht des Unter- 
nehmers zur Herausgabe des Arbeitsbuchese). Es 
ist für diese Herausgabepflicht ohne Bedeutung, daß 
die rechtliche Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
nur deswegen nicht eintreten konnte, weil zur Kün- 
digung noch die Zustimmung des Arbeitsamts 
fehlt‘). Der Umstand, daß diese Zustimmung noch 


4) RAG 74/40 a.a.O.; aus einer verzögert betriebenen 
nachträglichen Zustimmung kann der Unternehmer scha- 
densersatzpflichtig werden, vgl. das genannte RArbG.- 
Urteil, ferner Bulla: DArbR. 1941, 53. 

t) Syrup, Arbeitsbuch, Kommentar, 3. Aufl. 1940, zu 
$19 Anm.1 S. 65; Gros: Arbeitsrecht-Kartej, Arbeits- 
papiere IV unter BII1; Rohlfing, Wirtschaftliche Kurz- 
briefe, Gruppe 25 Blatt 275 unter V2; Kühne in Arbeits- 
einsatz und Arbeitslosenhilfe 1940 S. 66; Bulla: NS.- 
Sozialpolitik 1940, 177; RAG 268/39 v. 21. Mai 1940, RAG 
97/40 v. 11, Sept. 1940: DAF.-EntschSamml. 1940, 98, 208 
= RArbG. 23, 243 und DR, 1941, 285 m. Anm. Wunder- 
lich; ArbRSamml. 39, 167; 40, 261. 

©) RAG 268/39 v. 21. Mai 1940: DAF.-EntschSamml. 1940, 
98; ArbRSammi. 39, 167; LArbG. Gleiwitz v. 25. Juli 1939: 
ArbRSamml. 37, 19, 

1) Ebenso Bulla a.a.O. S. 176; 
unter V2a; Kühne a.a.O. S. 66; 
RArbG. im Urteil RAG 268/39 v. 21. Mai ‚1940 a.a.O. 


11. Jahrgang 1941 Heft 23/24] 


betrieben wird und das Zustimmungsverfahren noch 
läuft, steht nicht der Verpflichtung zur Heraus- 
gabe des Arbeitsbuchs entgegen, wenn nur inzwi- 
schen (sei es auch vertragswidrig) mit der Arbeits- 
leistung aufgehört worden ist. Arbeitet allerdings 
das Gefolgschaftsmitglied im Hinblick auf die 
schwebende Unwirksamkeit seiner zustimmungs- 
losen Kündigung weiter, was der Rechtslage und 
seinen Vertragspflichten allein entspricht, so ist von 
einer Herausgabe des Arbeitsbuches natürlich keine 
Rede). 

Diese Rechtslage hat eine wichtige und sehr 
wesentliche Ausnahme: Der Grundsatz, daß am 
Arbeitsbuch kein Zurückbehaltungsrecht besteht, ist 
durch ausdrückliche Bestimmung der 7. Anordnung 
zur Durchführung des Vierjahresplans über die Ver- 
hinderung rechtswidriger Lösung von Arbeitsver- 
hältnissen v. 22. Dez. 1936 (DRÄnz. 1936 Nr. 299; 
RArbBl. 1937 I, 13) durchbrochen. Danach können 
Unternehmer der Eisen- und Metallindustrie, des 
Baugewerbes, der Ziegelindustrie und der Land- 
wirtschaft das Arbeitsbuch bis zu dem Zeitpunkt 
zurückbehalten, an dem die Beschäftigung bei ord- 
nungsmäßiger Lösung das Arbeitsverhältnis recht- 
lich enden würde. Diese gesetzliche Ausnahme ist 
vom RArbG.?) dahin erweitert worden, daß der 
Unternehmer unter den gleichen Voraussetzungen 
auch dann ein Zurückbehaltungsrecht am Arbeits- 
buch habe, wenn der Beschäftigte durch gewollt 
noch offengelassen worden; LArbG. Gleiwitz v. 25. Juli 
1939: ArbRSamml. 37,18; a. M. Gros: Arbeitsrecht-Kartei, 
Arbeitspapiere IV unter BII3; LArbG. Leipzig v. 18. Juni 
1940: ArbRSamml. 39,45. Die abweichende Ansicht ist, 
wie dargelegt, irrig. Zuzugeben ist ihr allerdings, was 
auch von Unternehmerseite immer wieder betont wird, 
daß die Bejahung der Pflicht zur Herausgabe des Arbeits- 
buches in diesen Fällen die Vertragsbrüche seitens der 
Gefolgschaftsmitglieder begünstigt und sich so geradezu 
arbeitseinsatzfeindlich auswirkt (vgl. LArbG. Gleiwitz: 
ArbRSamnmil. 37,19; Kühne a.a.O. S. 67). Allgemeine 
Erwägungen, wie sie z.B. das LArbG. Leipzig (ArbR- 
Samml. 39, 45) anstellt, vermögen aber nicht an der Tat- 
sache vorbeizugehen, daß der maßgebende $ 19 Arbeits- 
buchVO, auch gegenüber dem Kriegsrecht der Arbeits- 
platzwechselVO. seine volle Geltung behalten hat. Es 
bleibt daher eine Forderung an den Gesetzgeber, diesem 
zugestandenermaßen unerquicklichen Ergebnis durch ein 
Zurückbehaltungsrecht am Arbeitsbuch wegen Vertrags- 
bruchs (in Erweiterung der Regelung der 7. Anordnung 
zum Vierjahresplan v. 22, Dez. 1936) ‘oder aber durch Neu- 
schaffung der Möglichkeit zu begegnen, daß das Arbeits- 
buch in Fällen der vertragswidrigen Arbeitsaufgabe trotz 
Fehlen der arbeitsamtlichen Zustimmung statt an das 
Gefolgschaftsmitglied an das Arbeitsamt ausgehändigt 
werde. Über diesen letzten Vorschlag vgl. Bulla: NS.- 
Sozialpolitik 1940, 179; Kühne, Arbeitseinsatz und Ar- 
beitslosenhilfe 1940 S. 68. Ob der Gesetzgeber diesen 
Vorschlägen, die in der erweiterten Zurückbehaltung des 
Arbeitsbuches ein wirksameres Mittel zur Verhinderung 
von Vertragsbrüchen sehen, folgt, oder ob er, wie bei 
anderen Papieren, das Öffentliche Interesse in den Be- 
stimmungen über den Besitz des Arbeitsbuchs und die 
dadurch garantierte staatliche Kontrollmöglichkeit der 
Arbeitskraft und ihres Einsatzes überwiegen läßt, steht 
offen. 

8) Andererseits bedeutet es keine Verlängerung des 
Arbeitsverhältnisses i. S. einer Rücknahme der Kündigung 
(8 625 BGB.), wenn das Gefolgschaftsmitglied nur des- 
halb die Arbeit nach Ablauf der Kündigungsfrist fort- 
setzt, weil der Unternehmer die Herausgabe der Arbeits- 
papiere verweigert; LArbG. Aachen v. 1. Sept. 1939; 
ArbRSamml. 36, 112, 

2) RAG 89/38 v. 21. Sept. 1938: DAF.-EntschSamml. 
1938, 266; RArbG. 20, 158; RAG 234/38 v. 7. Juni 1939: 
DAF.-EntschSammi. 1939, 174 = DR. 1940, 568%; ArbR- 
Samml, 36, 199, 
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vertragswidriges Verhalten absichtlich seine frist- 
lose Entlassung provoziert, um so in eigensüchtiger 
Umgehung der Arbeitsplatzwechselbeschränkungen 
dennoch für sich den Arbeitsplatzwechsel zu erzwin- 
gen. In diesen Ausnahmefällen der 7. Anordnung 
zum Vierjahresplan und des RArbG.-Urteils vom 
21. Sept. 1938 bedeuten die Beschränkungen der 
ArbeitsplatzwechselVO. jetzt ein endgültiges Zu- 
rückbehaltungsrecht:!%). Es ist nicht durch die Be- 
fristung des Zurückbehaltungsrechtes bis zum Zeit- 
punkt, an dem die Beschäftigung bei ordnungs- 
mäßiger rechtlicher Lösung des Arbeitsverhältnisses 
enden würde, begrenzt, weil diese rechtliche Be- 
endigung solange nicht eintreten kann, als das Zu- 
stimmungsverfahren noch läuft und die Zustimmung 
nicht erteilt ist. Der Umstand, daß das Gefolg- 
schaftsmitglied im Einzelfall wiederum vertrags- 
brüchig mit der Arbeitsleistung tatsächlich aufgehört 
haben sollte, ist in diesem Falle ohne Belang, weil 
die Herausgabepflicht hier durch Sonderregelung 
an das rechtliche Ende des Arbeitsverhältnisses 
geknüpft ist. Damit hat es das Arbeitsamt über den 
Weg des Zustimmungserfordernisses für die in der 
7. Anordnung genannten wichtigsten Wirtschafts- 
zweige in der Hand, den Zeitpunkt der Herausgabe 
des Arbeitsbuches festzusetzen. Es sollte sich daher 
bei einer etwaigen Erteilung der nachträglichen Zu- 
stimmung in diesen Fällen nicht nur von arbeits- 
einsatzmäßigen, sondern auch von erzieherischen 
Erwägungen leiten lassen in der Richtung, daß dem 
Wunsche des Gesetzgebers nach vorheriger Ein- 
holung der Zustimmung Nachdruck verliehen wird. 

Allerdings können diese Möglichkeiten wiederum 
dadurch durchkreuzt werden, daß der Unternehmer 
nach einer gewissen Zeit des Zuwartens an der 
Wiederaufnahme der vertragsbrüchig verlassenen 
Arbeit durch das Gefolgschaftsmitglied kein Inter- 
esse mehr hat und sich nachträglich mit der prak- 
tisch erfolgten Lösung des Arbeitsverhältnisses ein- 
verstanden erklärt. Das pflegt dann gerade durch 
Auslieferung der Arbeitspapiere zu geschehen. Da- 
mit wird das Zustimmungserfordernis auf Grund 
der Ausnahmebestimmung des § 2 Ziff. 1 VO. und 
damit das schwebende Verfahren vor dem Arbeits- 
amt hinfällig. 


b) Steuerkarte. 


Die Steuerkarte hat der Unternehmer nach § 42 
EinkStG. v. 27. Febr. 1939 (RGBI. I, 297, 310) wäh- 
rend der Dauer des Arbeitsverhältnisses aufzube- 
wahren und sie dem Gefolgschaftsmitglied am Ende 
des Kalenderjahres oder bei Beendigung des Dienst- 
verhältnisses zurückzugeben. Auch hier ist unter 
„Beendigung des Dienstverhältnisses“ wie beim 
Arbeitsbuch nicht die rechtliche, sondern die tat- 
sächliche Beendigung, das Aufhören der Arbeits- 
leistung zu verstehen !ı). Das ergibt auch $ 29 der 
LohnsteuerDurchfBest. v. 10. März 1939 (RGBI. I, 
449, 463): Danach hat das Gefolgschaftsmitglied 
seine Lohnsteuerkarte dem Unternehmer bei Beginn 
des Kalenderjahres oder des Dienstverhältnisses vor- 
zulegen; der Unternehmer hat die Karte während 
der Dauer des Dienstverhältnisses aufzubewahren, 
d. h. bis zu dem Zeitpunkt, bis zu dem dem Gefolg- 
schaftsmitglied aus dem Dienstverhältnis Arbeits- 
lohn zufließt. Das gilt auch, wenn das Gefolg- 
schaftsmitglied vor rechtlicher Beendigung des 


10) Ebenso RAG 268/39 v. 21. Mai 1940, RAG 97/40 v. 
11. Sept. 1940 a.a.O.; Bulla: NS.-Sozialpolitik 1940, 176, 

1) RAG 268/39 v. 21. Mai 1940: DAF.-EntschSamınl. 
1940, 99, ArbRSamml. 39, 167; RAG 206/39 v. 20. März 
1940:- ArbRSamm!. 38, 434. 
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Dienstverhältnisses keine Arbeit mehr leistet. Der 
Unternehmer hat dann die Steuerkarte zurückzu- 
geben, und im Weigerungsfalle kann sie ihm sogar 
durch die Ortspolizeibehörde weggenommen und 
dem Gefolgschaftsmitglied ausgehändigt werden. 
Diese Regelung versteht sich daraus, daß die Be- 
stimmungen über den Besitz der Steuerkarte durch 
den Unternehmer im öffentlichen Interesse getroffen 
worden sind und nur dem einen Zweck dienen, den 
richtigen und rechtzeitigen Steuerabzug vom Arbeits- 
lohn zu gewährleisten. Von dem Augenblick an, wo 
das Arbeitsverhältnis tatsächlich geendet hat, weil 
keine Arbeit mehr geleistet wird, und dem Gefolg- 
schaftsmitglied kein Lohn mehr zukommt, besteht 
die unbedingte Verpflichtung zur Herausgabe der 
Steuerkarte. Privatrechtliche, insbesondere arbeits- 
vertragliche Belange und Rechtslagen interessieren 
hier nicht. Daraus folgt, daß der Unita, daß das 
Arbeitsverhältnis rechtlich noch nicht geendet hat, 
weil die Lösungszustimmung des Arbeitsamts noch 
nicht vorliegt, auf diese Herausgabeverpflichtung 
ohne Einfluß ist, wenn die Arbeitsleistung tatsäch- 
lich eingestellt ist und alle Lohnansprüche durch Aus- 
zahlung erfüllt sind, 


c) Quittungskarten der Sozialversiche- 
rung. 

Dieselben Grundsätze wie für die Steuerkarte gel- 
ten auch für Quittungskarten der Sozialversiche- 
rung"). Auch der Besitz der Quittungskarten ist 
nicht nach der Privatrechtlichen Interessenlage aus 
dem Arbeitsvertrag geregelt, sondern durch öffent- 
liche Interessen bestimmt. Daher ist ausdrücklich 
bestimmt, „daß niemand eine Quittungskarte wider 
den Willen Inhabers zurückbehalten“ darf 
(§ 1425 Abs. 1 RVO.; $ 181 AVG.), es sei denn, 
daß diese Zurückbehaltung durch die zuständigen 
Stellen im Zuge der richtigen verwaltungsmäßigen 
Behandlung der Karte (Umtausch, Berichtigung, 
Aufrechnung, Übertragung, Beitragsüberwachung, 
Einzugsverfahren) erfolgt. 

Der Unternehmer hat also auch hier die ordnungs- 


mäßig geklebte Quittungskarte auszulländigen, wenn 
das Oefolgschaftsmitglied mit der Arbeitsleistung 
im Betriebe aufgehört hat und die Herausgabe ver- 
langt. Der Umstand, daß das Arbeitsverhältnis man- 
gels mit Zustimmung verschener Kündigung recht- 
lich noch nicht geendet hat und daß. die Einholung 
der Zustimmung noch betrieben wird, ist ohne Be- 
lang. Das Gefolgschaftsmitglied könnte sich hier 
sogar an die Ortspolizeibehörde wenden mit dem 
Ersuchen, die Karte beim Unternehmer einzuziehen 
und an ihn auszuhändigen (8 142 Abs. 2 RVO,; 

181 Abs. I Satz 3 AVG.); auch sind gegen den 
Jnternehmer Strafbestimmungen vorgesehen ($ 1490 
RVO.; § 337 AVG,). 


d) Urlaubskarte nach dem Urlaubsimar- 
kensystem. 

Im Baugewerbe und in den Baunebengewerben 
wird Urlaub nach dem Markensystem gewährt, das 
durch die RTarO. über den Urlaub nach dem 
Markensystem in den genannten Gewerbezweigen 
i. d. Fass. v. 15. Okt. 1940 (RArbBi. 1940, IV, 1534) 
eingeführt worden ist. Danach hat der Unternehmer 
im Baugewerbe und in den Baunebengewerben für 
jedes Gefolgschaftsmitglied eine Urlaubskarte aus- 
zustellen, die bei den Postämtern erhältlich ist. In 
diese Karte sind wöchentlich bei der Lohnzahlung 
als zusätzliche Leistung zum Lohn Urlaubsmarken 


12) Ebenso RAG 268/39 v, 21. Mai 1940 2.4.0. 
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zu kleben, deren Höhe nach einem Lohnstufensystem 
bestimmt ist. Bei Urlaubsantritt erhält das Gefalg- 
schaftsmitglied das durch die geklebten Marken an- 
gesammelte Urlaubsgeld ausgezahlt. 

Die Urlaubskarte wird während der Dauer des 
Arbeitsverhältnisses im Betriebe aufbewahrt und 
verwaltet ($ 6 Abs. 1 TarO.). Dem Gefolgschafts- 
mitglied ist beim Ausscheiden aus dem Betriebe die 
laufende Urlaubskarte nebst etwaigen älteren noch 
nicht eingelösten Karten auszuhändigen (86 Abs, 2 
TarO.). Bei Neuantritt einer anderen Arbeitsstelle 
hat das Gefolgschaftsmitglied sämtliche Karten sei- 
nem neuen Unternehmer zur Verwaltung zu über- 
geben. 

Daraus folgt, daß auch hier die Auslieferungs- 
pflicht an das tatsächliche Ausscheiden aus-dem Be- 
trieb, also die Einstellung der Arbeitsleistung ge- 
knüpft ist. Ob das Arbeitsverhältnis rechtlich noch 
besteht, das tatsächliche Ausscheiden aus dem Be- 
triebe und die Arbeitsneuaufnahme in einem ande- 
ren Betriebe etwa vertragsbrüchig erfolgt, ist für 
die Verpflichtung des Unternehmers zur Aushändi- 
gung der Urlaubskarte nicht entscheidend. ‚Infolge- 


mungsveriahren beim Arbeitsamt noch läuft, weil 
dieses nur für die ordentliche rechtliche Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses von Bedeutung ist. Trotz 
rechtswidrigem Aufhören mit der Arbeitsleistung im 
alten Betrieb will die TarO. bei neuer Arbeitsauf- 
nahme den Urlaubsanspruch durch Fortsetzung des 
Markenklebens weiterhin gesichert wissen. 


e) Zeugnis. 

Jedes Oefolgschaftsmitglied hat bei Beendigung 
seines Arbeitsverhältnisses Anspruch auf Ausstel- 
lung und Aushändigung eines Dienstzeugnisses, das 
ihm bei Bewerbung um eine neue Arbeitsstelle als 
Ausweis über seine bisherige Tätigkeit dient (88 113, 
127c GewO,; $ 73, 80 HOB.; $ 630 BGB.). Dieses 
Zeugnis hat sich über Art und Dauer der Beschäfti- 
gung sowie auf besonderes Verlangen des Beschäf- 
tigten über seine Führung und Leistungen auszu- 
sprechen. Hinsichtlich des Zeitpunktes, in dem die 
Ausstellung und Aushändigung des Zeugnisses vom 
Gefolgschaftsmitglied verlangt werden kann, ist be- 
stritten, ob der Anspruch erst mit der rechtlichen 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses oder schon frü- 
her, insbesondere bei Kündigungsausspruch entsteht. 
Es ist davon auszugehen, daß das Gefolgschaftsmit. 
glied schon während der Dauer des Arbeitsverhält- 
nisses ein Interesse daran haben kann, ein Zeugnis 
Über seine bisherige Tätigkeit vorlegen zu können; 
man billigt ihm sogar den Anspruch zu, aus berech- 
tigtem Anlaß ein sog. Zwischenzeugnis (Interims- 
zeugnis) verlangen zu können. Infolgedessen nimmt 
die herrschende Lehre”) an, daß das Oefolgschafts- 
mitglied das Endzeugnis schon im Zeitpunkt der 
Kündigung verlangen kann. Die Tatsache, daß das 
Arbeitsverhältnis mangels Zustimmung des Arbeits- 
amts noch nicht voll wirksam gekündigt worden ist, 
ist ebenso belanglos wie der Umstand, daß das Zu- 
stimmmungsverfahren noch läuft. 

Man kann dem Zeugnisanspruch auch nicht ent- 
gegenhalten, daß das Oefolgschaftsmitglied mangels 
Zustimmung seinen Arbeitsplatz nicht wechseln, sich 


18) Hueck, „Lehrb. d. Arbeitsrechts“ ], 280; Hueck, 
„Deutsches Arbeitsrecht“, 1938, Grundriß, S. 125; Nip- 
perdey bei Staudinger, „BGB.“, 10. Aufl, zu § 630 
Anm. 10; Clasen; DR. 1941, 540; vgl. auch $ 110 Ent- 
wurf eines Gesetzes über das Arbeitsverhältnis, Akademie 
für Deutsches Recht. 
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also auch nicht anderweit bewerben dürfe. Der Zweck 
der staatlichen Arbeitsplatzwechselbeschränkung ist 
nicht Verhinderung beruflicher Weiterentwicklung, 
sondern sie will nur durch'Kiontrolle des Arbeitsplatz- 
wechsels die Vereinbarkeit dieser privaten Berufs- 
wünsche mit den allgemeinen Interessen der Arbeits- 
einsatzlage gewahrt wissen (vgl. 8 6 Abs. Ic Arb- 
PIWechsVO.:t). Da aber eine solche berufliche Fort- 
entwicklung durch Arbeitsplatzwechsel der Vorbe- 
reitung bedarf, kann der Zeugnisanspruch nicht da- 
mit abgelehnt werden, daß das Arbeitsamt den 
Wechsel noch nicht gebilligt habe. Zweck des Zeug- 
nisses ist es gerade, dem Gefolgschaftsmitglied für 
sein weiteres Fortkommen eine Unterlage in die 
Hand zu geben und ihm so die Bewerbung um eine 
neue Arbeitsstelle zu erleichtern. Das Zeugnis stellt 
daher eine Einrichtung zugunsten des Gefolgschafts- 
mitgliedes dar 1), die sein Fortkommen erleichtern 
soll 1%); der vorgenannte Einwand würde aber diesen 
Zweck gerade vereiteln. 


f) Arbeitsbescheinigung. 


Für die Zwecke der Arbeitslosenunterstützung ist 
dem Gefolgschaitsmitglied vom Unternehmer bei 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses auf sein Ver- 
langen neben dem Zeugnis eine sog. Arbeitsbeschei- 
nigung auszustellen (8 170 Abs.2 AVAVG.). An der 
Ausstellung hat das Gefolgschaftsmitglied an sich 
nur ein Interesse, wenn es als Arbeitsloser Unter- 
stützungsleistungen in Anspruch nehmen will; an- 
dererseits ist Arbeitslosigkeit des Gefolgschaftsmit- 
gliedes nicht Voraussetzung des Anspruchs), Aus 
der Arbeitsbescheinigung müssen Art, Beginn, Ende 
und Lösungsgrund des Arbeitsverhältnisses sowie 
die Höhe des Arbeitsverdienstes ersichtlich sein. 
Das Gefolgschaftsmitglied hat einen arbeitsvertrag- 
lichen Anspruch auf Ausstellung dieser Bescheini- 
gung !®). Auch hier wird angenommen, daß das Ge- 
folgschaftsmitglied diese Bescheinigung mit tatsäch- 
lichem Aufhören der Arbeitsleistung verlangen kann, 
ohne Rücksicht darauf, ob die Lösung des Arbeits- 
verhältnisses rechtlich begründet war und inzwischen 
ordnungsgemäß eingetreten ist, oder ob sie unge- 
rechtfertigt war. Das versteht sich wieder einmal 
aus dem öffentlich-rechtlichen Zweck, der zur 
Schaffung dieser Bescheinigung geführt hat: Der 
nach dem Aufhören einer Beschäftigung Arbeitslose 
hat bei Stellung des Antrags auf Unterstützung die 
Voraussetzungen seines Anspruchs durch Darlegung 
der Dauer seiner versicherungspflichtigen Beschäfti- 
gung, der Höhe des Arbeitsentgelts in den letzten 
3 Monaten und des Grundes der Lösung des letzten 
Arbeitsverhältnisses glaubhaft zu machen. Das kann 
durch Vorlage der Arbeitsbescheinigung geschehen. 
Daneben kann das Arbeitsamt auch von Amts wegen 
Ermittlungen anstellen. Besteht zwischen dem Ar- 
beitslosen und dem früheren Unternehmer über die 
Tatsachen, die die Voraussetzungen der Unterstüt- 
zungsleistung bilden, insbesondere über den Grund 
der Auflösung des Arbeitsverhältnisses Streit, so hat 
es das Gesetz dem Arbeitslosen überlassen, über 
einen arbeitsvertraglichen Anspruch die Ausstellung 
der Arbeitsbescheinigung vom Unternehmer zu er- 
zwingen. Das Interesse an der Ausstellung ist aber 
im Hinblick auf Alu-Leistungen ein öffentliches; 
das folgt auch aus der Tatsache, daß das Arbeits- 


14) Vgl, auch Witthauer: SozPrax. 1941 Sp. 307. 
15) RAG 164/35 v. 12. Okt. 1935: DAF.-EntschSamml. 
1936, 7, ArbRSamml. 25, 107. 
16) RAG 41/33 v. 24. Juni 1933: ArbRSamml. 19, 26. 
11) Fischer, „AVAVG.“, 6. Aufl., zu 8170 Anm. 3b Il. 
o RAG 483/29 v. 8. März 1930: RArbĜ. 5, 273. 


amt den Unternehmer zur Ausstellung der Beschei- 
nigung auf dem Umweg über §§ 171, 260 AVAVG. 
zwingen kann. Es ist hier also ebenfalls nicht von 
Belang, daß das Arbeitsverhältnis mangels Zustim- 
mung des Arbeitsamts rechtlich noch nicht wirksam 
gelöst ist und daß die vorzeitige Einstellung der 
Arbeitsleistung möglicherweise vertragswidrig er- 
folgt ist; die Arbeitsbescheinigung ist gleichwohl 
auszustellen. 


g) Sonstige Arbeitspapiere. 


Das Arbeitsleben kennt außer den vorgenannten 
wichtigsten noch weitere Arbeitspapiere (Lohn- 
bücher und Arbeitszettel, Entgeltbelege oder Ent- 
geltbücher in der Heimarbeit, Arbeitskarte bei 
Kinderarbeit, Abkehrschein im Bergbau, Seefahrts- 
buch und Steuerbuch, Arbeitserlaubnis für ausländi- 
sche Beschäftigte). Grundsätzlich ist zu sagen, daß 
sich die Verpflichtung zur Herausgabe von Arbeits- 
papieren bei jedem einzelnen Arbeitspapier ent- 
sprechend seinem Zweck nach den besonderen hier- 
für getroffenen Regelungen richtet). Im allgemei- 
nen ist anzunehmen, daß die Papiere im Zeitpunkt 
des tatsächlichen Aufhörens der Beschäftigung her- 
auszugeben sind. Das folgt daraus, daß weder das 
Gefolgschaftsmitglied die tatsächliche Beschäftigung 
beim Unternehmer noch der Unternehmer die tat- 
sächliche Arbeitsleistung gemäß dem Arbeitsvertrag 
vom Gefolgschaftsmitglied erzwingen kann N 888 
Abs. 2 ZPO.). Die ungerechtfertigte, weil rechtlich 
nicht wirksam erfolgte Lösung des Arbeitsverhält- 
nisses durch Einstellung der Arbeitsleistung seitens 
des Gefolgschaftsmitgliedes vermag nur Schadens- 
ersatzansprüche auszulösen, hindert aber das Ge- 
folgschaftsmitglied rechtlich nicht, anderweit sich 
zum Antritt einer neuen Arbeitsstelle wirksam zu 
verpflichten. Daraus folgt wieder, daß dem Gefolg- 
schaftsmitglied ohne Rücksicht auf die Rechtslage 
im alten Ärbeitsverhältnis und selbst bei vertrags- 
brüchigem Verhalten die zum Antritt der neuen 
Arbeitsstelle erforderlichen Arbeitspapiere auszu- 
händigen sind, soweit nicht, wie zur Zeit beim 
Arbeitsbuch, eine ausdrückliche Sonderregelung 
eines Zurückbehaltungsrechts vorgesehen ist ?%). So- 
mit ist auch trotz laufendem Zustimmungsverfahren 
beim Arbeitsamt grundsätzlich das Bestehen einer 
Auslieferungspflicht nach dem Zweck der gesetz- 
sgi Bestimmungen über die Arbeitspapiere anzu- 
nehmen. 


3. Klage auf Herausgabe der Arbeits- 
papiere 

Der Anspruch auf Aushändigung der Arbeits- 
papiere ist auf dem ordentlichen Rechtsweg durch 
Klage vor dem ArbG. geltend zu machen. Das gilt 
auch für die im öffentlichen Interesse ausgegebenen 
Arbeitspapiere, wie Arbeitsbuch, Steuerkarte, Quit- 
tungskarte der Sozialversicherung °t); für das Ar- 
beitsbuch folgt das im besonderen aus der 7. An- 
ordnung zur Durchführung des Vierjahresplanes v. 
22. Dez. 1936, die in Abs. 3 vorsieht, daß die so- 
fortige Rückgabe des Arbeitsbuches durch einst- 
weilige Verfügung des ArbG. angeordnet werden 


19) RAG 268/39 v. 21. Mai 1940: DAF.-EntschSammil. 
1940, 99; ArbRSammi. 39, 167. 

20) Ausnahmsweise können öffentliche Interessen ein 
besonderes Zurückbehaltungsrecht rechtfertigen. So ist 
die Zurückbehaltung der Arbeitspapiere bejaht worden, 
weil ein Gefolgschaftsmitglied eines Mob.-Betriebes bei 
seinem Ausscheiden nicht seinen Betriebsausweis zurück- 
gegeben hat (ArbG. Berlin: DAF.-EntschSamml. 1939, 231) 

21) Ebenso RAG 268/39 v.21. Mai 1940 a.a. O. 
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kann. Bei unberechtigter Einbehaltung der Steuer- 
karte und Quittungskarte kann sich das Gefolg- 
schaftsmitglied zwar auch an die Ortspolizeibehörde 
wenden und über diese die Einziehung der Karten 
vom Unternehmer und die Aushändigung an sich 
bewirken). Diese Möglichkeit schließt aber die 
gerichtliche Geltendmachung des Anspruchs auf 
Aushändigung der Karten wie der übrigen Arbeits- 
Papiere nicht aus ®), 


Soweit der Anspruch auf Aushändigung der Ar- 
beitspapiere trotz schwebendem Zustimmungsver- 
fahren vor dem Arbeitsamt besteht, hindert dieses 
anhängige Verfahren also auch nicht die klageweise 
Verfolgung des Anspruchs vor dem ArbG. Eine 
Verurteilung des Unternehmers zur Herausgabe der 
Arbeitspapiere ist die Verurteilung zur Vornahme 
einer Handlung. Infolgedessen besteht auch die 
Möglichkeit, daß gemäß 8 61 Abs. 4 ArbGG. das 
ArbG. auf Antrag des klagenden Gefolgschaftsmit- 
gliedes für den Fall der Nichterfüllung zugleich auf 
eine nach freiem richterlichen Ermessen festzu- 
setzende Entschädigung erkennt za) 


4. Schadensersatzpflicht des Unter- 
nehmers 


Die verspätete Aushändigung der Arbeitspapiere 
kann den Unternehmer aus dem Gesichtspunkt der 
positiven Vertra sverletzung oder des Verzuges 
schadensersatzpflichtig machen (88 275 ff., 284 ff., 
249 ff, BGB.). Voraussetzung dieses Anspruches auf 
Schadensersatz ist einmal, daß das Gefolgschafts- 
mitglied den Unternehmer gemahnt hat?5). Weiter 


22) 820 Abs.2 Satz 3 der LohnsteuerDurchfBest. vom 
Kane 1939; § 1425 Abs.2 RVO.: § 181 Abs. 1 Satz 3 


33) Ebenso RAG 264/38 v. 19. Juli 1939: DAF.-Entsch- 
Sammil. 1939, 226; ArbRSamm!. 37, 89. 

*) In diesem Zusammenhang ist auf ein Urteil des 
LArbG. Aachen v. 1. Sept. 1939 (ArbRSammi. 36, 112) hin- 


25) Für das Zeugnis wird aus der Fassung der gesetz- 
lichen Bestimmungen ($ 113 GewO., 873 HGB., 8 630 
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ist nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen erforderlich, 
daß der Unternehmer oder seine Hilfsperson die 
nicht rechtzeitige Aushändigung der Arbeitspapiere 
verschuldet hat; dieses Verschulden hat an sich das 
Gefolgschaftsmitglied zu beweisen, jedoch genügt 
es hier, daß der Beschäftigte die rechtzeitige An- 
forderung der Papiere nachweist, während es dann 
Sache des Unternehmers ist, darzutun, daß die ver- 
spätete Aushändigung auf einem von ihm nicht zu 
vertretenden Umstand beruht 2°). Schließlich ist vom 
Gefolgschaftsmitglied der Nachweis zu führen, daß 
ihm aus dem Verhalten des Unternehmers ein Scha- 
den entstanden ist. Dieser Schaden wird vor allem 
darin bestehen, daß das Gefolgschaftsmitglied eine 
neue Arbeitsstelle nicht hat finden oder antreten 
können, wodurch ihm Arbeitsverdienst entgangen 
ist. Dieser Nachweis seitens des Gefolgschaftsmit- 
gliedes, soweit er den ursächlichen Zusammenhang 
betrifft, erübrigt sich, wenn es sich um Arbeits- 
papiere gehandelt hat, deren Besitz Voraussetzung 
für eine Neueinstellung ist (Arbeitsbuch, Arbeits- 
karte, Abkehrschein, Ausländer-Beschäftigungser- 
laubnis); hinsichtlich der übrigen Arbeitspapiere ist 
zu verlangen, daß sich das Gefolgschaftsmitglied 
auch ohne den Besitz der Arbeitspapiere um eine 
neue Arbeitsstelle oder Einstellung bemüht, auch das 
Arbeitsamt entsprechend eingeschaltet hat, und daß 
ein an sich einstellungsbereiter Unternehmer sich 
nur wegen Nichtvorliegens der betreffenden Arbeits- 
Papiere von einer Beschäftigung hat abhalten lassen. 
Aber auch dieser Nachweis sollte insbesondere an- 
gesichts der derzeitigen Arbeitseinsatzlage nicht zu- 
ungunsten des Gefolgschaftsmitgliedes überspannt 
werden ?7), 


BGB.), wonach das Gefolgschaftsmitglied das Zeugnis 
vom Unternelimer zu „fordern“ hat, angenommen, daß 
der Anspruch auf das Zeugnis nicht unmittelbar, son- 
dern erst mit der Geltendmachung nach Fälligkeit ent- 
steht. Gleichwohl dürfte in dieser Geltendmachung zu- 
gleich die nach $ 284 Abs. 1 BGB. erforderliche Mahnung 
mitenthalten sein. 

6) So RAG 265/37 v. 13. April 1938: DAF.-Entsch- 
Samml. 1938, 198; ArbRSammi. 33, 191. 

21) Aus diesen Erwägungen heraus dürfte auch die 
Sonderregelung dieses Ersatzialles in $ 13 Ziff, 2 der 
Reichstarifordnung für das Baugewerbe v. 20. Febr, 1940 
{RArbBl. 1940, IV, 309) zu erklären sein; vgl. hierzu RAG 
265/37 v.13. April 1938, a.a.O. und RAG 120/38 v.21. Dez. 
1938: DAF.-EntschSamml. 1939, 55; ArbRSammi. 35, 17. 
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A. Aufgabe und Ziel des Themas 


Die hohe Aufgabe, die Einheitlichkeit der Recht- 
sprechung zu sichern und zu wahren, hat das 
RArbG. auf dem Gebiete des Urlaubsrechts vor und 
nach dem politischen Umbruch des Jahres 1933 
vorbildlich gelöst. Seiner von der damals herrschen- 
den liberalistischen Betrachtungsweise herkommen- 
den Auffassung vom Wesen, Zweck und Inhalt des 
Urlaubs folgten die unteren Gerichte. Auch im 
Schrifttum war die vom RArbG. geschaffene Ent- 
geltstheorie und Theorie von der Doppelnatur des 
Urlaubsanspruchs anerkannt. In alen wichtigen 
Fragen des Urlaubsrechts stimmten Lehre und 
Rechtsprechung überein. Meinungsverschiedenheit 
herrschte allerdings z.B. über die Frage der Be: 
rechnung des Urlaubsgelds bei Kurzarbeit. Zahl- 
reich sind die Entscheidungen der ArbG. und um- 
fangreich ist das Schrifttum auf dem Gebiete des 
Urlaubsrechts. Wenn auch den meisten Entschei- 
dungen vor dem Umbruch das in Tarifverträgen 
e Urlaubsrecht zugrunde liegt, so hat das 

ArbG. aber doch eine Reihe allgemeiner 
Rechtsgrundsätze im Laufe seiner Rechtsprechung 
entwickelt. Es ist nicht ohne Reiz, das vor dem Um- 
bruch in Geltung gewesene Urlaubsrecht in großen 
Zügen — wie es der Rahmen der vorliegenden Zeit- 
schrift gestattet — darzustellen und es dem jetzt 
geltenden Urlaubsrecht gegenüberzustellen und hier- 
bei zu untersuchen, inwieweit den vom RArbG. in 
seiner älteren Rechtsprechung herausgearbeiteten 
allgemeinen Grundsätzen heute noch Geltung 
zukommt, insbesondere bei diesem Vergleich den 
grundsätzlichen Wandel aufzuzeigen, den das 
Urlaubsrecht auf Grund unserer heute in der 
nationalsozialistischen Weltanschauung wurzelnden 
Rechtsauffassung erfahren hat. Denn mit der po- 
litischen Machtergreifung durch den Nationalsozialis- 
mus im Jahre 1933 war eine grundlegende Än- 
derung der Welt- und Lebensanschauung, nämlich 
die völlige Abkehr vom Liberalismus, verbunden. 
Dieser Wandel in der Weltanschauung hatte zur 
Folge, daß die neue, nationalsozialistische An- 
schauung, die ihren Ausgangspunkt nicht vom Einzel- 
wesen, sondern von der Gemeinschaft nimmt und 
dem einzelnen in der Gemeinschaft nur eine Glicd- 
stellung einräumt, auch in hohem, steigendem Maße 
auf das Recht Einfluß gewann und es Schritt für 
Schritt umgestaltete. Im Arbeitsrecht, insbesondere 
im Urlaubsrecht, fand die neue Weltanschauung 
schon bald Eingang. Die neuen auf nationalsozi- 
alistischer Weltanschauung beruhenden Rechtsge- 
danken, die das heutige Ürlaubsrecht beherrschen, 
haben zu einer im Grundsätzlichen wurzelnden 
neuen Erkenntnis vom Wesen, Zweck und Inhalt 
des Urlaubs geführt. Die sich aus dieser neuen Auf- 
fassung des Urlaubsrechts im einzelnen ergebenden 
Rechte und Pflichten des Arbeitgebers und Gefolgs- 
mannes sollen hier aufgezeigt werden. 


B. Das Urlaubsrecht vor und nach dem 
Umbruch 


1. Wesen und Rechtsnatur des Urlaubs 


Urlaub ist die Gewährung von Freizeit unter 
Fortzahlung des Lohnes. Diese Begriffsbestimmung 
des älteren Urlaubsrechts gilt auch heute noch. Da- 
gegen hat das RArbG. seine Ansicht, daß der Ur- 
laub ein zusätzliches Entgelt für die vom Beschäf- 
tigten dem Unternehmer geleistete Dienste dar- 
stelle?), als überholt aufgegeben). Diese Entgelts- 

1) RArbG.: ArbRSamml. 5, 386, 525; 9, 40; 10, 130. 

?) RArbG.: ArbRSamml. 32, 316. 
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theorie wurzelt in der damals herrschenden An- 
sicht vom Wesen des Arbeitsvertrages als eines rein 
schuldrechtlichen Austauschvertrages von Leistung 
und Gegenleistung. An dem Entgeltscharakter des 
Urlaubsanspruchs hat die Rechtsprechung des 
RArbG. noch längere Zeit nach dem Umbruch fest- 
gehalten °). So erklärt das RArbG. noch im Urteil 
v. 16. Jan. 1937 (RAG 203/36), daß der Urlaub 
keine Schenkung, sondern ein Teil der vertraglichen 
Gegenleistung für die in der Vergangenheit ge- 
leistete Arbeit Aa Damit bringt das RArbG. klar 
zum Ausdruck, daß der Urlaub ein vermögensrecht- 
lich schuldrechtlicher Anspruch ist. Es ist nicht un- 
interessant, hier festzustellen, daß das RArbG. diese 
Ansicht noch zu einer Zeit vertrat, als es sich schon 
zu der neuen Auffassung vom Wesen des Arbeits- 
vertrages als eines Vertrages mit überwiegend per- 
sonenrechtlichen Zügen bekannte. Erst im Urteil 
v. 16. März 1938 (RAG 254/37) und in späteren 
Entscheidungen hat das RArbG. — dem Drängen 
des Schrifttums nachgebend — anerkannt, daß die 
Entgeltstheorie mit der neuen Auffassung von der 
Rechtsnatur des Arbeitsvertrages unvereinbar ist, 
daß der Urlaub ausschließlich dazu gewährt werde, 
die Arbeitskraft des schaffenden Menschen nicht 
nur im Interesse des einzelnen, sondern ebensosehr 
auch im Interesse des Volksganzen zu erhalten, daß 
die Fürsorgepflicht des Unternehmers jede Urlaubs- 
regelung entscheidend beeinflussen muß 5). 


2. Zweck des Urlaubs 


Schon im älteren Urlaubsrecht — in der Lehre wie 
in der Rechtsprechung — wird der Erholungs- 
zweck des Urlaubs hervorgehoben 6); Der Erholungs- 
zweck wurde aber rein kapitalistisch, individualistisch 
aufgefaßt und ihm wurde weder im Schrifttum noch 
in der Rechtsprechung eine entscheidende Bedeu- 
tung beigemessen. Die Erholung, so wurde gesagt, 
diene nicht allein dem Arbeitnehmer zur Kräftigung 
seiner Gesundheit, sondern liege auch im Interesse 
des Arbeitgebers, der den Urlaub bezahle und auch 
den Vorteil davon habe. Nach unserer neuen Er- 
kenntnis läßt sich das Ziel des Urlaubs, die Er- 
holung, nur aus dem unser ganzes heutiges Recht 
beherrschenden Gemeinschaftsgedanken begreifen. 
Der Erholungszweck ist die Erhaltung der Gesund- 
heit des einzelnen, aber nicht ausschließlich in sei- 
nem Interesse, sondern mindestens ebensosehr im 
Interesse der Volksgesamtheit. Hier liegt der we- 
sentliche Unterschied zwischen der früheren und 
heutigen Auffassung vom Zweck des Urlaubs. Nach 
der neuen Erkenntnis ist der Erholungszweck ein 
entscheidendes Kriterium des Urlaubsbegriffs und 
wird vom RArbG. in ständiger Rechtsprechung be- 
tont. So hebt schon das Urteil v. 11. März 1936 
(RAG 9/36) hervor, daß der Erholungszweck in 
neuerer Zeit mehr als bisher in den Vordergrund 
trete’). 


3. Die rechtlichen Grundlagen des 
Urlaubsanspruchs 


Der Urlaubsanspruch war im älteren Urlaubs- 
recht ebensowenig gesetzlich geregelt wie heute. 
Beruhte er früher auf Tarifvertrag, Betriebsverein- 
barung oder auf ausdrücklicher oder stillschweigen- 
der Vereinbarung im Einzelarbeitsvertrag, so ist 
heute an Stelle von Tarifverträgen, Betriebsverein- 


ArbRSamml. 16, 345; 17, 162. 
ArbRSamml. 30, 71. 

ArbRSammıl. 32, 316; 37, 365; 39, 262, 
ArbRSamml, 5, 386, 525; 9, 40. 
ArbRSamml. 26, 271. 


2 RArbG.: 
4) RArbG.: 
a RArbG.: 
6) RArbG.: 


1) RArbG.: 
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barungen die Tarifordnung und die Betriebsordnung 
getreten. Im Einzelfall wurde der Anspruch auf Ur- 
laub auch aus der in dem betreifenden Betrieb oder 
Berufszweig herrschenden Übung hergeleitet. Im 
allgemeinen hat die Rechtsprechung aber nur 
solche Urlaubsansprüche anerkannt, die auf eine be- 
stimmte Vorschrift oder Vereinbarung gestützt wer- 
den konnten. Eine stilischweigende Urlaubsverein- 
barung wird heute in Lehre und Rechtsprechung an- 
genommen, wenn es im Betrieb allgemein üblich 
ist, Urlaub zu gewähren. Durch die jahrelange vor- 
behaltlose Gewährung von Urlaub ist der Beschäf- 
tigte zu der Annahme berechtigt, daß die Gewäh- 
rung des Urlaubs zum Zwecke der Erfüllung einer 
Verpflichtung und mit dem Versprechen weiterer 
Erfüllung erfolgt. So führt das RArbG. im Urteil 
v. 15. Nov. 1939 (RAG 76/39) aus, daß ein Anspruch 
auf Urlaub aus den Tatumständen stillschweigend 
eingeräumt sein könne, daß auch in diesem Falle 
der Rechtsgrund des Urlaubs der Arbeitsvertrag 
seid). Ist es Gepflogenheit in einem Betrieb, allen 
Gefolgschaftsmitgliedern einen Jahresurlaub zu ge- 
währen, so wendet das RArbG. auch hier den von 
ihm in seiner Rechtsprechung bezüglich des An- 
spruchs auf Gewährung einer Weihnachtsgrati- 
fikation entwickelten Rechtsgedanken der Gleich- 
behandlung aller Gefolgschaftsmitglieder an. Es 
darf also ein einzelner Gefolgsmann nicht ohne be- 
sonderen Grund von Leistungen ausgeschlossen 
werden, die der ganzen Gefolgschaft gewährt wer- 
den, wenn aus dem Gemeinschaftsleben im einzel- 
nen Betrieb, aus der darin wurzelnden Treu- und 
Fürsorgepflicht des Betriebsführers bereits konkrete 
Ordnungen erwachsen sind, mögen sie sich auch 
nur in einer feststehenden tatsächlichen Handhabung 
äußern, ohne die Gestalt bestimmter Einrichtungen 
oder geschriebener Satzungen angenommen zu 
haben°). Dagegen ist ein Gewohnheitsrecht als 
Rechtsgrund des Urlaubsanspruchs in der Recht- 
sprechung des RArbG. nicht anerkannt. Nur das 
LArbG. Hamburg hat im, Urteil v. 4. Juni 1940 
(19Sa25/40) ein Gewohnheitsrecht als materiell- 
rechtliche Grundlage eines Urlaubsanspruchs an- 
erkannt +°). 

Die Frage, ob auch die allgemeine Fürsorge- 
pflicht des Unternehmers aus § 2 Abs. 2 ArbOG. 
Grundlage des Urlaubsanspruchs sein kann, ist sehr 
umstritten. Im Schrifttum ist herrschende Ansicht, 
daß die allgemeine Fürsorgepflicht des Unterneh- 
mers die alleinige Grundlage für den Urlaubs- 
anspruch bilden kann, so lange der Urlaub noch 
nicht gesetzlich oder im Einzelfall tariflich geregelt 
ist“). Das RArbG. hat aber in ständiger Recht- 
sprechung an seiner bereits im Urteil v. 23. März 
1935 niedergelegten Auffassung festgehalten, wo- 
nach die in § 2 Abs.2 ArbOG. bestimmte Für- 
sorgepflicht keine geeignete Grundlage für ma- 
terielle Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis, also 
auch nicht für einen Urlaubsanspruch, bilde, daß 
sie vielmehr nur ein Maßstab für die Auslegung der 
gesetzlichen oder vertraglichen Bestimmungen des 
Arbeitsverhältnisses ist, daß sie in jedem Falle noch 
eines besonderen Rechtsgrundes bedarf !?). 


J RArbG.: ArbRSamml. 37, 365. 
2) RArbG.: ArbRSammil. 37, 366. 
10) LArbG.: ArbRSammil. 40,29; Dersch: ArbRSammi. 
(LArbG.) 40, 36f. Weitere Entscheidungen vgl. bei Sie- 
bert, „Jugendschutzgesetz“, Anm.3 zu § 21. 
1) Hueck: DArbR. Heft 5, Mai 1938, S. 124; 
Dersch: ArbRSamml. (RArbG.) 31,186 u. 276. 
12) RArbG.: ArbRSamml. 23, 170; 33, 172; 34, 108; 37, 
400; 39, 49; 40, 209. 
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4. Inhalt des Urlaubsanspruchs 


In der neuen Auffassung vom Inhalt des Urlaubs- 
anspruchs zeigt sich der Bruch des neuen Urlaubs- 
rechts mit dem älteren Urlaubsrecht besonders deut- 
lich. Nach der früheren Rechtsprechung des RArbG. 
war der Urlaub seinem rechtlichen Inhalt nach ein 
doppelter Anspruch; er enthielt zwei selbstän- 
dige, nebeneinander bestehende Ansprüche, den 
Anspruch auf Freistellung von der Arbeit und den 
Anspruch auf Fortzahlung des Lohnes während der 
Arbeitszeit. Diese Doppelverpflichtung des Arbeit- 
gebers war aber keine Wahlschuld im Sinne des 
§ 262 BGB. Beide Leistungen wurden nicht in der 
Weise geschuldet, daß nur die eine oder die andere 
Leistung zu bewirken war. Vielmehr bestand der 
einmal erworbene selbständige Anspruch des Ar- 
beitnehmers auf Urlaubsvergütung, d. h. auf Zah- 
lung des Lohnes für die arbeitsfreien Tage, unab- 
hängig davon weiter, ob dem Arbeitnehmer die 
freie Zeit noch gewährt werden konnte oder nicht. 
Denn der Anspruch auf Urlaubsvergütung stellte die 
vertragliche Gegenleistung für die dem Arbeitgeber 
vom Arbeitnehmer in der Vergangenheit geleistete, 
also vorausgeleistete Arbeit dar $). Herrschte über 
die Doppelnatur des Urlaubsanspruchs im Schrift- 
tum und in der Rechtsprechung Einigkeit, so be- 
stand über die Bestimmung des zweifachen Inhalts 
dieses Anspruchs, wie Dersch richtig bemerkt, 
noch eine gewisse Unklarheit. So bestimmte das 
RArbG, den Inhalt des Urlaubsanspruchs einmal da- 
hin, daß es die beiden Ansprüche in der Weise 
trennte, daß es zwischen einem Anspruch auf Ge- 
währung von Freizeit unter Fortzahlung des Lohnes 
und einem anderen Anspruch auf die Urlaubsver- 
gütung allein schied). Ein anderes Mal be- 
stimmte das RArbG. den Inhalt des Urlaubsan- 
spruchs dahin, daß es zwischen dem Anspruch auf 
Gewährung freier Zeit einerseits und dem Anspruch 
auf Zahlung des Lohnes andererseits unterschied 25). 
Dersch hebt mit Recht hervor, daß diese Unter- 
scheidung im Inhalt des Urlaubsanspruchs nur the- 
oretische Bedeutung hatte. Praktisch ist sie auf das 
Ergebnis der zahlreichen Entscheidungen über die 
Urlaubsgewährung nach Beendigung des Arbeits- 
verhältnisses, wo sie überhaupt nur praktisch wich- 
tig hätte sein können, ohne Einfluß geblieben t6). 


Diese Theorie von der Doppelnatur des Urlaubs- 
anspruchs erscheint uns heute, nachdem sie end- 
gültig überwunden ist und der Vergangenheit an- 
gehört, nur noch als ein Beispiel der früheren kon- 
struktiven Begriffsjurisprudenz. Sie hatte vermut- 
lich ihren Grund darin, dem Arbeitnehmer, der aus 
dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden war, ohne zu- 
vor den Urlaub genommen zu haben, behelfsweise 
den Urlaubsvergütungsanspruch zu sichern und zu 
erhalten. Nur so läßt sich auch das lange Festhalten 
des RArbG. an dieser Konstruktion erklären. Denn 
das RArbG. hat an der Doppelnatur des Urlaubs- 
anspruchs auch dann noch festgehalten, als sie im 
Schrifttum schon als unhaltbar und völlig unverein- 
bar mit unserer neuen Erkenntnis vom Wesen und 
Zweck des Urlaubs erkannt und aufgegeben worden 
war. Noch im Urteil v. 24. Nov. 1937 (RAG. 169/37) 
hat das RArbG., nachdem es sich in verschiedenen 
Entscheidungen schon zu der neuen Anschauung 
von der Rechtsnatur des Urlaubs bekannt hatte, aus- 
drücklich erklärt, daß es von der bisherigen Recht- 


13) RArbG.: ArbRSammil. 5, 528; 6, 368; 9, 16. 
14) RArbG.: ArbRSammil. 5, 43, 339; 9, 15, 41. 
16) RArbG.: ArbRSaınml. 5, 528. 

16) Dersch: ArbRSamml. (RArbG.) 13, 375. 
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sprechung, wonach Urlaub und Urlaubsvergütung 
sich als vertragliches Entgelt für geleistete Arbeit 
darstelle, nicht abgehe '”). Im Schrifttum hatte sich 
zu dieser Zeit schon die Ansicht durchgesetzt, daß 
der Urlaubsanspruch sich inhaltlich als ein An- 
spruch, gerichtet auf Freizeit unter Weiterzahlung 
des Lohnes darstelle. Es ist insbesondere das Ver- 
dienst Pawelitzkis, alle Folgerungen, die sich 
aus der neuen den Gemeinschaftsgedanken in den 


Vordergrund rückenden Betrachtungsweise des Ur- , 


laubsrechts ergeben, klar herausgearbeitet und auch 
schon früh den Urlaubsanspruch als einen Ein- 
heitsanspruch erkannt zu haben. So erklärt er: 
„Freizeit unter Fortzahlung des Lohnes zu Er- 
holungszwecken ist uns eine Einheit, die wir auch 
nur in dieser Ganzheit begreifen wollen. Kommt die 
Erholungsmöglichkeit in Fortfall, so kann eine Ur- 
laubsverpflichtung eben einfach begrifflich nicht 
mehr bestehen, und es ist nur noch die Frage, ob 
und unter welchen Umständen dann eine anders 
geartete Verpflichtung des Betriebsführers als Aus- 
druck seiner allgemeinen Fürsorgepflicht Ben 
ist“ 18), Hatte sich so im Schrifttum die Auffassung 
von der Einheit des Urlaubsanspruches Bahn ge- 
brochen, so rückte das RArbG. erstmalig im Urteil 
v. 21. Mai 1938 (RAG 2/38) von seiner Ansicht von 
der Doppelnatur des Urlaubsanspruchs ab und führt 
darin aus, daß die heutige Betrachtungsweise die 
Einheitlichkeit des Urlaubsanspruchs betont). Ganz 
deutlich kommt die neue Rechtsmeinung des RArbG. 
von dem Inhalt des Urlaubsanspruchs als eines ein- 
heitlichen Anspruchs dann in der Entscheidung vom 
31. Aug. 1938 (RAG 45/38) zum Ausdruck, worin es 
ausführt, daß der Urlaubsanspruch aus seinem Er- 
holungszweck einheitlich auf Freizeitgewährung und 
Lohnvergütung während der Freizeit gerichtet sei. 
Denn Freizeitgewährung ohne Lohnvergütung sei 
begrifflich kein Urlaub. In aller Regel sei zweck- 
dienliche Freizeitgestaltung ohne Verfügungsfreiheit 
über die Urlaubsvergütung unmöglich®). Dem 
RArbG. ist zuzustimmen, wenn es aus der neuen 
Erkenntnis von der Einheitlichkeit des Urlaubs- 
anspruchs folgert, daß grundsätzlich ein geson- 
derter Anspruch auf Urlaubsvergütung ausscheide, 
daß eine Ausnahme von diesem Grundsatz nur für 
den Fall anzuerkennen sei, daß der Gefolgsmann 
zu Unrecht entlassen worden oder in ordnungs- 
mam Weise fristlos aus dem Dienst geschieden 
ist, ohne daß ihm der bereits erworbene Urlaub er- 
teilt worden ist?1). 


5, Entstehung des Urlaubsanspruchs 


Die Voraussetzungen für die Entstehung des Ur- 
Jaubsanspruchs sind heute noch dieselben wie im 
älteren Urlaubsrecht. Danach ist die Entstehung des 
Urlaubsanspruchs für das "einzelne Arbeitsverhältnis 
von der Erfüllung einer bestimmten Wartezeit 
und von der Zugehörigkeit des Gefolgsmannes zum 
Betrieb an einem Stichtag abhängig. Die in der 
früheren Rechtsprechung im Zusammenhang mit der 
Wartezeit und dem Stichtag entwickelten Grundsätze 
gelten im wesentlichen auch heute noch. Nur die 
Begründung für die Notwendigkeit der Wartezeit 
ist heute eine andere. Die Notwendigkeit der Warte- 
zeit folgte im älteren Urlaubsrecht aus der Entgelt- 
theorie, wonach der Urlaub sich wirtschaftlich und 
rechtlich als Entgelt für geleistete Dienste darstellte. 


11} RArbG.: ArbRSamml. 31, 273. 

18) Pawelitzki: DArbR. Heft 3, März 1937, 5.78 ff. 
19) RArbG.: ArbRSammil. 33, 105, 

20) RArhG.: ArbRSamml. 34, 21. 

1) RArbG.: ArbRSammi. 37, 453. 


Der Beschäftigte mußte sich also den Urlaub erst 
einmal verdienen. Die Wartezeit, die im allgemeinen 
1 Jahr betrug, erscheint hier also als eine Ver- 
gütung für die im vergangenen Jahr geleistete Ar- 
beit. Deshalb wurde beim vorzeitigen Ausscheiden 
eines Arbeitnehmers diesem mit Rücksicht auf die 
im laufenden Jahr zurückgelegte Arbeitszeit ein 
anteiliger Urlaub zugesprochen, da er im ande- 
ren Falle um einen Teil des verdienten Urlaubs- 
entgelts gebracht worden wäre. In seiner älteren 
Rechtsprechung hat das RArbG. aber in vielen Fäl- 
len die Wartezeit nicht in diesem Sinne ausgelegt, 
sondern, wenn der Tarifvertrag im einzelnen Fall 
die Möglichkeit-dazu gab, die Wartezeit als Sperr- 
frist aufgefaßt. Das hatte dann zur Folge, daß der 
Beschäftigte nicht einmal einen anteiligen Urlaubs- 
anspruch erworben hatte?2). 

Der Erwerb des Urlaubsanspruchs hängt außer 
von der Erfüllung der Wartezeit auch noch davon 
ab, daß das Arbeitsverhältnis am Stichtag, der in 
den Tarifverträgen vereinbart zu werden pflegte, 
noch bestand, und daß der Arbeitnehmer an diesem 
Tage nicht schon dauernd erwerbsunfähig ist. Wie- 
derholt hat das RArbG. entschieden, daß ein Arbeit- 
nehmer, der am Urlaubsstichtag bereits dauernd 
arbeitsunfähig war, keinen Urlaubsanspruch er- 
worben hat. Für die Entscheidung ist es gleich- 


‚gültig, ob die dauernde Arbeitsunfähigkeit damals 


schon festgestellt war oder ob sich später erst her- 
ausgestellt hat, daß sie damals schon bestand 2). 
Dagegen war es nach der Rechtsprechung des älte- 
ren Urlaubsrechts für den Erwerb des Urlaubs- 
anspruchs ohne Einfluß, wenn der Arbeitnehmer 
am Urlaubsstichtag erkrankt war, selbst wenn sich 
die Krankheit über 1 Jahr hinzog, sofern nur keine 
dauernde Arbeitsunfähigkeit vorlag **). Trat dauernde 
Arbeitsunfähigkeit nur 1 Tag nach dem Urlaubs- 
stichtag ein, so wurde dadurch der einmal erwor- 
bene Urlaubsanspruch nicht mehr beseitigt. War es 
unmöglich geworden, den Urlaub in Natur zu ge- 
währen, so hatte nach der damaligen Rechtsprechung 
der Arbeitnehmer den „sekundären“ Anspruch auf 
Urlaubsvergütung ?5). 

Nach heutiger Auffassung im Schrifttum und in 
der Rechtsprechung stellt die Wartezeit nicht mehr 
eine voraufgegangene Arbeitsleistung des Arbeit- 
nehmers zur Auslösung des Urlaubs als Gegen- 
leistung für eine rückläufige Zeit dar, sondern die 
Wartezeit dient in erster Linie zur Vermeidung von 
Doppelurlaub im gleichen Urlaubsjahr. Auch soll 
der Gefolgsmann in der Wartezeit seinen Arbeits- 
willen gegenüber der Gemeinschaft in genügend 
deutlicher Weise dartun®). Rechtslehre und Recht- 
sprechung sind auf Grund ihrer neuen Anschauung 
vom Sinn und Zweck der Wartezeit der Ansicht, 
daß die Wartezeit nicht mehr als „Sperrfrist‘“ auf- 
gefaßt werden kann. Die Rechtsprechung schränkt 
allerdings ihre Ansicht dahin ein, daß die in einer 
Tarifordnung vorhandene Erklärung des ersten Be- 
schäftigungsjahres zum „Sperrjahr‘‘ zulässig ist. 
Eine solche Erklärung hat nach Meinung des RArbG. 
dann die Bedeutung,. daß die Erfüllung der Warte- 
zeit als Voraussetzung der Entstehung des Urlaubs- 
anspruchs für die Folgezeit notwendig sei. Mit 
Recht hält Dersch aber eine solche Bestimmung in 
der Tarifordnung mit den heutigen Anschauungen 


22) RArbG.: ArbRSammil. 16, 345; 17,162. 

23) RArbG.: ArbRSamml.9, 38, 529; 10, 533. 

21) RArbG.: ArbRSamml. 11, 164. 

5 RArbG.: ArbRSamml. 12, 253. 

2) Dersch: ArbRSamml. (RArbG.) 31, 248 f.; RArbG.: 
ArbRSamml. 38, 19; 39, 3, 75, 308. 
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über die gegenseitige Treupflicht und Fürsorge- 
pflicht des Unternehmers im betrieblichen Arbeits- 
verhältnis, wonach eine Erholungszeit für jeden 
schaffenden Menschen im allgemeinen schon nach 
erheblich kürzerer Zeit als notwendig angesehen 
werden muß, für unvereinbar °). 


Auch im heute geltenden Urlaubsrecht hat der 
Stichtag nur Bedeutung für die Entstehung des Ur- 
laubsanspruchs, nicht dagegen für die Berechnung 
des Urlaubsjahres selbst, in welchem der Urlaub ge- 
nommen werden muß 28). 


6. Dauer des Urlaubs 


Die Dauer des Urlaubs richtet sich auch heute 
wie im älteren Urlaubsrecht nach der Anzahl der 
im Betrieb verbrachten Dienstjahre ®). Entscheidend 
für die Dauer des Urlaubs ist allein, wie lange der 
Gefolgsmann im Betrieb des Unternehmers tätig ist, 
ohne Rücksicht darauf, ob diese Tätigkeit eine Zeit- 
lang auf Grund eines mit einem anderen Unter- 
nehmer abgeschlossenen Vertrages geleistet wurde. 
Nur die Betriebszugehörigkeit ist maßgebend. Es 
gilt auch heute noch die Rechtsprechung des älteren 
Urlaubsrechts, wonach es nicht darauf ankommt, 
ob der Gefolgsmann in wechseinder Eigenschaft — 
etwa zunächst als Arbeiter, später als Angestellter — 
dem Betrieb angehört. hat, sei es auf Grund einer 


Veräußerung, sei es durch Umwandlung der Gesell. 


schaftsform. Auch ist für die Berechnung der Ur- 
laubsdauer die Zeit einzurechnen, in welcher der 
Beschäftigte auf Grund eines mit einem anderen 
Unternehmer abgeschlossenen Arbeitsvertrages in 
den Räumen und für den Betrieb des ursprüng- 
lichen Unternehmers tätig ist?®), z 


7. Die Urlaubszeit 


An der Auffassung, daß die Urlaubszeit für die 
Entstehung des Urlaubsanspruchs nicht Voraus- 
setzung ist, daß sie vielmehr nur die Bedeutung hat 
als eine Ordnungsvorschrift dèn Rahmen zu bestim- 
men, in welchem der Urlaub zu nehmen ist, hat sich 
auch nach der neueren Erkenntnis vom Wesen des 
Urlaubs nichts geändert. Kann dem Gefolgsmann, 
dem grundsätzlich der Urlaub in der Urlaubsperiode 
zu gewähren ist, infolge vorzeitigen Ausscheidens 
aus dem Dienstverhältnis der Urlaub in dieser Zeit 
nicht erteilt werden, so ist der Arbeitgeber auch 
nach dem heutigen Urlaubsrecht berechtigt, den 
Urlaub in die Kündigungszeit zu verlegen. Aller- 
dings darf er hierbei nicht willkürlich vorgehen; er 
ist verpflichtet, dem Arbeitnehmer seine Absicht, 
den Urlaub ihm in der Kündigungszeit zu gewäh- 
ren, so zeitig mitzuteilen, daß dieser sich auf den 
Urlaub einrichten kannt). Zur Unzeit darf Urlaub 
nicht gewährt werden, weil dies mit der Fürsorge- 
pflicht des Unternehmers unvereinbar ist). Auch 
ist der Unternehmer nicht berechtigt, den Urlaub in 
Raten zu geben, weil eine solche Aufteilung des 


Ko mit dem Erholungszweck nicht vereinbar 
ist 38), 


8. Der Urlaubsvergütungsanspruch 
Der Urlaubsvergütungsanspruch setzt im älteren 


2) Dersch: ArbRSamml. (RArbG.) 35, 48. 
38) RArbG.: ArbRSamml. 32, 119. 
2o) LArbG. Hamburg: ArbRSamml. 255 25 
20) RArbG.: ArbRSamml. 6, 211; 1395; 115075 Arba 
Hamburg: ArbRSamml. 26, 25; LArbG. Duisburg: 
ArbRSamml. 28, 169. 
31) RArbG.: ArbRSamml. 32, 328. 
@) RArbG.: ArbRSamml. 34, 118. 
*) ArbG. Berlin: ArbRSamml. 25718 
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gesonderten Anspruch au kein Url +rällt 
eben begrifflich überhaupt KE sizeit fortan pei 
mehr bestehen kann, wenn IE itnehmer, FT; 
wäre aber unbillig, wenn der A isses 5 ihm 
der Lösung des Arbeitsverhä ll und nur den 
Urlaubsanspruch erworben ee nehmen 5 
zustehenden Urlaub nicht ment Lehre un ndsalz 
ausgehen müßte. Deshalb. Pa iesem OU 
sprechung eine Ausnahm mann ZU ~n: vor 
dann anerkannt, wenn der GefolesT nungsmäßigie 
entlassen worden ist oder iM geschieden 15? gje 
Weise selbst aus dem Dienste EFT ternehmers, 
ee Fürsorgepflicht de 
als Nachwirkung des frü A inso b- 
auch noch en. dessen ANE ir den Urlau 
besteht, bildet die Rechtsgrun ag f i 
vergütungsanspruch. ist ebe ef- 
Der Urlaubabgeltungsanspruch Pi bloßer dern 
wie der Urlaubsanspruch selbs Anspruch, s0" An- 
mögensrechtlich schuldrechtlicher echtlicheN 
trägt die Züge eines personen! e Fort um, 
spruchs. Er ist eine behelismäbig nspruchs» òg 
sprünglich auf freie Zeit gerichteten sta den zi 
soweit wie unter den veränderten ag des eid 
lich, die Grundlage für die Erholung ich bei ( 
aeS zu sichern. pme nar einen 
rlaubsvergütungsanspruc jøsmann "u 
bestimmten Zweck, namlich dem on hen und i 
die nachträgliche Erholung zu D folgt, © 


1 
holungszweck zu verwenden, dies SEIT „ntge 
auf En des Urlaubsgelds mit Erfolg 5 
gehalten werden kann 25). nach a 


h 

Trägt der UrlaubvergütungsanspfU“ hung Piee 
heiliee Meinung in Lehre und Re auch p 
sonenrechtliche Züge, so folgt darat™ ie Grunds® 
a der im § 2 ArbOG. anse 

er gegenseitigen Treupilicht ¿ : er SS 
der & Es san seine Treupflicht, INCH is ii 
ohne stichhaltigen Grund das Arbel ch seinen “ 
los löst oder dem Arbeitgeber, durch Lösun d 
haftes Verhalten Grund zur fristlosen 


1.358; 16, 
34) RArbG.: ArbRSamml. 5, 43, 336 u. 382; 11, 
Be 8, 54 u. 58. bRS 16,73 
3 ArbG.: A ammi. . i 
a PAO: ArbRSam aL 30, 83, 86 u. 320. 
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deschäftigungsverhältnisses gibt, so führt er da- 
ich selbst die Unmöglichkeit herbei, ihm den Er- 
an gsurlaub für das laufende Urlaubsjahr zu ge- 
gel ten. Seinem Verlangen auf Zahlung des Urlaubs- 
eldes kann der Unternehmer dann mit Erfolg den 
Erang der unrichtigen Rechtsausübung entgegen- 

zen 37), 

Auch an der Zu- und Aberkennung des Urlaubs- 
es tungsanspruchs zeigt sich deutlich der Bruch 
tech Neuen Urlaubsrechts mit dem älteren Urlaubs- 
ihr t. Während die ältere Rechtsprechung auf Grund 
An Ansicht von der Doppelnatur des Urlaubs- 
achlnichs die Urlaubsvergütung dem Gefolgsmann 
zu schthin zusprach, also unabhängig davon, ob er 
W echt oder zu Unrecht fristlos entlassen worden 
Kenn stellt die Rechtsprechung die Entscheidung 
Ents darauf ab, ob der Gefolgsmann die fristlose 
ve assung durch eigenes treuwidriges Verhalten 
„schuldet und damit selbst die Unmöglichkeit 
Tbeigeführt hat, ihm den Urlaub zu ewähren. 
En wenn kein Treueverstoß vorliegt, billigt sie 

p Gefolgsmann das Urlaubsgeld zu. r 
Re a die Berechnung der Urlaubsvergütung hat die 
vor tsprechung des RArbG. schon im Urlaubsrecht 
Inh em Umbruch einen allgemeinen Grundsatz en 
a aufgestellt, daß der Gefolgsmant als Ur- 
um geld das erhalten soll, was er bei Beschäfti- 
bank im Betrieb während des Urlaubs verdient 


nen würde, Er soll nicht schlechter, aber auch 


Dricht auch der neuen Auffassung V 


Seinem Interesse d 
Ss der Yolksgesamtheit®°). Das RArbG. hat A 
ner früheren Rechtsprechung fetan, sonder 


em Beurlaubt : oe aN 

; ; en nicht nur den Stamm 

E die Nebenleistungen zuerkannt). SO Rn Kea 
m Gefolgsmann die Schichtzulage für die Nac 


in einem Më 
N Möbel- und Transport 
vater das AT und Hie dackerzulage" Tarif- 
er Urlaubszeit zugebilligt, sofern In getroffen 


Ord \ - > 
ist. keine abweichende Regelung änkung, 


Re das RArbG. macht, indem es eine Kuneichenee 
Mi ung in der Tarifordnung für ZU nen riffs mi 
Atech mi igen Ansicht des UrlauDs r 


er 
‚Selegten Grundgedanken der m oe I- 
k s 8 E 


an Sue N 
$ch..: ndem Lol a Hö q 
Iunittsverdienst den, Berechnung der Höhe dete 
vor ,elds zugrunde gelegt “)- stunden gemacht, SO 


Üp, auch während des Urlaubs m Urteil 
V, a ndenlohn. Doch hat das x ge, ob dem Ge- 


iarl: Mai 1940 (RAG 281/39) die Frage O er Ober- 
st En a A Urlaubszeit deı Über 
layp, lohn zusteht, wenn € A 

~ Vberstunden gemacht hat, dann 
RArbG.: ArbRsamml. 40,165. 22. 09,6: 35,201 
Aba AubRsamml. 11,499; 26, 175; 29,6; 3, 221. 
| RArbG.: ArbRSamml. 36, 184 

f RArbG.: ArbRSamml. 29, 33- 

! RArbG.: ArbRSamml. 36, 301: _ | 36, 373. 

} Dersch: ArbRsamml. (RArb i.) 

? RArbG.: ArbRSamm!. 38, 400. 
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wenn die Gefolgschaft gerade während der Urlaubs- 
zeit keine Überstunden gemacht hat‘). 

Die Höhe des Urlaubsgelds bei Kurzarbeit war in 
Lehre und Rechtsprechung umstritten. Das RArbG. 
hat in ständiger Rechtsprechung den Grundsatz ver- 
treten, daß der Beschäftigte, wenn der Urlaub in 
eine Zeit vereinbarter Kurzarbeit falle, nur Anspruch 
auf den gekürzten Lohn habe. „Denn es wäre be- 
fremdlich‘‘ — so meint das höchste Gericht —, „wenn 
der Beurlaubte im Urlaub mehr verdiene als die 
arbeitenden Nebenarbeiter‘‘ t). Im Schrifttum wurde 
aber vielfach die Ansicht vertreten, daß der Arbeit- 
nehmer bei Kurzarbeit während der Urlaubszeit An- 
spruch auf den vollen Lohn habe, den er bei nicht- 
verkürzter Arbeitszeit erhalten würde. Denn — so 
wurde argumentiert — die Kurzarbeit sei immer 
etwas Anormales, auch wenn sie bei ungünstiger 
Wirtschaftslage längere Zeit und selbst Jahre im 
Betrieb herrsche‘s). Das RArbG. hält aber auch 
heute an seiner Rechtsprechung von vor dem Umbruch 
fest, wonach der Gefolgsmann nur den Urlaubslohn 
verlangen kann, den er verdient hätte, wenn er 
während der Urlaubszeit gearbeitet hätte. Es lehnt 
auch heute noch den Anspruch auf den einer Normal- 
arbeitszeit entsprechenden Urlaubslohn ab“). Ob 
diese Ansicht des RArbG. mit der neueren Erkennt- 
nis von der Rechtsnatur des Arbeitsverhältnisses 
und mit dem Gedanken der personenrechtlichen 
Fürsorgepflicht des Unternehmers in Einklang zu 
bringen ist, erscheint fraglich. 


9. Die Vererblichkeit 
des Urlaubsanspruchs 


Im älteren Urlaubsrecht war nach einhelliger Mei- 
nung im Schrifttum und in der Rechtsprechung der 
Urlaubsanspruch unvererblich, weil er ein 
höchstpersönlicher Anspruch ist“). Doch war der 
Urlaubsabgeltungsanspruch dann vererblich, 
wenn einem Arbeitnehmer gekündigt war, der aber 
den Urlaub in Natur in der Kündigungszeit wegen 
Krankheit nicht nehmen konnte und gestorben war. 
Denn nach Beendigung des Beschäftigungsverhält- 
nisses bestand nur noch der sekundäre Urlaubs- 
vergütungsanspruch, der aber nach der damaligen 
kapitalistischen, liberalistischen Auffassung ein 
reiner Geldanspruch, mithin übertragbar und 
vererblich war‘). Es kam hierbei auch für die Über- 
tragbarkeit der Erholungszweck der zum reinen 
Geldanspruch gewordenen Urlaubsvergütung nicht 
mehr in Betracht %). Dagegen ging der Urlaubsver- 
gütungsanspruch nicht auf die Erben über, wenn 
der Arbeitnehmer, ohne gekündigt zu sein, krank 
wurde und starb. 

Das RArbG. hat nach dem Umbruch noch keine 
Gelegenheit gehabt, sich mit der Frage der Vererb- 
lichkeit des Urlaubsanspruchs zu beschäftigen. Es 
liegt bisher nur die Entscheidung des LArbG. 
Dortmund v. 18. Juni 1937 (12 Sa 55/37) vor, die 
an der bedingten Vererblichkeit des Urlaubsanspruchs 
des älteren Urlaubsrechts mit lediglich anderer aus 
der neueren Erkenntnis vom Wesen, Zweck und 
Inhalt des Urlaubsanspruchs geschöpiter Begrün- 


dung festhält 5!). 


4) RArbG.: ArbRSamml. 39, 210. 
2 RArbG.: ArbRSamml. 6, 193 u. 196; 10, 470; 14,519. 
ss) Dersch: ArbRSamml. (RArbG.) 14, 523; 15, 252. 
41) RArbG.: ArbRSammi. 25, 175. 

43) RArbG.: ArbRSanıml. 8, 386 u. 388; 11, 503. 

49) RArbG.: ArbRSamml. 11, 164; LArbG. Krefeld- 
Uerdingen: ArbRSamm!. 8, 63. 

so) RArbG.: ArbRSamml. 11, 504. 

51) LArbG.: ArbRSammil. 30, 29. 
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Stellt der Urlaubsanspruch sich aber, wie in 
Schrifttum und Rechtsprechung anerkannt ist, als 
ein Einheitsanspruch dar, so ist er schlechthin un- 
vererblich. Dieses Ergebnis erscheint aber un- 
billig, weil der Unternehmer auf Kosten des ver- 
storbenen Gefolgsmann zum Nachteil seiner Erben 
einen Vorteil erlangt, der in der Ersparung des Ur- 
laubsgelds besteht. Ich möchte mich der von Beine 
vertretenen Ansicht anschließen, der den Erben als 
Nachwirkung der allgemeinen Fürsorgepflicht des 
Unternehmers über die Lösung des Arbeitsverhält- 
nisses hinaus einen Anspruch auf Zahlung der Ur- 
laubsvergütung dann einräumt, wenn der Gefolgs- 
mann noch vor seinem Tode einen Urlaubsanspruch 
erworben hat:2). Daß die Treu- und Fürsorgepflicht 
des Unternehmers nicht schlechthin mit dem 
Arbeitsverhältnis endet, daß sich vielmehr auch 
nach dessen Ende noch Auswirkungen aus der 
Fürsorgepflicht ergeben können, hat das RArbG. 
für das Urlaubsrecht im Urteil v. 7. Nov. 1939 (RAG 
73/39) anerkannt, in welchem es ausdrücklich er- 
klärt, daß dem Gefolgsmann, wenn er sich keines 
Verstoßes gegen die Treupflicht schuldig gemacht 
hat, kraft Fürsorge- und Treupflicht das Urlaubs- 
geld nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
auszuzahlen ist®). 


10. Verzicht und Verwirkung 
des Urlaubsanspruchs 


Die Rechtsprechung des älteren Urlaubsrechts hat 
die Frage, ob der Verzicht eines Arbeitnehmers auf 
einen bereits erworbenen tarifmäßigen Urlaubs- 
anspruch zulässig ist, bejaht). Auch die Frage, ob 
der Arbeitnehmer bei fristloser Entlassung den Ur- 
laubvergütungsanspruch verwirkt, hat das RArbG. 
für den Fall bejaht, daß eine solche Verwirkung 
ausdrücklich vereinbart ist). 

Heute stimmen Lehre und Rechtsprechung darin 
überein, daß der Verzicht auf den Urlaubsanspruch 
im Einzelfall zulässig sein kann und daß der Ur- 
laubsanspruch auch verwirkt werden kann. Nur 
wenn es sich um einen tarifmäßigen Urlaubs- 
anspruch handelt, ist ein Verzicht während des be- 
stehenden Arbeitsverhältnisses wegen der Unab- 
dingbarkeit der Tarifordnung gem. § 32 ArbOG. 
ausgeschlossen. Mit der Lösung des Beschäftigungs- 
verhältnisses fällt aber dieser Hinderungsgrund fort. 
Das RArbG. hat schon wiederholt angenommen, 
daß Dienstbeendigungsverträge zum Verlust von 
Urlaubsansprüchen durch ausdrücklichen oder still- 
schweigenden Verzicht führen können ). 


11. Der Anspruch des Unternehmers auf 
Rückgewährung des ohne Rechtsgrund 
erteilten Urlaubs 


Hat der Unternehmer dem Arbeitnehmer bereits 
vor Erfüllung der Wartezeit Erholungsurlaub gc- 
währt in der Erwartung, daß der Arbeitnehmer am 
Stichtage noch bei ihm in Diensten stehen würde, 
ist dieser aber schon vor dem Stichtag aus dem 


52) Beine: DArbR. Heft 1, Januar 1938, Shan 
53) RArbG.: ArbRSamml. 38, 706. 

51) RArbG.: ArbRSamml. 8, 394. 

55) RArbG.: ArbRSammi. 7, 184. 


56) RArbG.: ArbRSamml, 37,365; 33, 418; 40, 150. 
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Dienstverhältnis ausgeschieden, taucht die Frage 
nach der Rückgewährung des ohne Rechtsgrund 
erteilten Urlaubs auf. Das ältere Urlaubsrecht gab 
dem Arbeitgeber in einem solchen Falle einen Be- 
reicherungsanspruch. Der Anspruch auf Rückzah- 
lung des in der freien Zeit gezahlten Lohnes, so 
folgerte man, sei eine ohne rechtlichen Grund ge- 
währte Vermögenszuwendung. Diesem Anspruch 
könne der Arbeitnehmer auch nicht mit dem Ein- 
wand begegnen, daß die Rückzahlung ausgeschlos- 
sen sei, weil er nicht mehr bereichert sei ($ 818 
Abs.3 BGB.). Denn diesem Einwand stehe die Be- 
stimmung des § 820 BGB. entgegen, wonach eine 
verschärfte Haftung des Arbeitnehmers eintrete, 
wenn der m des Rechtsgrundes nach dem In- 
halt des Rechtsgeschäfts als möglich angesehen 
werde. Dies treffe hier zu. Denn der Empfänger der 
Urlaubsleistung, der Arbeitnehmer, müsse von An- 
fang an damit rechnen, daß er schon vor dem Stich- 
tag aus irgendeinem Grunde aus dem Arbeitsver- 
hältnis ausscheiden könne und daß er dann zur 
Rückzahlung des grundlos empfangenen Lohnes ver- 
pflichtet sei 5). 

Die neuere Rechtsprechung auf dem Gebiete des 
Urlaubsrechts versagt dem Unternehmer aber mit 
Rücksicht auf die Unteilbarkeit des Urlaubs- 
anspruchs einen Anspruch auf Rückzahlung von 
irrtümlich gezahltem Urlaubsgeld. Gewährt eine 
Tarifordnung in einer ausdrücklichen Bestimmung 
dem Unternehmer einen derartigen Rückzahlungs- 
anspruch, so verstößt sie damit gegen den Grund- 
satz der Einheitlichkeit des Urlaubsanspruchs. Eine 
solche Klausel in der Tarifordnung ist deshalb un- 
möglich. Mit Recht wird in der Entscheidung des 
RArbG. v. 18. Okt. 1939 (RAG 52/39) ausgesprochen, 
daß die Zubilligung eines Anspruches auf Rück- 
zahlung von irrtümlich gezahltem Urlaubsgeld letz- 
ten Endes ein Rückfall in die überholte Entgelts- 
theorie bedeuten würde 2). 


C. Wunsch nach einer gesetzlichen Regelung 
des Urlaubsrechts 


Wenn auch das RArbG. in grundsätzlichen Ent- 
scheidungen entsprechend der neuen Erkenntnis 
vom Wesen des Erholungsurlaubs das Urlaubsrecht 
Schritt für Schritt aufgebaut und im Geiste der 
neuen im allgemeinen Ordnungsgesetz enthaltenen 
Rechtsgedanken der gegenseitigen Treue- und Für- 
sorgepflicht des Unternehmers fortgebildet hat, so 
ist doch eine gesetzliche Regelung des Urlaubs- 
rechts erwünscht. Denn die gesetzliche Regelung 
allein sichert eine einheitliche und umfassende Rege- 
lung des Erholungsurlaubs. Es ist deshalb zu wün- 
schen, daß an Stelle der Regelung des Urlaubs in 
den verschiedenen Tarifordnungen, Betriebsord- 
nungen oder Vereinbarungen im Einzelarbeitsvertrag 
die gesetzliche Regelung tritt, wie sie der Akademie- 
entwurf eines Gesetzes über das Arbeitsverhältnis 
vorsieht. 

57) ArbG. Berlin, Urteil v. 5. Okt. 1937: ArbRKartei, 
Blatt „Urlaub, Rechtsprechung 8 b“. 

58) RArbG.: ArbRSamml. 34,21; 38, 40; LArbG. Essen: 
ArbRSamml. 34, 165. 
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Blick in 


die Zeit 


Die Bildung von Kammern für die Gesamt- 
wirtschaft im Generalgouvernement 


Im Verordnungsblatt für das GG. ist Anfang März 
dieses Jahres eine am 1. April 1941 in Kraft getretene 
VO. des Generalgouverneurs über die Bildung von Kam- 
mern für die Gesamtwirtschait im Generalgouvernement 
erschienen. Hierin wird zur Neuordnung und Zusammen- 
fassung der Selbstverwaltung im Bereich der gewerblichen 
Wirtschaft, der Ernährung und Landwirtschaft, der Forst- 
und Holzwirtschaft und der Arbeit im Generalgouverne- 
ment die Bildung einer Zentralkammer für die Gesamt- 
wirtschaft mit dem Sitz in Krakau und 4 Distriktskammern 
für die Gesamtwirtschait in den Distrikten Krakau, Lub- 
lin, Radom und Warschau bestimmt. Die zu bildenden 
Kammern sind Körperschaften des öffentlichen Rechts und 
unterstehen der Aufsicht des Staatssekretärs der Regie- 
rung des Generalgouvernements. Jede Kammer wird sich 
in folgende Gruppen gliedern: 


1. Hauptgruppe gewerbliche Wirtschaft, 

2. Hauptgruppe Ernährung und Landwirtschaft, 
3. Hauptgruppe Forst- und Holzwirtschaft. 

4. Hauptgruppe Arbeit. 


Von der Hauptgruppe gewerbliche Wirtschaft werden 
im wesentlichen die von den Industrie- und Handelskam- 
mern und Handwerkskammern des Generalgouvernements 
betreuten Aufgabengebiete übernommen werden. 

Mit Rücksicht auf die naturgemäß verschieden gelagerte 
Wirtschaftsstruktur in den Distrikten ist vorgesehen, daß 
Aufbau, Gliederung und Geschäftsführung der Zentral- 
kammer und der Wirtschaftskammer den besonderen Be- 
dürfnissen der in ihnen zusammengefaßten Wirtschafts- 
zweige und Berufsgruppen Rechnung tragen sollen. 

Die Zentralkammer wird von einem Regierungskommis- 
sar geleitet, den der Generalgouverneur ernennt. Diesem 
steht zur Unterstützung und Beratung ein Kuratorium 
zur Seite, das van den Leitern der Abteilung Wirtschaft, 
Ernährung und Landwirtschaft, Forsten und Arbeit in der 
Regierung des GG. gebildet wird. Die Distrikskammern 
werden von den Distriktschefs als Regierungskommissaren 
geleitet. Die Aufgabe der Regierungskommissare besteht 
in einer Ausrichtung der Organisation der Gesamtwirt- 
schaft auf Grund der geltenden politischen Erfordernisse. 
— Weiterhin haben sie die Zusammenarbeit der Haupt- 
gruppen sicherzustellen. Die Leiter und Geschäftsführer 
der Hauptgruppen der Kammern werden von dem Re- 
gierungskommissar der betreffenden Kammer unter Zu- 
stimmung des Leiters der zuständigen Abteilung in der 
Regierung des GG. ernannt. 

Da die Zentralkammer die den Distriktskammern über- 
geordnete Instanz ist, können ihre Hauptgruppen den 
Hauptgruppen der Distriktskammern fachliche Weisungen 
erteilen. Andererseits können die Hauptgruppen der Zen- 
tralkammern von den Leitern der zuständigen Abteilungen 
in der Regierung des GG. fachliche Weisungen erhalten. 

Die eigentliche Aufgabe der Zentralkammer und der 
Distriktskammern besteht darin, die in ihnen zusammen- 
gefaßten Wirtschaftszweige und Berufsgruppen in ihren 
wirtschaftlichen und sozialen Belangen zu betreuen und 
zur Mitarbeit an den Zielen der Regierung heranzuziehen. 
Der Zentralkammer obliegt hierbei die Behandlung von 
Fragen, denen eine grundsätzliche Bedeutung zukommt, 
oder die im Rahmen der Fachbereiche einer einheitlichen 
Regelung bedürfen. 

Von den Distriktskammern werden grundsätzlich alle 
ihren Bereich betreffenden fachlichen Fragen behandelt, 
soweit sie nicht als zur Zuständigkeit der Zentralkammer 
gehörig anzusehen sind. 

Weiterhin ist vorgesehen, ähnlich wie das bei dem Auf- 
bau der Kammerm im Reich der Fall ist, der Zentral- 
kammer eine Außenhandelsstelle und eine Zentralstelle für 
öffentliche Aufträge anzugliedern. 

Der bereits im GG, bestehende.Verband der Industrie- 
und Handelskammern wird in diesen Neuauibau eingeglie- 


dert. Ebenso werden eingegliedert alle im Generalgouver- 
nement bestehenden polnischen Industrie- und Handels- 
kammern und Landwirtschaftskammern, alle fachlichen und 
beruflichen Verbände und Zusammenschlüsse, soweit für 
sie nicht die Auflösung angeordnet wird. 

Das Vermögen dieser Organisationen, Einrichtungen 
und Verbände geht auf die Zentralkammer oder die Di- 
striktskammern über. Die Auflösung fachlicher oder beruf- 
licher Verbände kann von den Leitern der Abteilungen 
Wirtschaft, Ernährung und Landwirtschaft, Forsten und 
Arbeit in der Regierung des Generalgouvernements an- 
geordnet werden. 

Eine Verbindungsstelle dieser Zentralkammer wird in 
Berlin W 35, Standartenstraße 14, in der Dienststelle des 
Bevollmächtigten des Generalgouverneurs errichtet werden. 


Aus dem Generalgouvernement 


1. Regelung des Beruisschulwesens 


Am 1. Juli tritt eine VO. des Generalgouverneurs in 
Kraft, die das berufsbildende Schulwesen im Generalgou- 
vernement regelt. Das berufsbildende Schulwesen wird auf 
der Grundlage von Berufs- und Fachschulen aufgebaut. 
Bei den Berufsschulen wird zwischen Berufspflichtschulen 
und Berufsvorschulen unterschieden. Der verbreitetste 
Zweig wird die Berufspilichtschule sein, die neben der 
Berufsiehre oder einer praktischen Berufs- oder Arbeits- 
tätigkeit pflichtmäßig besucht werden muß. Mit dem Ver- 
lassen der Volksschule tritt die Pilicht zum Besuch einer 
Berufspilichtschule in Kraft. 

Die Beruisschulpllicht im Generalgouvernement dauert 
drei Jahre, für landwirtschaftliche Berufe zwei Jahre. 
Lehrlinge sind darüber hinaus bis zum Ende der Lehrzeit 
beruisschulpflichtig. 


2. Verwaltung des Punzierungswesens 

Auf Grund einer am 15. Mai 1941 in Kraft getretenen 
VO. des Generalgouverneurs obliegt die Verwaltung des 
Punzierungswesens (Feingehaltsbestimmung von Gold- 
und Silberwaren) der Regierung des Generalgouverne- 
ments, und zwar der Hauptabteilung Wirtschaft. Für den 
Distrikt Krakau ist das bisherige Punzierungsamt Krakau, 
für die Distrikte Warschau, Radom und Lublin das bis- 
herige Punzierungsamt Warschau zuständig. 


3. Bewirtschaftungsstelle für Chemie 

Zur Regelung und Überwachung des Verkehrs mit che- 
mischen Erzeugnissen, mit Erzeugnissen für die indu- 
strielle Fettversorgung, mit Gummi und Asbest sowie mit 
Mineralölerzeugnissen mit Ausnahme sonstiger monopol- 
gebundener Waren wurde ab 1.Mai 1941 eine Bewirt- 
schaftungsstelle für chemische Erzeugnisse im Generalgou- 
vernement mit dem Sitz in Krakau errichtet. Sie ist der 
Regierung des Generalgouvernements (Hauptabteilung 
Wirtschaft) unterstellt. 


4. Weitere Regelungen des Zahlungs- 
verkehrs 

Zwecks Regelung des Zahlungsverkehrs des General- 
gouvernements mit dem Ausland sind nunmehr auch Ab- 
kommen mit Belgien, Rumänien und Ungarn getroffen 
worden. Verbindlichkeiten, die sich auf echtsgeschäfte 
beziehen, die bei Belgien vor und nach dem 31. Aug. 
1939, bei Rumänien vor dem 1. April 1941 und bei Un- 
garn vor dem 18.Nov. 1940 entstanden sind oder ent- 
stehen, können nach einer Bekanntmachung des Leiters 
der Abteilung Devisen in der Hauptabteilung Wirtschaft 
der Regierung des Generalgouvernements nach Vorlage 
einer Genehmigung der Devisenstelle Krakau über das 
Verrechnungsinstitut Krakau gezahlt werden. 


5. Kommissar und Transferstelle für den 
jüdischen Wohnbezirk in Warschau 


Der Generalgouverneur hat auf Grund einer VO. den 
Distriktschef in Warschau ermächtigt, zur Ordnung des 
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jüdischen Wohnbezirks in Warschau erforderliche Anord- 
nungen und Maßnahmen zu treffen. Der Distriktschef 
setzte dazu einen Kommissar ein. Der Kommissar für 
den jüdischen Wohnbezirk in Warschau bedient sich zur 
Durchführung seiner Aufgabe der Transierstelle War- 
schau und des Obmanns des Judenrates in Warschau. 

Die Transferstelle Warschau regelt als Anstalt des 
öffentlichen Rechts nach Maßgabe ihrer Satzungen, die 
der Distriktschef erläßt, die wirtschaftlichen Beziehungen 
des jüdischen Wohnbezirks zur Außenwelt. 


6. Schaffung einer „Deutschen Gemein- 

schaft“ 

Der Generalgouverneur hat die Schaffung einer „Deut- 
schen Gemeinschaft“ im Generalgouvernement verfügt, 
durch die neben den Parteigenossen nun auch alle im 
Generalgouvernement lebenden Deutschen durch den 
Arbeitsbereich der NSDAP. Generalgouvernement erfaßt 
und politisch und weltanschaulich betreut werden. In allen 
Standorten der NSDAP. im Generalgouvernement werden 
Ortsverbände der „Deutschen Gemeinschaft“ errichtet und 
von den Standortiührern der NSDAP. in Personalunion 
geführt. 


Aus Norwegen 


1. Waren- und Zahlungsverkehrmitder 
UdSSR. 

Die mit der Sowjetunion zum Abschluß gekommenen 
Verhandlungen über den norwegisch-sowjetischen Waren- 
und Zahlungsverkehr haben für Norwegen zu einem be- 
friedigenden Erfolg geführt (s. auch DR. 1941, 1055). 

Die Sowjetseite wird Brotgetreide, Lebensmittel und 
Futtermittel, ferner industrielle Rohstoffe, besonders Phos- 
phate, Mineralöl, Baumwolle und anderes liefern, wäh- 
rend Norwegen vor allem Erzeugnisse seiner elektro- 
metallurgischen Industrie nach der UdSSR. ausführen 
wird, wobei von sowjetischer Seite teilweise die eriorder- 
lichen Rohstoffe zur Verfügung gestellt werden. Die Zah- 
lungen zwischen Norwegen und der Sowjetunion werden 
künttig im Verrechnungswege geleistet werden. 


Aus den Niederlanden 


1. Verordnungsbefugnis der Wirtschafts- 
verbände 

Die VO. über den Aufbau einer Selbstverwaltungsorga- 
nisation zur Förderung der gewerblichen Wirtschait hat 
eine wichtige Ergänzung erfahren, die die Befugnisse der 
Wirtschaftsverbände regelt. Danach werden die wirtschaft- 
lichen Verbände, die auf Grund der im vergangenen Jahre 
erlassenen VO. über die Selbstverwaltungsorganisation 
errichtet und anerkannt sind (s. DR. 1940, 2101), Organi- 
sationen im Sinne des Art. 152 der holländischen Vertas- 
sungsurkunde. 

Vom Generalsekretär im Ministerium für Handel, Ge- 
werbe und Schiffahrt kann demnach den gesamten Wirt- 
schaitsverbänden Verordnungsbefugnis erteilt werden, Die 
auf Grund einer solchen Verordnungsbeiugnis ergehenden 
Anordnungen bedürfen der Genehmigung des General- 
sekretärs. 

Dies gilt insbesondere für Anordnungen parteirecht- 
lichen und marktregelnden Inhalts. Anordnungen, die mit 
dem Gesetz oder dem allgemeinen Interesse im Wider- 
spruch stehen, können vom Generalsekretär aufgeschoben 
oder für unwirksam erklärt werden. 


2. Neuregelung der Obst- und Gemüse- 
ausfuhr 

Der Export niederländischer Gartenbauprodukte nach 
Großdeutschland wurde v. 10. Mai ab auf eine neue orga- 
nisatorische Grundlage gestellt. Im Rahmen einer Verein- 
fachung soll vor allen Dingen im Haag ein neues Büro 
für die Regelung des Exports des niederländischen Gar- 
tenbaues nach Deutschland errichtet werden. Das Haupt- 
ziel der Änderung ist darin gelegen, den niederländischen 
Export an die deutsche Marktordnung anzupassen, Um 
die notwendige Tuchfühlung in die Wege zu leiten, wird 
auch ein Vertreter des deutschen Gartenbaues seinen Sitz 
im Haag nehmen. 
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3. Filiale der „Bank der deutschen Arbeit" 


Das Bankinstitut der DAF., die „Bank der deutschen 
Arbeit“, hat in Amsterdam eine Niederlassung unter dem 
Namen „Bank voor Nederlandsche Arbeid, N.V.“ mit 
einem Kapital von 3 Millionen Gulden errichtet. 


Aus Belgien 


l. Einsetzung von Betriebsbevollmäch- 
tigten 

Durch VO. des Militärbefehlshabers in Belgien und 
Nordfrankreich können zur Gewährleistung der gewerb- 
lichen Erzeugung in gewerblichen Betrieben Betriebs- 
bevollmächtigte eingesetzt werden. Sie haben für die In- 
gangsetzung oder Inganghaltung der von ihnen betreuten 
Betriebe für die planmäßige Ausführung von Aufträgen, 
sowie überhaupt für alle Maßnahmen zu sorgen, die der 
Leistungssteigerung des Betriebes dienen. Wenn auch 
durch die Tätigkeit des Betriebsbevollmächtigten die ver- 
antwortliche Leitung und Vertretungsbefugnis der Ge- 
schäitsführung nicht berührt wird, ist diese doch ver- 
pllichtet, dem Betriebsbevollmächtigten Einsicht in die 
Betriebs- und Geschäftsvorgänge und die Geschäftsunter- 
lagen zu geben, die erforderliche Auskunft zu erteilen und 
seinen Weisungen im Rahmen seines Aufgabenkreises 
Folge zu leisten, 


2. Deutsch-beigisches Glasabkommen 

Zwischen den deutschen und belgischen Glashütten ist 
ein Abkommen über die beiderseitigen Absatzmärkte zu- 
stande gekommen. Die belgische Glasindustrie erhält für 
die Dauer des Krieges ein besonderes Kontingent für die 
Ausfuhr nach Ländern, die normalerweise nicht unter ihre 
Absatzgebiete fallen. Hierdurch erhält die belgische Glas- 
industrie einen Ausgleich für die vorübergehend ver- 
lorenen Absatzmärkte in Übersee. 


3. Deutsche Industrieausstellung in 
Brüssel 

Am 15. Mai wurde in Brüssel eine deutsche technische 
und industrielle Ausstellung eröffnet. Zweck dieser Aus- 
stellung ist, die Verlagerung von Aufträgen aus Deutsch- 
land nach Belgien und umgekehrt anzubahnen. Deutsche 
Industrieunternehmungen werden Erzeugnisse zeigen, die 
sie pelgischen Firmen in Auftrag geben wollen, während 
belgische Fabriken Gegenstände ausstellen, die für die 
deutsche Industrie von besonderem Interesse sind. 


Aus Frankreich 


1. VerboteinesantideutschenSchulbuches 

Durch ein Dekret der iranzösischen Rpeieying wird in 
den französischen Schulen der Gebrauch des bekannten 
französischen Geschichtsbuches von E. Mercier verboten. 
Diese Maßnahme ist deshalb bemerkenswert, weil in 
diesem Buch die Geschichte Frankreichs in deutschfeind- 
licheın Sinne beschrieben war. 


2, Deutsch-iranzösische Versicherungs- 
arbeit 
Die deutschen und französischen Versicherungsgesell- 
schaften haben ein Abkommen abgeschlossen, nach dem 
die englischen Versicherungs- und Rückversicherungs- 
gesellschaften aus dem französischen Markt verschwinden 
werden. 


3. Einführung der Kleiderkarte 


Dem deutschen Vorbild folgend, wird das bisher in 
Frankreich übliche Bezugsscheinsystem nunmehr durch die 
Kleiderkarte abgelöst werden, die im Laufe des Monats 
Mai ausgegeben wurde. Sie gilt zunächst nur bis 31. Aug. 
dieses Jahres. Mit Frankreich und Belgien ist nunmehr 
die Zahl der europäischen Länder, die eine Kleiderkarte 
eingeführt haben, auf acht gestiegen. Den Beginn machte 
Deutschland, es folgten die Niederlande, Norwegen, 
Schweiz sowie Finnland und Bulgarien. In den übrigen 
europäischen Ländern wurden entweder Bezugsscheine 
oder Verkaufsbeschränkungen für Kleidung und Wäsche 
eingeführt, mindestens aber wird ihre Herstellung und 
der Handel daınit staatlich überwacht. 


11. Jahrgang 1941 Heft 23/24] 


Aus Lothringen 


1. Bildung von Standesamtsbezirken 


Nach einer VO. des CdZ., die am 1. Mai 1941 in Krait 
trat, bilden die nach der Kreisordnung (s. DR. 1941, 
915) gebildeten Bürgermeistereien einen Standesamts- 
bezirk. Standesbeamter ist der Bürgermeister der Bür- 
germeistereien. Die Standesamtsregister sind von den Bür- 
germeistern der Bürgermeisterei getrennt nach den Ge- 
meinden zu führen. 


Aus dem Elsaß 


1. Ordnungsstrafenregelung 


Durch eine am 10.Mai 1941 in Kraft getretene VO. 
wird die Befugnis, bei Zuwiderhandlungen gegen Vor- 
schriften auf dem Gebiet der Gebrauchsregelung gewerb- 
licher Erzeugnisse Ordnungsstrafen bis zu 5000 2.4 zu 
verhängen, den Landkommissaren — Wirtschaftsämtern —, 
in den Städten Straßburg, Kolmar und Mühlhausen (den 
Oberstadtkommissaren — Wirtschaitsämtern — übertra- 
gen. Neben der Ordnungsstrafe können Gegenstände, auf 


Grundlinien der neueren deutschen 
Verfassungsentwicklung 


Bemerkungen 
zu dem Buch von Prof. Dr. Ernst Forsthoff: 
Deutsche Verfassungsgeschichte der Neuzeit?) 


In den letzten Jahrzehnten hat man die historische 
Komponente der verfassungsgeschichtlichen Forschung 
allzusehr in den Vordergrund geschoben. Verfassungs- 
geschichte wurde danach zu einem besonderen Zweig 
allgemeiner historischer Forschung und präsentiert sich 
als eine saubere und übersichtliche Aneinanderreihung 
des „positiven‘ Materials, d.h. aller Tatsachen und Er- 
eignisse, die auf die Gestaltung des deutschen Verfas- 
sungszustandes in den einzelnen Epochen seiner Ent- 
wicklung eingewirkt haben. Eine Verknüpfung mit der 
allgemeinen geistigen und politischen Entwicklung des 
deutschen Volkes oder gar eine Verbindung zur jeweils 
herrschenden Staatslehre wurde vermieden, teils aus Be- 
quemlichkeit, um das klare Gebäude der historischen 
Tatsachenerzählung nicht durch die Problematik dieser 
Fragen der allgemeinen Entwicklung zu komplizieren, 
teils auch in bewußter Ausscheidung aller dieser „un- 
historischen“ Fragestellungen. Namentlich die Einzel- 
untersuchung über spezielle Probleme der verfassungs- 
geschichtlichen Entwicklung und über einzelne Terri- 
torien, die zumeist der Tummelplatz der historischen 
Dissertationen sind, haben eine einseitige Verengung der 
Verfassungsgeschichte auf eine bloße Tatsachenforschung' 
gefördert. Hier mußte die Darlegung der großen Zu- 
sammenhänge der Entwicklung zugunsten einer gewissen- 
haften Aufarbeitung der vorhandenen Aktenbestände 
zurücktreten. Selbstverständlich ist eine solche Tatsachen- 
erforschung notwendig, und niemand, der auf verfas- 
sungsgeschichtlichem Gebiet arbeitet, sollte auf eigene 
Forschung in Akten und Materialien verzichten. Aber 
was hilft die exakteste Darstellung der Entwicklung 
einer politischen Institution oder des Zustandes in einem 
Land, wenn alles dieses hier sorgsam zusammengetra- 
gene Material nicht dazu verwendet wird, um die Wirk- 
samkeit allgemein gültiger Verfassungsprinzipien an 
einem Einzelgegenstand aufzuzeigen und nachzuweisen? 
Denn die Verfassungsentwicklung jedes einzelnen deut- 
schen Landes, mag es sich um das Königreich Preußen 
oder das Fürstbistum Konstanz handeln, hat nur Sinn 
als Teil einer gesamtdeutschen Entwicklung. Und in der 
Tat läßt sich für sämtliche Perioden und für sämtliche 
Territorien die Wirksamkeit einheitlicher Entwicklungs- 


1) Berlin 1940, Junker und Dünnhaupt Verlag, XI, 212 S., 
Preis geb. 8 RM, brosch. 6 AM. 
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die sich die Zuwiderhandlungen beziehen, eingezogen 
werden. 


2, Neuzulassung von Kraftfahrzeugen 


Mit Wirkung v. 1. Juni 1941 dürfen Kraftfahrzeuge nur 
noch verkehren, wenn sie ein amtliches deutsches Kenn- 
zeichen führen und für sie ein deutscher Kraftfahrzeug- 
schein ausgefertigt ist; die nach den französischen Be- 
stimmungen erfolgte Zulassung verliert mit dem 1. Juni 
1941 ihre Gültigkeit. 

Das Führen von Kraftfahrzeugen ist ab 1. Juni 1941 
Personen, die ihren Wohnsitz im Elsaß haben, nur noch 
gestattet, wenn sie im Besitze eines deutschen Führer- 
scheins sind, die bisherigen französischen Führerscheine 
berechtigen ab 1. Juni nicht mehr zum Führen von Kraft- 
fahrzeugen. 


3. Einführung des deutschen Genossen- 
schaftsrechtes 


Ab 1.Mai 1941 wurde das Reichsgesetz betr. die Er- 
werbs- und Wirläehattegenosscnschanen v. 1.Mai 1889 
in der heute gültigen Fassung für anwendbar erklärt. 

(Abgeschlossen am 21. Mai 1941.) 


prinzipien feststellen, die freilich oft von lokalen Be- 
sonderheiten verdeckt werden. Entscheidend sind indessen 
nicht diese lokalen Besonderheiten, die man zur Zeit 
mit liebevoller Aufmerksamkeit in den Vordergrund stellt, 
sondern die gemeinsamen politischen Prin- 
zipien. Auf sie muß man die Aufmerksamkeit richten, 
will man die verfassungsgeschichtliche Forschung aus 
einem unverdienten Antiquitätendasein herausreißen und 
verhindern, daß sie eine einzige Demonstration für 
Mephistos hämische Bemerkung vom leider fehlenden 
geistigen Band werden soll. 


Mitten in diese Problematik der verfassungsgeschicht- 
lichen Forschung führt Forsthoffs verdienstvolle 
Darstellung der deutschen Verfassungs- 
geschichte der Neuzeit. Forsthoff stellt sich 
nämlich die Aufgabe, sich „nicht auf die verfassungs- 
geschichtlichen Tatsachen und Daten im engeren Sinn 
zu beschränken, sondern auf ihre Einordnung in die 
geistigen Strömungen Bedacht zu nehmen“ (S.1). Damit 
wird nach langer Zeit zum erstenmal wieder in einer 
verfassungsgeschichtlichen Gesamtdarstellung der Ver- 
such unternommen, die Verfassungsgeschichte nicht allein 
als eine Geschichte der Entwicklung von Institutionen 
und Organisationen, sondern als eine Geschichte 
des politischen Lebens des deutschen Vol- 
kes darzustellen. Diesem Zweck dienen vor allem be- 
sondere Abschnitte der Arbeit, die eine geistige Ver- 
bindung zwischen den behandelten Epochen und Entwick- 
lungsstufen herstellen sollen, wie etwa die Behandlung 
der „geistigen Lage“ zur Zeit der Reformation (S. 16 ff.), 
der „geistigen Vorzeichen“ des absolutistischen Zeitalters 
(S. 50#f,) und vor allem die in ihrer gedrängten Kürze 
sehr eindringlichen Ausführungen über die Bildungs- 
bewegung des 18. Jahrhunderts (S. 96ff.). Daneben ver- 
folgt dann noch eine Reihe von verstreuten, oft sehr 
treffenden allgemeinen Bemerkungen das gleiche Ziel. 
In derselben Richtung liegt es auch, wenn Forsthoff 
den Versuch macht, den engen Rahmen der kleindeut- 
schen Geschichtsschreibung zu sprengen und auch außer- 
preußische Territorien, vor allem Österreich, in den 
Kreis seiner Betrachtungen miteinzuziehen, soweit dies 
in dem Rahmen eines Grundrisses möglich ist. Nicht 
ganz geglückt ist dabei die Darstellung der Entwicklung 
der Reichsverfassung nach dem Westfälischen Frieden. 
Hier ist das von Treitschke in politischer Absicht 
einseitig gezeichnete Bild noch vorherrschend (S. 88 ff.). 
Die schamhaft vorsichtige Behandlung der Geschichte 
des Reichsverfalls, soweit es sich um den Baseler Sonder- 
frieden und seine politischen Auswirkungen handelt 
(S. 92), zeigt noch die alte, heute aber in keiner Weise 
mehr gebotene dynastische Rücksichtnahme auf das Haus 


„ Hohenzollern. Daß unter diesen Umständen der Reichs- 
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patriotismus und die auch nach 1648 trotz aller Mängel 
und Verfallserscheinungen mit dem Reich verbundene 
Vorstellung von der Einheit des Deutschtums nur kurz 
gestreift, aber keineswegs in ihrer politischen Bedeutung 
gewürdigt wird (S. S8ff.), erscheint als eine selbstver- 
ständliche Folge dieses Ausgangspunktes. Damit werden 
freilich auch wesentliche Quellen für das Verzeichnis der 
deutschen Volkserhebung gegen Napoleon verschüttet. 
Denn die treibenden Kräfte in Preußen und Österreich, 
Stein und Stadion, entstammten dieser Schicht, die auch 
nach den Ereignissen von 1648 Träger des Reichs- 
gedankens und des deutschen Einheitsbewußtseins ge- 
blieben waren 2). 

Hier kündigt sich bereits deutlich der Zwiespalt an, 
von dem Forsthoffs Darstellung beherrscht ist. Mit 
seinen Absichten und Zielen stößt er mutig über den 
engen Rahmen hinaus, den sich die verfassungsgeschicht- 
liche Forschung in den letzten Jahrzehnten selbst ge- 
zogen hat. Er trifft hier den Kern des Problems, wenn 
er mit seiner Darstellung den Nachweis führt, daß die 
Verfassungsgeschichte nicht eine nur historische Wissen- 
schaft ist, die zu erzählen hat, wie es im einzelnen früher 
gewesen ist. Die Erarbeitung der historischen Tatsachen 
muß begleitet sein von einer Darstellung der Verfassungs- 
vorstellungen und der Ausgestaltung des Verfassungs- 
rechts in den einzelnen Stufen und Epochen der poli- 
tischen Entwicklung. In diesem Sinne ist Verfassungs- 
geschichte nicht nur eine historische, sondern auch cine 
juristische Disziplin. Darüber hinaus steht sie im Schnitt- 
punkt aller Zweige der Geisteswissenschaften; denn der 
ganze Umfang des politischen Lebens eines Volkes läßt 
sich nicht einfangen in einer Darstellung von Verwaltungs- 
organisationen und Gesetzen oder in einer Aneinander- 
reihung verfassungsrechtlicher Theorien. Die Wirklich- 
keit sprengt hier die enggezogenen Grenzen der Fach- 
wissenschaft, und eine Verfassungsgeschichte, die den 
ihr gesetzten Aufgaben gerecht werden will, hat sich 
diesen Tatsachen zu beugen. Es ist ein großes Verdienst 
Forsthoffs, daß er diese Notwendigkeit erkannt hat, 
und seine Verfassungsgeschichte in den weiten Rahmen 
der allgemeinen geistigen und politischen Entwicklung 
des deutschen Volkes hineinstellt, 

In der Ausführung und in den Einzelheiten bleibt er 
dagegen leider stark in den Bahnen des Hergebrachten. 
Dies liegt zum Teil vielleicht daran, daß er der Ansicht 
ist, ein Grundriß habe nicht die Aufgabe, „der Öffent- 
lichkeit eigene Forschungsergebnisse zu unterbreiten und 
in wissenschaftliche Auseinandersetzungen einzugreifen“ 
(S. 2). Über diesen Standpunkt läßt sich nicht diskutieren; 
man kann ihn bloß zur Kenntnis nehmen und feststellen, 
daß Forsthoff trotz dieses Vorsatzes die wissenschaft- 
liche Diskussion und gelegentliche Auseinandersetzungen 
mit der Literatur nicht ganz unterlassen hat, was bei 
dem studentischen Leser mitunter einseitige Vorstellungen 
erwecken muß, ganz abgesehen davon, daß sein dem 
Herkömmlichen fremder Ausgangspunkt eine Darstellung 
ohne eigene Forschungsergebnisse nahezu ausschließt, 

Die verfassungsgeschichtliche Entwicklung in Deutsch- 
land hat sich seit der Reformation in zwei großen Ent- 
wicklungsreihen vollzogen, die man am besten als Ent- 
wicklung des Staates und als Werdegang des Volkes 
bezeichnen kann. Beide beginnen zu verschiedenen 
Zeitpunkten, laufen zeitweilig nebeneinander her, über- 
schneiden sich und verursachen heftige Kämpfe und Aus- 
einandersetzungen. Sie müssen deutlich gegeneinander 
abgesetzt werden. Dies setzt aber eine begriftliche Klä- 
rung voraus. Sowenig der Soldat und der Beamte der 
Gegenwart seiner inneren Substanz nach mit dem Sol- 
daten und Beamten des 17. und 18. Jahrhunderts gleich- 
gesetzt werden kann, sowenig darf der heutige Staats- 
begriff auf jene Zeiten übertragen werden. Diese not- 
wendig begriffliche Klärung hat Forsthoff unterlassen, 
Er erkennt zwar richtig, daß das Grundproblem der Ent- 
wicklung des Staates in seiner Verselbständigung zu einem 
eigenständigen Wesen liegt (S.60ff.), aber er setzt den 
Endpunkt der Entwicklung viel zu früh an. Dies liegt 
daran, daß die Fragen der Staatsorganisation von ihm 

2) Darauf hat neuerdings vor allem Rößler, „Öster- 
teichs Kampf um Deutschlands Befreiung“, 1940, Bd. 1 
S. 18 ff. zutreffend hingewiesen. 
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in ihrer politischen Bedeutung verkannt und wohl auch 
unterschätzt werden, obwohl .der Staat bis gegen Ende 
des 18. Jahrhunderts sich im wesentlichen in dieser Orga- 
nisation erschöpft. Für Forsthoff beginnen die orga- 
nisatorischen Probleme erst mit der brandenburgischen 
Geheimratsgründung 1604. Damit wird die Verwaltungs- 
organisation des 16. Jahrhunderts‘ überhaupt vernach- 
lässigt; und doch liefert sie die Grundlage für die ge- 
samte weitere Entwicklung, wie sie überhaupt am besten 
geeignet ist, ein Bild von dem zu vermitteln, was die 
Praxis unter Staat verstand. Auf der anderen Seite wird 
dann die politische Bedeutung des geheimen Rates zu 
hoch angesetzt, wenn Forsthoff ihn als „Träger der 
obersten Verwaltung‘ bezeichnet. Damit verbunden ist 
der landläufige Irrtum über die Geheimratsordnung von 
1651, die angeblich eine genaue Aufteilung des Geheim- 
ratskollegiums in sachlich abgeteilte Ressorts gebracht 
haben soll). 

Damit wird unsere heutige Behördenvorstellung der 
Geheimratsverfassung des 17. Jahrhunderts imputiert, was 
notwendig zu falschen Vorstellungen führen muß, ganz 
abgeschen davon, daß die weitere Entwicklung auf diese 
Weise nicht richtig erfaßt werden kann. Dasselbe gilt 
von der Reform Friedrich Wilhelms I., die man ja nicht 
bloß unter dem Gesichtswinkel von Ressortstreitigkeiten 
betrachten darf (so S.61). In ihnen kommen doch tiefere 
Entwicklungsprinzipien zum Ausdruck. Vor allem han- 
delt es sich darum, daß der Einfluß des Königs auf die 
Details der Regierungs- und Verwaltungstätigkeit, der 
vor der Vielzahl der inzwischen gebildeten Regierungs- 
kollegien und Zentralstellen zu verschwinden drohte, 
wieder eindeutig herausgekehrt und sichergestellt wurde. 
Präsident des Generaldirektoriums war nach dem Willen 
Friedrich Wilhelms der König selbst. Und in allen 
Sitzungen mußte der Präsidentenstuhl für ihn bereit- 
stehen. Es gibt wenig Tatsachen, die deutlicher zeigen, 
daß dem Staat dieser Zeit jede Eigengesetzlichkeit ab- 
geht und daß die Reformen von 1723 wesentlich dazu 
dienen, das Aufkommen dieser Eigengesetzlichkeit zu 
verhindern oder zumindestens Woch zu erschweren. 

Von dieser Basis aus ist auch die Entwicklung des 
18. Jahrhunderts zu betrachten. Forsthoff sieht mit 
Recht in der Einführung von reinen Sachdepartements 
durch Friedrich den Großen nach 1740 die Anbahnung 
einer Weiterentwicklung im Sinne einer Versachlichung , 
und Verselbständigung des Staates. Er befindet sich aber 
im Irrtum, wenn er glaubt, daß die von Friedrich Wil- 
helm I. eingerichteten Provinzialdepartements durch sie 
ersetzt und „damit die Einheitlichkeit der preußischen 
Verwaltungsführung vollendet“ worden sei (S. 66 ff.). So 
einfach und gradlinig ist der Verselbständigungs- und 
Veranstaltlichungsprozeß des Staates nicht verlaufen. Das 
Charakteristische besteht gerade darin, daß Provinzial- 
departements und Sachdepartements nebeneinander be- 
stehen bleiben, was dann unter den beiden Nachfolgern 
Friedrichs des Großen zu untragbaren Verhältnissen 
führte, die auch nicht durch die verschiedenartigsten, 
freilich aber meist erfolglosen Organisationsexperimente 
behoben werden konnten 4). } 

Die Verselbständigung des Staates in cine nach fach- 
lichen Ressorts aufgeteilte Regierungs- und Herrschafts- 
anstalt, deren Gesetzen auch der Regent unterworfen ist, 
bringen erst die Reformen der napoleonischen Zeit. Alle 
vorhergehenden Versuche enthielten nur Symptome und 
Ansätze dazu und brachten gewisse unklare Wünsche 
und Vorstellungen mit untauglichen Mitteln zum Aus- 
druck. Erst die organisatorischen Reformen Steins, deren 
Grundprinzipien ähnlich wie die Grundprinzipien der 
Kollegialverfassung des 16. und 17. Jahrhunderts in ganz 
Deutschland gleichzeitig zur Anwendung kamen, schufen 
den Staat zu einer Herrschaftsanstalt um und gaben ihm 
damit die Form, die er bis in die neueste Zeit hinein 
behalten hat5). 


3) Diesen Irrtum hat Oesterreich, „Der branden- 
burgisch-preußische Geheime Rat vom Regierungsantritt 
des Großen Kurfürsten bis zu der Neuordnung im Jahre 
1651“ S. 103 ff. mit überzeugenden Gründen widerlegt. 

1) Vgl. hierzu Ruppel-Kuhfuß, „Das Generaldirek- 
torium unter der Regierung Friedrich Wilhelms I1.“, 1937. 

5) Hierzu verweise ich auf meine demnächst im Ver- 
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Forsthoff ist in diesem ganzen Abschnitt nicht frei 
von ideologischen Vorstellungen. Er strebt danach, alle 
preußischen Einrichtungen des 17. und 18. Jahrhunderts 
als besonders vollkommen darzustellen. In der Literatur- 
aufstellung, die dazu dienen soll, den Studenten eine ge- 
wisse Auswahl von wichtigen Werken zu verfassungs- 
geschichtlichen Studien zu empfehlen, findet diese Grund- 
einstellung deutlichen Ausdruck, wenn dort der Roman 
von Klepper: „Der Vater“ empfohlen wird, der gewiß 
als Roman seine Verdienste haben mag, aber eine gänz- 
lich unhistorische idealisierende Verzeichnung Friedrich 
Wilhelms I. bringt (S. 212). 

Wesentlich größere Aufmerksamkeit widmet Forst- 
hoff dem Werdegang des deutschen Volkes, das zum 
erstenmal in der napoleonischen Zeit als politischer 
Faktor in Erscheinung tritt und eine seinen politischen 
Ideen entsprechende Formung Deutschlands fordert, Der 
Aufbruch des Volkes aus einem bloß erwerbsbürgerlichen 
Dasein, das ihm die merkantilistische Wirtschaftspolitik 
des Absolutismus gesichert hatte, gewinnt seit dem letz- 
ten Drittel des 18. Jahrhunderts eine für die Zukunft 
entscheidende Bedeutung. Das vom Bildungsideal der 
Aufklärung getragene Bürgertum beginnt politische For- 
derungen zu stellen und will den Anteil am politischen 
Leben, den ihm der Absolutismus bisher versagt hatte. 
Aus diesen Ideen entwickelt sich die bürgerliche Ver- 
fassungsbewegung des 19. Jahrhunderts, die mit ihrem 
Liberalismus und Demokratismus von Forsthoff gut 
gezeichnet und in ihren einzelnen Etappen über die früh- 
konstitutionelle Verfassungsbewegung, die Revolution von 
1843 und den preußischen Verfassungskonflikt klar ent- 
wickelt wird (S. 104#f.). 

Seine Ausführungen bedürfen aber einer wesentlichen 
Ergänzung. Forsthoff übersieht, daß die politische 
Emanzipationsbewegung des Bürgertums sich nicht in 
einer bürgerlich-nationalen Bildungsbewegung erschöpft. 
In diesem Prozeß zeigt sich offensichtlich noch eine an- 
dere Komponente, Es ist ein völkischer Aufbruch, 
ein gauz bestimmtes politisches Volks- 
bewußtsein, das hier in Erscheinung tritt. 
Seine ersten Vorläufer hatten sich bereits während des 
Siebenjährigen Krieges und ganz besonders in der be- 
rühmten Schrift .Abbts: Vom Tode für das Vaterland 
gezeigt®). Im Kampf gegen Napoleon und im nationalen 
Haß gegen die französische Fremdherrschaft bricht diese 
Bewegung dann aus und gewinnt in der Forderung nach 
der politischen Einigung aller Deutschen und der Wieder- 
aufrichtung des Deutschen Reiches ihren charakteristi- 
schen Ausdruck. In den Schriften Arndts, im Rheinischen 
Merkur, im Wirken Jahns und in der schwärmerischen 
Vaterlandsliebe der deutschen Burschenschaft findet sie 
einen beredten Ausdruck 1). 

Diese Bewegung, der bis zu einem gewissen Grad 
auch Stein, der ältere Gagern und die Brüder Stadion 
zuzurechnen sind, ist gescheitert an der Wirklichkeit des 
Staates, der sich zur gleichen Zeit zur anstaltlichen Ge- 
schlossenHeit entwickelte. Weil man nicht mehr wie in 
den Zeiten des alten Reiches in Territorien dachte, die 
sich zusammenfügen ließen zu einer höheren politischen 
Einheit, sondern in abgeschlossenen Staaten, war die 
Verwirklichung des Einheitsgedankens nur noch über 
eine Verbindung dieser einzelnen Staaten möglich. Das 
19. Jahrhundert hat diese Situation nicht klar erkannt, 
weil es selbst niemals aus dem Bannkreis dieser Vor- 
stellungswelt herauskam. Man suchte daher andere Er- 
klärungen für das Scheitern der ersten deutschen Eini- 
gungsbewegung auf dem Wiener Kongreß. Bekannt ist, 
daß Treitschke eine Art persönlicher moralischer Minder- 
wertigkeit Metternichs annahm, eine Vorstellung, die 
Srbik in seiner bedeutenden Metternich-Biographie mit 


lag L.C. Wittich, Darmstadt, erscheinende Untersuchung 
„Der Staat als Anstalt‘. 

¢) Vgl. hierzu Höhn, „Der Soldat und das Vaterland 
während und nach dem Siebenjährigen Kriege“: Hey- 
mann-Festschrift, Bd. I S. 255 ff., 262 ff. 

1) Hierzu neuerdings Bäumler, „Friedrich Ludwi 
Jahns Stellung in der deutschen Geistesgeschichte“, 1940, 
und die aufschlußreichen Bemerkungen über die Bur- 
schenschaft bei Buchmann, „Jenaer Judengeschichte“, 
1940, S. 104 ff. 


guten Gründen entkräftet hat. Es ist richtig, wenn sich 
Forsthoff im Anschluß an diese Ausführungen Srbiks 
gegen Treitschke entscheidet (S.114). Seine Ausführun- 
gen bedürfen aber der Ergänzung dahin, daß der Staat 
in seiner anstaltlichen Form das eigentliche verfassungs- 
rechtliche Hindernis bildete, das dem Neuaufbau eines 
Deutschen Reiches im Wege stand. Man braucht nur 
die hochmütig-zynischen Instruktionen zu lesen, die der 
bayrische Premierminister Graf Montgelas seinem Ver- 
treter beim Wiener Kongreß übersandte, um sehr klar 
diese Wirklichkeit des Staates als Widersacher der deut- 
schen Einheit zu erkennen®). 


Von hier aus datiert dann auch jener tragische Bruch 
in der politischen Entwicklung des 19. Jahrhunderts. 
Man wollte die politische Einigung des Deutschtums und 
sah keine andere Möglichkeit zu ihrer politischen Ver- 
wirklichung als die juristische Konstruktion der Staaten- 
verbindung. In dieser Situation hat sich vor allem die 
berühmte Unterscheidung von Staatenbund und Bundes- 
staat entwickelt. In der ältesten theoretischen Fassung, 
die noch getragen ist von einem politischen Kampf um 
die bundesstaatliche Gestaltung des Reiches, kommt die 
politische Bedeutung dieser Bundestheorie besonders 
deutlich zum Ausdruck. Gleichzeitig führte dieser un- 
erwartete Widerstand, den die Staatlichkeit der Verwirk- 
lichung eines neuen Reichsgedankens entgegensetzte, die 
völkisch-nationalen Kräfte zum politischen Bündnis mit 
dem Liberalismus. Die liberale Umformung der einzelnen 
Staaten wurde so zur Vorbedingung der Errichtung des 
eigentlichen nationalen deutschen Reiches. Dieser Kampf 
um die Macht in den Einzelstaaten hat die völkisch- 
nationalen Kräfte zersetzt und umgewandelt in bürger- 
lich-liberale. Und als schließlich Bismarck nicht über die 
liberale Verfassungsbewegung, sondern „mit Blut und 
Eisen“ den bundesstaatlichen Zusammenschluß erreicht 
hatte, waren diese Kräfte bereits zu zersetzt, um eine 
tragende geistige Basis abzugeben. Der Nationallibe- 
ralismus trat an ihre Stelle. Nur in den Ideen politischer 
Außenseiter, wie Richard Wagner, Paul de Lagarde oder 
Constantin Frantz, lebten sie einsam, unbeachtet und 
nicht immer frei von Verkrampfungen fort. 


Mit der Reichsgründung Bismarcks schließt Forst- 
hoff unerwartet seine Darstellung ab. Dieser plötzliche 
Abbruch, der sich durch nichts rechtfertigen läßt, rſte Armenrechts⸗ 
geſuche gefunden, die nur der bewußten Friſtverlängerung 
dienen ſollten, und denen deshalb die hemmende Wirkung 
verſagt wurde (RG. v. 13. Juni 1933, VII B 6/33 und dort 
gulgeführte Entſch.). Allein bei der Feſtſtellung der bloßen 
Verſchleppungsabſicht iſt beſondere Vorſicht geboten. Ledig⸗ 
lich daraus, daß das Geſuch unmittelbar vor Friſtablauf ein- 
ereicht wird, kann ebenſowenig auf das alleinige Motiv der 

erſchleppung geſchloſſen werden wie daraus, daß Begrün⸗ 
dung und Armutszeugnis nicht gleich beigefügt, ſondern nur 
n nahe Ausſicht geſtellt werden. Gegen die Annahme des 
loßen Mißbrauchs des Geſuchs um Bewilligung des Armen⸗ 
vechts ſpricht beſonders, wenn der Antragſteller noch mit 
zusſicht auf Erfolg die Verlängerung der Friſt nachſuchen 
ann. Wenn er davon abſieht und ſtatt deſſen um die Be⸗ 
walligung des Armenrechts nachſucht, müſſen beſondere Um⸗ 
d nde dafür anzuführen ſein, die den Schluß rechtfertigen, 
dis es dem Antragſteller bei ſeinem Geſuch dennoch nur auf 

„ Friſtverlängerung ankam. Solche Gründe find nicht zutage 
8 8 und in dem angefochtenen Beſchluß nicht geltend 

ht. 


(Beſchl. v. 15. Febr. 1935; III B 5/35. — Köln.) 
* 
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* 11. 88 114, 233 ZPO. Einer armen Partei 
kann nicht zugemutet werden, zwecks Aufbrin- 
gung der Prozeßkoſten eine Brandentſchädigung 
für abgebrannte Gebäude anzugreifen; ſie 
würde die Gelder damit ihrem Zwecke entfrem⸗ 
den und ſomit ihren Unterhalt gefährden und 
auch dem Gemeinwohl entgegen handeln. 

Der Kl. iſt mit ſeiner Klage auf Zahlung der Brand⸗ 
entſchädigung von 7472 AM für fein bei dem Bekl. ver⸗ 
ſichertes und am 31. Okt. 1933 verbranntes Mobiliar durch 
Urt. des LG. v. 6. Nov. 1934 abgewieſen worden. Durch 
Beſchl. des LG. vom gleichen Tage iſt ihm das für die erſte 
Inſtanz bewilligte Armenrecht entzogen worden. Auch hat ihn 
der genannte Beſchluß für verpflichtet erklärt, diejenigen Be⸗ 
träge nachzuzahlen, von deren Zahlung er bisher auf Grund 
des Armenrechts befreit war. In der Begr. des Beſchl. iſt 
angegeben, daß er ſich das Armenrecht erſchlichen habe, in⸗ 
dem er ein Vermögen von 12 000 RM feiner Tochter angeb- 
lich als Mitgift übertragen habe, obwohl dieſe noch nicht ver⸗ 
heiratet ſei, und daß er ſich auf dieſe Weiſe ſchuldhaft außer 
Stand geſetzt habe, die Prozeßkoſten zu zahlen. Bei den 
12000 AM, die der Kl. auf feine Tochter übertragen haben 
toll, handelt es ſich um die von der Bier Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft gezahlte Verſicherungsſumme für die Gebäude des 
Kl., die ebenfalls am 31. Okt. 1933 abgebrannt ſind. Ohne 
gegen den Beſchluß über ſeine Nachzahlungspflicht Beſchw. 
einzulegen, ſuchte der Kl. das Armenrecht nach, um gegen 
das LGurt. Ber. einzulegen. Das Armenrechtsgeſuch war 
rechtzeitig geſtellt. Das OLG. lehnte jedoch das Armen⸗ 
rechtsgeſuch durch Beſchl. v. 18. Jan. 1935, nach Ablauf der 
BerFriſt ab, weil der Kl. nicht arm ſei. Denn er habe die 
Brandentſchädigung der Bier Verſicherungsgeſellſchaft von 
12 000 % unzweifelhaft zu feiner ausschließlichen Verfügung, 
auch wenn er ſie im März 1934 auf ſeine in ſeinem Haus⸗ 
halt lebende volljährige ledige Tochter angeblich übertragen 
habe. Außerdem ſei das Armenrechtsgeſuch auch ſachlich nicht 
begründet. Der Kl. hat darauf am 23. Jan. 1935 gegen das 
LGurt. in Höhe eines Teilbetrages von 1000 RM das Rechts⸗ 
mittel der Ber. eingelegt und gleichzeitig um Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand gegen den Ablauf der Bercriſt nach⸗ 
geſucht. Zur Begr. des Wiedereinſetzungsgeſuches hat er an⸗ 
geführt, er ſei ohne Bewilligung des Armenrechts nicht früher 
imſtande geweſen, Ber. einzulegen, und habe ſich nach Ver⸗ 
ſagung des Armenrechts entſchloſſen, wegen eines Teilbetrages 
Berufung einzulegen. Die dieſem Teilbetrag entſprechende 
Prozeßgebühr könne er aufbringen. Das OLG. hat durch 
Beſchl. v. 1. März 1935 die Ber. des Kl. als unzuläſſig ver⸗ 
worfen und ſeinen Antrag auf Wiedereinſetzung in den vori⸗ 
gen Stand zurückgewieſen. Es hat ausgeführt: „der Kl. habe 
ſich ſowohl in der Privatklageſache K. wider ihn als auch in 
dem Strafverfahren wider ihn wegen Betruges durch einen 
Anwalt vertreten laſſen. Auch habe er ſich in der vorliegen⸗ 
den Sache im Armenrechtsverfahren in der Zeit vom 7. Juni 
1934 bis 5. Jan. 1935 eines Anwalts bedient. Er habe nach 
Ablehnung des Armenrechtsgeſuchs einen oberlandesgericht⸗ 
lichen Anwalt mit Einlegung der auf 1000 RM beſchränkten 
Ber. beauftragt und die Prozeßgebühr mit 45 AM bezahlt. 
Hierdurch ſei der Beweis geführt, daß der Kl. keinen Augen⸗ 
blick verhindert geweſen ſei, auch rechtzeitig die von ihm ge⸗ 
wünſchte Ber. einzulegen. Er habe demnach durch ſeine Schuld 
die BerFriſt verſäumt, indem er es darauf habe ankommen 
laſſen, ob ihm das Armenrecht bewilligt werden würde, 
obwohl es ihm vom LG. entzogen und er zur Nachzahlung 
der N geſtundeten Beträge für verpflichtet erklärt wor⸗ 
den ſei. 

Die hiergegen eingelegte ſofortige Beſchw. iſt begründet. 
Auch wenn mit dem OLG. angenommen wird, der Kl. habe 
die von der Ber Verſicherungsgeſellſchaft gezahlte Brand⸗ 
entſchädigung von 12000 RM für die abgebrannten Gebäude 
trotz der angeblichen Übertragung auf ſeine volljährige ledige 
Tochter zu ſeiner ausſchließlichen Verfügung gehabt, ſo muß 
doch die Annahme, daß er verpflichtet geweſen ſei, dieſe Brand⸗ 
entſchädigung zu einem erheblichen Teile anzugreifen, um 
die Prozeßkoſten für den gegenwärtigen Rechtsſtreit aufzu⸗ 
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bringen, rechtlichen Bedenken unterliegen. Denn die 12000 AM 
Brandentſchädigung waren jedenfalls nach den Grundſätzen 
einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft zur Wiederherſtellung der 
abgebrannten Gebäude beſtimmt, auch wenn kein Aufbau⸗ 
zwang beſtand. Wurde ſie dieſem Zwecke entfremdet, ſo ge⸗ 
fährdete der Kl. damit nicht nur ſeinen und ſeiner Familie 
Unterhalt, ſondern er handelte auch dem Gemeinwohl ent⸗ 
gegen. Der Umſtand, daß er ſich in zwei gegen ihn gerich- 
teten Strafprozeſſen durch einen Anwalt hatte verteidigen 
laſſen, und daß er ſich auch in der vorliegenden Sache für 
die Armenrechtsgeſuche eines Anwalts bedient hatte, erſcheint 
nicht ausſchlaggebend. Es kommt vielmehr darauf an, ob 
dem Kl. zuzumuten war, die 12000 RM anzugreifen und fie 
dadurch ihrer Beſtimmung, dem Wiederaufbau der Gebäude 
zu dienen, zu entziehen, oder ob er die Entſch. des BG. über 
ſein Armenrechtsgeſuch trotz des ihm ungünſtigen landgericht⸗ 
lichen Beſchl. abwarten durfte. Da dieſe Frage nach dem 
Weſen der Volksgemeinſchaft und nach Treu und Glauben im 
letzteren Sinne zu beantworten iſt, ſo war der Umſtand, daß 
fein Armenrechtsgeſuch erſt nach Ablauf der BerFriſt ab- 
gelehnt wurde, für ihn ein unabwendbarer Zufall i. S. des 
§ 233 ZPO. Der ihm zur Beſtellung eines oberlandesgericht- 
lichen Anwalts und zur Aufbringung der Vorſchüſſe zu be- 
laſſende angemeſſene Zeitraum iſt nicht überſchritten. Es war 
daher der angefochtene Beſchluß aufzuheben und dem Kl. die 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen den Ablauf der 
BerFriſt zu gewähren. 
(Beſchl. v. 6. April 1935; VII B 5/35. — g 
9. 
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12. § 233 3 PO. Unabwendbarer Zufall. Das 
Maß der gebotenen äußerſten und vernünftiger⸗ 
weiſe zu erwartenden Sorgfalt iſt nach den ge- 
gebenen, nach der Beſonderheit des Falles zu 
berückſichtigenden Umſtäuden zu beſtimmen. 


Die Kl. hat gegen das die Klage zum Teil abweiſende 
Urt. des LG. am 11. Aug. 1934 Berufung eingelegt und 
dieſe mit einem am 16. Okt. 1934 beim OLG. eingegangenen 
Schriftſatz begründet. Das OLG. hat die Berufung unter Ab⸗ 
lehnung des ordnungsmäßig geſtellten Antrags auf Wieder- 
einſetzung in den vorigen Stand als unzuläſſig verworfen. 

Die ſofortige Beſchw. iſt begründet. 

Zur Begründung des Wiedereinſetzungsantrags hat die 
Kl. glaubhaft gemacht, daß beim OLG. Kiel auf Grund einer 
den dort zugelaſſenen Rechtsanwälten und deren Bürvange- 
ſtellten bekanntgewordenen Vereinbarung von allen Seuats— 
vorſitzenden ſeit Jahren in ſtändiger Übung das Ende der für 
den Nachweis der Zahlung der Prozeßgebühr gem. $ 519 
Abſ. 6 ZPO. zu beſtimmenden Friſt jeweils auf den Tag feit- 
geſetzt wurde, an dem die ſich aus Abſ. 2 daf. ergebende Friſt 
zur Begründung der Berufung endet. Dementſprechend hatte 
ſich bei den mit der Führung der Friſtenkalender von den 
Rechtsanwälten beauftragten Angeſtellten die Übung heraus⸗ 
gebildet, als letzten Tag der Begründungsfriſt den Tag vor⸗ 
zumerken, der im einzelnen Fall von dem Senatsvorſitzenden 
als letzter Tag für die Nachweisfriſt beſtimmt worden war. 
Bei den Berufungen, die im Laufe der Gerichtsferien im Som⸗ 
mer 1934 eingelegt wurden, haben nun die Vorſitzenden aller 
Sen. des OL G., indem ſie ohne erſichtlichen Grund von der 
bisherigen Übung abwichen, als dieſen Tag nicht den 15. Okt., 
an dem die Begründungsfriſt ablief, ſondern, wie im Vorjahre, 
wo der 15. Okt. auf einen Sonntag fiel, den 16. Okt. 1934 
feſtgeſetzt. Die von dem Prozeßbevollmächtigten der Kl. mit 
der Führung des Friſtenkalenders betraute Büroangeſtellte, 
gegen deren Tüchtigkeit und Zuverläſſigkeit Bedenken ſonſt 
nicht beſtehen, hat infolgedeſſen in dem — entſchuldbaren — 
Irrtum, daß auch die Friſt zur Begründung der Berufung an 
dieſem Tage ende, dieſen Tag als letzten Tag der Begrün⸗ 
dungsfriſt in dem Friſtenkalender vorgemerkt. Demgemäß er⸗ 
folgte die Einreichung der BerBegr. erſt an dieſem Tage, alſo 
verſpätet. Die Kl. hat dazu weiter vorgebracht, daß ihr Pro⸗ 
zeßbevollmächtigter den Friſtenkalender pflichtgemäß von Zeit 
zu Zeit kontrolliere; es ſei ihm aber bei der letzten Kontrolle, 
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die geraume Zeit vor dem 16. Okt. ſtattgefunden habe, unter 
dem Eindrucke der ihm bekannten, immer ſtreng durchgeführten 
Übung aller Sen. des OLG. und im Hinblick darauf, daß 
in allen gleichliegenden Fällen das Ende der Nachweiesfriſt 
und der Begründungsfriſt auf den 16. Okt. vorgemerkt war, 
überhaupt kein Zweifel an der Richtigkeit dieſes Termins auf⸗ 
geſtiegen. Ein ſolcher Zweifel habe ihm unter den gegebenen 
Umſtänden und dem Einfluß der in ihm erweckten Vorſtellun⸗ 
gen gar nicht aufſteigen können, ſo daß er ohne Verſchulden 
eine nähere Prüfung habe unterlaſſen dürfen und die Friſt⸗ 
verſäumnis unvermeidbar geweſen ſei. Das OLG. hat aus 
dieſem Verhalten des Prozeßbevollmächtigten der Beſchwß. 
auf einen ihr zuzurechnenden, für die Säumnis miturſächlichen 
Rechtsirrtum des Prozeßbevollmächtigten geſchloſſen und das 
Vorliegen eines unabwendbaren Zufalls verneint, weil die 
Friſtverſäumung bei Anwendung der von dem Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten zu verlangenden größten Sorgfalt vermeidbar ge- 
0 wäre. Dieſe Anſicht des OLG. wird der Sachlage nicht 
gerecht. 

Wie dem Vorbringen der Kl. in ſeiner Geſamtheit zu ent⸗ 
nehmen iſt, will ſie die Annahme eines unabwendbaren Zu⸗ 
falls nicht damit begründen, daß ihr Prozeßbevollmächtigter 
auf Grund einer irrigen rechtlichen Überzeugung den 16. Dit. 
1934 für den Tag gehalten habe, an dem die Begründungsfriſt 
ablief, ſondern geltend machen, daß für ihn auf Grund einer 
durch die beſonderen Umſtände bedingten Tatſachenverknüp⸗ 
fung und einer dadurch bewirkten zwangsweiſen Vorſtellung 
dieſer Tag als Ende der Friſt derart feſtſtand, daß er ohne 
Verſchulden eine rechtliche Nachprüfung unterließ. Nun kann 
ſich zwar der Prozeßbevollmächtigte einer Partei nicht ſchlecht⸗ 
hin damit entſchuldigen, daß ihn eine Vorſtellung ſolcher Art 
von der gebotenen Nachprüfung abgehalten habe. Er iſt zu 
dieſer Nachprüfung regelmäßig ungeachtet einer ſolchen Vor⸗ 
ſtellung verpflichtet, da er weiß und wiſſen muß, daß ſie auf 
einem Irrtum beruhen kann. Allein auch in dieſer Hinſicht 
gibt es keine feſte unverrückbare Norm und iſt das Maß der 
gebotenen äußerſten und vernünftigerweiſe zu erwartenden 
Sorgfalt nach den gegebenen, nach der Beſonderheit des Falles 
zu berückſichtigenden Umſtänden zu beſtimmen. Dabei darf aber 
im vorl. Fall nicht an den oben dargelegten Umſtänden vor⸗ 
übergegangen werden, die die Sachlage zu einer ganz beſon— 
deren machen. Die dem Prozeßbevollmächtigten der Beſchw F. 
bekannte, ſeit Jahren ſtreng eingehaltene Übung der Senats⸗ 
vorſigenden mußte in ihm — ebenſo wie in feiner Augeſtell— 
ten — die Friſtſetzung hinſichtlich des Nachweiſes der Zahlung 
der Prozeßgebühr wie die gerichtliche Feſtſetzung der Beru— 
fungsbegründungsfriſt erſcheinen laſſen. Wenn er daher ſah, 
daß in allen Sachen, in denen die Berufung während der Ge— 
richtsferien eingelegt war, die Nachweisfriſt auf den 16. Okt. 
feſtgeſetzt wurde, ſo iſt es glaubhaft, daß ſich damit bei ihm 
zwangsläufig die Vorſtellung verband, daß an dieſem Tag 
auch die Begründungsfriſt ende. Durfte er aber auf Grund 
der beſtehenden Übung bei den Sen. des OLG. es fo anſehen, 
als wäre nicht nur die Nachweisfriſt von den Senatsvor— 
ſitzenden feſtgeſetzt, ſondern gleichzeitig von ihnen auch das 
Ende der Begründungsfriſt klargeſtellt, ſo war von ihm dem⸗ 
gegenüber, ſofern nicht etwa Zweifel in ihm auftauchten, eine 
beſondere Nachprüfung des ihm nicht weiter auffälligen, im 
Friſtenkalender vermerkten Termins vernünftigerweiſe nicht zu 
erwarten. Mit einer irreführenden Anderung der Übung des 
Senatsvorſitzenden konnte er nicht rechnen. In der auf dieſe 
Weiſe zwangsläufig durch die Umſtände bedingten falſchen 
Vorſtellung lag für ihn ein unabwendbarer Zufall i. S. des 
8 233 ZPO. (zu vgl. Beſchl. des 4. ZivSen. IVB 69/34 und 
IV B 2/35 v. 28. Jan. 1935). 

(Beſchl. v. 22. Febr. 1935; III B 4/35. — Kiel.) . 


* 

13. 8233 3 PO. Ein Kanzleiverſehen dahin, 
daß eine am letzten Tage der Friſt einer zweiten 
Gehilfin diktierte Berufungsbegründung an 
dieſem Tage nicht mehr bei Gericht eingereicht 
worden iſt, ift als unabwendbarer Zufall ana“ 
ſehen, wenn der zuverläſſigen erſten Gehilfin 
allgemeine Anweiſung zur Überwachung der 
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Friſten erteilt und der zweiten die Einhaltung 
er Friſt durch beſondere Anweiſung aufgegeben 
ar. 


Das OLG. ſieht eigenes Verſchulden des Anwalts darin, 
daß er nicht beſonders Vorkehrungen getroffen habe, um den 
rechtzeitigen Eingang der am letzten Tage der Begründungs⸗ 
riſt von ihm diktierten Berufungsbegründung zu gewähr⸗ 
leiſten. Die Anweiſung an die Angeſtellte K., noch am ſelben 

age den ihr ins Stenogramm diktierten Schriftſatz fertig⸗ 
zuſtellen und bei dem OLG. einzureichen, habe nicht genügt. 
Ihm ſelbſt habe es, als er am Nachmittag gegen ½5 Uhr 
in feiner Kanzlei wieder eingetroffen und ihm der Schriftſatz 
nicht gleich vorgelegt worden ſei, obgelegen, ſich nach dem 
Verbleib des Schriſtſatzes zu erkundigen, bevor er die Be⸗ 
ſprechungen mit den auf ihn wartenden Mandanten be⸗ 
gonnen habe, zumal ihm die Schwangerſchaft ſeiner An⸗ 
geſtellten und ihre infolge Erkrankung ſeines Lehrlings ein⸗ 
getretene ſtarke Belaſtung bekannt geweſen ſei. Dem OLG. 
it zuzugeben, daß er unter folchen Umſtänden die Sorge für 
die rechtzeitige Vorlegung des Schriftſatzes zur Unterſchrift 
und für die rechtzeitige Einreichung nicht dieſer Angeſtellten 
allein überlaſſen durfte. Das hat er aber auch nicht getan. 
Denn, wie die eidesſtattliche Verſicherung der erſten Gehilfin, 
er Frau B., ergibt, gehörte es zu ihrem Aufgabenkreis, alle 
riſten im Kalender zu notieren und den Friſtablauf zu be⸗ 
aufſichtigen, und ſie hat auch am letzten Tage der Friſt, 
nachdem der Anwalt die Berufungsbegründung diktiert hatte, 
mit der zweiten Gehilfin K. beſprochen, daß dieſe — ent⸗ 
ſprechend der Anordnung des Anwalts — zuerſt eine ihr 
diktierte Arreſtſache ſchreiben und auf das Gericht tragen 
und dann die Berufungsbegründung ſchreiben ſolle, die dann 
noch bis 6 Uhr nachmittags in den Kaſten des OLG. gelegt 
werden könne. Als Frau B. nach der Mittagspauſe gegen 
½5 Uhr wieder in die Kanzlei kam, war Fräulein K. mit 
der Anfertigung der Berufungsbegründung fertig. Sie hat 
es aber aus Vergeßlichkeit verſäumt, das Schriftſtück, wie 
es ſonſt bei gleicher Anweiſung des Anwalts immer geſchah, 
dieſem mit den Akten auf ſeinen Schreibtiſch zu legen oder 
es der erſten Gehilfin vorzulegen, ſondern hat es zu den 
Schriftſtücken gelegt, die dem Anwalt nach Beendigung ſeiner 
eſprechungen gegen ½7 Uhr zur Unterſchrift vorgelegt wur⸗ 
den. Unter dieſen Umſtänden iſt anzunehmen, daß der An⸗ 
walt es an der ihm zuzumutenden Sorgfalt nicht hat fehlen 
laſſen. Denn er hat nicht nur feiner erſten Gehilfin durch 
allgemeine Anweiſung die Überwachung der Friſt übertragen, 
ſondern hat auch noch ſelbſt, als er am letzten Tage der Friſt 
der zweiten Gehilfin den Schriftſatz diktiert hatte, dieſer eine 
genau beſtimmte Anweiſung gegeben, und er hatte nach den 
is dahin mit ihr trotz ihrer Schwangerſchaft gemachten 
guten Erfahrungen keinen Grund zu bezweifeln, daß ſie 
ſeine Anweiſung befolgen werde. Daß er ſelbſt am Nach⸗ 
mittag nicht daran gedacht hat, ſich vor Eintritt in die Be⸗ 
ſprechungen mit den Mandanten nach der Berufungs⸗ 
begründung zu erkundigen, kann ihm nicht als Verſchulden 
angerechnet werden, da er doppelt — durch allgemeine An⸗ 
eiſung an die erſte und durch beſondere Anweiſung an die 
zweite Gehilfin — für die Einhaltung der Friſt Sorge ge⸗ 
tragen hatte. Nach ſolcher doppelten Vorſorge auch noch ſelbſt 
die Friſt zu überwachen und, wenn er ſich in der Richtung 
nicht auf ſein Gedächtnis verlaſſen konnte, eine eigene Kon⸗ 
krollvorrichtung zu ſchaffen, kann dem Anwalt nicht zu⸗ 
Haste werden. Er würde ſeiner eigentlichen Aufgabe als 
gan der Rechtspflege nicht gerecht werden können, wenn 
er auch nach Einrichtung einer zuverläſſigen Kanzlei und 
— Überwachung ihrer Zuverläſſigkeit eine Friſt, über deren 
htigfeit die Kanzlei gehörig belehet und auf die fie im 
auelnen Fall von ihm beſonders hingewieſen worden iſt, 
198 noch ſelbſt überwachen müßte (ogl. RG. v. 19. April 
4834, IV B 19/34: JW. 1934, 1651). Danach mußte das 
5 2 leiverſehen als ein unabwendbarer Zufall im Sinne des 
ei 33 SPD. anerkannt und die rechtzeitig erbetene Wieder⸗ 

nſetzung in den vorigen Stand erteilt werden. 
(Beſchl. v. 11. Febr. 1935; VI B 7/35. — Dresden.) ö 
10. 
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* 14. 88 234, 236, 519 Abf. 6 8 PO. Der Antrag 
auf Wiedereinſetzung wegen Verſäumung der 
Nachweisfriſt des 8519 Abſ. 6 3 PO. wird nicht 
durch die Zurückweiſung eines gleichzeitig ge⸗ 
ſtellten Armenrechtsgeſuchs unwirkſam. Die Ab⸗ 
lehnung des Armenrechtsgeſuchs nach Ablauf der 
geſetzten Nachweisfriſt löſt nicht von ſelbſt eine 
neue Nachweisfriſt aus. Der Vorſitzende muß 
vielmehr, da für den Nachweis keine Friſt mehr 
läuft, eine neue Friſt aus 8 519 Abſ. 6 3 PO. 
ſetzen. 

Die vom Kl. gegen das Urt. des LG. in P. rechtzeitig 
eingelegte Berufung iſt durch Beſchluß des OLG. v. 22. Jan. 
1935 als unzuläſſig verworfen worden, weil der Nachweis 
der Einzahlung der Prozeßgebühr nicht rechtzeitig erbracht 
worden ſei. Hiergegen hat der Kl. ſofortige Beſchw. eingelegt. 

Durch Pfg. v. 27. Aug. 1934 war dem Berͤl. für den 
Nachweis der Einzahlung der Prozeßgebühr gem. § 519 Abſ. 6 
ZPO. eine Friſt bis zum 9. Okt. 1934 geſetzt worden. Dieſer 
Nachweis wurde jedoch nicht friſtgemäß, ſondern erſt ſpäter 
am 27. Dez. 1934 erbracht. Am 15. Okt. 1934 beantragte 
der Prozeßbevollmächtigte des Kl. Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand gegen die Verſäumung der Nachweisfriſt, 
weil die Säumnis auf ein Verſehen ſeines Büros, alſo einen 
für den Kl. unabwendbaren Zufall zurückzuführen ſei. Gleich⸗ 
zeitig beantragte er unter Berufung auf die im erſten Rechts⸗ 
zuge erfolgte Armenrechtsbewilligung und auf den Inhalt der 
bereits eingereichten Ber Begr. Bewilligung des Armenrechts 
für den zweiten Rechtszug. Durch den am 27. Nov. 1934 zu⸗ 
geſtellten Beſchluß wurde das Geſuch um Bewilligung des 
Armenrechts zurückgewieſen, weil die beabſichtigte weitere 
Rechtsverfolgung keine hinreichende Ausſicht auf Erfolg biete. 
Am 28. Nov. 1934 bat der Anwalt des Kl. um Mitteilung, 
in welchen einzelnen Punkten der Senat den Mangel an Er⸗ 
folgsausſicht ſehe, damit die Partei ihr Vorbringen entſpre⸗ 
chend verſtärken könne. Durch den am 11. Dez. 1934 zugeſtell⸗ 
ten Beſchluß wurde eine nähere Begründung für die Ver⸗ 
weigerung des Armenrechts mitgeteilt. Am 22. Dez. 1934 
beantragte der Prozeßvertreter des Kl., „den Nachweis der 
Einzahlungsfriſt um 14 Tage erſtrecken zu wollen“. Der Prä⸗ 
ſident des Senats verlängerte die Friſt bis zum 3. Jan. 1935, 
vorbehaltlich der Prüfung, ob die Friſt nicht ſchon abgelaufen 
ſei. Am 27. Dez. 1934 erfolgten dann Zahlung und Nach⸗ 
weis dieſer. 

Das OLG. hat die Verwerfung der Berufung wie folgt 
begründet: Die Nachholung des Zahlungsnachweiſes, die nach 
88 234, 236 ZPO. mit dem Antrage auf Wiedereinſetzung, 
und zwar binnen zwei Wochen nach Hebung des Hinderniſſes, 
hätte geſchehen müſſen, ſei erſetzt worden durch das Geſuch 
um Bewilligung des Armenrechts (RG. 116, 100). Die 
Zahlung hätte dann aber in entſprechender Anwendung des 
§ 519 Abſ. 6 ZPO. binnen zwei Wochen nach Zuſtellung des 
auf das Armenrechtsgeſuch ergangenen ablehnenden Beſchluſſes 
nachgeholt werden müſſen. Der für den Beginn dieſer Friſt 
maßgebende Beſchluß ſei der am 27. Nov. 1934 zugeſtellte 
Beſchluß, und nicht erſt der Beſchluß, der am 11. Dez. 1934 
zugeſtellt ſei. Denn auch ohne nähere Begründung ſei der 
erſtere Beſchluß rechtswirkſam. Die dann erſt am 27. Dez. er⸗ 
folgte Zahlung ſei demnach verſpätet geweſen. 

Der BeihwF. beruft ſich auf die Beſtimmung in 8 126 
Abſ. 2 ZPO., daß der das Armenrecht ablehnende Beſchluß 
ſachlich begründet werden ſolle. Er meint, erſt nach Kenntnis 
des Beſchluſſes v. 11. Dez. habe die Partei die Sachlage rich- 
tig überſehen können und Anlaß zu weiterem Handeln gehabt. 

Sowohl das OLG. wie auch der BeſchwF. gehen von 
einer unrichtigen Auffaſſung der Prozeßlage aus: Die für den 
Zahlungsnachweis bis zum 9. Okt. 1934 geſetzte Friſt iſt zweifel⸗ 
los verſäumt. Mit der Frage, ob das Begehren auf Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand ſachlich begründet iſt, hat 
ſich das OLG. nicht befaßt, weil es die in §8 234, 236 ZPO. 
als Erfordernis dieſes Antrages vorgeſchriebene Nachholung 
der verſäumten Prozeßhandlung binnen zwei Wochen nach 
Behebung des Hinderniſſes als verſpätet geſchehen anſieht. 
Nun hat das RG. in RG. 116, 99 mit Recht ausgeſprochen, 


1694 


daß, wenn der Antragfteller wegen Armut zur Zahlung der 
Prozeßgebühr nicht imſtande ſei, der Nachweis der Zahlung 
für das Wiedereinſetzungsverfahren durch die mit dem Antrag 
verbundene Nachſuchung des Armenrechts erſetzt werde. Im 
vorl. Fall belegte die Bewilligung des Armenrechts im erſten 
Rechtszuge ausreichend, daß der Kl. zur Zeit des Wiederein⸗ 
ſetzungsantrags zur Zahlung außerſtande war. Demnach war 
der Wiedereinſetzungsantrag hinſichtlich des im § 236 Abſ. 1 
Nr. 3 ZPO. aufgeſtellten Erforderniſſes durch das gleich⸗ 
zeitig geſtellte Armenrechtsgeſuch in Ordnung. Eine entſpre⸗ 
chende Anwendung des § 519 Abſ. 6 ZBD., wie fie das OLG. 
vornimmt, derart, daß der einmal rechtsgültig geſtellte An⸗ 
trag durch eine ſpätere Unterlaſſung rechtsungültig werde, 
hat keine Stütze im Geſetz. Die Erforderniſſe der 88 234, 236 
ZPO. für den Wiedereinſetzungsantrag und die Friſtbeſtim⸗ 
mung auf Grund von $ 519 Abſ. 6 ZPO. find durchaus ge- 
trennt zu betrachten. Eine Geſetzesanwendung, die den zu⸗ 
nächſt als richtig geſtellt anzuſehenden Antrag nachträglich 
ungültig machen könnte, iſt auch deshalb abzulehnen, weil ſie 
zur Unklarheit und Unſicherheit im Prozeßverfahren führen 
würde. Der rechtsgültig geſtellte Antrag auf Wiedereinſetzung 
mußte vom BG. ſachlich geprüft werden. Wurde ihm ſtatt⸗ 
gegeben, ſo blieb zwar die erſte zum 9. Okt. 1934 geſetzte 
Friſt verſäumt; aber die Wiedereinſetzung bewirkte dann, daß 
die richtig nachgeholte oder nachzuholende Prozeßhandlung 
noch als rechtzeitig bewirkt anzuſehen war oder ſein würde. 
Für die Nachholung gilt regelmäßig die ſich aus 88 234, 236 
IPOD. ergebende Friſt von zwei Wochen nach Behebung des 
Hinderniſſes. In einem Falle aber, wie vorliegend, wo das 
Armenrechtsgeſuch die Nachholung für das Wiedereinſetzungs⸗ 
verfahren erſetzt und dann die ſpätere Verſagung des Armen⸗ 
rechts klarſtellt, daß der Berl. doch noch den Nachweis der 
Zahlung der Prozeßgebühr zu erbringen hat, kommt es zu⸗ 
nächſt darauf au, ob die Wiedereinſetzung bewilligt wird und 
demzufolge ein ſpäterer Nachweis der Zahlung noch als friſt⸗ 
gerecht anzuſehen iſt. Ein weiteres ſelbſtändiges Erfordernis 
iſt dann der Nachweis der Zahlung der Prozeßgebühr. Die 
hierfür zunächſt geſetzte Friſt iſt abgelaufen; eine Friſt aus 
88 234, 236 ZPO. wurde durch das Armenrechtsgeſuch aus⸗ 
geſchaltet. Da alſo für dieſen Nachweis keine Friſt mehr läuft, 
muß der Vorſitzende eine neue Friſt aus § 519 Abſ. 6 ZPO. 
ſetzen, wenn nicht etwa, wie hier, der Nachweis inzwiſchen 
ſchon erbracht worden iſt. Die Annahme, daß die Ablehnung 
des Armenrechtsgeſuchs von ſelbſt eine neue Friſt von zwei 
Wochen auslöſe, hat keine geſetzliche Grundlage. 

Demgemäß muß ſich hier das OLG. mit der Frage der 
Wiedereinſezung gegen die Verſäumung der durch Vfg. vom 
27. Aug. 1934 geſetzten Nachweisfriſt befaſſen. Sollte dieſe 
zu gewähren ſein, ſo iſt dann der Zahlungsnachweis ohne 
weitere Friſtverſäumnis geſchehen. 

(Beſchl. v. 20. Febr. 1935; VB 3/35. — Dresden.) 
v. B.] 
* 


15. 88 234 Abſ. 1, 329 Abſ. 3 Satz 1 3 PO. Der 
Beſchluß auf Bewilligung des Armenrechtes i ſt 
der Partei von Amts wegen zuzuſtellen. Erſt da⸗ 
durch wird die Friſt des § 234 Abſ. 1 3 PO. in 
Lauf geſetzt. 

Die Ehe der Parteien iſt durch Urt. des LG. in N. 
v. 12. April 1924 geſchieden und der Bekl. für den ſchuldigen 
Teil erklärt worden. Das Urt. iſt feinem Proz Bev., RA. Re 
am 24. April 1934 ordnungsmäßig zugeftellt worden. Die 
Berufungsfriſt lief alſo mit dem 24. Mai 1934 ab. Am 
14. Mai 1934 ging von dem Bekl. perſönlich beim LG. in 
N. eine Eingabe ein, die dieſes als Armenrechtsgeſuch be⸗ 
trachtet und die es am 22. Mai 1934 an das OLG. in B. 
weitergegeben hat, bei dem ſie mit den Akten am 23. Mai 
1934 eingegangen iſt. Das OLG. hat daraufhin dem Bekl. 
am 16. Juni 1934 das Armenrecht für die BerInſt. be⸗ 
willigt und ihm den RA. Dr. S. als Armenanwalt bei⸗ 
geordnet. Da mittlerweile die Berufungsfriſt abgelaufen war, 
iſt in dem Beſchluß v. 16. Juni 1934 gejagt: „Es kommt 
ein Geſuch um Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen 
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den Ablauf der Berufungsfriſt in Frage.“ Am 6. Juli 1934 
hat RA. Dr. S. für den Bekl. die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand gegen den Ablauf der Berufungsfriſt be⸗ 
antragt und gleichzeitig ordnungsmäßig Berufung eingelegt. 
Er hat ein Empfangsbekenntnis zu den Akten gebracht, in dem 
er unter dem 23. Juni 1934 durch ſeine Unterſchrift be⸗ 
ſcheinigt hat, daß er am gleichen Tage eine Ausfertigung des 
Beſchluſſes v. 16. Juni 1934 ausgehändigt erhalten habe. 
Das OLG. hat durch Beſchluß v. 31. Jan. 1935 unter Zu⸗ 
rückverweiſung des Antrags auf Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand gegen die Verſäumung der Berufungsfriſt die 
Berufung des Bekl. gegen das landgerichtliche Urt. als un⸗ 
zuläſſig verworfen und die ſofortige Beſchwerde gegen dieſen 
Beſchluß für zuläſſig erklärt. Von dieſem Rechtsmittel hat 
der Bekl. form⸗ und friſtgerecht Gebrauch gemacht. Seine 
Beſchwerde iſt für begründet zu erachten. 

Das OLG. hält einen Wiedereinſetzungsgrund für ge⸗ 
geben. Es betrachtet die beim LG. in N. am 14. Mai 1934 
eingegangene perſönliche Eingabe des rechtsunkundigen Bekl. 
als Armenrechtsgeſuch für den zweiten Rechtszug und meint, 
das LG. in N. hätte dieſe Eingabe umgehend mit den Akten 
an das OLG. in B. weiterleiten müſſen. Der Bekl. habe 
darauf rechnen dürfen, daß fein Schreiben ſeinem Sinne ge 
mäß verſtanden worden ſei, und daß darauf das Erforderliche 
im ordnungsmäßigen Geſchäftsgange veranlaßt werde. Da 
die Eingabe zehn Tage vor Ablauf der Berufungsfriſt beim 
LG. eingegangen fei, habe ſich der Bekl. auch darauf ver⸗ 
laſſen dürfen, daß die fachliche Entſch. noch vor Friſtablauf 
ergehen werde. Wenn dies nicht geſchehen ſei, ſo liege darin 
für den Bekl. ein unabwendbarer Zufall, der als ſolcher die 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die Friſt⸗ 
verſäumung rechtfertigen würde. 

Dieſer Auffaſſung des OLG. iſt lediglich beizupflichten. 

Gleichwohl iſt die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
verſagt worden, weil die Friſt des § 234 Abſ. 1 3PO. ver⸗ 
ſäumt worden ſei. Dieſe Annahme beruht auf der Feſt⸗ 
ſtellung, daß RA. Dr. S. die Ausfertigung des Beſchluſſes 
v. 16. Juni 1934 nicht erſt am 23. Juni 1934, wie er in 
dem Empfangsbekenntnis beſcheinigt habe, ſondern ſchon am 
20. Juni 1934 ausgehändigt erhalten habe. 

Es braucht hierzu nicht Stellung genommen zu mer- 
den, weil die Friſt des § 234 Abſ. 1 3D. unabhängig da⸗ 
von, wann RA. Dr. S. die Beſchlußausfertigung empfangen 
hat, nicht verſäumt iſt, ſondern bisher noch nicht zu laufen 
begonnen hat. Das Hindernis, das der rechtzeitigen Ein⸗ 
legung der Berufung und — nach Verſäumung der Be⸗ 
rufungsfriſt — einem Wiedereinſetzungsantrage im Wege 
ſtand, war die Anwaltloſigkeit des Bekl. Der Beſchluß vom 
16. Juni 1934, mittels deſſen dieſe Anwaltloſigkeit beſeitigt 
werden ſollte, war ein nicht zu verkündenver Beſchluß. Er 
war daher nach $ 329 Abſ. 3 Satz 1 ZPO. den Parteien 
von Amts wegen zuzuſtellen. Nach Satz 2 genügt jedoch — 
von anderen hier nicht in Betracht kommenden Ausnahme⸗ 
fällen abgeſehen — formloſe Mitteilung, wenn durch die 
Entſch. keine Friſt in Lauf geſetzt wird. An den Bekl. iſt 
der Beſchluß nicht zugeſtellt worden. Denn der Erledigungs⸗ 
vermerk der Geſchäftsſtelle auf dem Beſchluſſe ergibt, daß 
ihm eine Ausfertigung formlos zugänglich gemacht werden 
ſollte, und daß dieſe formloſe Mitteilung unter dem 20. Juni 
1934 erfolgt iſt. War alſo eine Zuſtellung an den Bell. 
erforderlich, ſo wäre der Beſchluß, da dieſe Zuſtellung nicht 
erfolgt iſt, als nicht erlaſſen zu betrachten. Dieſem Mangel 
würde die Zuſtellung an RA. Dr. S. deshalb nicht abhelfen, 
weil die Zuſtellung an ihn nicht gegen den Bekl. wirkte, denn 
Dr. S. war durch die bloße Beiordnung noch nicht Proz 
Bev. des Bekl. geworden (RG. 135, 304 — ZW. 1932, 
1732). Es kommt daher entſcheidend darauf an, ob es einer 
Zuſtellung an den Bekl. deshalb bedurfte, weil durch die 
Entſch. die Friſt des § 234 Abſ. 1 ZPO. in Lauf geſetzt 
wurde. Das hat der 7. Ziv Sen. des RG. in der angeführten 
Entſch. unter Anwendung des 8 329 Abſ. 3 ZPO. a. F. ber 
jaht. Dort lag die Sache fo, daß dem Berl. nach Ablauf 
der Berufungsfriſt das Armenrecht bewilligt wurde und 
zwar auf einen nachgereichten Antrag auch für den Wieder⸗ 
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einſetzungsantrag. Dazu wurde ausgeführt, daß die Über⸗ 
ſendung einer einfachen Beſchlußabſchrift an den Bekl. die 
Ann ſchon deshalb nicht erſetzen könne, weil mit der 
Zuſtellung die Friſt des § 234 Abſ. 1 eröffnet werde. Hier 
iſt gleichfalls das Armenrecht nach Ablauf der Berufungsfriſt 
bewilligt worden, ohne daß es auch für einen Antrag auf 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand erbeten und für einen 
ſolchen Antrag ausdrücklich bewilligt worden wäre. Das macht 
jedoch keinen Unterſchied. Eine Bewilligung des Armenrechts, 
die in Kenntnis deſſen erfolgt, daß die Berufungsfriſt ſchon 
abgelaufen iſt, erſtreckt ſich auf alle prozeſſualen Handlungen, 
die in der BerInſt. notwendig ſind, um der Berufung zum 
Erfolg zu verhelfen, alſo auch auf einen noch zu ſtellenden 
Wiedereinſetzungsantrag gegen den Ablauf der Berufungs⸗ 
friſt. Dem iſt noch dadurch beſonders Rechnung getragen wor⸗ 
den, daß in dem Beſchluſſe auf die Notwendigkeit eines ſolchen 
Antrages hingewieſen worden iſt. Da die zweiwöchige Friſt 
des § 234 Abſ. 1 ZPO. mit dem Tage beginnt, an dem 
das Hindernis gehoben iſt, ſo bedurfte es der Zuſtellung des 
die Beiordnung des RA. Dr. S. ausſprechenden Beſchluſſes 
an den Bekl., weil durch ſie das Hindernis, das einem Wie⸗ 
dereinſetzungsantrag und der gleichzeitigen Nachholung der 
Berufungseinlegung im Wege ſtand, beſeitigt und damit die 
Friſt des § 234 Abſ. 1 ZRO. eröffnet wurde. 


(Beſchl. v. 7. März 1935; IV B 19/35. — 0 
K.] 


Reichsgericht: Strafſachen 


Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin und 
Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden 


** 16. 88 73, 74, 263 StGB., Fortſetzungstat; 8 10 
Abſ. 2 3wVerſtG. Hält das Gericht nur eine fort 
"a Zuwiderhandlung gegen ein Strafgeſetz 
ür gegeben, fo ift für eine Erörterung über ein 
Zuſammentreffen mehrerer Geſetzesübertretun⸗ 
gen, ſei es nach 8 73, ſei es nach 8 74 StGB., kein 

aum. — Nach dem Zw VerſtG. iſt der Vertei⸗ 
lungsrichter nicht verpflichtet, von ihm als un⸗ 
wahr erkannte Anmeldungen in den Verteilungs- 
plan aufzunehmen. Er kann deshalb inſoweit 
Opfer eines Betrugs werden. 


Die Rev. der StA. muß, auch ſoweit ſie ſich auf den 
Angekl. B. bezieht, als unbeſchränkt eingelegt gelten, obwohl 
ſie von der StA. mit der Beſchränkung eingelegt worden iſt, 
ſoweit der Angekl. B. freigeſprochen iſt. Dieſe Beſchränkung 
konnte, falls ſie rechtswirkſam erfolgt wäre, allerdings nicht, 
wie die Stel. offenbar will, dadurch beſeitigt werden, daß 
ieſe in ihrer Rev Begr. nunmehr das angef. Urt. auch be⸗ 
treffs der Verurteilung des B. wegen fortgeſetzter Untreue 
angreift und die Aufhebung auch in dieſem Punkte begehrt. 
Nach Lage des Falles war aber die Beſchränkung der Rev. in 
der geſchehenen Art und Weife nicht zuläffig. 

Der Eröffnungsbeſchluß hat dem Angekl. fortgeſetzte Un⸗ 
treue und in Tateinheit mit einem der Teilakte der Fort⸗ 
ſetzungstat aktive Beſtechung zur Laſt gelegt. Wenn die Str. 
daraufhin den Angekl. wegen des Vergehens gegen 8 266 
Nr. 2 StGB. a. F. verurteilte, konnte ſie ihn daneben nicht 
wegen der tateinheitlichen Beſtechung freiſprechen. Denn neben 
der Verurteilung iſt dann kein Raum für eine Freiſprechung, 
e das erk. Ger., während der Eröffnungsbeſchluß die Ver⸗ 
etzung mehrerer Strafgeſetze durch eine Handlung i. S. des 
373 StGB. angenommen hat, nur ein Geſetz anwendet 
RSt. 52, 190, 270; 53, 50; 66, 51). Die Freiſprechung 
hat in ſolchem Falle keine ſelbſtändige Bedeutung. Sie kann 
un nicht unter dem Geſichtspunkt als berechtigt erachtet wer⸗ 
H daß das Gericht entgegen der Anklage zwei ſelbſtändige 
yanblımgen hätte annehmen müſſen, wenn es auch das in 
dem Eröffnungsbeſchluß angeführte weitere Strafgeſetz auf die 
Handlungsweiſe des Angekl. angewendet hätte. Hält der Rich⸗ 
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ter — wie hier — nur eine (fortgeſetzte) Zuwiderhandlung 
gegen ein Strafgeſetz für gegeben, ſo iſt damit jeder Erörterung 
über ein Zuſammentreffen mehrerer Geſetzesübertretungen, ſei 
es nach § 73 oder nach § 74 StGB. der Boden entzogen 
(RGSt. 52, 190). Es liegt nicht im Bereich der Aufgaben des 
Tatrichters, eine Entſcheidung — wie hier die Freiſprechung — 
auf einen nicht feſtgeſtellten, ſondern nur als möglich vor⸗ 
geſtellten Sachverhalt gründen zu können. Sonach muß es für 
die Fälle, wie den hier behandelten, dabei bleiben, daß die 
Frage der Zuläſſigkeit der erfolgten Freiſprechung nur unter 
dem Geſichtspunkt geprüft wird, ob ſie gegenüber der im Er⸗ 
öffnungsbeſchluß zum Ausdruck gekommenen rechtlichen Be⸗ 
urteilung der dem Angekl. zur Laſt gelegten Tat Beſtand 
haben kann. Dies iſt hier zu verneinen. Die Beſchränkung 
der Rev. der StA. ſtellt ſich als Beanſtandung der Nichtan⸗ 
nahme eines rechtlichen Geſichtspunktes bei Verletzung meh⸗ 
rerer Strafgeſetze durch eine und dieſelbe Handlung dar. Eine 
ſolche Beſchränkung des Rechtsmittels iſt unzuläſſig, da die 
Schuldfrage nur einheitlich beurteilt werden kann (RGSt. 64, 
210; 65, 125, 296). Sie hat aber nicht die Unzuläſſigkeit des 
ganzen Rechtsmittels zur Folge, vielmehr iſt ſie ſelbſt wir⸗ 
kungslos, und es muß deshalb ſo angeſehen werden, daß die 
StA. unbeſchränkt ſachliche Beſchw. erhoben hat (RGSt. 
51, 305). 

Der Angekl. war Leiter der Stadtſparkaſſe in P. Er hat 
für fie die in dem angef. Urt. behandelten fünf Fälle von 
Zwangsverſteigerungen der Schuldner der Kaſſe D., B., S., 
M. und L. bearbeitet. Im Falle L. iſt er dabei auch für 
die Stadtgemeinde P. als ſolche wegen einer Steuerforderung 
tätig geworden. Er ſetzte jeweils in die Anmeldungen zu den 
Verteilungsplänen, die er zu entwerfen hatte, in Wahrheit 
nicht entſtandene Koſten als Koſten der Rechtsverfolgung, 
die der Sparkaſſe oder der Stadtgemeinde i. S. des 8 10 Abſ. 2 
ZmwmRVerft®. erwachſen ſeien, ein. Die fraglichen Beträge ſind 
auch zur Hebung gelangt. Bei dem in den Anmeldungen 
nur der Summe nach vom Angekl. angegebenen Koſten han⸗ 
delte es ſich um angebliche Aufwendungen des Angekl. für 
Reiſen in den Verſteigerungsangelegenheiten und um Beträge, 
die er als Entſchädigung für ſeine in den einzelnen Sachen 
angeblich geleiſteten Mehrarbeiten ſich errechnet hatte. Er 
verfolgte mit dieſem Vorgehen den Zweck, die ſeinen Voll⸗ 
machtgebern nicht erwachſenen und erſichtlich als Forderun⸗ 
gen an ihre Schuldner bei ihnen gar nicht verbuchten Koſten 
in Ausnützung ſeiner Kenntnis der Sachlage nach erfolgter 
Zuteilung an ſeine Auftraggeber ſeitens des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts ſich ſelbſt derart zuzuleiten, daß ſein Treiben ver⸗ 
borgen blieb. 

Die Strͤ. hat in dieſem Sachverhalt in Übereinſtimmung 
mit dem Eröffnungsbeſchluß nur fortgeſetzte Untreue des Angekl. 
zum Nachteil ſeiner Vollmachtgeber geſehen, das Vorliegen 
eines Betruges zum Schaden der Vollſtreckungsſchuldner aber 
mit der Begr. verneint, daß eine Täuſchung des Verſteige⸗ 
rungsrichters nicht erweisbar ſei. Gegen beide Annahmen 
des erſten Richters beſtehen durchgreifende Bedenken. 

Gemäß der Zeitfolge der hiernach zu erörternden Hand⸗ 
lungen des Angekl. iſt zunächſt darauf einzugehen, ob der Tat⸗ 
beſtand des Betruges zu Recht verneint worden iſt. 

Das angef. Urt. ergibt, daß der Angekl. bewußt nicht 
erwachſene Koſten in die Anmeldungen als Koſten der Rechts⸗ 
verfolgung eingeſetzt hat. Dies hat jedenfalls von den Be⸗ 
trägen zu gelten, die ſeine Arbeitsentſchädigung betreffen, da 
er nach der Sachdarſtellung gewußt hat, daß ihm ein ſolcher 
Anſpruch nicht erwachſen war und daher inſoweit jede Unter 
lage für eine nur aus einem joichen Anſpruch des Angekl. 
gegen ſeine Machtgeber für dieſe zu begründende Koſtenforde⸗ 
rung fehlte. Ob darüber hinaus auch die dem Sparkaſſenvor 
ſtand von dem Angekl. abſichtlich nicht zur Genehmigung 
unterbreiteten Reiſeaufwendungen nach Anſicht des LG. von 
dem Angekl. als nicht anmeldbare Koſten angeſehen worden 
ſind, läßt ſich dem Urt., das dieſe Frage von ſeinem Stand 
punkte aus nicht geprüft hat, nicht ſicher entnehmen. Nach dem 
Urt. umfaſſen aber außer im Falle D. die einzelnen Anmel 
dungen ſtets auch Entſchädigungen für Arbeitsleiſtungen des 
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Angekl. Das LG. geht auf Grund der Ausſage des Mitgliedes 
des Sparkaſſenvorſtandes Bürgermeiſter R. erſichtlich davon 
aus, daß dieſer die Anmeldungen nicht mitunterſchrieben hätte, 
wenn ihm der Angekl. den wahren Sachverhalt offenbart hätte. 
Daß auch die ſonſtigen Unterzeichner der Anmeldungen gleich⸗ 
falls nur als Werkzeuge des Angekl. ihre Unterſchrift zu dieſen 
von ihm entworfenen Schriftſtücken gegeben haben, iſt nach 
dem Urteilsinhalt ohne weiteres anzunehmen. Dieſer ergibt 
ſonach, daß der Angekl. für die in den Anmeldungen enthal⸗ 
tenen unwahren Angaben verantwortlich iſt, und weiterhin, 
daß er auch im Verſteigerungsverfahren hat täuſchen wollen. 
Aus welchem Grunde das LG. eine Täuſchung des Verſteige⸗ 
rungsrichters nicht für nachweisbar erachtet hat, wird nicht 
geſagt. Wenn es etwa auf Grund der an anderer Stelle wie⸗ 
dergegebenen Ausſage des Verſteigerungsrichters, ihm habe 
keine Prüfungspflicht der materiellen Berechtigung der ange⸗ 
meldeten Forderungen obgelegen, gefolgert hat, daß dieſer 
nicht getäuſcht worden ſei, ſo wäre das rechtsirrtümlich. 

Nach der Sachdarſtellung hat der Richter erſichtlich in 
der Annahme, der Inhalt der Anmeldungen ſei wahr, die 
Koſten in die Verteilungspläne eingeſetzt. Denn es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß bei der Aufſtellung des Planes auch vom 
Richter geprüft wird, ob die Angaben in den Anmeldungen, 
ihre Richtigkeit vorausgeſetzt, überhaupt zulaſſen, die fraglichen 
Forderungen in den Verteilungsplan, und zwar an der ihnen 
nach 8 10 ZwVerſtG. zukommenden Rangſtelle, aufzunehmen. 
Solchenfalls iſt der Richter aber durch die Angaben der An⸗ 
meldung, es ſeien die von dem Angell. eingeſetzten, unter den 
§ 10 Nr. 4 und 3 wie Abſ. 2 ZwVerſtG. fallenden Koſten ent⸗ 
ſtanden, getäuſcht. Und dieſe Irrtumserregung muß ihn nach 
dem Urteilsinhalt auch veranlaßt haben, die Koſten im Zu⸗ 
ſammenhange mit den Rechten auf Befriedigung aus den 
Grundſtücken in den Verteilungsplan einzuordnen. Daraus, 
daß die Koſten dann mit zur Hebung gelangt ſind, folgt wei⸗ 
ter, daß der Richter in Fortwirkung ſeines Irrtums über die 
von dem jeweiligen Erſteher zur Begleichung ſeines Bargebots 
dem Gericht überlaſſenen Werte in der Weiſe verfügt hat, 
daß er den auf die Koſten entfallenden Teil der Sparkaſſe oder 
Stadtgemeinde zugeteilt und die Überantwortung an dieſe an⸗ 
geordnet hat. Da die fraglichen Werte nach der Regelung des 
Verſteigerungsverfahrens — daß vorliegend anders verfahren 
wäre, iſt dem Urt. nicht zu entnehmen — Eigentum der Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldner geworden waren, für die das Gericht als 
öffentlich⸗rechtlicher Treuhänder die Überleitung an die betei⸗ 
ligten Gläubiger vorzunehmen hatte und hier auch vorgenom⸗ 
men hat, ſo haben die durch die Irrtumserregung verurſach⸗ 
ten Vfg. des von dem Angekl. getäuſchten Richters unmittel⸗ 
bar eine Vermögensbeſchädigung der jeweiligen Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldner bewirkt. Dieſe trat ſchon mit der endgültigen Zu⸗ 
teilung im Verteilungstermin ein, da das Gericht nunmehr 
den Plan auszuführen hatte, während der Vollſtreckungsſchuld⸗ 
ner nur noch durch Klage den unberechtigten Anſatz bekämp⸗ 
fen konnte. Durch den Verluſt ſeines Eigentums bei der wei⸗ 
teren Ausführung des Planes wurde die Beſchädigung alsdann 
noch verſtärkt. Da auch zur inneren Tatſeite, vor allem der 
Bereicherungsabſicht zugunſten der Sparkaſſe und Stadt⸗ 
gemeinde, bei dem Angekl. nach der Sachdarſtellung kein 
Zweifel beſteht, ſo könnte zu einer Rechtfertigung der Anſicht 
des LG., Betrug ſei nicht gegeben, nur noch in Frage kom⸗ 
men, ob etwa der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen Täu⸗ 
ſchung und Vermögensverfügung des Richters nach den vom 
RG. bei dem Prozeßbetruge aufgeſtellten Grundſätzen zu ver⸗ 
neinen wäre. 

Das RG. iſt in dieſer Frage davon ausgegangen, daß der 
Urſachenzuſammenhang zwiſchen der unrichtigen, einſeitigen 
und durch irgendwelche Beweismittel nicht unterſtützten Partei⸗ 
behauptung und dem auf ſie gegründeten, als Vermögensver⸗ 
fügung in Betracht kommenden Richterſpruch fehle (RGSt. 63, 
391). Wie die Entſch. weiter ausführt, laſſe ſich dieſe Anſicht 
aus dem den Zivilprozeß beherrſchenden Grundſatz des Partei⸗ 
betriebes begründen, wonach die Tatbeſtandsfeſtſtellung in ge⸗ 
wiſſem Umfange nicht von der Überzeugung des Richters, ſon⸗ 
dern von der Verfügung der Parteien abhängt. Inſoweit ſei 
demgemäß auch ein Irrtum des Richters über die wirkliche 
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Sachlage ohne Bedeutung für das Urt. Eine ſolche Sachlage 
iſt aber bei den Entſch. des Verteilungsrichters über Anmel⸗ 
dungen im Verteilungsverfahren, auch wenn es ſich um An⸗ 
ſprüche auf Erſtattung von Koſten der Rechtsverfolgung i. S. 
des § 10 Abſ. 2 ZmVerftb. handelt, nicht gegeben. Nach der 
Verfahrensregelung im ZwVerſtch. iſt eine Verpflichtung für 
den Richter, von ihm als unwahr erkannte Anmeldungen in 
den Verteilungsplan aufzunehmen, ſchlechthin auszuſchließen. 
Er hat vielmehr von Amts wegen darüber zu entſcheiden, ob 
der angemeldete Anſpruch nach ſeiner Art in den Teilungs⸗ 
plan aufgenommen werden kann, und das iſt bei einem über⸗ 
haupt nicht beſtehenden Anſpruch ſelbſtverſtändlich zu ver⸗ 
neinen. Soweit es ſich darum handelt, ob ein Koſtenanſpruch, 
ſo wie er nach Grund und Höhe geltend gemacht iſt, in den 
Verteilungsplan aufzunehmen iſt, beſtehen keine Bindungen 
für den Verteilungsrichter, wie ſie in dem vom Parteibetrieb 
beherrſchten Streitverfahren der ZPO. für den Prozeßrichter 
vorgeſehen ſind. Das Verhalten des Vollſtreckungsſchuldners 
iſt für die Entſch. des Verteilungsrichters, einen ſolchen an⸗ 
gemeldeten Anſpruch in den Plan einzuſtellen, ohne jede Be⸗ 
deutung. Das ergibt ſich auch aus der Geſtaltung des von dem 
Verteilungsrichter zu beachtenden Verfahrens, wenn der Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldner oder ein anderer Beteiligter im Vertei⸗ 
lungstermin Widerſpruch gegen den Plan erhebt. In allem 
tritt der grundlegende Unterſchied zwiſchen der verfahrensrecht⸗ 
lichen Stellung des Prozeßrichters und des Verteilungsrichters 
hervor, für deſſen Stellung ſeine im weſentlichen nur formell 
leitende, beurkundende und verwaltende Tätigkeit kennzeich⸗ 
nend iſt. Die Tatſache, daß der Verteilungsrichter die durch den 
Angekl. für ſeine Machtgeber angemeldeten Koſten ohne Prü⸗ 
fung, ob ſie zu dem genannten Betrage gerechtfertigt waren, 
in den Plan aufgenommen und weiterhin im Verteilungsver⸗ 
fahren berückſichtigt hat, ſteht vorliegend der Annahme eines 
Betruges des Angekl. durch die bereits erörterte Irrtums 
erregung bei dem Richter nicht entgegen; der Urſachenzuſam⸗ 
menhang zwiſchen Täuſchung des Richters und der dadurch 
verurſachten Vermögensverfügung iſt vielmehr unbedenklich 
gegeben. Es bedarf daher auch keines Eingehens auf die 
Streitfrage, ob dem Verteilungsrichter hinſichtlich der ohne 
Vorlage eines Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes angemeldeten Koſten 
der Rechtsverfolgung eine Pflicht zur Feſtſetzung nach Prü⸗ 
fung ihrer materiellen Berechtigung obliegt (vgl. dazu das 
dieſe Anſicht verneinende Erläuterungswerk zum ZmBerftd. 
von Reinhard⸗ Müller, 3.4. Aufl., S. 85/86 8 10 
Anm. X 2). Auch wenn die Frage zu bejahen und ein Unter⸗ 
laſſen der alsdann anzunehmenden Pflicht des Verteilungs- 
richters feſtzuſtellen wäre, ſo würde dadurch nach dem zuvor 
Erörterten die Annahme eines Betruges ſeitens des Angekl. 
durch die hier in Frage ſtehende Täuſchung des Verteilungs⸗ 
richters nicht berührt. 

Nach alledem trägt der von dem LG. angegebene Grund 
die Verneinung eines Betruges des Angekl. in den fraglichen 
Fällen nicht, und das Urt. gibt auch keinen Anhalt dafür, daß 
die Annahme des Gerichts aus einem anderen rechtlichen Ge⸗ 
ſichtspunkt gerechtfertigt wäre. 

(5. Sen. v. 4. Febr. 1935; 5 D 390/84.) 
er d ION 
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*17. 8197 StGB. Der Reichs nährſtand iſt eine 
„politiſche Körperſchaft“ i. S. des 8 197 StGB. 
Der Einrichtung und Gliederung des Reichsnährſtandes 
ſowie der Feſtſetzung ſeines Aufgabenkreiſes liegt das u 
„über den vorläufigen Aufbau des Reichsnährſtandes un) 
Maßnahmen zur Markt⸗ und Preisregelung für lande 
ſchaftliche Erzeugniſſe“ v. 13. Sept. 1933 (RGSBl. I, 1775 
zugrunde. Nach SS 1 Abſ. 1, 10 Abi. 1 daf. iſt der Reichs 
miniſter für Ernährung und Landwirtſchaft ermächtigt, über 
den Aufbau des Standes der deutſchen Landwirtſchaft (Reiche 
nährſtand) eine vorläufige Regelung zu treffen und die ir 
Durchführung des Geſetzes erforderlichen Rechts O. und a 1 
gemeine Verwaltungsvorſchriften, ſowie Vorſchriften 1 
zenden Inhalts zu erlaſſen. Auch ſonſt ſind dem 1 
für Ernährung und Landwirtſchaft weitgehende Befugnif 
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eingeräumt. So kann er beſtimmen, daß mit Gefängnis und 
Geldſtrafe bis zu 100 000 AM oder mit einer dieſer Strafen 
beſtraft wird, wer den auf Grund dieſes Geſetzes erlaſſenen 
Vorſchriften zuwiderhandelt (89 Abſ. 1). Zur Durchführung 
gewiſſer Anordnungen kann er Beſtimmungen über die An⸗ 
wendung von polizeilichem Zwang nach Maßgabe der Landes- 
geſetze treffen (§ 10 Abi. 2). 

„Durch die „erſte VO. über den vorläufigen Aufbau des 
Reichsnährſtandes“ v. 8. Dez. 1933 (RGBl. I, 1060) hat der 
Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft die zur 
Durchführung des erwähnten Geſetzes erforderlichen Anord⸗ 
nungen getroffen. Danach iſt der Reichsnährſtand die Ver⸗ 
tretung der deutſchen Bauernſchaft und der deutſchen Land⸗ 
wirtſchaft, einſchließlich der landwirtſchaftlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften, des Landhandels (Groß- und Kleinhandels) und der 
Be⸗ und Verarbeiter landwirtſchaftlicher Erzengniſſe; er iſt 
eine Selbſtverwaltungskörperſchaft des öffentlichen Rechts (8 1 
Abſ. 1 und 2). Der Reichsnährſtand hat die Aufgabe, ſeine 
Angehörigen in Verantwortung für Volk und Reich zu einer 
lebenskräftigen Stütze für den Aufbau, die Erhaltung und die 
Kräftigung des deutſchen Volkes zuſammenzuſchließen (8 2). 
Er tritt an die Stelle des Deutſchen Landwirtſchaftsrats, der 
Preuß. Hauptlandwirtſchaftskammer und der öffentlich⸗recht⸗ 
lichen landwirtſchaftlichen Berufsvertretungen (Landwirt⸗ 
ſchaftskammern, Bauernkammern) als deren Rechtsnachfolger 
8 6). Beſtimmte Vereine, Vereinigungen und Verbände kön⸗ 
nen ohne Rückſicht auf ihre Rechtsform durch den Reichs⸗ 
bauernführer in deu Reichsnährſtand eingegliedert werden 
(8 7). Der Reichsnährſtand erhebt von feinen Mitgliedern be⸗ 
ſtimmte Beiträge, die, ſoweit nichts anderes vorgeſehen, wie 
Öffentliche Abgaben von den Fin A. eingezogen und ohne Ab⸗ 
ug an den Reichsnährſtand abgeführt werden ($ 12). Weitere 

nordnungen ſind durch die zweite, dritte und vierte VO. 
„über den vorläufigen Aufbau des Reichsnährſtandes“ vom 
15. Jan. 1934 (RG Bl. I, 32), 16. Febr. 1934 (RGHBl. 100) 
und 4. Febr. 1935 (RGBl. 170) von dem Reichsminiſter für 
Ernährung und Landwirtſchaft erlaſſen. Auch andere VO. 
dieſes Reichsminiſters dienen der weiteren Ausgeſtaltung 
des Reichsnährſtandes. Hierher gehören die VO. v. 6. Juli 
1934 (RG Bl. 591), 22. Aug. 1934 (RGGBl. 793) — ergänzt 
am 13. Sept. 1934 (RGBl. 830) — und 27. Febr. 1935 
(RGBl. 343). 

Hieraus ergibt ſich, welche Bedeutung dem Reichsnähr⸗ 
ſtand als einer der Säulen, auf denen ſich der ſtändiſche Auf⸗ 
bau des Reichs vollziehen ſoll, vom Geſetzgeber beigemeſſen 
wird. Mit Rückſicht auf die Art, die Wichtigkeit und den Um⸗ 
fang der ihm zugewieſenen Aufgaben und Befugniſſe, ſowie 
angeſichts der Stellung, die er nach dem Willen der maß⸗ 
gebenden Stelle im Staatsgefüge einnehmen ſoll, iſt der 
Keichsnährſtand nach der Anſicht des Sen. als eine „politiſche 
Körperſchaft“ i. S. des 8197 StGB. anzuſehen. Dabei iſt 
zu berückſichtigen, daß, wie ſchon RGSt. 33, 66 unter Dar⸗ 
legung der Entſtehungsgeſchichte dieſer Geſetzesvorſchrift nach⸗ 
gewieſen hat, unter „politiſchen“ Körperſchaften nicht ſolche 
ann ſind, die ſich mit „Politik“ — i. e. S. — be⸗ 
aſſen, ſondern ſolche, in die ſich das Geſamtgefüge des 

taates gliedert und „die an ihrem Teil zur Erreichung des 

taatszweckes mitzuwirken haben“. Aus dieſem Grunde nennt 
man ſolche Körperſchaften „politiſche im Gegenſatz einerſeits 
zu privaten, andrerſeits zu den religiöſen Körperſchaften“. 

Hiernach iſt davon auszugehen, daß der Reichsnährſtand 
als ſolcher beleidigt werden kann und befugt iſt, die nach 
u . zur Strafverfolgung erforderliche Ermächtigung 

erteilen. 


(8. Sen. v. 7. März 1935; 3 D 1362/34.) 
* 


18. § 266 StGB. Eine feſte Abgrenzung des 
Begriffs „Wahrnehmung fremder Vermögens⸗ 
prterejfen” ift nicht möglich, Bei der Neufaſſung 
Bis § 266 StGB. hat der Geſetzgeber auf eine 
Iindung der Rſpr. an ſtarre Rechtsbegriffe ver⸗ 
zichten und ihr ſtatt deſſen eine Art Rahmen⸗ 
vorſchrift zur Ausfüllung einräumen wollen. 


W. 
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Richtlinien für die Ausfüllung der Rahmen⸗ 
vorſchrift. f) 
(1. Sen. v. 9. Okt. u. 14. Dez. 1934; 1 D 865/34.) 
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Anmerkung: Das vorliegende Urteil des 1. Sen. ift die grund 
ſätzlichſte aller Entſcheidungen, die das RG. bisher zum $ 266 
SGB. n. F. gefällt hat — fie verdient daher ganz beſondere Be⸗ 
achtung und Würdigung. Das Ergebnis iſt richtig, die Begründung 
z. T. bedenklich. 

Der zugrunde liegende Sachverhalt iſt ſehr einfach: Ein 
Amtswalter der Deutſchen Arbeitsfront, Betriebszellenobmann eines 
Induſtriewerks, zieht für dieſe gegen Aushändigung von Marken Bei⸗ 
träge ein und verwendet ſie für ſich. Das LG. lehnt Beſtrafung 
wegen Untreue ab, weil der Angekl. in bezug auf Marken und Geld 
lediglich Bote geweſen ſei. 

Der erk. Sen. nimmt dieſen Fall zum Anlaß, um einige 
grundſätzliche Feſtſtellungen über die neue Untreuevorſchrift zu 
treffen. Bemerkenswert iſt zunächſt die Erklärung, daß in der neuen 
Beſtimmung zwei ſelbſtändige Untreuetatbeſtände nebeneinander geftell: 
ſind — ein Mißbrauchstatbeſtand und ein Treubruchstatbeſtand i. S 
des früheren Schrifttums. Erſchöpfend iſt das freilich noch nicht, de 
genauere Betrachtung zeigt, daß der Treubruchstatbeſtand feiner 
wieder in zwei Unterkatbeſtände zerfällt, einen zivilrechtlich gebundenen, 
der eine bürgerlich-rechtlich gültige Pflicht zur Verm arenen 
vorausſetzt, und einen rein ſtrafrechtlichen oder tat Lim 
bruchstatbeſtand, der auf rein tatſächlichem Treuver an 1 
(dazu Schwinge-Siebert S. 19). 

Wichtiger noch als dieſe erſte Feſtſtellung iſt das klare Beier 
nis zu einer teleologiſchen Auslegung des 8 266, das der 
Senat in dem Urteil ablegt. In der Tat iſt es nirgendwo „fo wichtig, 
Wortinterpretation zu meiden und ſich dauernd Zweck und ſoziologiſche 
Grundlage der auszulegenden Beſtimmung vor Augen zu halten, wie 
gerade bei den Delikten, die dem Schutz des Wirtſchaftslebens dienen“ 
(Schwinge⸗Siebert S. 44). Uferloſe Ausdehnung ſo weitgefaßter 
Vorſchriften iſt leicht der Tod für allen Wagemut und Unternehmungs⸗ 
geiſt im Wirtſchaftsleben; überſpannt man das Untreueſtrafrecht, wird 
man der Wirtſchaft nur ſchaden, ſtatt ihr zu nützen. Man muß des⸗ 
halb dem erk. Sen. Dank wiſſen, daß er mit ſolcher Entſchiedenheit 
auf die Gefahren ſinnwidriger Ausdehnung hingewieſen hat. 

Verdient die Entſch. inſoweit Zuſtimmung, ſo können die Aus⸗ 
führungen zu dem Begriff „Wahrnehmung fremder Vermögensinter⸗ 
eſſen“ nicht ohne Widerſpruch hingenommen werden. Der Senat hat 
das ganz richtige Empfinden, daß man bei dieſem Tatbeſtandsmerkmal 
beſonders auf der Hut ſein muß, er verlangt deshalb auch, es müßten 
Vorgänge von einem gewiſſen Gewicht geweſen ſein. Dieſe Erwägung 
führt den Senat ſchließlich zu dem programmatiſchen Satz: 
„nicht jeder Leiſtungspflicht liegt ein Treueverhältnis zugrunde“; der 
Begriff des Treueverhältniſſes i. S. des $ 266 „geht über die bloße 
Pflicht hinaus, irgendeine geſchuldete Leiſtung zu erfüllen“. 

Das iſt im Grundſatz zu billigen, denn „Beauftragte“ wie der 
Kellner, der Lohnkutſcher, der Milchmann, der Bäckerjunge uſw. 
werden vom Sinn der Untreuevorſchrift nicht erfaßt und müſſen aus 
ihrem Anwendungsbereich ausſcheiden. 

Keinesfalls zuzuſtimmen iſt aber den Ausführungen, mit denen 
der Senat dieſen Grundſatz umſchreibt und konkretiſiert. 
Aus dem Wortlaut des Geſetzes ergebe ſich, ſo wird behauptet, daß 
nur an ſolche Pflichten oder Pflichtenkreiſe gedacht ſei, „die ſich ihrer 
Dauer nach über eine gewiſſe Zeit oder ihrem Umfang nach über 
bloße Einzelfälle hinaus erſtrecken“. Dieſe Abſtellung auf Dauer und 
Zahl der Geſchäfte halte ich nicht für richtig. Wenn jemand, etwa ein 
Bankherr, mit der Beſorgung eines einzigen großen Börſengeſchäfts 
betraut iſt und dabei mit einem Schlage die ganze ihm anvertraute 
Summe veruntreut, ſo erfüllt dieſe Handlung genau ebenſo den Sinn 
des Untreuetatbeſtands, wie wenn er einen ſolchen Betrag auf dem 
Umweg über eine Anzahl Einzelgeſchäfte in ſeine Taſche arbeitet. Das 
Weſen der Untreue iſt „Verrat und Treubruch“ (ſo Dahm in dem 
Bericht über die Arbeit der amtlichen Strafrechtskommiſſion, Beſ. Teil 
S. 334 u. 337). Dieſer Gedanke iſt auch in Fällen der erwähnten 
Art erfüllt — ja er tritt bei ihnen noch ſtärker in Erſcheinung als 
bei Dauerverhältniſſen! Die Einſchrängungen, die das MG. hier macht, 
wirken alſo ſinnwidrig und ſind deshalb abzulehnen. 

Die richtige Abgrenzung liefert der Geſichtspunkt, den 
der Senat in ſeinem Urteile zwar berückſichtigt, aber nur hilfsweiſe 
gelten laſſen will — nämlich, daß die das Vermögen des anderen 
berührende Obliegenheit des Täters den „weſentlichen Inhalt“ 
des zwiſchen ihm und dem Treugeber beſtehenden Innenverhältniſſes 
bilden muß. „Die Pflicht, fremde Vermögensintereſſen wahrzunehmen, 
muß der typiſche und weſentliche Inhalt des Innenverhältniſſes ſein“ 
(Schwinge⸗Siebert S. 33 und Peſchke: DIz. 1933, 1099). 
Damit wird 8266 StGB. in vernünftiger Weiſe eingeſchränkt. 

Prof. Dr. Erich Schwinge, Halle a. d. S. 
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*+19. 8 1 Abſ. 1 RErbhof®. 

1. überwiegt bei einem Grundbeſitz der auf ihm vor- 
handene Gewerbebetrieb (Ziegelei) die Landwirtſchaft, jo 
iſt die Erbhofeigenſchaft auch dann zu verneinen, wenn 
dieſer Gewerbebetrieb vorübergehend ſtillgelegt iſt. 

2. Dies gilt vor allem, wenn trotz der Stillegung des 
Gewerbebetriebs eine richtige Bauernwirt ſchaft nicht er- 
öffnet, alſo eine Umſtellung des Geſamtbetriebes auf Land— 
wirtſchaft nicht vorgenommen wurde. 

3. Das Fehlen einer ſolchen Umſtellung kann aus der 
teilweiſen Verpachtung von Grundſtücken, aus dem Fehlen 
jeglichen Inventars für eine bäuerliche Wirtſchaft und 
daraus geſchloſſen werden, daß eine ordnungsmäßige Woh- 
nung für den Bauern fehlt. 

Als Eigentümer des im Grundbuche von M. verzeichneten 
Grundſtücks, das dort als Ziegelei bezeichnet wird, ſteht der Ziegelei⸗ 
beſitzer Karl G. eingetragen. Das Grundſtück ift 15,94,02 ha groß. 
Es war früher ein Teil des Bauerngutes Nr. 2 in M., das damals 
62,38,90 ha groß war und dem Guts⸗ und Ziegeleibeſitzer J. und 
einem Fräulein J. gehörte. Dieſe verkauften das Gut im Jahre 1912 
an den Kaufmann L., der den Hauptteil von 42,29,23 ha ohne die 
Ziegelei noch in demſelben Jahre an H. veräußerte. Nachdem L. 
noch weitere Abverkäufe vorgenommen hatte, erwarb G. „das Zie⸗ 
geleigrundſtück nebſt den dazugehörigen Gebäuden und dazugehörigem 
Acker“ von L. durch Vertrag v. 7. April 1914 für 90 000 . 

Nach Ausbruch des Krieges wurde der Betrieb der Ziegelei ein⸗ 
geſtellt. Die Landwirtſchaft, mit Ausnahme von etwa ſechs Morgen, 
verpachtete G. von 1915 bis 1920. Er ſelbſt war in Ziegeleien und 
industriellen Unternehmungen tätig. 

Nach Beendigung des Krieges wurde die Ziegelei wieder in 
Betrieb genommen, bis ſie im Sept. 1932 abermals ſtillgelegt 
wurde. Die Ländereien wurden zunächſt nicht wieder verpachtet. Am 
3. Okt. 1932 ſchloß aber G. einen Pachtvertrag über 12 Morgen 
für die Zeit bis zum 1. Sept. 1933, der ſich um ein Jahr verlängern 
ſollte, wenn er nicht gekündigt wurde. 

Der Grundbeſitz iſt mit Hypotheken und Grundſchulden von 
mehr als 30 000 RM belaſtet. G. hat auf dem Grundſtück in der 
Zeit von 1914 bis zum April 1933 nicht gewohnt. Er iſt Vater von 
ſieben Kindern. Sein älteſter Sohn, der die Landwirtſchaft gelernt 
hatte, iſt im Kriege gefallen. Ein anderer Sohn iſt Diplomlandwirt 
und zur Zeit ſtellvertretender Vorſitzender des Arbeitsamts St. 

Auf Antrag des Kreisbauernführers ſtellte das AnerbG. feſt, 
daß das Grundſtück ein Erbhof und G. bauernfähig iſt. 

Auf die Beſchw. des Hypothekengläubigers H. ſtellte das LErbh⸗ 
Ger. unter Aufhebung des anerbengerichtlichen Beſchluſſes feſt, daß 
der Grundbeſitz kein Erbhof iſt. 

Gegen den Beſchluß des LErbhGer. hat G. ſofortige weitere 
Beſchw. eingelegt. Er beantragt, unter Anderung des angefochtenen 
Beſchluſſes die Beſchw. des Gläubigers H. zurückzuweiſen. Außerdem 
bittet er um Bewilligung des Armenrechts. 

Der Landesbauernführer hält die Entſch. des LErbhGer. für 
zutreffend. Er iſt der Meinung, daß ein landwirtſchaftlicher Betrieb 
ſchon deshalb nicht vorliege, weil es an dem erforderlichen lebenden 
und toten Inventar fehle. 

Die ſofortige weitere Beſchw. iſt zuläſſig, aber unbegründet. 

Alles, was der BeſchwF. zum Nachweiſe feiner Bauernfähigkeit 
anführt, kann außer Betracht bleiben; denn das LErbh&er. hat dem 
BeſchwF. die Bauernfähigkeit überhaupt nicht abgeſprochen. Es hat 
vielmehr dahingeſtellt gelaſſen, ob er die Fähigkeit beſitze, ſeine Be⸗ 
ſitzung landwirtſchaftlich ordnungsmäßig zu bewirtſchaften. Es hat 
auch ſeine Ehrbarkeit nicht in Abrede geſtellt, ſondern lediglich feſt⸗ 
geſtellt, daß er eine bauernmäßige Einſtellung zu feinem Grundbcſitz 
und eine bauernmäßige Verbundenheit mit dieſem nicht bewieſen 
habe. Die Entſch. beruht auf der Feſtſtellung, daß es ſich bei dem 
Grundbeſitz nicht um eine Bauernwirtſchaft, ſondern um einen Zie⸗ 
geleibetrieb handele. Dieſe Feſtſtellung wird durch die An- und Aus⸗ 
führungen des BeſchwF. nicht erſchüttert. 

Nach den im zweiten Rechtszuge erſtatteten Gutachten der Sach⸗ 
verſtändigen kann es keinem Zweifel unterliegen, daß G. auf dem 
Grundſtück nicht eine Bauernwirtſchaft unterhalten, ſondern eine Zie⸗ 
gelei betrieben hat. Die Gebäude ſind für den Betrieb der Ziegelei 
hergeſtellt und eingerichtet und auch hierfür benutzt worden. Einen 
landwirtſchaftlichen Betrieb hat G. überhaupt nicht geführt, da ihm 
vor allem hierzu das Vieh fehlte. Wie er ſelbſt zugibt, hat er mit 
Ausnahme von zwei Pferden Vieh niemals gehalten. Aus welchem 
Grunde er von einer Viehhaltung Abſtand genommen hat, iſt für die 
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Feſtſtellung, ob ein landwirtſchaftlicher Betrieb auf dem Grundſtücke 
vorhanden war und jetzt vorhanden iſt, ohne entſcheidende Bedeutung. 
Der von dem Beſchw§. für die Unterlaſſung der Viehhaltung an⸗ 
gegebene Grund, er habe das Vieh nicht halten können, weil er in 
der Stadt habe Wohnung nehmen müſſen, iſt an ſich ſchon wenig 
überzeugend, da das Vieh auch durch geeignete auf dem Grundftic 
wohnende Hilfskräfte hätte betreut werden können. Noch weniger 
glaubhaft iſt aber die Behauptung des BeſchwF., es ſei ihm in der 
Zeit von 1914 bis zum Frühjahr 1933 unmöglich geweſen, auf dem 
Grundſtück eine Wohnung zu finden, da er eine Wohnung nicht habe 
freimachen können. Dieſes Wohnen des Beſitzers in der Stadt erklärt 
ſich vielmehr dadurch, daß es auf dem Grundſtück an einem für die 
Wirtſchaftshaltung eines Bauern geeigneten Wohnhauſe fehlt, und daß 
G. außerdem auch gar keine Neigung beſaß, in die dürftige Wohnung 
in dem umgebauten alten Kammerofen, die nach der eidesſtattlichen 
Verſicherung des M. fünf Jahre lang leer ſtand, zu ziehen. 

Aus dem Verhalten des Beſitzers iſt aber weiter zu folgern, daß 
er auch gar nicht die Abſicht hatte, einen landwirtſchaftlichen Betrieb 
einzurichten. Als nach Ausbruch des Krieges der Ziegeleibetrieb ein⸗ 
geſtellt wurde, hätte er ſich ganz dem landwirtſchaftlichen Betriebe 
widmen können. Er hatte aber offenbar gar nicht das Verlangen 
danach und vielleicht auch nicht die erforderlichen Fähigkeiten, um 
den Betrieb ordnungsmäßig bei dem damaligen Mangel an Hilfs⸗ 
kräften zu führen, und daher ſuchte er ſein Auskommen in gewerb⸗ 
lichen Betrieben, wo er feine Kenntniſſe als Ziegeleifachmann ver⸗ 
wenden konnte, und deshalb verpachtete er damals die Ländereien. 

Als er nach dem Kriege die Ziegelei in Gang ſetzte und von 
einer Weiterverpachtung des Ackerlandes Abſtand nahm, bildete deſſen 
Bewirtſchaftung nur einen Nebenbetrieb. Von dem Betrieb einer 
Bauernwirtſchaft kann auch für dieſe Zeit nicht die Rede ſein, da 
eine Hofſtelle mit den für einen landwirtſchaftlichen Betrieb er⸗ 
forderlichen Gebäuden und dem notwendigen Vieh nicht vorhanden 
war und der Beſitzer ſelbſt gar nicht auf dem Grundſtück wohnte. 

Eine weſentliche Anderung iſt auch jetzt noch nicht eingetreten. 
Der Ziegeleibetrieb iſt zwar ſtillgelegt, aber eine Bauernwirtſchaft 
nicht eröffnet worden. G. hat zwar vom Frühjahr 1933 bis zum 
Herbſt 1934 auf dem Grundſtück gewohnt. Dies tat er notgedrungen, 
weil ſeine wirtſchaftlichen Verhältniſſe fo ſchlecht geworden waren, 
daß er die Miete in der Stadt nicht mehr aufbringen konnte. Ab: 
geſehen von der Verpachtung eines Teiles der Ländereien, die in der 
Tat zur Abdeckung von Schulden geſchehen zu ſein ſcheint, nahm er 
den anderen Teil in Bewirtſchaftung. Aber auch dieſer kann wegen 
des Mangels jeder Viehhaltung nicht als ordnungsmäßiger Betrieb 
einer Bauernwirtſchaft angeſehen werden. Jetzt hat G. das Grund⸗ 
ſtück bereits wieder verlaſſen und betätigt ſich in ſeinem Beruf als 
Ziegeleifachmann. Aus der Verwaltungsabrechnung des Zwangsver⸗ 
walters ergibt ſich, daß wohl eine landwirtſchaftliche Bearbeitung 
des Grundbeſitzes ſtattgefunden hat, aber dadurch iſt der Grundbeſitz 
noch nicht zu einem Bauernhof geworden. 

G. hat feinen Unterhalt aus dem Betriebe der Ziegelei ge⸗ 
zogen, ſolange dieſe in Gang war. Der Ertrag der landwirtſchaft⸗ 
lich genutzten Flächen ſpielte dabei nur eine untergeordnete Rolle, da 
die Landwirtſchaft im weſentlichen nur für den eigenen Bedarf und 
den ſeiner Leute betrieben wurde. Die Stillegung der Ziegelei iſt nur 
ein vorübergehender Zuſtand, der ſich, wie mit Beſtimmtheit zu er⸗ 
warten iſt, nicht nur dann ändern wird, wenn das Grundſtück in 
andere Hände kommt, ſondern auch dann, wenn G. die freie Ver⸗ 
fügung über ſeinen Grundbeſitz wieder erlangen ſollte. Die Erklärung, 
er werde nach Durchführung des Entſchuldungsverfahrens mit weniger 
Laſten die Ziegelei wieder in Betrieb nehmen können, er habe auch 
keine Sorge wegen des Abſatzes, da er ſehr gut eingeführt ſei und 
einen ausgezeichneten Ton habe, hat G. in ſeiner weiteren Beſchw. 
nicht beſtritten, ſondern nur als belanglos hinzuſtellen verſucht. Roh⸗ 
material iſt in genügender Menge in günſtiger Lage vorhanden. Die 
für den Ziegeleibetrieb erforderlichen Gebäude ſind nach dem Gut⸗ 
achten der Sachverſtändigen in gebrauchsfähigem Zuſtande, die Preſſe 
iſt betriebsfähig, und die Dampfmaſchine bedarf nur einer Über⸗ 
holung. An Abſatz für die Mauerſteine wird es bei der gegenwärtigen 
Belebung des Baumarktes nicht fehlen. 

Der Sen. kann demnach mit dem Landesbauernführer der 
Entſch. des LErhGer. nur beipflichten, das trotz der Einſtellung des 
Ziegeleibetriebs angenommen hat, daß der gewerbliche Betrieb der 
Ziegelei dem Grundbeſitz des G. ſeine Eigenart aufpräge und daß 
daher der Grundbeſitz nach ſeiner Hauptbeſtimmung nicht als ein land⸗ 
wirtſchaftlich genutztes Beſitztum anzuſehen ſei. 

(RErbhGer., Beſchl. v. 25. Jan. 1935, 2 RB 205/34.) 
(= Re. 1, 156.0 
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20. 881, 2 RErbhofG. Überſteigen die auf einem 
gemiſchten Betrieb laſtenden Schulden den Wert des land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebes um ein Vielfaches, ſo kann dies 
einen beachtlichen Anhaltspunkt dafür geben, daß dem 
gewerblichen Betrieb die überwiegende Bedeutung zu⸗ 
kommt und demgemäß die Erbhofeigenſchaft des Gejant- 
beſitzes zu verneinen iſt. f) 

Durch auerbengerichtlichen Beſchl. wurde auf den gem. 8 10 
RErbhofch. geſtellten Antrag einer Gläubigerin des Landwirts und 
Mälzereiinhabers E. in L. feſtgeſtellt, daß das landwirtſchaftliche An⸗ 
weſen des Letzteren die Erbhofeigenſchaft nicht beſitzt. Gegen dieſen 
0 hat E. ſofortige Beſchw. eingelegt, die jedoch keinen Er⸗ 
olg hatte. 

Das 10,19 ha große Anweſen iſt mit einem ehemaligen Bier⸗ 
brauereibetrieb verbunden, der ſeit 1926 in einen Mälzereibetrieb um⸗ 
gewandelt ift. Dieſer ſteht allerdings ſeit März 1932 mangels Kapitals 
ſtill, iſt aber vollſtändig betriebsfertig eingerichtet und könnte jähr- 
lich 8—10 000 Zentner Gerſte vermälzen. Seit Juli 1931 iſt die 
Zwangsverſteigerung des Anweſens angeordnet. Die landwirtſchaft⸗ 
liche Nutzfläche des Anweſens hat einen Einheitswert von nur 

600 RM. Eine Anzahl Flächen, die eigentlich Weinbergsland find, 
werden als Acker mit geringem Ertrag genutzt. Die Viehhaltung be⸗ 
ſteht nur aus zwei Pferden und einer Kuh. Schon aus dieſen Tat⸗ 


laden iſt in üÜbereinſtimmung mit dem Gutachten des Kreisbauern⸗ 


führers zu folgern, daß die rein landwirtſchaftliche Nutzung des An⸗ 
weſens unmöglich ausreicht, eine bäuerliche Familie unabhängig vom 
Markt und allgemeiner Wirtſchaftslage zu ernähren und zu bekleiden 
und zugleich den Wirtſchaftsablauf zu erhalten. Dazu kommt aber 
noch, daß der mit dem Anweſen verbundene Mälzereibetrieb ſchon 
ſeiner Größe und ſeinem Ertrage nach unter normalen Verhältniſſen 
der wirtſchaftlich weit überwiegende Teil, alſo die Hauptſache des gan⸗ 
zen Beſitzes, iſt. Das zeigt ſich ſchon aus der Tatſache allein, daß mit 
Rückſicht auf den Wert des Mälzereibetriebes es dem Beſchwỹ. gelang, 
insgeſamt 200 000 AM als Hypotheken aufzunehmen. Das An⸗ 
weſen des E. iſt ein gewerblicher Mälzereibetrieb mit kleinem land⸗ 
wirtſchaftlichen Nebenbetrieb und erfüllt daher die Vorausſetzungen 
des 5 2 Rerbhoſch. nicht. 

(Erbhcher, b. OLG. Bamberg, Beſchl. v. 6. Febr. 
Nr. 542/34.) 


Anmerkung: Seitens des BeſchwF. offenbar ein Verſuch, die 
Segnungen, die das RErbhofch. im Intereſſe des Volksganzen dem 
deutſchen Bauern zugute kommen läßt, aus eigenſüchtigen Abſichten 
— Verhinderung der Zwangsverſteigerung! — auch für ein Anweſen 
zu erſchleichen, dem ſie nach dem Willen des Geſetzgebers nicht zu⸗ 

ommen ſollen. Dieſer Verſuch iſt eines deutſchen Bauern unwürdig 

und die Entfch. Schon darum richtig. Deshalb war es im Grunde 
genommen auch gleichgültig, ob fie auf der Verneinung der fachlichen, 
für einen Erbhof vorgeſchriebenen Eigenſchaften des Anweſens oder 
auf der Verneinung der Bauernfähigkeit des Eigentümers ſich 
aufbaute. 

Auf Grund der geſchilderten Verhältniſſe verneint das Gericht 
mit Recht das Vorliegen einer Ackernahrung. Daß es zur Beurteilung 
der Sachlage auch die Höhe der Schulden mit heranzieht, iſt an ſich 
berechtigt. Für ſich allein würden dieſe jedoch nicht den Spruch be⸗ 
gründen, denn aus der Tatſache der offenbar aus dem gewerblichen 
Betrieb erwachſenen Verſchuldung allein läßt ſich ein Schluß auf die 
Ackernahrung nicht mit hinreichender Sicherheit ziehen. Iſt allerdings, 
wie offenbar hier, der eine Betrieb untrennbar mit dem anderen ver⸗ 
unden, ſo iſt es klar, daß ein derart für gewerbliche Zwecke „mobili⸗ 
ſierter⸗ Geſamtbetrieb auch dann nicht Erbhof ſein kann, wenn eine 
Ackernahrung gerade noch vorliegen würde. Ihr dienendes Verhältnis 
im Hinblick auf den Geſamtbetrieb wird dadurch offenkundig. 

Notar Schieck, Markt Grafing. 


* 
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21. 51 RErbhofc.; 868 Abſ. 2 der 1. DurchfVO. Ge- 
hört ein Erbhof zu einer Vorerbſchaft und ſoll der Fall 
der Nacherbſchaft mit der Vollendung des 25. Lebensjahres 
des Anerben eintreten, ſo gehören diejenigen Grundſtücke, 
bezüglich deren die Nacherbſchaft erſt mit dem Tode des 
Vorerben eintreten ſoll, nicht zum Erbhof. f) 

Die Witwe R. iſt Vorerbin eines Hofes und eines Ziegelei⸗ 
grundſtücks. Bezüglich des Hofes ſoll die Nacherbſchaft mit dem 
vollendeten 25. Lebensjahre des Anerben, des Sohnes Heinrich R., 
eintreten, bezüglich des Ziegeleigrundſtücks mit dem Tode des Vorerben. 
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Nachdem dargelegt iſt, daß das Ziegeleigrundſtück einen ſelb⸗ 
ſtändigen gewerblichen Betrieb darſtellt und daher nicht zum Erbhof 
gehört, fährt das Gericht fort: 

Für dieſe Auffaſſung ſprechen auch rechtliche Erwägungen. Wie 
ſchon ausgeführt iſt, iſt die jetzige Eigentümerin nur Vorerbin. An 
ſich ſteht dieſer Umſtand der Erbhofeigenſchaft des Grundbeſitzes nicht 
entgegen; denn 8 68 Abſ. 2 der 1. Durchf VO. ſieht ausdrücklich vor, 
daß ein Erbhof zu einer Vorerbſchaft gehören kann. Jedoch iſt dabei 
Vorausſetzung, daß ſich der Erbhof auf eine einzige Perſon vererben 
läßt. Das Geſetz verlangt im §1 ReErbhofG. Alleineigentum als 
Vorausſetzung eines Erbhofes und hat dieſes Erfordernis deshalb auf⸗ 
geſtellt, um eine geſchloſſene Vererbung des Erbhofes, wie fie im 
819 NErbHof®. vorgeſehen iſt, zu ermöglichen. Denn nur was im 
Eigentum einer einzigen Perſon ſteht, kann auch geſchloſſen auf eine 
einzige Perſon vererbt werden. Was dagegen im Eigentum mehrerer 
Perſonen ſteht, kann nicht geſchloſſen vererbt werden. Deshalb ſind 
Höfe, die im Eigentum mehrerer Perſonen ſtehen, im 8 17 R Erbhof. 
als Erbhöfe ausgeſchloſſen worden. In Fortentwicklung dieſes Grund⸗ 
ſatzes hat der Senat im Beſchl. v. 18. Jan. 1935 (3 EH 2257/34) in 
Übereinftimmung mit dem 2. Sen. (2 EH 2433/34) und dem 4. Sen. 
(4 EH 2011/34) angenommen, daß eine einheitliche Erbhofeigenſchaft 
für den geſamten Grundbeſitz dann nicht angenommen werden kann, 
wenn der Grundbeſitz zum Teil dem Eigentümer als Vorerben, zum 
Teil ihm als unbeſchränktem Alleineigentümer zuſteht. Denn in dieſem 
Falle iſt der Grundbeſitz nicht auf eine einzige Perſon vererbbar, da 
beim Tode des Vorerben eine doppelte Beerbung Platz greift, nämlich 
nach der Perſon des Alleineigentümers und ſodann nach der Perſon 
des urſprünglichen Erblaſſers. Dieſer Grundſatz läßt ſich nun auch 
auf die Fälle übertragen, in denen der Eintritt der Nacherbfolge für 
den einheitlichen Grundbeſitz verſchieden geregelt iſt. In dem hier 
fraglichen Falle ſoll die Nacherbſchaft bezüglich der Landwirtſchaft 
ſchon mit dem vollendeten 25. Lebensjahre des Heinrich R., alſo in 
etwa zwei Jahren, eintreten, bezüglich der Ziegeleigrundſtücke dagegen 
erſt mit dem Tode der Witwe R. Hiernach iſt der Grundbeſitz nicht 
geſchloſſen vererbbar; vielmehr kann der landwirtſchaftliche Grund⸗ 
beſitz ſchon viel früher dem Anerben zufallen als der Ziegeleigrund⸗ 
beſitz. Es würde dann das Eigentum an der Landwirtſchaft und an 
der Ziegelei auseinanderfallen. Wegen dieſer uneinheitlichen Vererbung 
des Grundbeſitzes muß deshalb in Fortentwicklung der früheren 
Grundſätze angenommen werden, daß der Ziegeleigrundbeſitz nicht mit 
zum Erbhof gehört. 

An dieſer Art der Vererbung iſt auch durch das RErbhofch. 
nichts geändert worden. Denn 868 Abſ. 2 der 1. DurchfVO. trifft 
nur Beſtimmungen über die Perſon des Nacherben, ändert aber 
die teſtamentariſchen Beſtimmungen über den Zeitpunkt des 
Eintritts der Nacherbfolge nicht ab. 

Angeſichts dieſer Rechtslage iſt es auch unerheblich, daß der 
nördliche Teil des Ziegeleigrundſtücks, welcher etwa 8 Morgen groß 
iſt und Wieſe und Acker darſtellt, ſeit langen Jahren vom Erbhofe 
aus genutzt wird. Obwohl dieſes Grundſtück vom Erbhof aus genutzt 
wird, wirtſchaftlich alſo ein Teil des Erbhofes iſt, kann es 
rechtlich doch nicht zum Erbhof gerechnet werden, da es eben zu 
den Ziegeleigrundſtücken gehört und deshalb auch ihr rechtliches Schick- 
ſal teilen muß. Es würde ſich ſonſt die rechtlich ſchwierige Folge er⸗ 
geben, daß ſich dieſes Stück erſt mit dem Tode der Witwe R. auf 
den Anerben vererbte, während ſich der Hof im übrigen ſchon mit 
dem 25. Lebensjahre des Anerben vererbte. 


(LErbhGer. Celle, Beſchl. v. 1. Febr. 1935, 3 EH 1302/34.) n. 


Anmerkung: A. Der Entſch. ſtimme ich im Ergebnis zu. Sie 
wird bereits durch die Feſtſtellung getragen, daß das Ziegeleigrund⸗ 
ſtück als ſelbſtändiger gewerblicher Betrieb angeſehen werden muß; 
denn ſchon aus dieſem Grunde kann es nicht zum Erbhof gehören. 
Die folgenden Erwägungen des Beſchl., welche das Alleineigentum der 
Vorerbin i. S. des § 1 NRErbHof®. deswegen verneinen, weil eine 
einheitliche Vererbung des Grundbeſitzes (gleichviel aus welchen 
Gründen) nicht möglich iſt, halte ich nicht für geboten. Es genügt 
für die Verneinung der Erbhofeigenſchaft, daß die Vererbung des 
Grundeigentums nach den Sußzeſſionsregeln des Anerbenrechts nicht 
ſtattfinden kann. Deswegen braucht man das Alleineigentum der Vor⸗ 
erbin nicht zu leugnen. Aber das LErbhGger. hat anſcheinend das 
Bedürfnis empfunden, das Fehlen der Erbhofeigenſchaft dadurch klar⸗ 
zuſtellen, daß es den Mangel eines der im RéErbhofG. ausdrücklich 
aufgeſtellten Erforderniſſe dartut. 


Prof. Dr. Hans Dölle, Bonn. 


B. Die vorſtehende Entſch. iſt durch die Feſtſtellung begründet, 
daß das Ziegeleigrundſtück zu einem ſelbſtändigen gewerblichen Be⸗ 
trieb gehört, alſo ein Doppelbetrieb gegeben iſt. Die zum Gegenſtand 
des Entſcheidungsſatzes gemachten Ausführungen wären hiernach nicht 
mehr erforderlich geweſen. Sie gipfeln in der Feſtſtellung, daß der 
verſchiedene Zeitpunkt des Eintritts der Nacherbfolge in die einzelnen 
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Teile eines Grundbeſitzes dazu zwingt, dieſe Teile getrennt zu be- 
handeln und keinesfalls zu einem Erbhof zuſammenzurechnen. 

Hiergegen erheben ſich Bedenken. Sind dem „Nacherben“ nur 
beſtimmte Grundſtücke in einem beſtimmten Zeitpunkt herauszugeben, 
ſo taucht die Frage auf, ob inſoweit nicht nur ein Vermächtnis 
gegeben iſt, deſſen Erfüllung von der Genehmigung des Anerb®. 
abhängt. Sollen ihm alle in ihrer Zuſammenfaſſung einen Erbhof 
bildenden Grundſtücke auf Grund angeordneter Nacherbfolge in ver⸗ 
ſchiedenen Zeitpunkten zufallen, ſo iſt zu unterſuchen, inwieweit die 
letztwillige Verfügung als Vermächtnis und inwieweit ſie als wirk⸗ 
liche Nacherbeneinſetzung zu erachten iſt. Jedenfalls iſt es nicht möglich, 
daß zwei oder mehrere Nacherbfälle aus dem verſchiedenen Zeitpunkt 
des Anfalls verſchiedener beſtimmter Gegenſtände konjtruiert 
werden, denn der Nacherbfall iſt wie der Erbfall nur als Nachfolge 
in das Vermögen als ganzes oder einen Bruchteil (8 1923 mit 82108 
BGB.), nicht als Nachfolge in beſtimmte zum Nachlaß gehörige 
Gegenſtande denkbar. 

Dieſe Erwägung führt dazu, daß es hier an den nötigen tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen für die Auslegung der letztwilligen Verfügung 
nach den Vorſchriften des BGB. fehlt. Erſt wenn dieſe möglich iſt, 
kann die Abgrenzung gegenüber dem Erbhofrecht gefunden und unter⸗ 
ſucht werden, inwieweit $57 Abſ. 2 R Erbhof. die Fortgeltung der 
letztwilligen Verfügung zuläßt und auf die Erbhofeigenſchaft von 
Einfluß iſt. 

Notar Dr. Seybold, Berlin. 


| Oberlandesgerichte: Zivilfahen | 


Berlin 

22. 88 13 Ziff. 3, 23 Ziff. 6 RAGebdO. Vergleichs- 
gebühr des prozeß bevollmächtigten Arm Anw. für einen 
im Armenrechtsverfahren geſchloſſenen Vergleich. 

Es handelt ſich um die Frage, ob und in welcher Höhe für 
RA. K. als dem Kl. beigeordneten Armenanwalt die Prozeß⸗ und 
Vergleichsgebühr aus der Staatskaſſe zu erſtatten find. Der Ur⸗ 
kundsbeamte hat beide Gebühren in Anwendung des $ 23 Ziff. 6 
RAGED. nur in Höhe von je 3/,0 feſtgeſetzt. Das LG. hat die Er⸗ 
innerung zurückgewieſen. 

Es iſt davon auszugehen, daß das LG. durch Beſchluß vom 
19. Dez. 1934 dem Kl. mit Wirkung v. 28. Sept. 1934, dem Tage 
der Einreichung der Klageſchrift und des Armenrechtsgeſuchs, für die 
erſte Inſtanz das Armenrecht bewilligt und RA. K. als Anwalt bei⸗ 
geordnet hat. Im Verlaufe der Erörterungen über die dem RA. K. 
zuſtehenden Gebühren hat dann das LG. ohne erſichtlichen Anlaß, 
anſcheinend von Amts wegen, dieſe Eutſch. dahin geändert, daß die 
Rückwirkung nicht erſt vom Zeitpunkt der Einreichung, ſondern be⸗ 
reits vom Zeitpunkt der Datierung des Antrages und der Klage⸗ 
ſchrift, nämlich dem 17. Sept. 1934 ab, eintrete. Nach der ſtän⸗ 
digen Rſpr. des Senats iſt aber die Entſch. des Prozeßgerichts über 
die Armenrechtsbewilligung ſo wie ſie lautet, damit alſo auch hin⸗ 
ſichtlich der Anordnung einer Rückwirkung und des Beginns der 
Rückwirkung, für die Koſtenberechnung und Koſtenfeſtſetzung ſchlechthin 
bindend. Obwohl hier nicht erſichtlich iſt, aus welchen Erwägungen 
heraus das LG. zu einer Rückwirkungsanordnung überhaupt, und 
gar, offenbar von Amts wegen, zu einer weiteren Vorverlegung des 
Termins der Rückwirkung auf den Zeitpunkt des Datums der 
Klageſchrift gelangt iſt, hatte der Senat in dem die Feſtſetzung der 
Armenanwaltskoſten betreffenden Beſchwerdeverfahren keine rechtliche 
Möglichkeit, die Rechtsgrundlage und ſomit die Berechtigung zu den 
vom LG. getroffenen Anordnungen nachzuprüfen. Das gleiche gilt 
aus denſelben Erwägungen heraus von der Frage, ob überhaupt für 
eine Armenrechtsbewilligung noch Raum war, nachdem durch den 
im Armenrechtsvorverfahren vor dem beauftragten Richter am 19. Dez. 
1934 geſchloſſenen Vergleich gemäß 8 118 a ZPO. das Armenrechts⸗ 
verfahren ſeine Erledigung gefunden hatte. 

Vielmehr iſt für die Frage des Erſatzanſpruchs des Armen⸗ 
anwalts an die Staatskaſſe davon auszugehen, daß RA. K. bereits 
vor Einreichung der Klage dem Kl. als Armenanwalt beigeordnet 
war. Dann ſind aber feine Gebühren nicht aus § 23, ſondern aus 
8 13 RAGebdO. zu beurteilen. Denn die Beiordnung iſt nicht etwa 
für das Armenrechtsverfahren, ſondern für die erſte Inſtanz erfolgt. 
Die Entſch. des LG. über die Erinnerung ſteht in unvereinbarem 
Widerſpruch mit ſeinen über das Armenrecht getroffenen Entſch. Denn 
ſie geht davon aus, daß das Armenrecht erſt nach Abſchluß des 
Vergleichs — der allerdings ſowohl das Armenrechts⸗ wie das 
Prozeßverfahren bereits zur Erledigung gebracht hatte — bewilligt 
worden ſei, und läßt die Tatſache der ausdrücklichen Rückwirkungs⸗ 
anordnung völlig außer Betracht. Die weitere Annahme des LG., 
der Kl. habe keine Prozeßvollmacht, ſondern nur Auftrag zur Er⸗ 
wirkung des Armenrechts gehabt, iſt willkürlich und wird allein 
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durch die Tatſache der gleichzeitigen Einreichung der Klage und des 
Armenrechtsgeſuchs widerlegt. Nach der ſtändigen Praxis des Senats 
it aber die Einreichung der Klage eine rein tatſächliche Handlung, 
die — auch in ihren rechtlichen Auswirkungen — nicht dadurch 
hintangehalten wird und werden kann, daß gleichzeitig ein Geſuch 
um Bewilligung des Armenrechts eingereicht wird (zu vgl. grundſäßz⸗ 
liche Entſch. v. 10. Dez. 1934 bei Gaedeke, Koſtengiſpr. 1934 
Nr. 356 — JW. 1933, 228 ). Folglich iſt von folgender Rechtslage 
auszugehen: RA. K. hatte als beigeordneter Armenanwalt in Voll⸗ 
macht des Kl. die Klage eingereicht. Dieſe Vollmacht befindet ſich bei 
den Akten und lautet ausdrücklich auf die Führung des Rechts⸗ 
ſtreits. Dadurch iſt gemäß 8 14 NAGED. für ihn eine volle Prozeß⸗ 
gebühr aus § 13 Ziff. 1 RAGED. erwachſen. RA. K. hat ſodann 
bei dem im Laufe des Armenrechtsverfahrens geſchloſſenen Vergleich 
mitgewirkt. Auf welchem Wege ein Prozeßbevollmächtigter den durch 
Einreichung bei Gericht in Lauf geſetzten Prozeß vergleichsweiſe er- 
ledigt, ob durch einen gerichtlichen, einen außergerichtlichen oder einen 
im Laufe des Armenrechtsvorverfahrens aus § 118 a ZRDO. ge 
ſchloſſenen Vergleich, iſt aber für die Frage der Höhe der Vergleichs⸗ 
gebühr ohne Belang. In jedem Falle ſteht ihm die volle Vergleichs⸗ 
gebühr aus 8 13 Ziff. 3 RAGED. zu. Für eine Anwendung des 
323 Ziff. 6 RAGebO. (/10⸗Gebühr) ift in ſolchem Falle kein Raum. 
Auch die vom LG. angeführte Entſch. des Senats 20 W 11529/3832 
v. 9. Nov. 1932 beſagt nichts anderes. Denn ſie geht davon aus, 
daß die Tätigkeit des Anwalts nur die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts betrifft, nicht aber daß es ſich um den prozeßbevollmächtigten 
Armenanwalt handelt. 

Mit Recht fordert daher der BeſchwF. die Feſtſetzung der vollen 
Prozeß⸗ und vollen Vergleichsgebühr. 

(RS., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 22. Mai 1935, 20 W 3219/35.) 
* 


23. §1 Arm Anw. Nicht jede Tätigkeit des Armen 
anwalts, dem Vollmacht von der Partei nicht erteilt iſt, 
begründet einen Erſatzanſpruch an die Staatskaſſe. Keine 
Vollmachtserteilung, wenn die Partei erklärt, dem Gericht 
die Auswahl des Anwalts zu überlaſſen. 

Nachdem der Antragſteller für die von ihm beabſichtigte Ehe 
ſcheidungsklage zu Protokoll der Rechtsantragſtelle des LG. Berlin 
das Armenrecht und die Beiordnung eines Rechtsanwalts, deſſen 
Auswahl er dem Gericht überließ, nachgeſucht hatte, iſt RA. R. unter 
Bewilligung des Armeurechts dem Antragſteller beigeordnet worden. 
Die Gerichtsakten ſind ihm mit der Beiordnung überſandt worden. 
Er hat dieſe alsbald mit der Anzeige zurückgereicht, daß der Kl. trotz 
mehrmaliger Aufforderung bisher nicht in feinem Büro zur Nice 
ſprache erſchienen ſei und auch noch keine Vollmacht erteilt habe. 
Demnächſt zeigte er an, daß feine Beiordnung als Armenanwalt ſich 
erledigt habe, da der Kl. ihm mitgeteilt habe, er habe ſich mit 
ſeiner Frau wieder verſöhnt. Dem Ankrag auf Feſtſetzung einer halben 
Prozeßgebühr entſprach der Urkundsbeamte mit der Begr. nicht, daß 
kein Auftragsverhältuis zuſtande gekommen ſei. Das LG. hat dle 
geforderte Gebühr dagegen feſtgeſetzt, auf Erinnerung der Staats- 
kaſſe jedoch dieſe Entſch. abgeändert und den Feſtſetzungsantrag des 
Armenanwalts zurückgewieſen. Die hiergegen gerichtete Bejchiv. 
konnte keinen Erfolg haben. 

Der Sen. iſt in ſtändiger Rſpr. mit der überwiegenden Anſicht 
in Rechtslehre und Rſpr. davon ausgegangen, daß grundſätzlich die 
Beiordnung eines Armenanwalts für ſich allein als Rechtsgrundlage 
des Erſtattungsanſpruchs gegen die Staatäkaffe nicht ausreicht, ſon⸗ 
dern daß die Auftragserteilung durch die arme Partei hinzutreten 
müſſe (KG. v. 8. Juni 1931: JW. 1935, 104620). Der Sen. hat 
auch bei nochmaliger Nachprüfung keinen Anlaß, von dieſer Nſpr. 
abzugehen. Eine Auftragserteilung vermag der Sen. auch nicht etwa 
in der Tatſache zu erblicken, daß der Antragſteller bereits in dem 
Antrag auf Bewilligung des Armenrechts und Anwaltsbejordnung 
ausdrücklich erklärt hat, die Auswahl des Anwalts dem Gericht zu 
überlaſſen. Hierin liegt keine rechtsgeſchäftliche Willenserklärung des 
Inhalts, damit dem vom Gericht auszuſuchenden Anwalt bereits 
jetzt Vollmacht erteilen zu wollen. Eine ſolche rechtsgeſchäftliche Er- 
klärung müßte eindeutig in dieſer Form abgegeben werden. Die 
vorl. Erklärung bedeutet nichts anderes, als daß die Partei hinſicht⸗ 
lich der Perſon des Armenanwalts keinen befouderen Wunſch äußern, 
ſondern dem Gericht überlaſſen wolle, nach feinem Ermeſſen einen 
Anwalt zu beſtimmen. Es bedurfte ſomit noch der — ausdrücklichen 
oder ſtillſchweigenden — Erklärung der Partei, daß der beigeordnete 
Anwalt ſie vertreten ſolle. Aus welchen Gründen die Partei eine 
ſolche Erklärung nicht abgegeben hat, iſt regelmäßig gleichgültig, es 
ſei denn, daß die Umſtände eindeutig erkennen laſſen, daß ſie mit 
der Vertretung durch den beigeordneten Anwalt einverſtanden iſt. 
Dafür liegt aber hier nichts vor. 

Ausnahmen von dieſem Erfordernis der Auftragserteilung ſind 
nur dann zuzugeſtehen, wenn der Armenanwalt nach dem Inhalt der 
ihm zugegangenen Armenrechtsbewilligung mit der Möglichkeit eiliger, 
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unaufſchiebbarer Handlungen rechnen mußte und deshalb, ſei es auch 
nur durch Akteneinjicht zum Zweck der Feſtſtellung, inwieweit er 
in der Tat ſofort zugunſten der armen Partei einzugreifen habe, 
tätig wird In ſolchem Falle handelt der Armenanwalt, auch wenn 
die Partei ihm keine Vollmacht erteilt, als Geſchäftsführer ohne 

uftrag und erwirbt inſoweit bereits einen Erſatzanſpruch an die 
Staatskaſſe (zu vgl. grundſätzliche Entſch. v. 4. Nov. 1933 bei 
Gaedeke, Koſtgiſpr. 1934 Nr. 337). 

Ein derartiger Fall liegt hier aber nicht vor. Die Armenrechts⸗ 
bewilligung wegen Eheſcheidung ergibt nichts dafür, daß hier der 
Armenanwalt bereits, ohne Auftragserteilung der Partei abzuwarten, 
mindeſtens vorſorglicherweiſe ſich zu vergewiſſern habe, ob nicht bereits 
dringliche Handlungen zugunſten der Partei vorzunehmen ſeien. Wenn 
der Armenanwalt gleichwohl bereits eine Tätigkeit zugunſten der 
armen Partei, ſei es auch nur durch Alteneinſicht, entwickelt hat, 
ſo lag objektiv hierzu ein genügender Anlaß für ihn nicht vor, er 
hat vielmehr nur in der Erwartung, von der Partei bevollmächtigt 
zu werden gehandelt. Anſprüche als Geſchäftsführer ohne Auftrag 
ſind dadurch für ihn nicht entſtanden, insbeſ. Kann er nicht bereits 
eine halbe Prozeßgebühr für Akteneinſicht und Korreſpon⸗ 
denz mit Gericht und Partei beanſpruchen. Zwar gehört jede dieſer 
Tätigkeiten an ſich mit unter den Prozeßbetrieb und iſt daher eine 
ſolche, durch welche bereits die Prozeßgebühr, wenn auch zunächſt nur 
zu 5/1 (8 14 RAGebOO.), verdient wird. Doch gilt dies immer nur 
unter der Vorausſetzung eines bereits beſtehenden Auftragsverhält⸗ 
niſſes. Auch für den Armenanwalt kann trotz der bereits vorl. Bei⸗ 
ordnung durch das Gericht etwas anderes nicht gelten. Die Beiord⸗ 
nung ſchafft zwar bereits inſofern eine Verpflichtung für den Armen⸗ 
anwalt, als er zur Vertretung der Partei zur Verfügung zu ſtehen 
at und deren Auftrag nicht ablehnen darf. Dieſe einſeitige Ver⸗ 
bpflichtungsbereitſchaft ſchafft indes grundſätzlich und regelmäßig noch 
keinen Gebührenanſpruch, auch nicht an die Staatskaſſe, ſelbſt dann 
nicht, wenn der Armenanwalt bereits eine ſonſt dem Prozeßbetrieb 
zuzurechnende Tätigkeit entwickelt. Der Armenanwalt ſteht zwar zu⸗ 
nächſt als Organ der Rechtspflege nicht anders da als jeder Wahl⸗ 
anwalt, dem dieſelben Funktionen obliegen. Die Beſonderheit der 
Stellung als Armenanwalt liegt aber darin, daß aus eben dieſer 
Stellung heraus bereits in gewiſſem Grade Verpflichtungen für ihn 
erwachſen, die gebührenrechtlich nicht unbedingt irgendwie abgegolten 
werden. Dazu gehört in der Regel die Überſendung eines Schreibens 
an die arme Partei, mit welchem dieſe um Erteilung der Vollmacht, 
alſo um die Begr. des Auftragsverhältniſſes, erſucht wird. Dazu ge⸗ 
ört auch der bereits jetzt etwa notwendige Schriftverkehr mit dem 
Gericht, ſo insbeſ. die Anzeige, daß die Partei bisher keine Vollmacht 
erteilt habe oder die Mitteilung, daß die Parteien ſich ausgeſöhnt 
haben und Klagerhebung deshalb nicht mehr in Frage komme. Aus 
gleicher Erwägung heraus hat der Sen. auch bereits in ſeiner Entſch. 
20 W 7166/34 v. 17. Okt. 1934 die Erſtattung der durch die Rück⸗ 
ſendung der Gerichtsakten dem Anwalt entſtandenen Portoauslagen 
verſagt. Es darf dabei nicht außer acht gelaſſen werden, daß der 
rmenanwalt nach ſeiner früheren Rechtsſtellung in vollem Umfange 
unentgeltlich tätig zu werden hatte und daß eine Vergütung, auch in 
Jorm der Erſtattung von Auslagen, nur in dem Umfange ihm zu⸗ 
steht, in dem das Arm Anw. ihm eine ſolche zubilligt. Es gibt alſo 
in der Tat Fälle, in denen der beigeordnete Armenanwalt bereits 
eine gewiſſe Tätigkeit zu entfalten und auch bare Aufwendungen zu 
machen hat, für die nach dem Geſetz ein Entſchädigungsanſpruch an 
die Staatskaſſe nicht beſteht. Ein ſolcher Fall liegt hier vor. Die 

eſchw. war daher zurückzuweisen. 
(Kg., 20. ZivSen., Beſchl. v. 6. April 1935, 20 W 2289/35.) 
* 


24. Art. 1 88 1, 4 Arm Anw. Der Beſchluß des Pro⸗ 
deßgerichts, der lediglich die Beiordnung des Arm Anw. 
den du ckwirkender Kraft ausſpricht, iſt für den UrkB. bin⸗ 


„Durch Beſchluß des ProzGer. war der Beſchwy. dem Antrag⸗ 
1 5 als ArmAnw. mit rückwirkender Kraft beigeordnet worden. 
1 UrkB. und das LG. haben jedoch die Feſtſetzung der von der 
8 aatskaſſe zu erſtattenden Koſten dem Arm Anw. verſagt, weil die 
nachträgliche Beiordnung einen Erſtattungsanſpruch für die zurück⸗ 
e Zeit nicht begründe. Dieſe Rechtsauffaſſung iſt unrichtig. Der 
ugefochtene Beſchluß hat auch nicht verſucht, fie zu begründen. 
di Die Prüfung des Geſuchs des Arm Anw. um Erſtattung und 
pie Feſtſetzung liegt gem. 8 4 Arm Anw. dem UrkB. ob. Seine 
kerüfungspflicht und ſein Recht zur Prüfung erſchöpft ſich bei dieſer 
unte in der Unterſuchung, ob einmal die geſetzlichen Voraus⸗ 
10 des Erſtattungsanſpruchs, d. i. Armenrechtsbewilligung, Bei⸗ 
Me und Fälligkeit der Gebühren oder des Erſtattungsanſpruchs, 
* we und ferner ob und wieweit die einzelnen Anſätze des Feſt⸗ 
ME „asaefuche begründet find. Dagegen wird dem UrkB. im 8 4 
ſich das Recht und die Stellung einer Beſchwerde⸗ oder gar Auf⸗ 
sinſtanz gegenüber dem ProzÖer. eingeräumt, die deſſen Armen⸗ 
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rechtsbewilligung nach Vorausſetzungen oder Rechtswirkſamkeit zu 
überwachen hätte. Im Gegenteil it nach 8 127 BD. der Beſchluß, 
durch den das Armenrecht bewilligt wird, unanfechtbar. Der Senat 
hat daher ſchon zu wiederholten Malen entſchieden, daß der Beſchluß 
des ProzGer. über die Bewilligung des Armenrechts den Urkunds⸗ 
beamten bindet, und zwar insbeſ. auch dann, wenn der Einzelrichter 
entſchieden hatte, oder wenn das Armenrecht erſt nach Beendigung 
der Inſtanz bewilligt worden war, oder wenn ſich der Armenrechts⸗ 
beſchluß rückwirkende Kraft beilegte, und wenn in allen dieſen Fällen 
der UrkB. eine ſolche Entſch. für unzuläffig hielt (vgl. Beſchl. 
20 W 8021/29 v. 19. Sept. 1929: ZW. 1935, 1045 18; 20 W 4835/32 
v. 25. Mai 1932; 20 W 5974/34 v. 15. Aug. 1934; 20 W 6607/4 
v. 19. Sept. 1934: ZW. 1934, 26323; Koſtenkartei zu Art. I 8 4 
ArmAnwG. und 8 115 ZPO.; Gaedeke, KofiNipr. Nr. 309, 332; 
BlRpfl. 1934, 109). Insbeſ. in der Entſch. v. 15. Aug. 1934 
(BlRpfl. a. a. O.) hat der Senat unter ausführlicher Nachweiſung des 
Schrifttums dargelegt, daß die Zuläſſigkeit der oben genannten Armen⸗ 
rechtsentſcheidungen umſtritten iſt, im Koſtenverfahren aber nicht der 
Entſch. bedarf, weil die Entſch. des ProzGer. den Urkundsbeamten 
bindet, und einen rechtswirkſamen Staatsakt darſtellt, der weder un⸗ 
beachtet gelaſſen werden darf, noch bedeutungslos iſt. Dort wurde im 
einzelnen ausgeführt, daß die Nichtigkeit eines Staatsaktes im öffent⸗ 
lichen Recht nur dann wird angenommen werden können, wenn bei 
ſeinem Zuſtandekommen ſo weſentliche Fehler ſachlicher oder formeller 
Art vorgekommen ſind, daß er überhaupt keine Rechtswirkungen zu 
entfalten vermag (vgl. RG.: DJuſt. 1934, 914), oder anders aus⸗ 
gedrückt eine Behörde ſich über jede Rechtsſchranke hinweggeſetzt hätte 
und ihr Verhalten deshalb überhaupt nicht mehr als obrigkeitliches 
Handeln anzuſehen wäre (RG. 131, 59 — JW. 1931, 604); daß 
aber bei den fraglichen Armenrechtsentſcheidungen durchweg gerichtliche 
Entſcheidungen vorliegen, die in geſetzlich vorgeſehener Form über 
Fragen ergangen ſind, die in den Entſcheidungsbereich des ordent⸗ 
lichen Gerichts fallen; daß es ſich in keinem der ſtreitigen Falle um 
die Grundlagen des von einem ordentlichen Gerichte erlaſſenen Staats⸗ 
aktes ſelbſt handelt, und daß nach alledem von einem nichtigen Staats⸗ 
akt keine Rede ſein kann. 

An dieſer Rechtsauffaſſung hält der Senat feſt (vgl. neuerdings 
auch Gaedeke: JW. 1935, 441 6). Sie war zutreffend, als 8 127 
ZPO. a. F. verordnete, daß gegen den Beſchluß „kein Rechtsmittel 
.. ſtattfinde“. Sie muß erſt recht aufrechterhalten werden, ſeitdem 
in bewußter Schärfe § 127 ZPO. erklärt: „Der Beſchluß, durch den 
das Armenrecht bewilligt wird, iſt unanfechtbar.“ Sie gilt ſchließlich 
in gleicher Weiſe für die Entſch., die lediglich die Beiordnung mit 
rückwirkender Kraft ausſpricht. Denn dieſe iſt eine der im Anwalts⸗ 
prozeß notwendigen Folgen der Armenrechtsbewilligung, und wenn 
wie im vorl. Falle nach der Bewilligung des Armenrechts im ganzen 
noch ein beſonderer Beſchluß nur über dieſe Wirkung des Armenrechts 
ergeht, fo ſtellt ſich eine derartige Entſch. als nichts anderes dar, 
denn als ein Teilausſpruch über die Armenrechtsbewilligung. Wie 
dieſe muß auch die Beiordnung den Schutz der Unanfechtbarkeit nach 
8127 380. genießen. Lediglich für die Auswahl der Perſon des 
Armenanwalts macht 8 36 RAO. eine beſchränkte Ausnahme zugunſten 
der armen Partei und des Arm Anw., die hier nicht zutrifft. Auch ſie 
gilt nicht zugunſten des UrkB. oder der Vertreter der Staatskaſſe; 
ihnen ſteht auch hinſichtlich der Beiordnung eines ArmAnw. im 
Anwaltsprozeſſe eine Nachprüfung in irgendeiner Richtung nicht zu. 

Der Beſchwerde mußte daher ſtattgegeben werden. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 16. Febr. 1935, 20 W 952/35.) 
* 


25. § 1 Abſ. 4 Arm Anw.; § 85 RA Geb. Die durch 
dreimonatiges Ruhen des Verfahrens bewirkte Fälligkeit 
der Armenanwaltskoſten wird nicht durch eine Fortführung 
des Prozeſſes beſeitigt. 

Nachdem im Verhandlungstermin v. 6. Okt. 1934 das Ruhen 
des Verfahrens angeordnet war, hat RA. K. als dem Kl. beigeordneter 
Armenanwalt am 22. Jau. 1935 die Feſtſetzung der bisher für ihn 
entſtandenen Gebühren aus der Staatskaſſe mit der Begründung be⸗ 
antragt, daß das Verfahren ſeit mehr als drei Monaten ruhe. Der 
UrkB. der Geſchäftsſtelle hat abgelehnt, dieſem Geſuch zu entſprechen, 
weil der Rechtsſtreit ſeit dem 20. Jan. 1935 nicht mehr ruhe, viel⸗ 
mehr bereits anderweiter Verhandlungstermin anberaumk ſei. 0 

Die hiergegen gerichtete Erinnerung iſt begründet. Nach 8 1 
Abſ. 4 ArmAnkoG. wird der Erſatzauſpruch des Armenanwalts an die 
Staatskaſſe unter den Vorausetzungen des 8 85 RAGEHD. fällig. Als 
weiterer Fälligkeitsgrund für Armenanwaltskoſten tritt noch das Ru⸗ 
hen des Verfahrens für länger als drei Monate hinzu. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung iſt hier erfüllt. Am 6. Jan. 1935 war die dreimonatige Friſt 
beendet. Damit iſt der Erſatzanſpruch des Erinnerungsführers fällig 
geworden. Der Auffaſſung, als wenn dieſe Fälligkeit durch ein Weiter⸗ 
betreiben des Verfahrens wieder aufgehoben würde, kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Ganz abgeſehen davon, daß das Ruhen des Ver⸗ 
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fahrens als Fälligkeitsgrund gerade deshalb in das ArmAnwch. auf⸗ 
genommen iſt, um dem Armenanwalt nicht ungebührlich lange ſeine 
Koſten vorzuenthalten, kennt weder das Arm Anw. ſelbſt noch das 
bürgerliche Recht, nach deſſen Grundſätzen die Frage der Fälligkeit 
allgemein zu beurteilen iſt, eine automatiſche Aufhebung einer einmal 
eingetretenen Fälligkeit. Dazu würde es eines beſonderen Rechts⸗ 
geſchäftes bedürfen, für welches indes bei einem öffentlich⸗ rechtlichen 
Anſpruch wie dem Erſatzanſpruch des Armenanwalts an die Staats⸗ 
kaſſe naturgemäß kein Raum iſt. Würde wirklich die Anſicht, daß 
ein Wiederaufleben des Prozeſſes nach Ablauf der dreimonatigen Friſt 
die Fälligkeit des Erſatzanſpruches des Armenauwalts an die Staats⸗ 
kaſſe beſeitige, zutreffen, dann würde die Folge davon ſein müſſen, 
daß der Armenanwalt ſogar ihm bereits erſtattete Koſten der Staats⸗ 
kaſſe zurückgewähren müßte, ein Ergebnis, das, wie nicht weiter aus⸗ 
geführt zu werden braucht, unannehmbar iſt. 

Der UrkB. wird daher den Erſtattungsanſpruch fachlich zu prü- 
ir und gegebenenfalls die Feſtſetzung antragsgemäß vorzunehmen 
aben. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 16. März 1935, 20 Wa 61/35.) 
* 


26. 84 Arm Anw G.; 58 812, 818 BGB. Verfahren bei 
Rückforderung überhobener Armenanwaltskoſten. Be⸗ 
reicherungsanſpruch des Staates. Einwand des Wegfalls 
der Bereicherung. 

Die zur Entf. ſtehende Frage, ob der Gebührenanſpruch eines 
zum Armenanwalt beſtellten Prozeßbevollmächtigten, der in den 
Staatsdienſt berufen wird und infolgedeſſen ſeine Zulaſſung zur 
Anwaltſchaft aufgibt, an die Staatskaſſe dadurch berührt wird, iſt 
vom Sen. im Anſchluß an die auch vom LG. bereits erörterte grund⸗ 
ſätzliche Entſch. 20 W 5496/34 v. 19. Sept. 1934 (bei Gaedeke, 
KoſtRſpr. 1934 Nr. 354 — JW. 1934, 249613 in Übereinftimmung 
mit OLG. München v. 3. Jan. 1934: JuſtVerwBl. 1934, 97) in feinen 
Entſch. 20 W 1024/35 v. 16. Febr. 1935 und 20 W 1241/35 vom 
23. Febr. 1935 (JW. 1935, 104413 und 1040 4) bereits behandelt 
worden. Der Sen. hat auch dieſe Fälle, in denen nur die freie Ent⸗ 
ſchließung des Armenanwalts zur Annahme der Berufung in den 
Staatsdienſt führen kann, als freiwillige Aufgabe der Zulaſſung als 
Anwalt und damit als freiwillige Mandatsniederlegung durch den 
Armenanwalt angeſehen und anerkannt, daß damit der ausſcheidende 
Armenanwalt ſeinen Gebührenanſpruch an die Staatskaſſe inſoweit 
verliert, als dieſelben Gebühren für den neu zu beſtellenden Armen⸗ 
anwalt nochmals entſtehen. Auch die Ausführungen des ausgeſchie⸗ 
denen Anwalts und des LG. geben dem Sen. keinen Anlaß, all⸗ 
gemein oder wenigſtens für den vorl. Fall von dieſer Auffaſſung 
abzugehen. Der Urkundsbeamte hätte daher nur die Auslagen, nicht 
aber die in Rechnung geſtellten Gebühren für RA. N. feſtſetzen dürfen, 
da dieſelben Gebühren auch für den neu beſtellten Armenanwalt, den 
Sozius des bisherigen Armenanwalts, entſtanden und — mit Recht — 
feſtgeſetzt worden ſind. 

Der Einwand des ausgeſchiedenen Anwalts, daß er um die 
etwa zuviel erhaltenen Beträge nicht mehr bereichert ſei, da er 
oder doch wenigſtens ſein Sozius dieſe Beträge der SA. zur Ver⸗ 
fügung geſtellt habe, iſt in dem Feſtſetzungsverfahren nicht zu prüfen. 
Das Verfahren betreffend die Rückforderung überhobener Armen⸗ 
anwaltsgebühren iſt geſetzlich nicht geregelt, Rann daher auch nur 
aus 8 4 Arm AnwG. entnommen werden. Ebenſo wie der Urkunds⸗ 
beamte entſprechend dieſer Vorſchr. die Gebühren des Armenanwalts 
feſtzuſetzen und dadurch den Titel zu ſchaffen hat, auf Grund deſſen 
die Staatskaſſe zur Zahlung an den Armenanwalt verpflichtet iſt, 
bedarf es als Vorausſetzung für eine Rückzahlungsverpflichtung des 
Armenanwalts der gegenteiligen Feſtſetzung durch den Urkundsbeamten, 
d. h. der Abänderung des bisherigen Feſtſetzungsbeſchluſſes. Die Feſt⸗ 
ſetzung durch den Urkundsbeamten ift alſo Grundlage und Voraus⸗ 
ſetzung wie der Zahlungspflicht der Staatskaſſe ſo der Rückzahlungs⸗ 
pflicht des Armenanwalts. Der geänderte Feſtſetzungsbeſchluß wirkt 
nunmehr gegen den Anwalt als Feſtſtellung ſeiner Verpflichtung, den 
überhobenen Betrag zurückzuzahlen (zu vgl. Gaedeke, Die Rück⸗ 
forderung von Armenanwaltsgebühren: JW. 1934, 1139). Dabei hat 
der Urkundsbeamte ſich darauf — wie bei der erſten Feſtſetzung — 
zu beſchränken, feſtzuſtellen, ob und in welchem Umfange Koſten für 
den Armenanwalt, abweichend von der getroffenen Feſtſetzung, als 
aus der Staatskaſſe zu erſtatten anerkannt werden können, d. h. 
wie weit die bisherige Feſtſetzung geändert werden muß. über eine 
etwaige Rückzahlungsverpflichtung iſt dagegen in dieſer Entſch. nicht 
zu befinden (Gaedeke a. a. O.). Dieſe bildet nicht etwa einen 
vollſtreckbaren Titel für die Beitreibung der zuviel gezahlten Koſten 
gegen den Armenanwalt. Vielmehr kann die Staatskaſſe ihren Rückk⸗ 
forderungsanſpruch mangels beſonderer reichsrechtlicher Vorſchr., da auch 
in Preußen beſondere landesrechtliche Vorſchr. über die Zuläſſigkeit 
des Verwaltungszwangsverfahrens für dieſen Anſpruch nicht beſtehen, 
nur im Wege der ordentlichen Klage, geſtützt auf ungerechtfertigte 
Bereicherung des Armenanwalts, geltend machen (Jonas, Anm. 4 


Ab. 4 zu 83 Arm Anw.; Baumbach, RRoft®., 1933, 3 zu 84; 
ferner JW. 1933, 36642). Der im Feſtſetzungsverfahren ergangene Be⸗ 
ſchluß bildet nur eine — allerdings unentbehrliche — Vorentſch., 
die Vorausſetzung und Grundlage für eine ſolche Klage iſt. Nur auf 
dieſem Wege kann alſo die Staatskaſſe ihren als Bereicherungs⸗ 
anſpruch ſich darſtellenden, durch den Feſtſetzungsbeſchluß des Urkunds⸗ 
beamten als beſtehend feſtgeſtellten Rückzahlungsanſpruch gegen den 
Anwalt geltend machen. Nur in dieſem Verfahren kann der An⸗ 
walt ſich mit dem Einwand verteidigen, daß er zur Rückzahlung nicht 
verpflichtet ſei, weil er nicht mehr bereichert ſei (8818 BGB.). 

Der Beſchw. der Staatskaſſe mußte daher ſtattgegeben werden. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 30. März 1935, 20 W 2009/35.) 


* 
27. § 4 Arm AnwG.; 8 102 3 O. Die arme Partei 
ſelbſt iſt an dem Verfahren betr. Feſtſetzung der Armen- 
anwaltskoſten nicht beteiligt. Grobes Verſchulden des 
Anwalts. 

RA. A. hat gegen die Abſetzung der von ihm als Armenanwalt 
der Staatskaſſe in Rechnung geſtellten Beweis⸗ und weiteren Ver⸗ 
handlungsgebühr „namens und auf ausdrücklichen Wunſch der Kl.“ 
Beſchwerde eingelegt, die vom Senat mangels einer Legitimation 
und Beſchwer der Partei ſelbſt als unzuläſſig verworfen worden iſt. 
RA. A. hat, gem. § 102 ZPO. gehört, fein Vorgehen damit er⸗ 
klärt, daß er ſich bei Einlegung des Rechtsmittels über die Zweifel⸗ 
haftigkeit der Frage der Zuläſſigkeit klar geweſen ſei und die 
Rechtslage auch der Kl. vorgehalten habe. Gerade deshalb habe er 
auch jeiner Partei gegenüber durch den Hinweis, auf deren ausdrück⸗ 
lichen Wunſch zu handeln, zum Ausdruck bringen wollen, daß er 
trotz der Zweifelhaftigkeit das Rechtsmittel verſuche. Eine Beſchwer 
der Partei habe er darin erblickt, daß dieſe für ſeine Koſten inſoweit 
einſtehen müſſe, als nicht eine Rückwirkung des Armenrechts an⸗ 
erkannt werde. Aus dieſem Grunde verwahrt er ſich dagegen, ſchuld⸗ 
haft oder gar grob ſchuldhaft gehandelt zu haben. Der Sen. vermag 
dieſe Verteidigung nicht als berechtigt anzuerkennen. Wenn es auch 
richtig iſt, daß die Rechtsſtellung der armen Partei ſelbſt dadurch 
berührt werden kann, daß Koſten, die für ihren Prozeßbevollmächtig⸗ 
ten erwachſen ſind, nicht als aus der Staatskaſſe zu erſtattende Koſten 
angeſehen werden, ſo kommt es entſcheidend doch nur darauf an, ob 
ein Verfahren vorliegt, in welchem die Partei ſelbſt auftreten und das 
ſie ſelbſt durch Einlegung von Rechtsmitteln betreiben kann. Dieſe 
Frage iſt aber unbedingt zu verneinen. Das Feſtſetzungsverfahren 
gem. 8 4 Arm Anw. i. Verb. m. 8 4 DEKG. und 8 567 ZRO. ſpielt 
ſich nur zwiſchen dem Armenanwalt ſelbſt und der Staatskaſſe ab. 
Es betrifft die Entſch. des Armenanwalts über feinen Erſatzanſpruch 
an die Staatskaſſe. Die Partei mag daran intereſſiert ſein, beteiligt 
im verfahrensrechtlichen Sinne iſt ſie trotzdem nicht. Das iſt an⸗ 
erkannten Rechts und an ſich auch jedem Anwalt geläufig. Wenn 
daher ſelbſt die Partei bei Abſetzung von Gebühren des Armen⸗ 
anwalts ausdrücklich wünſcht, daß der Armenanwalt ein Rechtsmittel 
ergreife, jo kann es ſich dabei nur darum handeln, daß fie das zu⸗ 
läſſige Rechtsmittel ergriffen wiſſen will, hier alſo ein ſolches 
im Namen des Armenanwalts ſelbſt, nicht aber im eigenen Namen. 
Selbſt wenn ſie das Gegenteil ausdrücklich vom Anwalt verlangt 
und trotz Belehrung durch ihren Anwalt darauf beſtanden haben 
ſollte, ſo gehört es zu den Pflichten des Anwalts, einem ſolchen 
rechtlich unbegründeten Verlangen nicht, auch nicht in der Form 
ſtattzugeben, daß das Vorgehen mit dem „ausdrücklichen Wunſch“ 
der Partei begründet wird. Der Sen. hat bereits mehrfach — in 
Übereinſtimmung mit der Auffaſſung des RG. — dahin entſchieden, 
daß ein Anwalt, der gegen die eigene Überzeugung, nur auf Ver⸗ 
langen ſeiner Partei, prozeſſual unzuläſſige Handlungen vornimmt, 
durch dieſes Verlangen der Partei nicht etwa gedeckt ift, ſondern 
bewußt ſchuldhaft vorgeht und damit den Tatbeſtand des 8 102 3 PD., 
der grobes Verſchulden des Anwalts verlangt, erfüllt. 8102 38D. 
ift eine Vorſchr. zum Schutze ſowohl des Gerichts als auch der Partei 
ſelbſt dagegen, daß durch unzuläſſiges Vorgehen ihres Bevollmächtigten 
unnötige Verfahren eingeleitet und überflüſſige Koſten verurſacht 
werden. Gerade in einem Falle wie dem vorliegenden wird die arme 
Partei ſelbſt ſchwerlich in der Lage ſein, ſich rechtlich ein Urteil dar⸗ 
über zu bilden, ob der Armenanwalt nur im eigenen oder in ihrem 
Namen handeln darf. Sache des Anwalts iſt es daher, ſie darüber zu 
belehren, nicht aber einem unbegründeten, auf Unwiſſenheit der Partei 
beruhenden Verlangen nachzugeben. 

Die Koſten der unzuläſſigen Beſchw. mußten daher dem RA. A. 
perſönlich auferlegt werden. 

(KG., 20. ZivSen, Beſchl. v. 28. März 1935, 20 W 1814/35.) 


* 

28. $5 Arm Anw.; § 124 8 PO.; Art. 1 Teil 1 Kap. III 

Not VO. v. 14. Juni 1932. Auf die Geltendmachung von 

auf die Staatskaſſe gemäß 8 5 Arm Anw. übergegangenen 

Anſprüchen findet die Not Vo. b. 14. Juni 1932 (Beſchwerde⸗ 
ſumme) Anwendung. 

Durch den angefochtenen Beſchluß hat das LG. den Koſtenanſatz 
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der Gerichtskoſtenrechnung des LG. über 86 RM von der Staats⸗ 
Kaffe dem Armenanwalt des Kl. erſtattete Koſten dahin geändert, daß 
der Antragsgegner nur für die Hälfte dieſer Koſten in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden könne. Die Staatskaſſe hält ihre hiergegen erhobene 
Beſchw. trotz der NotVO. v. 14. Juni 1932 deshalb für zuläſſig, 
weil es ſich um Armenanwaltskoſten handelt und dieſe auch nach dem 
Übergang auf die Staatskaſſe nicht zu Gerichtskoſten geworden, ſon⸗ 
dern außergerichtliche Koſten geblieben ſind, auf welche ihrer Anſicht 
nach die Einſchrankung der Beſchwerdeſumme nicht zutrifft. Dieſer 
Anſicht vermag der Senat nicht zu folgen. 
Nach Teil 1 Kap. III Art. 1 Not VO. v. 14. Juni 1932 (NG- 
BL. I, 288) iſt die Beſchw. gegen Entſch. über eine Erinnerung im 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren (8 104 Abſ. 3) ſowie gegen den Anſatz von 
Gebühren oder Auslagen (5 4 GK.) nur dann zuläſſig, wenn der 
Wert des Beſchwerdegegenſtandes 50 AM überſteigt. Für Beſchwerden 
es Armenanwalts oder der Staatskaſſe betreffend die Feſtſetzung 
der dem Armenanwalt aus der Staatskaſſe zu erſtattenden Koſten gilt 
nun zwar nach heute wohl überwiegender Meinung (vgl. insbeſ. 
Entſch. des Sen. v. 1. Juli 1932: JW. 1932, 31192) dieſe Be⸗ 
ſchwerdeſumme nicht. Daraus kann indes nicht hergeleitet werden, daß 
ſie auch für diejenigen Fälle nicht anzuwenden iſt, in denen der An⸗ 
ſpruch des Armenanwalts gegen die unterliegende Partei aus 8 124 
PO. auf Grund des 8 5 Arm Anw. auf die Staatskaſſe über⸗ 
gegangen iſt. 
Man mag dem Umſtand keine entſcheidende Bedeutung bei- 
meſſen, daß nach § 5 Satz 2 des Gef. auf die Geltendmachung des 
übergegangenen Anſpruchs die Vorſchriften über die Erhebung von 
Gerichtskoſten entſprechende Anwendung finden, die Staatskaſſe danach 
alſo berechtigt iſt, die von ihr erſtatteten Armenanwaltskoſten von 
em erſtattungspflichtigen Gegner unmittelbar durch Gerichtskoſten⸗ 
rechnung ebenſo wie gerichtliche Gebühren oder gerichtliche Aus⸗ 
agen gelten zu machen, obwohl die Armenanwaltskoſten auch trotz 
der Erſtattung durch die Staatskaſſe außergerichtliche Koſten der 
arteien geblieben ſind, nunmehr aber im Wege des in der Not VO. 
angeführten 8 4 Ge. von der in Anſpruch genommenen Partei be⸗ 
Sl werden können. Gleichwohl greift eine andere Erwägung 
urch. Bei dem Koſtenerſtattungsanſpruch des Armenanwalts auf 
Grund der Koſtenentſcheidung i. Verb. m. $ 124 ZRO. handelt es 
ich um die Koſtenfeſtſetzung. Gerade das Koſtenfeſtſetzungsverfahren 
iſt aber von der NotVO. (jetzt 8 567 Abſ. 2 3 PO.) der Beſchwerde⸗ 
jumme unterworfen und erfaßt damit auch den Anſpruch des Armen⸗ 
anwalts aus 8 124 ZPO. Dadurch, daß die Staatskaſſe dieſen An⸗ 
pruch erworben hat und nunmehr auf einem Wege geltend machen 
£ un, der an ſich gleichfalls durch die Beſt. der Not O. erſchwert ift, 
gann ſich an der prozeſſualen Rechtslage jedenfalls inſoweit nichts 
ändern, als keine der beiden Parteien hinſichtlich der Zuläſſigkeit der 
Veſchw, beſſer geſtellt ſein kann, als wenn der urſprüngliche Gläu⸗ 
iger ſeinen Anſpruch gegen die Partei verfolgt. Es handelt ſich 
alſo bei dem gem. 8 5 Arm Anw. auf die Staatskaſſe übergegan⸗ 
genen Erſtaltungsanſpruch nicht um das Verhältnis des Armen⸗ 
anwalts zur Staatskaſſe, ſondern um das Verhältnis des Armen⸗ 
anwalts entweder zur eigenen oder — in aller Regel — zu der 
unterlegenen Gegenpartei. Die Gründe, die gegen die Anwendung 
& NoVBdD. auf die Feſtſetzung der Armenanwaltskoſten aus der 
taatskaſſe ſprechen, haben hier alſo außer Betracht zu bleiben. 
16 In Übereinftimmung mit der Entſch. des OLG. Stettin vom 
5 Mai 1934 (JW. 1934, 2350) und den Ausführungen von 
gaedeke in der Anmerkung dazu erachtet daher der Senat die 
Seit. der Not BO. v. 14. Juni 1932 auch dann für anwendbar, wenn 
die Staatskaſſe den auf fie übergegangenen Erſtattungsanſpruch des 

rmenanwalts an die unterlegene Gegenpartei geltend macht. 
5 Die Beſchw. der Staatskaſſe mußte daher als unzuläſſig ver⸗ 
orfen werden. 

(Sch., 20. ZivSen, Beſchl. v. 16. März 1935, 20 W 1823/35.) 

* 


8 29. 8 91 Abi. 2 3PO.; § 7 RA Gebo. Anwaltswechſel, 
enn der zunächſt ſich ſelbſt vertretende Anwalt einen an⸗ 
eren Prozeß bevollmächtigten beſtellt. 

bi Das LG. hat aus zutreffenden Erwägungen einen notwen⸗ 

En Anwaltswechſel und ſomit die Erſtattungsfähigkeit der Koſten 

1 ohl des RA. J. als auch des RA. S. anerkannt. RA. J. hat 

ei gen der ihm zuftehenden Gebühren im eigenen Namen Klage 

ba und ſich ſelbſt vertreten. Gemäß 87 RAGEBD. kann er 

„Hr vom unterliegenden Gegner die Anwaltsgebühren in gleicher 
ee erſtattet verlangen, als wenn er ſich durch einen anderen 
3 hätte vertreten laſſen. Aus dieſem Grunde iſt aber auch 

We Frage des Anwaltswechſels nicht anders als bei ſonſtigem 

3 in der Perſon des Prozeß bevollmächtigten zu beurteilen. 

— A. J. im Laufe des Prozeſſes verſtorben iſt, liegt ein Fall 

nolwendigen Anwaltswechſels vor. 

(ch., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 28. April 1935, 20 W 2556/35.) 
* 


Rechtſprechung 
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30. 88 91 Abſ. 2, 104 ZPO. Anwaltswechſel infolge 
Niederlegung des Mandats wegen Ausſichtsloſigkeit. — 
Keine Erſtattungsfähigkeit gegen Abtretung etwaiger Er⸗ 
ſatzanſprüche an den ausſcheidenden Anwalt. 


Aus dem Vortrag der Parteien iſt zu entnehmen, daß die 
Bekl. den RA. A. in L. mit der Einlegung der Rev. beauftragt 
hat, daß dieſer daraufhin Rev. eingelegt, ſodann aber nach Durch⸗ 
arbeitung des Aktenmaterials mit Schreiben vom 26. Sept. 1933 
der Bekl. ſeine Rechtsauffaſſung kundgegeben, die Rev. als aus⸗ 
ſichtslos bezeichnet und aus dieſem Grunde erklärt hat, zur Ver⸗ 
tretung der Rev. nicht in der Lage zu ſein. Die Bekl. hat daraufhin 
den beim RG. zugelaſſenen RA. B. zu ihrem Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten beſtellt. Der Rev. iſt dann vom RG. ſtattgegeben worden. 


Mit Recht bemängelt der Kl. die Auffaſſung des LG., daß 
hier ein Fall notwendigen Anwaltswechſels vorliege und daß dem⸗ 
gemäß ſowohl die Koſten des RA. A. als auch des RA. B. vom 
Kl. der Bekl. zu erſtatten ſeien. Das LG. meint, daß, ſolange es 
üblich ſei, daß Anwälte beim RG. die Vertretung der von ihnen 
für aussichtslos gehaltenen Rev. ablehnen, der hierdurch veranlaßte 
Anwaltswechſel zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung notwen⸗ 
dig ſei. Der Senat hat jedoch bereits in ſeiner grundſätzlichen 
Entſch. 20 W 2113/33 v. 1. März 1933 (bei Gaedeke, Koſten⸗ 
rechtſpr. 1934 Nr. 155), in der es ſich ebenfalls um die Nieder ⸗ 
legung des Mandats wegen angeblicher Ausſichtsloſigkeit 
durch einen Anwalt beim RG. handelte, zu dieſer Frage in dem 
Sinne Stellung genommen, daß die Partei auch eine unbegründete 
Mandatsniederlegung durch ihren Anwalt zu vertreten hat. Auch 
bei nochmaliger Prüfung der Rechtslage gelangt der Senat zu 
keinem anderen Ergebnis. Hat ein Anwalt den Auftrag der Partei 
zu ihrer Vertretung als Prozeßbevollmächtigter übernommen, dann 
folgt daraus zwar nicht, daß er rechtlich unbedingt verpflichtet 
wäre, dieſen Auftrag auch dann durchzuführen, wenn er nachträg⸗ 
lich die Rechtsverfolgung der Partei für ausſichtslos hält. Dazu 
kann er ſchon deshalb nicht verpflichtet ſein, weil vielleicht erſt nach 
Übernahme der Vertretung die Partei dem Anwalt den wahren 
Sachverhalt bekannt gibt, bei deſſen Kenntnis er von vornherein 
die Annahme des Mandats abgelehnt hätte. Im übrigen ergibt ſich 
die jederzeitige Kündigungsmöglichkeit auch aus der Natur des 
Anwaltsvertrages als Dienſtvertrag ($ 627 BGB., § 50 RA⸗ 
GebO.). Aus De Recht des Anwalts folgt aber für die aus 
8 91 ZBO. zu beurteilende Frage der Notwendigkeit des 
dadurch bedingten Anwaltswechſels und insbeſ. für die Frage der 
Erſtattungsfähigkeit der dadurch verurſachten Koſten 
nichts. Der Senat hat ſtets daran feſtgehalten, daß eine Partei im 
Verhältnis zur 1 1 es zu vertreten hat, wenn infolge ihres 
oder ihres Prozeß bevollmächtigten Verhaltens ein Wechſel in der 
Perſon des Prozeßbevollmächtigten notwendig wird (grundſ. Entſch. 
20 W 3983/30 v. 1. Mai 1930 bei Gaedeke, Koſtenrechtſpr. Nr. 154 
und die oben zitierte Entſch.). Hat fie daher ihren Anwalt nicht jo 
vollſtändig informiert, daß er ſich von vornherein ein ausreichendes 
Bild von den Ausſichten des Prozeſſes machen konnte, und iſt er 
dadurch zur ſpäteren Niederlegung des Mandats bewogen wor⸗ 
den, dann iſt der Anwaltswechſel auf das Verhalten der Partei 
ſelbſt zurückzuführen. Gewinnt dagegen der Anwalt erſt im Laufe 
der von ihm übernommenen Vertretung, ohne daß ſolche Umſtände 
vorliegen, die Überzeugung, die Ausſichten des Prozeſſes ſeien jo 
ungünſtig, daß er ihn für die Partei nicht durchführen will, jo iſt 
dieſe verſpätet gewonnene Erkenntnis ein Umſtand, der regelmäßig 
von ihm und ſomit der Gegenpartei gegenüber von ſeiner Partei 
zu vertreten iſt. Stein⸗Jonas, 1934, Anm. IX 5 zu 8 55 
3PO. verneint ebenfalls die Erſtattungsfähigkeit grundſätzlich in 
allen Fällen der Kündigung des Auftrages von der einen oder an⸗ 
deren Seite. 


Von der Rſpr. wird zwar mitunter (zu vgl. OLG. Köln vom 
22. Juni 1911, OLG. Dresden v. 19. Dez. 1911, beide in Ripr. 25, 
71) verſucht, die offenbar als vorhanden erkannte Schwierigkeit 
dadurch zu umgehen, daß bei ſchuldhafter Mandatsniederlegung 
durch den Anwalt ſeine Partei zwar gleichwohl die dadurch ver⸗ 
urſachten Mehrkoſten von der Gegenpartei erſtattet verlangen kann, 
aber nur gegen Abtretung der etwaigen Anſprüche gegen den 
Anwalt. Der Senat hat aber bereits in anderem Zuſammenhang 
die Berechtigung zu einem derartigen Ausgleich im Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsverfahren abgelehnt (20 W 11 947/30 b. 8. Dez. 1930: JW. 
1931, 111687, wo es ſich um die Berückſichtigung des Ausgleichs⸗ 
anſpruchs unter Streitgenoſſen bei der Koſtenfeſtſetzung durch Ab⸗ 
tretung dieſes Anſpruchs an die Gegenpartei handelt). Das Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren bietet zu einer derartigen Abtretung keinen 
Raum, erſt recht kann aber in dieſem nur der Feſtſtellung der 
Höhe der von dem einen dem anderen Teil zu erſtattenden Koſten 
dienenden Verfahren eine Verpflichtung zur Abtretung nicht be⸗ 
rückſichtigt werden. Am allerwenigſten kann die Feſtſetzung von 
einer ſolchen Abtretung abhängig gemacht werden. 
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Auf die Frage, wie weit der Gebührenanſpruch des 
das Mandat niederlegenden Anwalts gegen ſeine Partet durch die 
Niederlegung etwa berührt wird, kommt es dabei nicht entſcheidend 
an. Auch wenn dieſer Anſpruch in vollem Umfang beſteht, ſind die 
der Partei erwachſenen Mehrkoſten von ihr ſelbſt zu tragen und 
nicht auf die Gegenpartei abwälzbar. Die Entſch. des RG. 33, 370, 
in welcher das RG. auch die Frage der Niederlegung des Mandats 
wegen Ausſichtsloſigkeit erörtert, iſt auch nur unter dem Geſichts⸗ 
punkt ergangen, ob der Anwalt dadurch ſeiner Partei gegenüber 
den Gebührenanſpruch verliert. 

Wie zu entſcheiden wäre, wenn der Anwalt die Annahme 
des Auftrags der Partei deswegen ablehnt, weil er ein von ihm 
für ausſichtslos gehaltenes Mandat nicht übernehmen will — der⸗ 
jenige Fall, auf den offenbar das LG. es abſtellt —, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Denn hier war RA. A. bereits Prozeßbevollmäch⸗ 
tigter geworden und hat im Laufe des Mandats dasſelbe nieder⸗ 
gelegt, alſo das bereits beſtehende Vertragsverhältnis gekündigt. 

(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 23. Febr. 1935, 20 W 1276/35.) 
* 


31. 58 115, 119 3PO. Keine teilweiſe Armenrechts⸗ 
bewilligung durch Geſtattung von Ratenzahlungen. 

Der Kl. hat das Armenrecht für die von ihm bereits erhobene 
Eheſcheidungsklage nachgeſucht. Ausweislich des Armutszeugniſſes ſoll 
er in der Lage ſein, monatlich Raten von 35 AM auf die Prozeß⸗ 
koſten zu zahlen. Das LG. hat die Bewilligung des Armenrechts 
mangels Armut abgelehnt. Es hat weiterhin den erneuten Antrag 
des Kl., ihm unter Bewilligung monatlicher Teilzahlungen von 10 AM 
auf die Gerichtskoſten das Armenrecht zu bewilligen, mit der Begr. 
abgelehnt, daß eine ſolche Anordnung als Nachzahlungsanordnung 
unſtatthaft ſei und dem Kl. anheimgegeben, die erforderlichen Beträge 
monatlich ſo lange zurückzulegen, bis der von ihm aufzubringende 
Koſtenbetrag erreicht ſei und dann um Terminsanberaumung zu 
bitten. Die Beſchw. des Kl. mußte Erfolg haben. 

Bei einem Mindeſtſtreitwert von 2000 AM für eine Eheſchei⸗ 
dungsklage betragen die von dem Kl. vorſchußweiſe — auch für den 
Anwalt feiner Frau — aufzubringenden Koſten mindeſtens 350 AM, 
überſteigen alſo das Monatseinkommen des Kl. Er kann ſomit, da 
er von dieſem Einkommen eine Frau und ein Kind zu unterhalten 
hat, ohne Gefährdung des Unterhalts für ſich und ſeine Familie in 
vollem Umfange keinesfalls die Koſten des Prozeſſes aufbringen und 
hat demnach mindeſtens auf teilweiſe Bewilligung des Armen⸗ 
rechts Anſpruch. 

Gem. § 115 Abſ. 2 ZPO. kann eine ſolche Teilbewilligung, die 
durch die NotVO. v. 6. Okt. 1931 auch für nichtvermögensrechtliche 
Streitigkeiten zugelaſſen worden iſt, entweder dadurch geſchehen, daß 
das Armenrecht zu einem Bruchteil bewilligt wird, oder dadurch, 
daß einzelne Gebühren ganz oder teilweiſe von der Befreiung aus⸗ 
genommen werden. Dagegen kennt das Geſetz nicht eine teilweiſe 
Armenrechtsbewilligung in der Art, daß der armen Partei nach⸗ 
gelaſſen wird, Ratenzahlungen auf eine beſtimmte Gebühr 
oder auf die Gerichtskoſten allgemein zu leiſten. Eine ſolche An⸗ 
ordnung iſt, jo begrüßenswert ſie zunächſt erſcheinen mag, praktiſch 
unbrauchbar und rechtlich nicht haltbar, denn ſie iſt mit dem Weſen 
der Armenrechtsbewilligung, die eine Stundung der Koſten in vollem 
Umfange oder zu einem feſt beſtimmten Teil bezweckt und bewirkt, 
unvereinbar. Sie würde in Wahrheit eine Art vorübergehender Ar- 
menrechtsbewilligung verbunden mit einer den Fälligkeitsdaten nach 
bereits feſtliegenden und wirkſam werdenden Nachzahlungsanordnung 
bedeuten und auf eine bloße Zahlungserleichterung, nicht aber 
auf eine einſtweilige Befreiung von der Zahlung der Prozeß— 
koften hinauslaufen. Solche Ratenarmenrechtsbewilligung, wie fie 
der Kl. begehrt, iſt daher nicht eine Art teilweiſer Armenrechtsbewil⸗ 
ligung, ſondern dem Armenrecht, wie es unſer geltendes Prozeßrecht 
kennt, weſensfremd. Es ſei auch auf § 120 ZPO. hingewieſen, wonach 
die Bewilligung des Armenrechts auch für die Gegenpartei gewiſſe 
Vergünſtigungen auslöſt, die genau dem Umfang der Bewilligung 
entſprechen. Dieſe Vergünſtigung müßte ausbleiben, wenn ein feſt 
beſtimmter Umfang des Armenrechts fehlt. 

Das LG. hat daher eine derartige Anordnung mit Recht ab⸗ 
gelehnt. Andererſeits iſt es ein völlig unhaltbarer Standpunkt, 
wenn es dem Kl. nahelegt, die erforderlichen Beträge monatlich ſo 
lange zurückzulegen, bis er genügend erſpart habe, um dann ſchließ⸗ 
lich die Terminsanberaumung zu beantragen. Eine derartige Zu⸗ 
mutung an die Partei, die praktiſch auf eine Verſagung des Armen⸗ 
rechts hinausläuft und letzten Endes nur die Rechte der Partei ge⸗ 
fährden müßte, kennt das Geſetz nicht. Wer nur auf dieſe Weiſe die 
Prozeßkoſten aufzubringen vermag, iſt eben — ganz oder wenigſtens 
teilweiſe — arm i. S. des 8 114 ZRD. und hat mindeſtens auf teil⸗ 
weiſe Armenrechtsbewilligung i. S. des § 115 Abſ. 2 ZPO. Anſpruch. 

Bei der gegebenen Sachlage erſchien dem Seu. ein Bruchteil 
von ¼ des vollen Armenrechts angemeſſen, jo daß alſo die Be⸗ 
freiung nur in Höhe von 1¼ nicht eintritt. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 6. April 1935, 20 W 2255/35.) 
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32. 5 115 3 PO. Rückzahlung von Gebühren bei Armen“ 
rechtsbewilligung, insbeſondere bei Bewilligung mit rück⸗ 
wirkender Kraft. 


Der Bert. begehrt die Rückzahlung der von ihm in der Ber Inſt. 
gezahlten gerichtlicher Prozeßgebühr mit 75 RAM, da ihm für dieſe 
Inſtanz das Armenrecht, nach ſeiner Meinung mit rückwirkender 
Kraft, bewilligt worden ſei. Der Urkundsbeamte hat die Anordnung 
der Rückzahlung abgelehnt, da eine ſolche Rückzahlung von ſchon vor 
Bewilligung des Armenrechts gezahlten Beträgen ſelbſt dann nicht 
ſtattfinde, wenn das Armenrecht mit Rückwirkung bewilligt worden ſei. 

Die Erinnerung konnte keinen Erfolg haben. Nach 8 115 Abſ. 1 
Ziff. 1 ZPO. bewirkt die Bewilligung des Armenrechts auch die Be 
freiung von der Berichtigung rückſtändiger Gerichtskoſten. Dar⸗ 
aus ergibt ſich, daß Koſtenbeträge, die vor Bewilligung des Armen 
rechts auf vorher bereits fällig gewordene Gebühren gezahlt worden 
ſind, durch die ſpätere Bewilligung des Armenrechts nicht berührt 
werden und der armen Partei einen Anſpruch auf Rückzahlung nicht 
geben. Anders liegt es, wenn vor Bewilligung des Armenrechts fällig 
gewordene Gebühren nach Bewilligung des Armenrechts noch ein⸗ 
gezogen werden (Baumbach, 2 zu 8 115 ZPO.). Denn dieſe Ger 
bühren ſind infolge der Armenrechtsbewilligung, obwohl bereits fällig 
geworden, nachträglich von der mit der Armenrechtsbewilligung kraft 
Geſetzes verbundenen Stundung erfaßt worden und zu Unrecht von 
der Partei eingezogen worden. Derartige Koſtenbeträge ſind mithin 
zurückzuzahlen. Iſt das Armenrecht — ausnahmsweiſe — mit rück⸗ 
wirkender Kraft von einem beſtimmten Zeitpunkt ab bewilligt wor⸗ 
den, ſo iſt dieſer Zeitpunkt für die Frage, von wann ab zu Recht 
die Staatskaſſe noch Gebühren von der armen Partei einziehen durfte, 
maßgebend. Denn infolge der Rückwirkkungsanordnung iſt es fo a“ 
zuſehen, als ob in dem Zeitpunkt, von welchem an das Armenrecht 
bereits ſeine Wirkung ausüben ſoll, die Armenrechtsbewilligung ſchon 
vorgelegen hätte. In dieſem Augenblick bereits rückſtändige, nachdem 
aber erſt eingezogene ſowie nachdem erſt fällig gewordene und dann 
eingezogene Beträge ſind demnach geſtundet und dürfen von der 
armen Partei nicht mehr erhoben werden, müſſen alſo als zu Un⸗ 
recht erhoben zurückgezahlt werden. 

Im vorl. Falle hat jedoch das KG. das Armenrecht erſt im 
Verhandlungstermin v. 4. Dez. 1934 bewilligt, nachdem es ſchon vor 
Berufungseinlegung den Antrag auf Bewilligung des Armenrechts 
für den Berufungskel. als ausſichtslos abgelehnt hatte. Eine Rück 
wirkungsanordnung iſt in der Entſch. v. 4. Dez. 1934 nicht enthalten. 
Ein beſonderer Anlaß hierzu iſt auch nicht erſichtlich. Dieſe Entſch. 
ſtellt ſich auch nicht erſt als endgültige, die frühere dagegen nur als 
vorläufige dar, ſo daß daraus etwa gefolgert werden könnte, da 
das KG. eine Rückwirkung als ſelbſtverſtändlich angeſehen habe. 

Die Wirkungen des Armenrechts find mithin erſt mit der Ver⸗ 
kündung des Beſchluſſes, d. h. v. 4. Dez. 1934 ab, eingetreten. Die 
vordem bereits fällig gewordene und auch bezahlte Prozeßgebühr iſt 
daher durch die Armenrechtsbewilligung nicht berührt worden. 

Für eine Rückzahlung dieſer Gebühr iſt ſomit kein Raum. 


(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 17. April 1935, 20 Wa 92/35.) 
* 


33. 55 118 a, 119, 148 3PO. Keine Ausſetzung der 
Entſcheidung über die Armenrechtsbewilligung entſpre⸗ 
chend 8 148 3 PO. 

Durch den angefochtenen Beſchluß hat das LG. die Entid- 
über das Armenrechtsgeſuch des Kl. bis zur rechtskräftigen Entſch. 
des Rechtsstreits gleichen Rubrums des LG. Kaſſel ausgeſetzt. Mit 
Recht erblickt der Kl. hierin eine der Verſagung des beantragten 
Armenrechts gleichzuachtende Entſch., gegen welche ihm der Weg der 
Beſchw. aus 8127 ZPO. eröffnet iſt. Denn mindeſtens ſtellk ſich 
dieſe Ausſetzung als Ablehnung des Armenrechts zur Zeit dar, 
beſchwert alſo den Antragſteller. 

Dieſe — zeitweilige — Ablehnung iſt aber prozeſſual nicht ge⸗ 
rechtfertigt. Das Gericht kann nach § 118 a ZPO. Erhebungen an 
ſtellen, wenn es im übrigen den Sachverhalt noch nicht für ſo weit 
geklärt hält, um ſich bereits ein Urteil über die Ausſichten der 
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung bilden zu können. 
Gericht hat auch weiter in der Hand, den Zeitpunkt, in welchem es 
über den Antrag auf Armenrechtsbewilligung entſcheiden will, na 
feinem Ermeſſen zu beſtimmen, ſofern nicht in einer ſolchen Hinaus“ 
ſchiebung der Entſch. bereits eine die arme Partei benachteiligende 
Maßnahme liegt. Das kann z. B. dann der Fall ſein, wenn das 
Gericht über das Armenrechtsgeſuch erſt im Verhandlungstermin ent⸗ 
ſcheiden will und damit die arme Partei außerſtande ſetzt, ſich im 
Termin bereits durch einen Anwalt vertreten zu laſſen. Das Ge 
Kennt aber nicht eine prozeſſuale Maßnahme, wie fie in der Aus- 
ſetzung des 8 148 3PO. für das ordentliche Prozeßverfahren vor“ 
geſehen iſt. Eine ſolche Maßnahme wäre auch begrifflich mit dem 
Sinn und Zweck der Armenrechtsbewilligung nicht vereinbar. Denn 
fie würde die Entſch. über das Armenrecht in der Schwebe halten 
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und damit der armen Partei unmöglich machen, im Prozeß ſelbſt 
bereits, zumal wenn es fi, wie hier, um den Auwaltsprozeß handelt, 
wirkſam irgendwelche Handlungen vornehmen, insbeſ. Anträge ſtellen 
zu Rönnen. Eine regelrechte „Ausſetzung“ des Verfahrens hat daher 
bei einem ſchwebenden Prozeß Raum, weil die endgültig zu fällende 
Sachentſch. von irgendwelchen Vorfragen abhängen kann, die zu⸗ 
nächſt zu klären ſind. In dem verwaltungsmäßigen Charakter tragen⸗ 
den Verfahren betreffend die Armenrechtsbewilligung dagegen, in 
welchem es ſich nur um die Prüfung der Ausſichten der Rechtswahr⸗ 
dehnung durch die eine oder andere Partei handelt, mit dem Ziele, 
er Partei die Betreibung des Prozeſſes ſelbſt zu ermöglichen, ift 
eine ſolche Maßnahme nicht denkbar. Es kann z. B. fein, daß die 
arme Partei für die Frage, ob eine Ausſetzung des Prozeſſes ſelbſt 
angebracht erſcheint oder nicht, wertvolle Geſichtspunkte dem Gericht 
unterbreiten kann. Sie muß eine Ausſetzung beantragen oder eine 
beantragte oder beſchloſſene Ausſetzung bekämpfen können. Dies 
alles wird ihr aber verwehrt, wenn ihr die Möglichkeit, den Prozeß 
zu betreiben, dadurch genommen wird, daß aus denſelben Geſichts⸗ 
punkten heraus, aus denen eine Ausſetzung des Prozeſſes in Frage 
Käme, bereits die Entſch. über das Armenrechtsgeſuch ausgeſetzt würde. 
N Die getroffene Entſch. konnte daher nicht aufrechterhalten wer⸗ 
den. Vielmehr wird es Sache des LG. ſein, gegebenenfalls unter Her⸗ 
Anziehung der von ihm benannten Vorprozeßakten, ſich aus dem 
isherigen Prozeßſtoff und der bisher ergangenen Entf. ein Urteil 
darüber zu bilden, ob ſachlich die jetzt beabſichtigte Rechtsverfolgung 
durch den Kl. hinreichende Ausſicht auf Erfolg bietet, und je nachdem 
dem Kl. das Armenrecht bewilligen oder endgültig ablehnen müſſen. 


(Sch., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 13. April 1935. 20 W 2427/35.) 
* 


8 34. 88 119, 147 3PO.; 8 1 Arm AnwG. Prozeſſuales 
eben des Armenanwalts, wenn auf einheitlich ge- 
telltes Armenrechtsgeſuch vom Gericht nicht einheitlich 
entſchieden wird. Keine Nachprüfung der Zweckmäßigkeit 
115 vom Armenanwalt eingeſchlagenen Verfahrens durch 
de Staatskaſſe. 

Der Urk®. hat zu Recht für den BeſchwF. als den Kl. bei⸗ 
geordneten Armenanwalt zwei Prozeßgebühren feſtgeſetzt. Wenn auch 
das urſprüngliche Armenrechtsgeſuch ſich einheitlich gegen beide 
Bekl. gerichtet hat, fo haben ſich daraus doch zwei getrennte 
Prozeßverfahren entwickelt. Denn das LG. hat zunächſt das Armen⸗ 
recht nur gegen einen Bekl. bewilligt. Erſt auf Beſchw. hin hat es 
as Armenrecht auch gegen den zweiten Bekl. gewährt. Der dies⸗ 
bezügliche Beſchl. v. 20. Febr. 1930 ift jedoch dem auch ſchon für das 

erfahren gegen den Erſtbekl. beigeordneten Armenanwalt erſt am 
„Juni 1930 zugeſtellt worden. Inzwiſchen hatte dieſer bereits Klage 
gegen den erſten Bekl. erhoben. Das Verfahren war ſogar ſchon bis 
zur Beweisaufnahme gediehen. Auf Grund der zweiten Armenrechts- 
bewilligung hat er dann weiterhin Klage auch gegen den zweiten 
Bell. erhoben. Beide Verfahren ſind vom Einzelrichter des LG. 
verbunden worden. Da aber die Prozeßgebühr des Anwalts in voller 
Höhe bereits durch Einreichung der Klage entſteht, eine fpätere Ver⸗ 
bindung die bereits erwachſenen Gebühren aber nicht berührt, hat 
er UrkB. mit Recht eine Prozeßgebühr ſowohl für die erſte wie auch 
für die zweite Klage in Anſatz gebracht. Der Sachverhalt liegt hier 
genau fo wie in der Entſch. des Sen. v. 19. Jan. 1935, 20 W. 
309/35: JW. 1935, 793 5, wo ebenfalls aus einem einheitlichen 
Armenrechtsverfahren ſich mehrere zunachſt ſelbſtandige Prozeßver⸗ 
lahren entwickelt hatten und erſt durch ſpätere Verbindung wieder zu 
einem gebührenrechtlich einheitlichen Verfahren geworden ſind. 
5 Im übrigen verſtößt aber die Auffaſſung der Staatskaſſe und 
172 LG. gegen einen wichtigen Grundſatz der Gebührenfeſtſetzung für 
lrmenanwälte überhaupt. Bei der Erſtattung der Gebühren des Ar⸗ 
menanwalts iſt die Staatskaſſe nicht befugt, nachzuprüfen, ob die 
gebührenpflichtige Tätigkeit zur zwechentſprechenden Rechtsverfolgung 
oder Verteidigung notwendig war. Dadurch würde die Entſchlußfrei⸗ 


eit des Armenanwalts unzuläſſig eingeengt werden, der — natur⸗ 
gemäß ſtets im Rahmen der Armenrechtsbewilligung und Beiord⸗ 
nung — nach eigenem Ermeſſen darüber zu befinden hat, welches 


zerfahren er im Intereſſe ſeiner Partei für zweckmäßig hält und 
13 ſchlagen will (grundſätzliche Entſch. des Sen., 20 W 1312/30 vom 
N „Febr. 1930, bei Gaedeke, KoſtRſpr. 1934 Nr. 351 = JW. 
5 80133). Es iſt alſo für die Beurteilung des Erſatzanſpruchs 
es Armenanwalts an die Staatskaſſe unerheblich, ob für den Armen⸗ 
anwalt Anlaß beſtand, eine beſondere Klage gegen den zweiten Bell. 
zu erheben oder ob, wie die Staatskaſſe und das LG. meinen, die 
möglichkeit beſtanden hätte, den zweiten Bekl. ohne weiteres in das 
ereits anhängige Verfahren gegen den erſten Bekl. mit hineinzu⸗ 
Stehen. Denn ſelbſt wenn man einen rechtlichen Weg finden würde, 
5 ein ſolches Hineinziehen prozeſſual geſtatten würde, war der 
rmenanwalt trozdem nicht gehalten, gerade dieſen Weg zu wählen. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 30. März 1935, 20 W 2060/35.) 

* 


35. 88 119, 147 3PO.; 8 1 Arm AnwG. Prozeſſuales 
Vorgehen des Armenanwalts, wenn auf einheitlich ge⸗ 
ſtelltes Armenrechtsgeſuch vom Gericht einheitlich ent- 
ſchieden wird. Gebühren des Armenanwalts, wenn er 
dann verſchiedene Klagen erhebt. 


Auf ihren entſprechenden Antrag v. 20. April 1934 war der Kl. 
für die von ihr gegen die Bell. C. und D. beabſichtigte Klage durch 
Beſchl. v. 15. Juni 1934 das Armenrecht bewilligt und der Beſchw . 
als Armenanwalt beigeordnet worden. Dieſer hat dann im Okt. 1934 
Klage nur gegen den Bekl. C. erhoben, gegen welchen auch am 
19. Dez. 1934 Verſäumnisurteil ergangen iſt. Am 5. Dez. 1934 iſt von 
dem BeſchwF. eine weitere Klageſchrift gegen den Bell. D. eingereicht 
worden und für dieſes Verfahren der Kl. vom LG., das die frühere 
Armenrechtsbewilligung als erledigt anſah, erneut das Armenrecht 
bewilligt worden. Die urſprünglich vom LG. gemachte Einſchränkung, 
daß der Armenanwalt die ihm in dem erſten Verfahren bereits ent⸗ 
ſtandenen Gebühren ſich anrechnen laſſen müſſe, iſt auf Beſchw. hin 
vom KG. aufgehoben worden, da die Entſch. über dieſe Frage dem 
Feſtſetzungsverfahren vorzubehalten ſei. 

Der UrkB. hat antragsgemäß in jedem der beiden Verfahren 
für den Armenanwalt eine Prozeßgebühr feſtgeſetzt. Auf die Erinne⸗ 
rung des Bezirksreviſors hat das LG. die zweite Gebühr mit der 
Begr. abgeſetzt, daß die Doppelklage nicht erforderlich geweſen ſei, 
gegebenenfalls eine Klagerweiterung, die das zweite Verfahren erſpart 
hätte, möglich geweſen ſei. Die hiergegen gerichtete Beſchw. mußte 
Erfolg haben. 

Die Auffaſſung der Staatskaſſe und des LG. verſtößt, wie der 
Sen. bereits in ähnlich liegendem Falle zum Ausdruck gebracht hat 
(zu vol. 20 W 2060/35 v. 30. März 1935), gegen einen Funda⸗ 
mentalſatz der Gebührenfeſtſetzung der Armenauwälte. Bei der Er⸗ 
ſtattung der Gebühren des Armenanwalts iſt die Staatskaſſe grund⸗ 
ſätzlich nicht befugt, nachzuprüfen, ob die gebührenpflichtige Tätigkeit 
zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung not- 
wendig war. Dadurch würde die Entſchlußfreiheit des Armenanwalts 
unzuläſſig eingeengt werden, der — naturgemäß ſtets im Rahmen der 
Armenrechtsbewilligung und Beiorduung — nach eigenem Ermeſſen 
darüber zu befinden hal, welches Verfahren er im Intereſſe ſeiner 
Partei für zweckmäßig hält und einſchlagen will (grundſätzliche Entſch. 
20 W 1312/30 v. 13. Febr. 1930, bei Gaedeke, KoſtRſpr. 1934 
Nr. 351 — ZW. 1935, 80133). In dem damals entſchiedenen Falle 
handelt es ſich darum, daß das einheitlich nachgeſuchte Armenrecht 
gegen zwei Bell. zunächft nur gegen einen Bell. bewilligt worden 
war, und daß der Armenanwalt ſo erſt ſpäter gegen den zweiten 
Bell. Klage im Armenrecht erheben konnte (zu val. auch Entſch. 
v. 19. Jan. 1935: JW. 1935, 793 5). Der vorl. Fall iſt inſofern in 
tatſächlicher Hinſicht anders gelagert, als dem Antrag der Kl. ent⸗ 
ſprechend das Armenrecht einheitlich gegen beide Bekl. bewilligt 
worden iſt. Die Auffaſſung des BeſchwF., als wenn es darauf nicht 
ankommen könne, da er entſprechend ftrikten Weiſungen der Kl. 
gleichwohl in getrennten Verfahren gegen die beiden Bekl. vor⸗ 
gegangen ſei, iſt allerdings unzutreffend. Weſentlich iſt vielmehr, daß, 
wie er ſelbſt ausführt, der urſprüngliche Armenrechtsantrag von der 
Abſicht und Auffaſſung der Kl. ausgegangen war, daß zugleich 
gegen beide BeRl. geklagt werden ſolle. Dadurch, daß das CG. 
antragsgemäß das Armenrecht gegen beide Streitgenoſſen bewilligt 
hat, war nun in der Tat für die Kl. und den ihr beigeordneten 
Armenanwalt der Weg gewieſen, für welchen nach dem Willen des 
Gerichts im Armenrecht das Verfahren betrieben werden ſollte. Bei 
einer ſolchen Sachlage ift, abweichend von dem ſonſtigen Grundſatz, 
für die freie Entſchließung des Armenanwalts, ob er dieſes oder jenes 
Verfahren einſchlagen, d. h. ob er getrennt oder einheitlich klagen 
will, kein Raum mehr. In ſolchem Falle bedarf es vielmehr beſon⸗ 
derer ausreichender Gründe, wenn ein von dem urſprünglich vor⸗ 
geſehenen abweichendes Verfahren eingeſchlagen werden ſoll, durch 
welches eine Mehrbelaſtung der Staatskaſſe gegenüber dem urſprüng⸗ 
lich beabſichtigten Weg herbeigeführt wird. 

Solche Gründe find aber hier von dem BeſchwF. in glaubhafter 
Weiſe geltend gemacht. Er hat dargelegt, daß ſeit dem Armenrechts⸗ 
antrag v. 20. April 1934 durch eine mit beiden Bekl. getroffene Ver⸗ 
einbarung ſich die Sach⸗ und Rechtslage verſchoben habe, daß ſich 
dadurch ſchon die Klagerhebung gegen den Bekl. zu 1 verzögert, aber 
auch ein abwartendes Verhalten gegenüber dem Bekl. zu 2 zu⸗ 
nächſt notwendig gemacht habe. Dieſe Darlegung findet zudem ihre 
Unterſtützung in dem Akteninhalt. Denn in der Tat iſt im erſten 
Verfahren mit Rückſicht auf Vergleichsverhaudlungen unter den Par⸗ 
teien es zunächſt nicht zur Verhandlung gekommen. 

Bei dieſer Sachlage iſt es nicht zu beanſtanden, daß der Armen⸗ 
anwalt trotz des urſprünglich einheitlichen Armenrechtsbeſchluſſes das 
Verfahren in zwei getrennte Verfahren geteilt hat und dadurch in 
jedem dieſer Verfahren die vollen Gebühren hat entſtehen laſſen. 

Es bedarf daher nicht noch des Eingehens auf die Rechtsauf⸗ 
faſſung des LG., als ob zum mindeſten die Möglichkeit beſtanden 
habe, im Wege der Klagerweiterung nunmehr nachträglich auch noch 
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den zweiten Bekl. in das erſteingelegte Prozeßverfahren hineinzu⸗ 

ziehen. Denn ſelbſt wenn ein ſolcher Weg rechtlich ſich eröffnen würde, 

war der Anwalt trotzdem nicht gehalten, gerade ihn zu wählen. Im 

übrigen iſt auch nicht erſichtlich, wie ohne Zuſtimmung des zweiten 

Bekl. eine ſolche „Klagerweiterung“ prozeſſual möglich ſein follte. 
Die Feſtſetzung einer Prozeßgebühr für den Armenanwalt für 

jedes der beiden Verfahren iſt daher nicht zu beanſtanden. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 3. April 1935, 20 W 2225/35.) 


* 


36. 88 121,127 BRD. Gegen Entziehung des Armen⸗ 
rechts iſt Beſchw. auch noch nach Beendigung der Inſtanz 
zuläſſig. Aufhebung des Entziehungsbeſchluſſes in der 
BeſchwInſt. bewirkt, daß eine Unterbrechung des Armen⸗ 
rechts nicht eingetreten iſt. Vorausſetzungen der Ent- 
ziehung. f) 

Durch den angefochtenen Beſchluß iſt dem Bekl. und Widerkl. 
im Eheſcheidungsprozeß nach erfolgter Beweisaufnahme unmittelbar 
vor der Schlußverhandlung und Verkündung des Urteils das Armen⸗ 
recht mit der Begründung entzogen worden, daß er nicht als arm 
i. S. des Geſetzes angeſehen werden könne. Hiergegen richtet ſich die 
Beſchw. des Bekl., bei der in erſter Reihe die Zuläſſigkeit zu prü⸗ 
fen war. 

Da die Bewilligung des Armenrechts nur jeweilig für die In⸗ 
ſtanz erfolgt (8 119 ZPO.) und nach herrſchender Anſicht grundſätz⸗ 
lich erſt im Zeitpunkt der Zuſtellung oder Verkündung des Arnien⸗ 
rechtsbeſchluſſes wirkſam wird, wird überwiegend angenommen, daß 
die Armenrechtsbewilligung nur vor Beginn oder im Laufe derjenigen 
Inſtanz erfolgen kann, für welche das Armenrecht zu bewilligen iſt, 
nach Beendigung der Inſtanz alſo für eine ſolche Entſch. kein Raum 
mehr iſt (RG. v. 30. Jan. 1904: JW. 1904, 17824). Aus dieſem 
Grunde hat das RG. in der erwähnten Entſch. die nach Erlaß des 
BU. gegen die Verweigerung des Armenrechts erhobene Beſchw. als 
unzuläſſig verworfen. 

Inwieweit dieſer Anſicht uneingeſchränkt beizutreten iſt, kann 
jedoch offenbleiben. Denn für die Entfch. über die Entziehung 
des Armenrechts hat eine andere Beurteilung ſelbſt dann Platz zu 
greifen, wenn man eine nachträgliche, mit Rückwirkung für die 
bereits abgeſchloſſene Inſtanz verſehene Bewilligung des Armenrechts 
grundſätzlich nicht zuläßt. Durch die Entziehung des Armenrechts, 
für welche ohnehin nur im Laufe der Inſtanz Raum iſt, da ſie keine 
rückwirkende Kraft beſitzt und der armen Partei nur die Vergünſtigung 
des Armenrechts für ihr weiteres Prozeſſieren nehmen will (ogl. 
Entſch. des Sen. v. 29. Nov. 1928 bei Gaedeke, Koſtgſpr. 1934 
Nr. 314 — JW. 1935, 802 38; Stein⸗Jonas, II zu 8 121), ent- 
ſteht für die arme Partei eine Koſtenpflicht hinſichtlich aller nach der 
Entziehung vorgenommenen Akte. Wird dagegen der Entziehungsbeſchluß 
im Beſchwerdewege aufgehoben, ſo beſeitigt dieſe aufhebende Entſch. den 
Entziehungsbeſchluß mit der Folge, daß er als von Anfang an 
nicht vorhanden geweſen anzuſehen iſt. Die Rechtslage iſt dann alfo 
jo, als ob die angefochtene Entſch. nicht ergangen, eine Unterbrechung 
der Wirkungen des Armenrechts mithin niemals ſtattgefunden hat. 
Die gegenteilige Auffaſſung würde dazu führen, daß die Beſchwerde⸗ 
entſcheidung ſich als neue Bewilligung des Armenrechts darſtellte, 
daß die in der Zwiſchenzeit vorgenommenen Prozeßhandlungen, 
insbeſ. auch des Armenanwalts, außerhalb des Armenrechts vorge⸗ 
nommen wären, demgemäß auch eine neue Beiordnung des Armen⸗ 
anwalts erforderlich wäre. Das iſt aber nicht der Fall. Wenn auch 
die Entziehung zunächſt ſofort mit Erlaß des Entziehungsbeſchluſſes 
wirkſam wird und die Beſchw. dagegen keine aufſchiebende Wirkung 
hat, ſo gilt das doch nur ſo lange, als nicht dieſe Entſch. durch die 
des Beſchwch. erſetzt wird. Damit wird feſtgeſtellt, daß eine wirk⸗ 
ſame Entziehung nicht ſtattgefunden hat und eine Unterbrechung des 
Armenrechts und ſeiner Wirkungen nicht eingetreten iſt. 

Dann behält aber dieſe Beſchwerdeentſcheidung ihre Bedeutung 
auch, wenn inzwiſchen bereits die Inſtanz beendet iſt. Die Beſchw. der 
Partei beſteht deſſen ungeachtet weiter, ſie bleibt mit den ſofort fälli⸗ 
gen Koſten des von ihr zunächſt im Armenrecht geführten Rechts⸗ 
ſtreits, ſoweit ſolche nach der Entziehung entſtanden ſind, belaſtet und 
hat demgemäß ein Jutereſſe daran, daß dieſe ihr ungünſtige Entſch. 
rückgängig gemacht und in ihren Wirkungen aufgehoben wird. 

Aus dieſer Erwägung heraus bejaht der Senat die Zuläſſigkeit 
der gegen die Entziehung des Armenrechts, ſei es noch vor Abſchluß 
der Inſtanz, ſei es — wie im vorl. Falle — erſt nachher er⸗ 
hobenen Beſchw. Dieſe wird alſo nicht durch die inzwiſchen ein⸗ 
getretene Inſtanzbeendigung gegenſtandslos und deshalb unzuläſſig. 
Dabei kann die Frage offenbleiben, ob nicht im Einzelfall eine Beſchw. 
deshalb verneint werden kann, weil die — an ſich unbefriſtet zu⸗ 
läſſige — einfache Beſchw. erſt nach unangemeſſen langer Zeit er⸗ 
hoben wird (was Stein⸗Jonas, Anm. I zu 8 127; Anm. 3 zu 
8 567 3PO. bejahen). Denn ſolch ein Fall ſteht hier nicht zur 
Entſcheidung. 


Sachlich iſt die Beſchw. begründet. Welche Gründe das OG. 
bewogen haben, feine bisherige Auffaſſung über die Armut des Bekl. 
zu ändern und dem Bekl. das ihm erſt etwa ein halbes Jahr vor⸗ 
her bewilligte Armenrecht zu entziehen, iſt weder in dem Beſchluß an“ 
gegeben noch ſonſt aktenmäßig erſichtlich. Wenn nun auch nach $ 121 
3 O. die jederzeitige Entziehung des Armenrechts zuläſſig iſt, falls 
ſich nachträglich ergibt, daß die Vorausſetzungen nicht vorgelegen 
haben, und dies insbeſ. auch für die Vorausſetzung der Armut gilt, 
haben doch auch hier dieſelben Erwägungen Platz zu greifen, wie ſie 
für den Erlaß eines Nachzahlungsbeſchluſſes aus § 125 ZPO. aufzu⸗ 
ſtellen find. Es muß alſo, wie der Senat wiederholt betont hat (vgl. 
die Entſch. v. 9. Jan. und v. 6. Febr. 1935 — ZW. 1935, 794 
u. 8), die wirtſchaftliche Lage der armen Partei ſich gegenüber dem 
Zeitpunkt der Bewilligung des Armenrechts zu ihren Gunſten ge⸗ 
ändert haben. Dafür fehlt hier aber jeder Anhaltspunkt, ſo daß 
die Entziehung des Armenrechts nicht gerechtfertigt iſt. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 9. März 1935, 20 W 1609/5.) 


Anmerkung: Die Entſch. ſcheint mir von recht erheblicher Trag⸗ 
weite zu ſein, denn der Fall, daß vor Entſch. über eine gegen die 
Armenrechtsentziehung eingelegte Beſchw. die Inſtanz beendet iſt, 
wird außerordentlich häufig, bei Entziehung erſt in der letzten 
mündlichen Verhandlung ſogar die Regel ſein. N 

I. Die Entſch. verdient vollen Beifall; denn jede andere Lö⸗ 
ſung würde praktiſch unbrauchbar ſein und in der Mehrzahl der 
Fälle — zumal bei den heutigen beſchleunigten Verfahren — in 
Wahrheit zu einer völligen Verſagung des Beſchwerderechts bei 
Armenrechtsentziehungen führen, obwohl nach 8127 380. ein 
ſolches geſetzlich gewährleiſtet iſt. Man verſetze ſich in die Rolle des 
Armenanwalts, der ſich im Verhandlungstermin plötzlich einer Enk⸗ 
ziehung des Armenrechts gegenüber ſieht. Selbſt wenn er jofort 
Beſchw. einlegt — ich laſſe dahingeſtellt, ob er das in prozeſſua 
zuläſſiger Form durch Erklärung in der mündlichen Verhandlung 
überhaupt könnte — ob das Gericht verpflichtet wäre, die Er⸗ 
klärung in das Sitzungsprotokoll aufzunehmen —, ſo hat doch dieſe 
Beſchw., wie KG. zutreffend ausführt, keine aufſchiebende Wir- 
kung, hindert alſo das Gericht nicht, den Prozeß durchzuführen und 
zum Urteil zu kommen. Bei der Bewilligung des Armenrechts i 
ſchon in tatſächlicher Hinſicht die Sachlage nicht die gleiche. Sie kann 
in aller Regel ſo rechtzeitig nachgeſucht und erwirkt werden, daß die 
Entſch. noch vor Abſchluß der Juſtanz erfolgt. Bei der Entziehung 
dagegen, die ja nach $ 121 300. vom Gericht „jederzeit“ ohne 
vorherige Ankündigung, ohne Anhörung auch nur der betroffenen 
Partei vorgenommen werden kann, wird die Partei meiſt über⸗ 
raſcht werden. Sie könnte alſo für Erhaltung ihrer Rechtspoſition 
praktiſch ſo gut wie nichts mehr tun, wenn die Inſtanzbeendigung 
die Einlegung bzw. Durchführung einer Beſchw. gegen die Ent⸗ 
ziehung hindern würde. N 

II. Beſonders intereſſant und einer Erörterung wert ſcheint 
mir aber die rechtliche Erwägung, auf die das KG. ſich vornehm⸗ 
lich ſtützt. Ob eine Entſch. des BeſchwG., die an Stelle der bis⸗ 
herigen verſagenden Entſch. das Armenrecht bewilligt, ohne weiteres 
auf den Zeitpunkt der abgeänderten Entſch. zurückwirkt, kann 
zweifelhaft ſein, ſcheint mir aber auch von geringer Bedeutung für 
unſere Frage, denn dabei handelt es ſich um die Gewährung 
eines bisher nicht vorhandenen Rechtes. Das iſt bei der Entziehung 
ganz anders. Hier wird der Partei ein Recht genommen. Hier 
ſteht alſo die Frage zur Erörterung, ob die Rechtspoſition der Par⸗ 
tei zu ihren Ungunſten geändert oder der bisherige Zuſtand fort⸗ 
dauern ſoll. Dieſe Fortdauer kann aber nicht in Frage geſtellt wer⸗ 
den, wenn kein Anlaß zur Entziehung vorliegt, dieſe ſich alſo als 
unberechtigt herausſtellt. Es erſcheint mir alſo durchaus folgerichtig 
und rechtlich einwandfrei, wenn KG. ſagt, die Aufhebung des Ent⸗ 
ziehungsbeſchluſſes bedeutet die Feſtſtellung, daß eine wirkſame 
Entziehung nicht ſtattgefunden habe und daß eine Unterbrechung 
des Armenrechts und ſeiner Wirkung nicht eingetreten ſei. Der 
rechtliche Zuſtand iſt vielmehr — wie ſich nachträglich heraus“ 
ſtellt — unverändert, als wenn eine Entziehung niemals erfolgt 
wäre. Mit dieſem Ergebnis verſchwinden zweifellos alle diejenigen 
Schwierigkeiten, mit denen man kämpfen muß, wenn man die Auf 
hebung der Entſch. als Neubewilligung des Armenrechts al 
ſehen wollte. | 

Was wird aus den inzwiſchen fällig gewordenen Gerichts⸗ 
was aus den Anwaltsgebühren? Iſt der Erſatzanſpruch der Staats- 
kaſſe gegenüber fällig geworden? Bedarf es der erneuten Beiordr 
nung eines Armenanwalts? Es würde im Rahmen dieſer Be 
ſprechung zu weit führen, auf alle dieſe Punkte näher einzugehen. 
Ich erwähne fie nur, um die große praktiſche Bedeutung der Entid)- 
des KG. zu unterſtreichen. 5 l 

III. Beſonders zu begrüßen ift auch die Entſchiedenheit, mit 
der KG. dem ſtändig ſich wiederholenden Verſuch der LG. entgegen 
tritt, ohne zwingende Gründe eine doch immerhin für die arme 
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Partei fo ſchwerwiegende Entſch. wie die Entziehung der Vergun⸗ 
ſtigung des Armenrechts zu treffen. Es iſt vollkommen richtig: re⸗ 
gelmäßig wird man dazu verlangen müſſen, daß nun ein neues 
Moment aufgetaucht iſt: daß ſich die Vermögensverhältniſſe der 

artei erheblich zu ihren Gunſten geändert haben, daß ſich heraus⸗ 
geſtellt hat, daß die bisher als vorhanden angenommene Grund⸗ 
lagen der Rechtsſtellung der Partei entfallen ſind oder ſich als in 

ahrheit von Anfang an nicht vorhanden herausgeſtellt haben. 

or allem aber kann die Partei verlangen, daß die Gründe vom 
Gericht angegeben werden. Man hat auch aus den zitierten Entſch., 
die zur Nachzahlungsanordnung ergangen ſind, den Eindruck, als ob 
die Gerichte ſich heute nur allzu leicht einſeitig aus — man kann 
nur ſagen falſch verſtandenen — fiskaliſchen Intereſſen heraus zu 
dieſen Anordnungen verleiten laſſen. Damit entwerten fie aber in 
erheblichem Maße das Inſtitut des Armenrechts, obwohl dieſes 
heute mehr denn je als ſtaatliches Inſtrument zum Ausgleich der ſo⸗ 
zialen Schwierigkeiten und zur Vermeidung einer Schlechterſtellung 
der mittelloſen Partei gegenüber der vermögenden Partei be⸗ 
nötigt wird. 

AU. u. Notar Kubiſch, Lübben (Spreewald). 
* 


2337. 88 323, 767, 1042. 88. Veränderte Umſtände 
können nicht einredeweiſe im Verfahren auf Vollſtreck⸗ 
barkeitserklärung eines Schiedsvergleichs geltend gemacht 
werden. Hierzu bedarf es der Abänderungstlage des 8 323 
PO. 8) 

Die rechtskräftig geſchiedenen Parteien hatten zur Regelung 
der Unterhaltsanſprüche der Antragſtellerin im Vertrage v. 23. Dez. 
930 ein Schiedsgericht vereinbart. In dieſem Verfahren ſchloſſen 
fie am 5. Okt. 1932 einen Schiedsvergleich. In dem von der An⸗ 
tragſtellerin betriebenen Verfahren auf Vollſtreckbarkeitserklärung 
wurde der Schiedsvergleich zunächſt durch ein Teilurteil des LG. 
für die Zeit bis Ende Nov. 1934 für vollſtreckbar erklärt. Im 
weiteren Verfahren beantragte die Antragſtellerin, den Schiedsver⸗ 
gleich v. 5. Okt. 1932 auch wegen der Raten v. 1. Dez. 1934 ab 
für vollſtreckbar zu erklären. Der Antragsgegner beantragte, den 

utrag koſtenpflichtig zurückzuweiſen, wobei er ſich zur Begr. im 
weſentlichen auf feine gegenwärtigen ſchlechten Vermögensverhält⸗ 
niſſe berief. 

Das LG. hat den Hinweis des Antragsgegners auf ſeine 
verſchlechterten Vermögensverhältniſſe aus der Erwägung berück⸗ 
ichtigt, daß der Zweck einer — auch gegenüber einem Schiedsver⸗ 
gleich zuläſſigen — Abänderungsklage aus om ZPO. auch im 
Wege der Einrede erreicht werden könne, daß ferner bei der Ver- 
mögensloſigkeit des Antragsgegners von der Bildung eines Schieds⸗ 
Erichts abgeſehen werden müßte. Mit Recht wird ſchon die erſte 

rwägung des LG. von der Antragſtellerin als rechtsirrtümlich 
angegriffen. . 5 
Abz Es kann auf ſich beruhen bleiben, ob zur Entſch. über die 

Abänderung eines Schiedsſpruchs oder eines Schiedsvergleichs zu⸗ 
nächſt das Schiedsgericht berufen iſt (ogl. hierzu u a. Baumbach, 

as privatrechtliche Schiedsgerichtsverfahren, 1931, S. 1377.) und 
ob die Einrede des Schiedsvertrages dann verſagt, wenn eine der 

arteien arm iſt. Denn jedenfalls kann nach ſtändiger Rſpr. der 
hier vom Antragsgegner geltend gemachte Anſpruch aus 8323 
O. nicht einredeweiſe verfochten werden (vgl. Rh.: JW. 1907, 

0). Dies kann nur im Wege einer förmlichen Abänderungsklage 
88 einer ſog. Rechtsgeſtaltungsklage — geſchehen. Der Hinweis 
Eis Antragsgegners darauf, daß nach 8 767 ZPO. verfolgbare 
inwendungen im Verfahren über die Vollſtreckbarkeitserklärung 
eines Schiedsſpruchs oder Schiedsvergleichs zu beachten ſind, ſchlägt 
decht durch. Abgeſehen davon, daß die Teilabanderungsgegenklage 
928 8323 3580. ſich weſentlich von der Vollſtreckungsgegenklage 
es 8767 AMD., inſonderheit bei der Abänderung vollſtreckbarer 

entenanſprüche, unterſcheidet (vgl. hierüber u. a. JW. 1932, 3168 
90 dortigen Nachweiſen), fallen auch im Verfahren betr. die 
lollſtreckbarkeitserklarung von Schiedsſprüchen und Schiedsver⸗ 
Yeichen unter 8 767 SPD. „immer mur Einwendungen, die den im 
Schiedsſpruch — oder Schiedsvergleich — feſtgeſtellten Anſpruch 
ſelbſt in feiner Geſamtheit oder in weſentlichen Teilen zu beſeitigen 
geeignet ſind, wie Aufrechnung, Vergleich, nachträgliches Erlöſchen 
des Erfüllungsanſpruchs wegen Leiſtungsverzuges uſw.; nicht aber 
1 Vollſtreckungsverfahren die Veränderung 

on Umſtänden berückſichtigt werden, die für das Schiedsgericht 
f der Bemeſſung der Höhe des zuerkannten Anſpruchs 
Itbeſtimmend gewefen find“ (vgl. NG. v. 17. Nov. 1938, VII 
f (33). Dem tritt der erk. Sen. bei. Mag es auch unter Beruch⸗ 
Nötigung der berechtigten Belange der Beteiligten naheliegend 
scheinen, die Geltendmachung veränderter Umſtände im Vollſtreck⸗ 
ichteitsverfahren zuzulaſſen, ſo iſt doch auf der anderen Seite 
5 ht zu überſehen, daß ein ſolches Vorbringen in aller Regel zu 
iner mehr oder weniger umfangreichen Beweisaufnahme führt. 
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Die hierdurch bedingte Verzögerung der begehrten Entſch. würde 
mit dem Charakter des Vollſtrechbarkeitsverfahrens unvereinbar 
ſein. Denn es handelt ſich hier um ein Verfahren, das, weſent⸗ 
lich formeller, ergänzender Art, nach dem offenbaren Willen 
des Geſetzgebers beſonderer Beſchleunigung bedarf (vgl. auch 
Baumbach a. a. O. S. 181) und das nach ſtändiger Rſpr. grund⸗ 
ſätzlich nicht zu einer ſachlich-rechtlichen Nachprü⸗ 
fung des Schiedsſpruchs führen darf (vgl. ſchon Achg. 47, 429), ſo⸗ 
weit nicht der Aufhebungsgrund des 8 1041 Ziff. 2 ZPO. geltend 
gemacht wird. Entſprechendes hat für das Vollſtreckbarkeitsver⸗ 
fahren beim Schiedsvergleich zu gelten. Es muß daher fein Be⸗ 
wenden dabei haben, daß dieſe Umſtände nur im Wege der förm⸗ 
lichen Klage aus 8 323 ZPO. geltend gemacht werden können, 
einer Rechtsnorm, die auch nicht ausſchließlich verfahrensrecht⸗ 
licher, ſondern weſentlich ſachlich⸗ rechtlicher Art iſt (ogl. 
NGZ.140, 167 — ZW. 1933, 17729 nebſt dortigen Nachweiſen). 
Damit fehlt es für die vom LG. vorgenommene Abänderung des 
Schiedsvergleichs an der erforderlichen rechtlichen Grundlage. 

(Kch., 22. ZivSen., Urt. v. 22. März 1934, 22 U 9740/34.) 


Eingeſ. von KR. Gottſchick, Berlin. 


Anmerkung: Die Entſch. ſcheint mir nicht haltbar. 

1. In Frage ſteht, ob in demſelben Verfahren, in 
dem von ber einen Seite die Vollſtrechbarerklärung 
eines Unterhaltsrenten⸗Schiedsſpruchs betrieben wird, von der 
Gegenſeite die Aufhebung oder Herabſetzung der Rente nach 
8323 350. begehrt werden kann. Daß es ſich im vorl. Falle 
nicht um einen Schiedsſpruch, ſondern um einen ſchiedsrichterlichen 
Vergleich handelt, ändert nichts, da Vergleiche ſowohl für das 
Vollſtreckbarerklärungsverfahren wie für die Abänderungsklage 
Schiedsſprüchen bzw. Urteilen gleichgeſtellt find (88 1044 a, 323 
Abſ. 4 380.) 

Das RG. verneint die Frage. Es zieht zur Begr. zunächſt 
zwei RGEntſch. heran, die aber zum vorl. Falle m. E. nichts be⸗ 
jagen. Die alte Entſch. SW: 1907, 520 ſtellt — ohne das der ab- 
gedruckte Auszug übrigens den Tatbeſtand und die leitenden Ge⸗ 
danken näher erkennen ließe — nur allgemein den Satz auf, daß 
das Begehren nach 8 323 nicht einredeweiſe, ſondern nur im Klage⸗ 
wege verfolgt werden könne. Ob es ſich aber vorliegend um ein 
bloß einredeweiſes Vorbringen handelt oder um mehr, iſt gerade 
das thema probandum. Und was weiter die angef. Sätze aus der 
RGEntſch. v. 17. Nov. 1933 anlangt, fo habe ich auch nach Durch— 
ſicht der vollſtändigen Entſch. irgendeinen Zuſammenhang zwiſchen 
den beiden Fällen nicht erſehen können. Es bleiben alſo nur die 
allgemeinen prozeßpolitiſchen Erwägungen: mit der Betrachtung, 
das Verfahren nach § 1042 ſei ein ſolches „weſentlich formeller, 
ergänzender Art“, wird nichts bewieſen, und der Satz „grundfätzlich 
dürfe das Vollſtreckbarerklärungsverfahren nicht zu einer ſachlich⸗ 
rechtlichen Nachprüfung des Schiedsſpruchs führen“ liegt offen 
geſtanden völlig neben der Sache, denn auch bei dem klageweiſe 
verfolgten Abänderungsbegehren nach 8 323 ſteht eine materielle 
Nachprüfung der Vorentſch. gar nicht in Frage. Der Hinweis auf 
vrozeßökonomiſche Geſichtspunkte entbehrt ſchließlich vollends der 
überzeugungskraft, da das Ergebnis, zu dem das KG. gelangt, ge⸗ 
rade die Aufſpaltung eines einheitlichen Verfahrens in zwei Ver⸗ 
fahren, alſo die Verdoppelung des prozeſſualen Apparats iſt. 

Ich vermag in der Tat nicht einzusehen, welche Gründe dem 
entgegenſtehen ſollten, daß das Exequaturbegehren des einen und 
das Herabſetzungsbegehren des anderen Teiles in demſelben Ver⸗ 
fahren erledigt werden. Der Fehler der Entjih. liegt darin, daß 
das KG. — anſcheinend noch befangen in den Gedanken der bis 
zur 35O. Novelle von 1930 in Kraft geweſenen Regelung von 
1924, die bekanntlich die wenig glückliche Trennung zwiſchen 
Eremiatur- und Aufhebungsverfahren vorſah — das Begehren bes 
rentenverpflichteten Antragsgegners nicht als das erkannt hat, 
was es in Wirklichkeit war: nicht nur ein einredeweiſes Vorbringen 
zur Rechtfertigung des Abweiſungsantrags, ſondern ein wider⸗ 
klagend erhobenes ſelbſtändiges Begehren aus 8 323. Der Schieos⸗ 
ſpruch — nicht exit die feine Vollſtreckbarkeit ausſprechende ge⸗ 
richtliche Entſch. — ſteht nach 8 1040 einem rechtskräftigen ge⸗ 
richtlichen Urteil gleich. Die Möglichkeit des Abänderungsbe⸗ 
gehrens nach 8323 beſteht demnach alsbald nach Erlaß des Schieds⸗ 
ſpruchs, gleichviel ob und wann die Vollſtreckbarerklärung des 
Spruches erwirkt oder begehrt iſt. Der im Schiedsverfahren ſeiner⸗ 
zeit unterlegene Teil hätte alſo mit ſeinem Abänderungsbegehren 
dem Antragſteller des Exequaturverfahrens ſehr wohl zuvorkommen 
können. Ob das Abänderungsbegehren der Faſſung nach auf Auf⸗ 
hebung, Nichtigerklärung, Verſagung der Vonſtreckung oder ſonſt 
worauf gerichtet iſt, iſt kaum mehr als eine Kanzleifrage. Dafür, 
daß es unzuläſſig wäre, Exequatur⸗ und Abünderungsbegehren in 
demſelben Verfahren als Klage und Widerklage zuſammen zur 
Entf. zu bringen, iſt irgendein Grund nicht erfindlich, denn 
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Widerklagen ſind weder in dem einen noch in dem anderen der 
beiden Verfahrensarten ausgeſchloſſen. Ein Blick auf den Lauf 
des Verfahrens zeigt auch, daß ſowohl für die Parteien wie für 
das Gericht die Einheitlichkeit der Erledigung das allein Praktiſche 
iſt: erweiſt ſich das Abänderungsbegehren als begründet, ſo iſt 
inſoweit für eine Vollſtreckbarerklärung kein Raum, und ſoweit 
umgekehrt das Abänderungsbegehren unbegründet iſt, beſtehen für 
die Vollſtreckbarerklärung keine Hemmniſſe. Wie wenig glücklich 
dagegen die Erledigung beider Punkte in verſchiedenen Verfahren 
iſt, erhellt, wenn man ſich die Komplikationen vergegenwärtigt, 
die ſich ergeben können, wenn der eine Teil vollſtreckt, während 
das Abänderungsbegehren des anderen Teiles noch läuft. 

2. Zu der vom KG. (von ſeinem Standpunkte zutreffend) 
offengelaſſenen Frage, ob bei einer durch Schiedsſpruch oder 
ſchiedsrichterlichen Vergleich feſtgeſetzten Rente die Abände⸗ 
rungsklage nach § 323 vor dem ſtaatlichen Gericht 
oder wiederum vor dem Schiedsgericht zu erheben 
iſt, nur folgende Bemerkung: Selbſtverſtändlich ſind die Parteien 
in der Lage, auch für einen etwaigen künftigen Abänderungsſtreit 
ſchiedsrichterliche Erledigung — ſei es durch das alte, ſei es durch 
ein neues Schiedsgericht — von vornherein zu vereinbaren. In 
Frage ſteht praktiſch nur, inwieweit aus einer den Fall der Ab⸗ 
änderungsklage nicht beſonders regelnden Schiedsabrede im Wege 
der Auslegung eine dahingehende Vereinbarung zu entnehmen iſt. 
In dieſer Hinſicht ſcheint mir große Vorſicht geboten. Soweit nicht 
beſtimmte Anhaltspunkte für das Gegenteil vorliegen, wird die 
Frage zu verneinen ſein. Wenn z. B. in der Abrede von vorn⸗ 
herein beſtimmte Perſonen (Verwandte oder dgl.), zu denen die 
Parteien in einem Dauerverhältnis ſtehen, als Schiedsrichter be⸗ 
ſtellt ſind, mag man annehmen, daß das Schiedsgericht gewiſſer⸗ 
maßen als Dauereinrichtung auch für künftige Streitfälle vorge⸗ 
ſehen iſt. Im Regelfalle wird man aber die Einmaligkeit der 
ſchiedsrichterlichen Tätigkeit als das dem mutmaßlichen Willen der 
Parteien Entſprechende anſehen müſſen; daraus, daß dem Schieds⸗ 
gericht die Entſch. über einen eine Dauerverpflichtung betreffenden 
Streit zugewieſen iſt, kann noch keineswegs gefolgert werden, daß 
ſich die Schiedsabrede ohne weiteres auch auf künftige, ſich an den 
Schiedsſpruch knüpfende Streitfälle erſtrecken ſoll. 

Min. Dr. Jonas, Berlin. 
* 


38. 8519 PD. Teilweiſe Unzuläſſigkeit einer Be⸗ 
rufung, wenn nur wegen eines Teils des mit der Berufung 
verfolgten Anſpruchs Berufungsgründe gemäß 8 519 Abſ. 3 
Ziff. 2 3 PO. vorgebracht ſind. 

Der Kl. hatte einen Schadenserſatzanſpruch von 5000 N 
wegen Kreditverweigerung durch die Bekl. geltend gemacht und 
desen Anſpruch in Höhe von 3250 N damit begründet, daß er 
das erſt kürzlich erworbene Geſchäft habe zurückgeben müſſen, 
während er im übrigen Erſtattung eines Schadensbetrages von 
823,76 RA verlangt hat, der ihm infolge Nichteinlöſung eines 
Wechſels durch die Bekl. entſtanden ſei. In Höhe von 227,55 AM 
hat er, gleichfalls unter dem Geſichtspunkt des Schadenserſatzes, 
Erſtattung von Lebensverſicherungsprämien verlangt, die er nutz⸗ 
los gezahlt habe, da er die weitere Zahlung infolge der Kredit⸗ 
verweigerung der Bekl. habe einſtellen müſſen. Das LG. hat u. a. 
wegen der Geſchäftsaufgabe einen Betrag von 1625 RA dem Kl. 
zugeſprochen, wegen der reſtlichen 1625 7% den Anſpruch ab⸗ 
gewieſen. Es hat den Anſpruch wegen der Prämienerſtattung nur 
zum Teil für begründet erklärt, den Anſpruch wegen Nichteinlöſung 
des Wechſels dagegen voll abgewieſen. Soweit Abweiſung erfolgt 
it, hat der Kl. Ber. eingelegt. Dieſe hat er wie folgt begründet: 
Er hat auf die perſönliche Eingabe des Kl. v. 28. Dez. 1934 (Ar⸗ 
menrechtsgeſuch) verwieſen und weiteren Beweis dafür angetreten, 
daß er das Geſchäft zum Verkauf geſtellt habe, im übrigen den 
geſamten Vortrag erſter Inſtanz wiederholt. Eine weitere Ber⸗ 
Begr. iſt nicht eingegangen. 

Dieſe BerBegr. entſpricht, ſoweit fie ſich auf einen Teil des 
Schadenserſatzanſpruches in Höhe von 1625 RM bezieht, nicht dem 
geſetzlichen Erfordernis des § 519 Abſ. 3 Ziff. 2 ZPO. Denn fie 
enthält nicht die beſtimmte Bezeichnung der im einzelnen anzufüh⸗ 
renden Gründe der Anfechtung (Berufungsgründe). Dieſe durch 
die Nov. v. 27. Okt. 1933 neu eingeführte Vorſchr. dient bewußt 
der Verſchärfung der Anforderungen, die an den Berl. zu ſtellen 
ſind. Es muß nunmehr, wenngleich eine allgemein gültige Regel 
dafür, welche Anforderungen an die Einzelanführung der Be⸗ 
rufungsgründe im Einzelfalle zu ſtellen ſind, nicht aufgeſtellt 
werden kann, die BerBegr. auf den zur Entſch. ſtehenden 
Streitfall zugeſchnitten ſein und erkennen laſſen, welche be⸗ 
ſonderen Gründe tatſächlicher oder rechtlicher Art nach der 
Meinung des Berufungsführers das Urteil der Vorinſt. 
als unrichtig kennzeichnen (jo RG. v. 27. April 1934: RG. 
144, 6 = JW. 1934, 17825). Daraus folgt aber das Erfordernis, 


daß bezüglich jedes einzelnen von mehreren in einer Klage 
geltend gemachten und im Urt. behandelten Anſprüche ebenſo wie 
bezüglich eines jeden Teils eines Anſpruchs, der aber nach 
ſeiner Begr. in mehrere Teile zerlegt werden kann und einer Teil“ 
urteilsentſcheidung fähig iſt, diejenigen Gründe angeführt werden 
müſſen, aus denen heraus das erſte Urt. bemängelt wird und auf 
welche die Beanſtandung des angefochtenen Urt. ſich ſtützen will. 
Anderenfalls würde die Partei die Möglichkeit haben, nur um 
formell dem Erfordernis des Abſ. 3 Ziff. 2 a. a. O. zu genügen, 
wegen eines kleinen an ſich belanglojen Teiles eines Anſpruchs 
irgendwelche Anfechtungsgründe geltend zu machen und damit die 
Ber. im ganzen zuläſſig werden zu laſſen, ohne daß damit der 
Sinn und Zweck dieſer verſchärfenden Veit, erreicht würde (fo auch 
Stein⸗Jonas, 1934, Anm. III Ziff. 2 zu § 519). 

Nun verweiſt zwar die BerBegr. auf das Armenrechtsgeſuch 
des Kl. ſelbſt. In dieſem ſind allerdings die Anfechtungsgründe be⸗ 
züglich aller angefochtenen Anfechtungsteile enthalten. Dieſe Ein⸗ 
gabe kann jedoch zur Ergänzung der BerBegr. deshalb nicht heran⸗ 
gezogen werden, weil nur vom Prozeßbevollmächtigten der Ber Inſt. 
ſelbſt unterzeichnete Schriftſätze Beſtandteil der BerBegr. bilden 
können (RG. v. 5. Nov. 1934: JW. 1935, 121 12). Folglich liegt be⸗ 
züglich desjenigen Teils des klägeriſchen Schadenserſatzanſpruchs, 
der ſich nicht auf den Verluſt des Geſchäfts in Höhe von 1625 All 
bezieht, eine nicht der Vorſchr. des § 519 Abſ. 3 Ziff. 2 ZPO. be’ 
gründete Ber. vor. 

Dadurch iſt zwar nicht das ganze Rechtsmittel unzuläſſig, 
wohl aber iſt die Ber. inſoweit unzuläſſig, als ſie ſich auf dieſe 
Teile des mit der Ber. verfolgten Anſpruchs bezieht, und war da’ 
her gem. § 519 b ZPO. zu dieſem Teil, hier alſo in Höhe von 
951,46 RA als unzuläſſig zu verwerfen (ſo auch Stein? 
Jonas a. a. O.). 


(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 9. März 1935, 20 U 34/35.) 
* 


39. SS 519 Abſ. 6, 517, 147, 99 Abſ. 1, 321, 4 3PO. Ber. 
gegen ein Koſtenergänzungsurteil neben der Ber. gegen 
das ergänzte Urt. löſt keine beſondere Prozeßgebühr aus. 
Keine Friſtſetzung nach 8 519 Abſ. 6 3 PO. 

Durch Urt. des LG. v. 28. Nov. 1934 iſt der Klage zum Teil 
ſtattgegeben worden, zum Teil iſt ſie abgewieſen worden. Bei der 
Koſtenentſcheidung ſind die außergerichtlichen Koſten des Kl. gegenüber 
dem einen Bekl. unberückſichtigt geblieben. Durch Ergänzungsurteil v. 
9. Jan. 1935 iſt dann über dieſe Koſten noch entſchieden worden. 
Beide Bekl. haben gegen das Urt. v. 28. Nov. 1934 mit am 
10. Jan. 1935 bei Gericht ergangenem Schriftſatz Berufung ein⸗ 
gelegt und Abweiſung der vollen Klage beantragt. Durch Verfügung 
des Vorjigenden ift zum Nachweis der Zahlung der Prozeßgebühr 
für die Berufung den Bekl. eine Friſt bis zum 18. März 1935 geſetzt 
worden und daraufhin von jedem der Bell. entſprechend dem Streit? 
wert ſeiner Berufung die Prozeßgebühr eingefordert worden. Mit am 
2. Febr. 1935 bei Gericht eingegangenem Schriftſatz haben nunmehr 
beide Bekl. auch gegen das Ergänzungsurteil Berufung eingelegt: 
Durch Verfügung des Vorſitzenden iſt auch wegen dieſer Berufung 
eine Friſt zum Nachweis der Zahlung bis zum 18. März 1935 ge’ 
ſetzt worden. Der UrkB. der Geſchäftsſtelle hat daraufhin nach einem 
Streitwert von 1000 RM die Prozeßgebühr nebſt Auslagen in Höhe 
von insgeſamt 46,08 RM von den Bell. erfordert. Gegen dieſe Ge 
richtskoſtenrechnung wendet ſich die Erinnerung der Bekl. mit der 
Begründung, daß die erneute Einforderung einer Prozeßgebühr nicht 
gerechtfertigt ſei, da die Berufung gegen das Ergänzungsurteil ge⸗ 
bührenrechtlich keine Selbftändigkeit beſitze. 

Die Erinnerung iſt gem. 8 4 GKG. zuläſſig, fie mußte auch 
ſachlich Erfolg haben. An ſich eröffnet jede Berufung ein ſelbſtändiges 
Verfahren in der BerZuft, und löſt damit jeweils eine Prozeßgebühr 
nach dem in Betracht kommenden Streitwert aus. Eine einheitliche 
gebührenrechtliche Behandlung findet erſt — abgeſehen von den Fällen 
des $ 13 Abſ. 2 GKG. (wechſelſeitig eingelegte Berufungen, in denen 
ohne weiteres die Gebühren nur nach dem zuſammengerechneten 
Streitwert der verſchiedenen Rechtsmittel berechnet werden) — dan 
und von dem Augenblick an ſtatt, wenn das Gericht die mehreren 
Verfahren gem. 8 147 ZPO. verbunden hat. Dieſe Verbindung ſteht 
regelmäßig im Ermeſſen des Gerichts. Für den Fall der Berufung 
ſowohl gegen ein Ergänzungsurteil gem. $ 321 ZRO. wie gegen das 
ergänzte Urteil ſchreibt jedoch ausnahmsweiſe 8 517 ZPO. zwingend 
die Verbindung vor. 

Das bedeutet alſo, daß ein Ergänzungsurteil, mag es auch uur 
über unſelbſtändige Anſpruchsteile, wie Nebenforderungen jeder Art, 
ergangen ſein, dieſe Nebenforderungen aus ihren bisherigen Zu⸗ 
ſammenhang mit der Hauptforderung herausreißt und damit einer 
eigenen Streitwertberechnung und koſtenrechtlichen Behandlung AM” 
gängig macht. Es iſt alſo ſelbſtändig mit denſelben Rechtsmitteln wie 
das ergänzte Urteil anfechtbar und führt demgemäß erſt durch die Ver⸗ 
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ens der mehreren Berufungen für die Streitwert⸗ und Gebühren⸗ 
erechnung wieder eine einheitliche Beurteilung dahin herbei, daß die 
Nebenforderungen infolge ihres Zuſammentreffens mit der Haupt⸗ 
Iotberung von jetzt ab keine ſelbſtändige gebührenrechtliche Bedeu⸗ 
ung mehr beſitzen. Hier handelt es ſich nun aber bei dem Ergän⸗ 
zungsurteil um eine Ergänzung nur hinſichtlich des Koſten⸗ 
ies; deshalb greift eine andere prozeſſuale und demgemäß ge⸗ 
ühreurechtliche Beurteilung Platz. Nach § 99 Abſ. 1 ZPO. würde 
an ſich als Rechsmitttel nur die ſofortige Beſchwerde zuläſſig fein. In 
Anſehung dieſer Frage gilt jedoch, wie allgemein, insbeſ. auch ſtändig 
im der Rſpr. des RG. anerkannt iſt, das Koſtenergänzungsurteil nur 
als — unſelbſtändiger — Beſtandteil des in der Hauptſache bereits er- 
gangenen Urteils und unterliegt demgemäß nicht der beſonderen An⸗ 
bihtung aus 8 99 Abſ. 1 ZPO., ſondern demſelben Rechtsmittel, wie 
N in der Hauptſache ergangene Urteil (vgl. RG. 68, 301; RG⸗ 
arn. 1909 Nr. 425). 

Was für die prozeſſuale Behandlung gilt, hat aber zwangsläufig 
auch für die gebührenrechtliche Behandlung zu gelten. Kommt dem 
Ergänzungsausſpruch über die Koſten ſelbſtändige Bedeutung nicht zu, 
iſt er vielmehr nur als Beſtandteil des Haupturteils anzuſehen, dann 
kann er auch in koſtenrechtlicher Hinſicht zu keinem Zeitpunkt eine 
elbſtändige Bedeutung und einen bejonderen Streitwert neben der 
auptſache haben. Da Vorausſetzung für die Anfechtung des Koſten⸗ 
ergänzungsurteils mit dem ordnungsmäßigen Rechtsmittel der Be⸗ 
tefung (bzw. Reviſion) das Rechtsmittel auch gegen das ergänzte Ur⸗ 
teil iſt, iſt es bei dem Zuſammentreffen beider Nechtsmittel ohne Be⸗ 
beutung, ob ein Verbindungsbeſchluß des Gerichts gem. 88 517, 147 
380. ergeht. Die Berufung wegen der Koſten hat vielmehr auch ohne⸗ 
dem in keinem Falle einen ſelbſtändigen Streitwert und kann dem⸗ 
nach auch eine — nach dem Betrage der Koſten zu errechnende — 

rozeßgebühr nicht auslöſen. Sie wird vielmehr von der für die 
Hauptſache geſchuldeten Prozeßgebühr mitumfaßt. 

Demnach iſt für eine bejondere Friſtſetzung aus 8 519 Abſ. 6 

9 O. und für eine Einforderung einer Prozeßgebühr wegen des 
oſtenergänzungsurteils kein Raum. Die angegriffene Koſtenrechnung 
mußte daher aufgehoben werden. 


(K., 20. ZivSen., Beſchl. v. 9. März 1935, 20 Wa 49/35.) 
* 


J 40. 8 577 3PO. Die Beſtimmung der 88 516, 552 3 O., 
1 5 der die Berufungs⸗ bzw. Reviſionsfriſt ſpäteſtens 
ii Ablauf von fünf Monaten nach der Verkündung des 
le zu laufen beginnt, iſt bei fofortigen Beſchwerden 
Nfprehend anzuwenden. 
1 In dem zur Ableiſtung des Offenbarungseides auf den 2. Sept. 
932 beſtimmten Termin, zu dem der Schuldner ordnungsmäßig ge⸗ 
laden war, war dieſer nicht erſchienen, und es wurde daher durch ver⸗ 
pündeten Beſchl. die Haft gegen ihn angeordnet. Im Nov. 1934 legte 
905 Schuldner gegen dieſen Beſchl. ſofortige Beſchw. ein, die vom 
(J. mit der Begr. als unzuläſſig verworfen wurde, daß die Rechts⸗ 
mittelfriſt mit dem Ablauf von fünf Monaten nach der Verkündung 
15 laufen begonnen habe und daher zur Zeit der Einlegung der Beſchw. 
ereits abgelaufen ſei. 
0 Die gegen dieſen Beſchl. eingelegte weitere Beſchw. iſt nicht 
egründet. 
1 Nach der Rſpr. des Sen., die ſich mit der herrſchenden Meinung 
* Einklang befindet (gl. Stein⸗Jonas, 15. Aufl., Anm. 2; 

aumbach, 10. Aufl., Anm. 2), iſt die Beſt. der 88 516,552 3PO., 
a der die Berufungs⸗ bzw. Reviſionsfriſt ſpäteſtens mit dem Ab⸗ 
auf von fünf Monaten nach der Verkündung des Urt. zu laufen be⸗ 
ginnt, auf Beſchl., die der ſofortigen Beſchw. unterliegen, entſprechend 
anzuwenden. Daraus, daß im 8 577 Abſ. 2 ZPO. eine der eben be⸗ 
wichneten Beſtimmung entſprechende Vorſchr. nicht aufgenommen 
kürden iſt, kann nicht der Schluß gezogen werden, daß die Ver⸗ 
ſei dung des Beſchl. ohne Einfluß auf den Beginn der Beſchwerdefriſt 
1 Das Beſchwerdeverfahren iſt in der ZPO. nur lückenhaft geregelt, 
105 es erſcheint daher grundſätzlich eine entſprechende Anwendung der 
lür die anderen Rechtsmittelverfahren gegebenen Vorſchr. zuläſſig. 
iter Zweck der oben wiedergegebenen Belt. der 88 516, 552 3 O. 
iſt, zu verhindern, daß der Eintritt der formellen Rechtskraft von 
den Parteien beliebig lange hinausgeſchoben werde. Bei einem der 
Olortigen Beſchw. unterliegenden, alſo der formellen Rechtskraft zu⸗ 
Wußlichen Beſchl. beſteht aber das Intereſſe an einer zeitlichen, vom 
R illen der Parteien unabhängigen Beſchränkung des Schwebezuſtandes 
n gleichem Maße wie bei Urteilen. 

(RG., 8. Ziv Sen., Beſchl. v. 5. Febr. 1935. 8 W 729/35.) 

* 


0 41. 8 606 Abſ. 4 3PO. Keine Zuſtändig keit deutſcher 

nahe zur Scheidung der Ehe polniſcher Staatsange— 
Iriger. 

* Zwiſchen den Parteien ſchwebt beim LG. B. ein Scheidungsſtreit. 
urch Beſchluß dieſes Gerichts iſt im Wege EinſtwVfg. gemäß 
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88 627, 936 8PO., 88 1353, 1360, 1361 BGB. für die Dauer des 
Scheidungsſtreits der Ehefrau das Getrenntleben geſtattet und ihr das 
Sorgerecht für das gemeinſchaftliche Kind übertragen worden; ferner 
iſt dem Ehemann die Zahlung gewiſſer Unterhaltsbeiträge und die 
Herausgabe gewiſſer Hausratsſtücke aufgegeben worden. Auf den 
Widerſpruch des Mannes ſind dieſe Anordnungen durch das LG. 
beſtätigt worden. Das KG. hat der gegen dieſes Urteil eingelegten 
Berufung des Mannes ſtattgegeben und die EinſtwVfg. aufgehoben 
aus folgenden Gründen: 

Der Ehemann iſt in Tarnopol geboren und auch dorthin heimat⸗ 
zuſtändig. Er iſt nach einem von dem polniſchen Konſulat aus⸗ 
geſtellten Paß polniſcher Staatsangehöriger. Die Ehefrau war bis 
zu ihrer im Jahre 1931 erfolgten Einbürgerung in Deutſchland 
ebenfalls polniſche Staatsangehörige und hat dieſe Staatsangehörig⸗ 
keit durch die Anfang 1934 vor dem Standesamt in B. erfolgte 
Eheſchließung mit dem Antragsgegner wiedererlangt. 

Für den Erlaß einer auf $ 627 geſtützten einſtweiligen Rege⸗ 
lung der Verhältniſſe der Parteien für die Dauer des Scheidungs⸗ 
ſtreits iſt nur dann Raum, wenn für den Scheidungsſtreit ſelbſt eine 
Zuständigkeit der deutſchen Gerichte gegeben iſt. Das iſt aber — in 
Abweichung von der bisherigen Rſpr. — gegenüber polniſchen 
Staatsangehörigen nach der gegenwärtigen Rechtslage zu verneinen. 

Die zwiſchen den jüdiſchen Ehegatten ſtandesamtlich nach Maß⸗ 
gabe der deutſchen Geſetze geſchloſſene Ehe iſt auch nach polniſchem 
Recht gültig, weil nach Art. 13 des polniſchen Geſetzes v. 2. Aug. 
1926 betr. das internationale Privatrecht (JPR.) eine unter Be⸗ 
achtung der Geſetze des Ortes der Eheſchließung eingegangene Ehe 
auch in Polen als wirkſam anerkannt wird. 

Nach Art. 17 Abſ. 3 des genannten polniſchen Geſetzes v. 2. Aug. 
1926 ſind für polniſche Ehegatten, die ihren Wohnſitz im Auslande 
haben, in Scheidungsſtreitigkeiten auch die Gerichte dieſes Staates 
zuſtändig und die Urt. der Gerichte dieſes Staates werden in Polen 
anerkannt, wenn in ihnen polniſches Recht angewendet worden iſt. 
Wegen des Wortlauts des Geſetzes wird auf die überſetzung im 
„Oſtrecht“ 1926, 1090 verwieſen. Dieſe Vorſchrift war in der deut⸗ 
ſchen Rechtslehre und Rſpr. dahin verſtanden worden, daß ein dieſer 
Vorſchrift entſprechendes deutſches Scheidungsurteil über polniſche 
Staatsangehörige in Polen ohne weiteres anerkannt werden würde 
(zu vgl. Hawlitzky: Ztſchr. f. Oſtrecht 1932, 365 Nr. 2), ſo daß 
bisher Bedenken gegen die Zuſtändigkeit deutſcher Gerichte in Schei⸗ 
dungsſtreitigkeiten polniſcher Staatsangehöriger nicht beſtanden (zu 
vgl. ZAuslIntprR. 1934, 716 Note 1). Das polniſche Oberſte Gericht 
gab indeſſen in einem Urt. v. 5. Febr. 1931 (abgedruckt in der 
Ztſchr. f. Oſtrecht 1932, 383 f.) der Vorſchrift eine andere Aus⸗ 
legung. In dieſem Urt. war die Ablehnung der Anerkennung eines 
Scheidungsurteils eines nichtpolniſchen Gerichts über eine Ehe, deren 
einer Teil polniſcher Staatsangehöriger war, auch mit der Er⸗ 
wägung begründet worden, daß mangels eines Staatsver⸗ 
trages über die gegenſeitige Anerkennung der Scheidungserkennt⸗ 
niſſe keine vertragsmäßige Pflicht zur Anerkennung des fraglichen 
Urt. beſtehe. Dieſe Auffaſſung des polniſchen Oberſten Gerichts hat 
im polniſchen Schrifttum nach der bei Hawlitzky a. a. O. S. 365 
Note 50 gegebenen Nachweiſung Billigung gefunden. Auch Zoll, 
Rechtslehrer an der Univerſitat Krakau, der nach Feſtſtellung des 
„Inſtitutes für ausländiſches und internationales Privatrecht“ als 
Mitglied der Redaktionskommiſſtion an der Abfaſſung des IPR.⸗ 
Geſetzes maßgebend beteiligt war, hält in ſeinem dem Inſtitut er⸗ 
ſtatteten, in der ZAuslInthrgi. 1934, 721 veröffentlichten Gutachten 
dieſe Auslegung des Art. 17 des Geſetzes v. 2. Aug. 1926 für ge⸗ 
rechtfertigt. Er führt aus, dieſe Vorſchrift wolle die Bedingungen 
der Anerkennung ausländiſcher Urt. auch in Eheſachen keineswegs 
erſchöpfen; fie bringe nur die Möglichkeit der Anerkennung fremder 
Urt. in Eheſachen und ſtelle dafür gewiſſe Erforderniſſe feſt, ohne 
jedoch die ſonſtigen geſetzemäßigen Vorausſetzungen 
einer Anerkennung ausländiſcher Erkenntniſſe zu beeinträchtigen. 
Dieſe bereits in dem Urt. des Oberſten polniſchen Gerichts v. 5. Febr. 
1931 vertretene Auffaſſung ergebe ſich nunmehr auch aus Art. 528 
8 1 der polniſchen ZO. von 1932, wonach in Polen „ein inter⸗ 
nationales Abkommen die Grundbedingung der Vollſtreckbarkeit 
bildet und damit auch eine vertragsmäßige Zuſicherung der Gegen⸗ 
ſeitigkeit unumgänglich notwendig erſcheint“, mit dem Erfolge, daß 
die Anerkennung von Eheſcheidungsurteilen in Polen zu verſagen 
ſei, wenn ein internationales Abkommen nicht beſtehe. Nachrichten 
darüber, daß etwa die polniſchen Inſtanzgerichte und Verwaltungs⸗ 
behörden in dieſer Auslegungsfrage anderer Anſicht wären als das 
Oberſte Gericht und die polniſche Rechtslehre und daß etwa tatſächlich 
ſolche Urt. insbeſondere deutſcher Gerichte doch anerkannt würden, 
liegen nicht vor. , 

Das Erfordernis vertragsmäßiger Zufiherung der Gegenſeitig⸗ 
keit war bisher im Verhältnis zwiſchen Deutſchland und Polen er⸗ 
füllt, da beide Staaten dem Haager Eheſcheidungsabkommen an⸗ 
gehörten. Es iſt jedoch nicht mehr gegeben, ſeitdem Deutſchland mit 
Wirkung v. 1. Juni 1934 aus dem Haager Eheſcheidungsabkommen 
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ausgeſchieden iſt. Der Aufſatz von Zoll a. a. O. S. 721 kommt denn 
auch zu dem Schluß, daß nach der gegenwärtigen Rechtslage polniſche 
Gerichte nicht mehr in der Lage ſeien, deutſche Scheidungsurteile über 
polniſche Staatsangehörige in Polen als wirkſam anzuerkennen. 

Hieraus ergibt ſich, daß nach $ 606 Abſ. 4 ZPO. deutſche Ge⸗ 
richte gegenwärtig keine Zuſtändigkeit in Scheidungsſtreitigkeiten 
polniſcher Staatsangehöriger beſitzen. Denn die Vorſchrift des $ 606 
Abſ. 4 3PO., wonach bei ausländiſcher Staatsangehörigkeit beider 
Ehegatten die Scheidungsklage im Inland nur erhoben werden kann, 
wenn das inländiſche Gericht auch nach den Geſetzen des Staates 
zuſtändig iſt, dem der Ehemann angehört, beſagt nach herrſchender 
Anſicht, daß eine Zuſtändigkeit des deutſchen Gerichts entfällt, wenn 
die Inanſpruchnahme der ausſchließlichen Zuſtändigkeit durch den 
ausländiſchen Staat ſich zwar nicht aus den eigentlichen Zuſtandig⸗ 
keitsnormen dieſes Staates ergibt, wenn der ausländiſche Staat 
aber allgemein den über ſeine Angehörigen ergehenden deutſchen 
Scheidungsurteilen die Anerkennung verſagt; denn in ſolcher Übung 
liegt praktiſch die Verneinung der deutſchen Zuſtändigkeit (zu vgl. 
Stein⸗Jonas ZRD., 15. Aufl., § 606 Note 11—13). 

Da mithin für den Scheidungsſtreit der polniſchen Ehegatten nach 
Lage der polniſchen Geſetzgebung und Gerichtsübung eine Zuſtändig⸗ 
keit der deutſchen Gerichte auf Grund des 8 606 Abſ. 4 3 PO. nicht 
mehr beſteht, war auch für eine einftmeilige Regelung der Rechts⸗ 
verhältniſſe der Ehegatten für die Dauer des Scheidungsſtreits auf 
Grund des 8627 3 PO. kein Raum. 

(KG., Urt. v. 4. April 1935, 13 U 1907/35.) 
* 

42. § 929 ZPD. Der Eingang des in einer EinftwPfg. 
enthaltenen Erſuchens an das GBA. um Eintragung einer 
Vormerkung hat die Wirkung einer friſtwahrenden Voll- 
ziehung i. S. des § 929 Abſ. 2 ZPO. nur dann, wenn der 
Antrag oder das Erſuchen von vornherein hindernisfrei 
find oder vor Ablauf eines Monats hindernisfrei werden. 
Für die Friſtwahrung des 8 929 Abſ. 2 ZPO. kommt es 
nicht darauf an, ob ein beſtehendes grundbuchmäßiges 
Hindernis bei ordnungsmäßigem Verfahren des GBA. vor 
Ablauf der Monatsfriſt hätte beſeitigt werden können, 
ſondern darauf, ob es in der Friſt beſeitigt worden iſt. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 7. März 1935, 1 X 53/35.) 
Eingeſ. von RA. Dr. Kübel, Berlin. 
* 


43. 5 38 DGK. Nachträgliche Zurücknahme der Be- 
ſchwerde ermäßigt in den Fällen des § 38 Abſ. 1 DGK G. 
nicht die Beſchwerdegebühr. 

Die Beſchw. richtete ſich gegen die Zurückweiſung des Arreſt⸗ 
geſuches b. 6. Nov. 1934. Für das Verfahren über dieſe Beſchw. ift 
gem. 538 Abſ. 1 DENE. die volle Gebühr erwachſen. Im Gegen⸗ 
ſatze zu den Fällen des Abſ. 2 iſt die Gebühr des § 38 Abſ. 1 un⸗ 
abhängig vom Ausgange des Beſchwerdeverfahrens (vgl. Koſtenkartei 
zu § 38 DORG.; Beſchl. 20 Wa 14/29 v. 5. Febr. 1929). Sie iſt 
daher auch im vorl. Falle bereits durch die Einlegung der Beſchw. 
fällig geworden und beſtehen geblieben, ohne Rückſicht darauf, daß 
der BeſchwF. nachträglich den Arreſt⸗ und damit den Beſchwerde⸗ 
antrag ermäßigt hat (vgl. Jonas Anm. 6a Abſ. 1, 6b Abſ. 3 zu 
838 DORG.). Die Erinnerung mußte hiernach, da die Berechnung 
auch der Höhe nach zutreffend iſt, zurückgewieſen werden. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 20. März 1935, 20 Wa 63/35.) 


* 

44. 88 87, 77, 79 DGK. Haftung von Streitgenoſſen 
für die Gerichtskoſten. Bei Koſtenentſcheidung anteilige 
Haftung nur, wenn ſolche in der Entſch. vorgeſehen iſt. 

Die Widerſpruchsklage (§ 771 3 PO.) richtete ſich gegen Pfän⸗ 
dungen des Bekl. zu 1 wegen 3377,50 %%%, des Bekl. zu 2 wegen 
4600 , inögelamt 7977,50 .. 

Die Kl. ſiegte im erſten Rechtszuge gegen den Bekl. zu 1 
voll, gegen den Bekl. zu 2 teilweiſe. Die Kl. und der Bekl. zu 1 
legten ſelbſtandige Ber. ein. Im zweiten Rechtszuge ſiegte die Kl. 
gegen beide Bekl. voll. Die Koſtenentſcheidung des BG. lautet: 
Die Koſten des Rechtsſtreits tragen die beiden Bekl., in den Ent⸗ 
ſcheidungsgründen iſt $ 91 ZPO. angeführt. 

In der Koſtenrechnung zweiter Inſtanz berechnete der UrkB. 
gegen den Bekl. zu 1 die Koſten nach dem Geſamtwert von 
1974,50 Ke. Mit der Erinnerung vertritt der Bekl. zu 1 die 
Auffaſſung, er hafte nur entſprechend ſeiner Beteiligung am 
Rechtsſtreit (mit 3377,50 .). Das iſt nicht richtig. 8 87 DGK G. 
beſtimmt: Beſteht eine Partei aus mehreren Perſonen, ſo haften 
ſte in Ermangelung einer gerichtlichen Entſch. über die Koſten⸗ 
verteilung als Geſamtſchuldner. . 

Hiernach ſind zwei Fälle des Fehlens einer gerichtlichen 
Koſtenentſcheidung vorgeſehen: Solche fehlt ganz, oder ſie enthält 


keine Verteilung der Koſten. Im erſten Fall greift die 
Koſtenhaftung nach § 77 DERG,, im zweiten Falle die nach § 79 
DEKG. ein. An ſich läßt $ 87 DK. in beiden Fällen die Ge⸗ 
ſamtſchuldnerhaftung eintreten, ohne Rückſicht auf das Maß der 
Beteiligung des einzelnen Streitgenoſſen am Rechtsſtreit. Der ge⸗ 
ſetzgeberiſche Grund (vgl. Entwurf § 94) war eine Vereinfachung 
der Koſtenerhebung. 

Die geſetzliche Regelung des § 87 DGK. konnte zu Unbil⸗ 
ligkeiten führen für Fälle, in denen von den oder gegen die meh⸗ 
reren Streitgenoſſen erheblich verſchiedene Anſprüche geltend ge⸗ 
macht waren. Dann war nämlich die Möglichkeit gegeben, daß ein 
Streitgenoſſe trotz eigener wertmäßig nur geringfügiger Beteili⸗ 
gung am Rechtsſtreit für die geſamten Gebühren in Anſpruch ge⸗ 
nommen wurde, die zum größten Teil aus der erheblich höheren 
Beteiligung der anderen Streitgenoſſen erwuchſen. Rſpr. und 
Schrifttum haben deshalb den Geſichtspunkt der Vereinfachung der 
Koſtenerhebung im fiskaliſchen Intereſſe hinter den Grundſatz der 
Billigkeit im Parteiintereſſe zurücktreten laſſen in Fällen, wo bei⸗ 
des in ſonſt unlösbaren Widerſpruch trat. 

So konnte die Lage in dem Falle ſein, daß eine gerichtliche 
Koſtenentſcheidung überhaupt fehlt ($ 77 DEKG.). Es iſt an⸗ 
erkannten Rechtes, daß im Falle des § 77 DGK. der Streit: 
genoſſe nur im Verhältnis feiner Beteiligung am Rechtsſtreit 
als Koſtenſchuldner belangt werden kann (vgl. RG. 144, 12 = 
Recht 1934, 3150). 

Eine Ausdehnung dieſes Rechtsſatzes auf die Fälle des 8 79 
DGK. wird dagegen abgelehnt (vgl. RG. 131, 339 JW. 1931, 
1811; RG. 144, 12; OLG. Stettin: JW. 1932, 3198; Gaedeke 
Anm.: FW. 1934, 1354). 

Der Gegenmeinung (Jonas Anm.: ZW. 1932, 3199; OLG. 
Duſſeldorf: DRZ. 1934, 395; Recht 1934, 6847) kann nicht bei- 
getreten werden. 

„Der Fall der Übernahme der Koſten durch beſondere Er- 
klärung ($ 79 DKG.) ſcheidet ohne weiteres aus. Hier begründet 
und begrenzt die ausdrückliche Übernahme die Koſtenhaftung. 

Es bleibt demnach nur der Fall, daß eine gerichtliche 
Koſtenentſcheidung ergangen iſt (§ 79 DERG.). Nach 887 
DGK. tritt die Geſantiſchudn e hafkung ein, wenn eine Vertei⸗ 
lung der Koſten in der gerichtlichen Entſch. nicht erfolgt ift. Gegen⸗ 
über dieſem an ſich klaren Wortlaut könnte eine abweichende Aus⸗ 
legung ſchon deshalb kaum Platz greifen, weil für die Anwen⸗ 
dung des $ 87 DGRG,, ſoweit erſichtlich, Raum überhaupt nicht 
mehr ware, wenn man — außer dem Falle des § 77 DG KG. — 
bei erheblicher Verſchiedenheit der Beteiligung des einzelnen Streit⸗ 
genoſſen auch noch den Fall des 8 79 DKG. aus feinem Anwen⸗ 
dungsgebiet herausnähme. Wenn Rſpr. und Schrifttum für den 
Fall des § 77 DERG. zu einer Ausnahme von § 87 DGK. ge⸗ 
langt ſind, ſo eben — wie ausgeführt — nur aus Billigkeitsrück⸗ 
ſichten für den Streitgenoſſen, deren Durchſetzung auf anderem 
Wege nicht möglich war. Im Falle einer gerichtlichen Koſten⸗ 
entſcheidung ($ 79 DERG.) ſteht aber gerade ein folder Weg 
offen. Der Urteilsſpruch bietet die Möglichkeit, eine anteilige Haf⸗ 
tung gem. $ 100 Abſ. 2 und 3 ZPO, auch für die Verpflichtung 
gegenüber dem Staat ($ 79 DGK.) feſtzuſctzen. Angeſichts die⸗ 
ſer Möglichkeit für das urteilende Gericht beſteht kein Bedürfnis 
zu jener Auslegung des $ 87 DGK. Dazu kommt noch folgen⸗ 
des Bedenken: Es muß davon ausgegangen werden, daß die 
Vorſchr. des § 100 Abſ. 2, 3 ZPO. dem erkennenden Gericht be⸗ 
kannt ſind. Macht es von der darin gebotenen Möglichkeit keinen 
Gebrauch, nimmt es alſo die dort vorgeſehene Koſtenverteilung 
nicht vor, ſo kann nur angenommen werden, daß das bewußt ge⸗ 
ſchehen iſt. Wollte man trotzdem eine Anwendung des § 87 DGK. 
ablehnen, jo würde ſich der UrkB. bei Ausſtellung der Koſtenrech⸗ 
nung gem. § 87 DGG. mit der Koſtenentſcheidung des Gerichts 
in Widerſpruch ſetzen, ja ſie im Ergebnis ſogar abändern. Das iſt, 
wie nicht näher ausgeführt zu werden braucht, unzuläſſig. 

Die Gegenmeinung verweiſt darauf, daß die Perſon des Haf⸗ 
tungs pflichtigen in 88 77, 78, 80, 84, 86 DERKG,, der Be⸗ 
trag der Gebühren in SS 8 ff. DGK. beſtimmt ſei, demgegen⸗ 
über aber § 87 DKG. nichts darüber beſage, wofür der ein⸗ 
zelne Streitgenoſſe hafte, insbeſ. ſeine Haftung nicht über die 
88 77, 79 DERGS. ausdehne, vielmehr nur negativ klarſtelle, daß 
beim Vorhandenſein mehrerer Streitgenoſſen nicht ſchon deshalb 
eine Verringerung der Koſtenſchuld des Einzelnen auf eine Quote 
eintrete. Dieſe rechtsſyſtematiſche Betrachtungsweiſe ſoll erſichtlich 
(ogl. DRZ. 1934, 395) nur für die aus Billigkeitsgründen ge⸗ 
wünſchte anteilsmäßige Haftung des Streitgenoſſen eine rechts 
konſtruktivformale Grundlage ſchaffen. Sie iſt aber an ſich nicht 
einmal gerechtfertigt. Ungezwungener und auch mit dem Wortlaut 
des Geſetzes leichter vereinbar iſt folgende Betrachtung: Die 
58 77 ff. DERKG. beſtimmen die Haftungsgründe; § 87 DGK. 
beſagt, daß mehrere in Parteigemeinſchaft ſtehende Koſtenſchuldner, 
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wenn die Koſten nicht in gerichtlicher Entſch. beſonders verteilt ſind, 
als Geſamtſchuldner haften, d. h. ($ 421 BGB.) jeder Einzelne 
haftet für die ganze Koſtenſchuld der Parteigemeinſchaft in vollem 

mfange. Der Sinn iſt nach dem Geſetz alſo: aus der Tatſache 
der Parteigemeinſchaft fließt die geſamtſchuldneriſche Haftung des 
Einzelnen für die Geſamtheit der Parteikoſten. In Widerſpruch 
damit würde es ſtehen, wollte man trotzdem wieder dieſe Geſamt⸗ 
ummariſche) Regelung auflöſen, indem man auf die wertmäßige 
Beteiligung des Einzelnen zurückgreift. Dies würde auch u. U. zu 
Schwierigkeiten, mindeſtens für den die Koſtenrechnung aufſtel⸗ 
lenden Beamten, führen und ſo auch dem bewußten Zweck des Ge⸗ 
ſetzes, der Vereinfachung der Koſtenerhebung, zuwiderlaufen. 

(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 2. Febr. 1935, 20 Wa 21/35.) 

* 


45. 88 1, 74 PrGͤKG.; $ 7 der 1. VO. über den vor⸗ 
läufigen Aufbau des Reichsnährſtandes v. 8. Dez. 1933 
Kl. I, 1060). Wird ein Verein durch Anordnung des 
Reichs bauernführers in den Reichsnährſtand eingegliedert 
und damit aufgelöſt, ſo erfolgt die Eintragung in das 
liereinsregiſter von Amts wegen ausſchließlich im öffent- 
ichen Intereſſe und geſchieht daher gebühren- und aus⸗ 
agenfrei. 
„Der Landesbauernführer in Hannover hat auf Grund der 
ihm von dem Reichsbauernführer erteilten Ermächtigung ſechs 
Pachtervereinigungen gem. § 7 der 1. VO. über den dorläu⸗ 
gen Aufbau des Reichsnährſtandes v. 8. Dez. 1933 (RGBl. I, 
5060) am 14. Dez 1933 in den Reichsnährſtand eingegliedert. 
Auf Antrag des Kreisbauernführers iſt darauf im März 1934 
in das Vereinsregiſter des AG. in B. eingetragen worden, daß 
ie Vereine gem. § 7 der 1. VO. v. 8. Dez. 1933 durch An⸗ 
ordnung des Landesbauernführers Hannover v. 14. Dez. 1933 in 
den Reichsnährſtand eingegliedert und damit aufgelöſt ſind. Der 
Arkundsbeamte der Geſchäftsſtelle des AG. hat zunächſt nur die 
durch die Einrückung dieſer Eintragung entſtandenen Bekannt⸗ 
machungskoſten im Betrage von 3,92 Se, ſpäter aber gem. $ 74 
TEKG. für die Eintragung nach Gegenſtandswerten von je 
000 7 ſechs Gebühren von je 16 7% von der Kreisbauern⸗ 
ſchaft Grafſchaft H. erfordert. Gegen dieſen Koſtenanſatz hat der 
loreisbauernführer Erinnerung erhoben mit der Begr., die Auf- 
‚Dung des Vereins ſei ein Reichshoheitsakt, ihre Eintragung in 
das Vereinsregiſter von Amts wegen vorzunehmen und daher 01 
oilbrenfrei. Das AG. hat die f ba ah zurückgewieſen. Auf 
le Beſchw. der Landesbauernſchaft hat aber das LG. den an⸗ 
gefochtenen Beſchluß aufgehoben, ausgeſprochen, daß die Löſchung 
gebührenfrei und ohne öffentliche Bet. erfolgt, und die Koftenzec)- 
ungen aufgehoben. Gegen dieſen Beſchluß hat die Staatskaſſe 
weitere Beſchw. eingelegt, die aber keinen Erfolg hatte. 
; Nach § 74 Abf. La PrGͤKG. wird für alle Eintragungen 
% das Vereinsregiſter mit Ausnahme der erſten Eintragung des 
t ereins, der Einkragungen, welche ſich auf Mitglieder des Vor⸗ 
eiundes: oder Liquidatoren beziehen, und der Löſchung des Ver⸗ 
ime, die volle Gebühr erhoben. Dieſe Gebühr kommt hier allein 
155 Frage und nicht die Gebühr des Abſatzes 1c für die Löſchung 
des Vereins, da nicht die Löſchung der Pächtervereinigungen erfolgt 
an ſondern die Eintragung ihrer Eingliederung in den Reichs⸗ 
auhrſtand und damit ihrer Auflöſung. Die Eingliederung beruht 
Ref $ 7 der 1. DurchfVoO. über den vorläufigen Aufbau des 
ſolachsnährſtandes v. 8. Dez. 1933 (RcHBl. I, 1060). Dort iſt 
lolgendes beſtimmt: „Zur Vereinfachung des Aufbaues und 
or Verwaltung des Reichsnährſtandes können Vereinigungen 
wid Verbände ohne Rückſicht auf ihre Rechtsform, welche die 
Hirtſchaftspolitiſche, fachliche und geiſtige Förderung ſowie die 
5 ahrung der Belange der Landwirtſchaft oder der in §S 4 Nr 1 
benannten Angehörigen des Reichsnährſtandes (d. h. u. a. alle 
da Deutſchen Reich als Eigentümer, Eigenbeſitzer, Eigenberech⸗ 
wle Nutznießer, Verpächter oder Pächter bäuerlicher oder land⸗ 
ſonaſchaftlicher Betriebe nicht nur vorübergehend tätigen Per⸗ 
7900 „) zum Zwecke haben, durch Anordnung des Reichsbauern⸗ 
N preis in den Reichsnährſtand eingegliedert werden. Die Ein- 
rung hat u. a. folgende Wirkungen: Die Einrichtungen find 
als gelöſt. Ihr Vermögen geht mit Außenſtänden und Schulden 
9 7 . auf den Reichsnährſtand über. Wenn nun 
0 4 Abſ. 2 PrßKch. beſtimmt, daß die Vorſchr. des § 73 a. a. O. 
Alprethende Anwendung finden, fo iſt der BeſchwF. zwar darin 
ſt at zu geben, daß daraus die Gebührenfreiheit der hier in Frage 
1 Eintragung nicht gefolgert werden kann. Denn es kommt 
Dies die entſprechende Anwendung des $ 73 Nr. 3 in Betracht. 
Amis Vorſchr. regelt aber die nach SS 142 bis 144 RG. von 
Rea wegen erfolgende Löſchung, d. i. die Löſchung unzuläſſiger 
Ron Itereintragungen. Um ſolche handelt es ſich jedoch im vorl. 
ein nicht. Gebühren und Auslagen können hier indeſſen aus 
em anderen Grunde nicht erhoben werden. Man unterſcheidet 


bei der Eintragung der Auflöſung eines eingetragenen Vereins 
die Eintragung auf Anmeldung des Vorſtandes (§ 74 Abſ. 2 
BGB.) und die Eintragung auf Anzeige der zuſtändigen Behörde, 
wenn der Verein auf Grund des öffentlichen Vereinsrechts auf⸗ 
gelöſt wird (§ 74 Abſ. 3 BGB.). Die Eintragung auf Anmeldung 
des Vorſtandes unterliegt der Gebühr des § 74 Abſ. 1a Pr⸗ 
GKG. Erfolgt die Eintragung der Auflöſung auf Anzeige der zu⸗ 
ſtändigen Behörde, ſo ſind ebenſo wie bei der Eintragung der 
auf Grund des § 43 BGB. erfolgten Entziehung der Rechtsfähig⸗ 
keit und wie bei der Eintragung der Entziehung der Rechtsfähig⸗ 
keit in den Fällen des $ 73 BGB. Gebühren und Auslagen nicht 
zu erheben, weil die Eintragung von Amts wegen im öffentlichen 
Intereſſe geſchieht und deswegen ein Koſtenſchuldner nicht vor⸗ 
handen iſt (vgl. Mügel⸗Ehm, PrGͤcG., 7. Aufl., Anm. 3 b 
zu § 77). Dieſelben Erwägungen, aus denen für die Eintragung 
der Aufloſung des Vereins auf Anzeige der zuſtändigen Be⸗ 
hörde im Falle des § 74 Abſ. 3 BGB. Gebühren und Auslagen 
nicht zu erheben find, müſſen, wie dem LG. beizupflichten iſt, auch 
hier gelten, wo die Eingliederung der Vereine in den Reichsnähr⸗ 
ſtand und damit ihre Auflöſung eingetragen worden iſt. Die Ein⸗ 
tragung iſt nicht auf Anmeldung des Vorſtandes der einzelnen 
Vereine hin, ſondern auf Veranlaſſung von Organen des Reichs⸗ 
nährſtandes erfolgt. Es handelt ſich daher um eine Eintragung von 
Amts wegen, zu der der „Antrag“ des Reichsnährſtandes nur die 
Anregung bot. Daß die Eintragung im öffentlichen Intereſſe er⸗ 
folgt iſt, ergibt ſich ohne weiteres aus der Sachlage. Denn die 
Eingliederung von Vereinigungen der hier in Frage ſtehenden Art 
in den Reichsnährſtand und damit ihre Auflöſung erfolgt „zur 
Vereinfachung des Aufbaues und der Verwaltung des Reichs⸗ 
nährſtandes“. Der Anſicht der BeſchwF., daß die Eintragung nicht 
ausſchließlich im öffentlichen Intereſſe, ſondern auch im a 
eſſe der Beteiligten geſchehen ſei, kann nicht beigetreten werden. 
Im übrigen würde die Auffaſſung der BeſchwF. dazu führen müſ⸗ 
fen, gem. § 1 PrGͤKöG. die Koſten von den Vereinen zu fordern, 
nicht aber vom Reichsnährſtand. Nach alledem hat das LG. mit 
Recht unter Aufhebung des amtsgerichtlichen Beſchluſſes die 
Koſtenanſätze in den beiden Koſtenrechnungen aufgehoben. 
(KG., ZivSen. 1 a, Beſchl. v. 1. Febr. 1935, 1a Wx 98/35.) 


Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 
* 


46. 88 41 Abſ. 1, 51 Abſ. 1 Pr KG.; § 9 Notar Geb. 
Fertigt der Notar den Entwurf einer Urkunde in ſeinen 
Amtsräumen an und beglaubigt er dann die Unterſchriften 
der Beteiligten zu der Urkunde auf Verlangen außerhalb 
ſeiner Amtsräume, ſo darf die Zuſatzgebühr aus 8 51 
Abi. 1 Pr KG. nicht die für das Geſchäft der Unterſchrifts⸗ 
beglaubigung in 8 41 Abſ. 1 PrGͤKG. beſtimmte Gebühr 
von zwei Zehnteln der vollen Gebühr überſteigen. 

Die Viktoria, Allgemeine Verſicherungsaktiengeſellſchaft in 
Berlin, iſt Gläubigerin von zwei Aufwertungshypotheken im Ge⸗ 
ſamtbetrage von 31 250 GM. Nachdem die Grundſtückseigentümerin 
in notarieller Urkunde ſich als perſönliche Schuldnerin der den 
Hypotheken zugrunde liegenden perſönlichen Forderungen bekannt 
und die Eintragung neuer Zins- und Zahlungsbedingungen bei den 
Poſten ſowie anderer Veränderungen im Grundbuch bewilligt und 
beantragt hatte, hat die Gläubigerin in beſonderer Urkunde den 
Erklärungen der Eigentümerin zugeſtimmt. Der Notar hat die 
Zuſtimmungserklärung in ſeinen Amtsräumen entworfen und die 
Beglaubigung der Firmenzeichnung durch zwei Vertreter der Gläu⸗ 
bigerin unter der Urkunde am gleichen Tage in den Geſchäfts⸗ 
räumen der Viktoria zu Berlin vorgenommen. Für dieſen Notariats⸗ 
akt hat der Notar nach einem Gegenſtandswert von 30 000 bis 
35 000 AM eine Gebühr aus 88 5, 9 NotarckebO., 88 32, 37 
Ziff. 1 Prͤ. in Höhe von 40 RM und eine Wegegebühr aus 
§ 51 Pröͤch. in Höhe weiterer 40 RM berechnet und von der 
Grundſtückseigentümerin erfordert. 

Auf die Erinnerung der Koſtenſchuldnerin hat der LPräſ. 
die Gebühren und Auslagen des Notars anderweit auf 56 AM 
feſtgeſetzt, da er die Wegegebühr nur in Höhe von 16 AM für 
berechtigt hält. 

Die ſofortige Beſchw. des Notars hatte keinen Erfolg. 

Die allein ſtreitige Frage, welche Wegegebühr dem Notar zu⸗ 
ſteht, wenn er nach Anfertigung eines Urkundsentwurfs in ſeinem 
Büro die Unterſchriften der Beteiligten hierzu auf Verlangen außer⸗ 
halb ſeiner Geſchäftsräume beglaubigt, iſt mehrfach Gegenſtand der 
Entſch. des Senats geweſen (KG. in 12 X 555/32; 1a X 653/32; 
1aX 674, 682/32; 1a X 80/33; vgl. auch 1a X 307/34). In allen 
Beſchlüſſen hat der Senat bie Frage dahin entſchieden, daß die Zuſatz⸗ 
gebühr aus 8 51 Abſ. 1 Prec. die in 8 41 Abſ. 1 Prog. be⸗ 
ſtimmte Gebühr für die Beglaubigung von Unterſchriften nicht über⸗ 
ſteigen, alſo nicht mehr als ?/go der vollen Gebühr betragen darf. 
Es beſteht auch nach erneuter Prüfung der Rechtsfrage kein Anlaß, 
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von dieſer Rſpr. abzugehen. Zwar beſtimmt § 51 PröKG. in Satz 1, 
daß die Wegegebühr 1 der vollen Gebühr, höchſtens aber 50 RM, 
betrage, ſchreibt aber in Satz 2 weiter vor, daß „die Zuſatzgebühr 
die für das Geſchäft zu erhebende Gebühr nicht überſteigen darf“. 
Das „Geſchäft“ i. S. dieſer Beſtimmung kann aber, wenn der Notar 
den Entwurf bereits in ſeinen Amtsräumen fertiggeſtellt hat, nicht 
die Anfertigung des Entwurfs, ſondern nur die Unterſchriftsbeglau⸗ 
bigung fein. Da die Gebühr für die Beglaubigung von Unterfchriften 
nach 8 41 Abſ. 1 Prog. 2/10 der vollen Gebühr beträgt, kann 
auch die Wegegebühr aus 8 51 Abſ. 1 PrGͤKch. nicht höher bemeſſen 
werden (ebenſo Bartſcher⸗Drinnenberg⸗Wenz, Proc. 7, 
89 NotarGebO. Anm. 3). 

Der Beſchw§. bekämpft dieſe Anſicht in erſter Linie mit dem 
Hinweis, daß fie nicht dem Syſtem der GebD. entſpreche. Denn es 
gehe nicht an, die Hauptgebühr, die bei Entwurf und Beglaubigung 
im Falle des 8 37 Nr. 1 Pr&K®. eine einheitliche /ö10-Gebühr 
und im Falle des 533 Pr. eine einheitliche 1%0⸗Gebühr 
ſei, willkürlich in zwei Teile zu zerlegen. Das iſt jedoch auch nicht 
der Fall. Es handelt ſich bei der Anfertigung des Entwurfs und der 
ſpäteren Beurkundung oder Beglaubigung um zwei gebührenrechtlich 
ſelbſtändige Geſchäfte. Nach 8 9 Satz 1 NotarGebO. fteht dem Notar 
für die auf Erfordern erfolgte Anfertigung des Urkundsentwurfs die 
für die Beurkundung beſtimmte Gebühr in voller Höhe zu, unabhängig 
davon, ob er ſpäter auf Grund des Entwurfs eine weitere Tätigkeit 
ausübt oder nicht. Wenn der Notar demnächſt auf Grund des Ent⸗ 
wurfs das Rechtsgeſchäft beurkundet oder vor ihm die Anerkennung 
oder Beglaubigung der Unterſchriften unter dem Entwurf erfolgt, ſo 
würde er auch hierfür eine weitere Gebühr berechnen können, wenn 
nicht durch 89 Satz 2 NotarGebD. eine Erhöhung der im Falle der 
Beurkundung zu erhebenden Gebühren ausgeſchloſſen wäre. Weil alſo 
die Gebühren für dieſe beiden notariellen Geſchäfte zuſammen nicht 
die Beurkundungsgebühr überſteigen ſollen und dieſe Gebühr dem Notar 
bereits für die Anfertigung des Entwurfs zuſteht, ſieht das Geſetz die 
weitere Tätigkeit des Notars durch die Gebühr für das Geſchäft der Ent⸗ 
wurfsanfertigung als abgegolten an (KG. in 1a X 355/32; 1a X 80/33) 
und billigt ihm hierfür keine beſondere Gebühr mehr zu (Beus⸗ 
haufen, Notar®ebD. 4, 89 Anm. 3; Mügel⸗Ehm, Pr&ns. 7, 
$8 NotarGebO. a. F. Anm. 1). Mit dieſem Sinn und Zweck des 
8 9 Satz 1, 2 PrGgch. ſteht es durchaus im Einklang, wenn die 
nur aus Anlaß der nachfolgenden Beurkundung oder Beglaubigung 
entſtehende Wegegebühr gem. § 51 Abſ. 1 Satz 2 Pr&KG. nur ver⸗ 
glichen wird mit der Gebühr, die entſteht, wenn das nachfolgende 
Geſchäft für ſich allein vorgenommen wird. Hierfür ſpricht außerdem 
die Beſtimmung des 89 Satz 3 NotarGebO. Hier wird dem Notar 
für den Fall, daß die Beglaubigung von Unterſchriften unter dem 
von ihm gefertigten Entwurf an mehr als einem Tage erfolgt, für 
jeden folgenden Tag eine beſondere Beglaubigungsgebühr zugebilligt. 
Wenn demgemäß von mehreren Beglaubigungen eine an einem ſpä⸗ 
teren Tage erfolgende Beglaubigung allein außerhalb der Amtsräume 
des Notars von ihm vorgenommen wird, ſo kann es nicht zweifel⸗ 
haft ſein, daß die Wegegebühr lediglich mit der hierfür zu erhebenden 
beſonderen Beglaubigungsgebühr des 89 Satz 3 NotarGebD. und 
nicht mit der Gebühr aus Satz 1 u. 2 daf. verglichen werden kann. 
Es iſt nicht einzuſehen, daß die Rechtslage dann anders beurteilt 
werden müßte, wenn es ſich nur um eine Beglaubigung handelt, 
oder nur die erſte von mehreren Beglaubigungen außerhalb der Amts⸗ 
räume des Notars erfolgt. 

Der Notar weiſt ferner darauf hin, daß bei Aufnahme eines 
notariellen Protokolls unzweifelhaft die volle Hauptgebühr für die 
Berechnung der Wegegebühr maßgebend und mit Rückſicht auf die 
gebührenrechtliche Gleichſtellung der Aufnahme von Protokollen mit 
der Anfertigung von Entwürfen nebſt nachfolgender Beglaubigung eine 
verſchiedene Berechnung der Wegegebühr in dieſen beiden Fällen nicht 
angängig ſei. Dieſer Einwand greift jedoch gleichfalls nicht durch. Auch 
im Falle der Aufnahme eines notariellen Protokolls außerhalb der 
Amtsräume des Notars nach vorangegangener Anfertigung des Ent⸗ 
wurfs in ſeinem Büro iſt die Wegegebühr i. S. des 8 51 Abſ. 1 Satz 2 
Pra. lediglich mit der für „das Geſchäft“ der nachfolgenden pro- 
tokollariſchen Beurkundung geſetzlich beſtimmten Gebühr zu vergleichen. 
Daß in derartigen Fallen die Wegegebühr nicht geringer als 5/0 der 
vollen Gebühr ſein wird, beruht allein auf der Tatſache, daß das 
PrGͤKG. für die Aufnahme notarieller Protokolle regelmäßig eine 
geringere Gebühr nicht vorſieht (KG. in 1a X 653/32). 

Den Ausführungen des LGPräſ., die die vorerwähnte Rſpr. des 
Senats berückſichtigen, ift daher inſoweit beizutreten. Es bedarf nur 
noch einer Stellungnahme zu der Frage, ob der LGPräſ. vorliegend 
mit Recht angenommen hat, daß der Notar nur die Beglaubigung 
der Firmenzeichnung der Gläubigerin außerhalb ſeiner Amtsräume 
vorgenommen hat. Der Notar hat ſelbſt erklärt, daß der Entwurf in 
ſeinem Büro gefertigt worden ift, aber weiter darauf hingewiesen, daß 
der Entwurf zunächſt dem leitenden Sachbearbeiter der Hypotheken⸗ 
abteilung der Gläubigerin zur Kenntnis- und Stellungnahme vorgelegt 


werden mußte. Erſt nachdem dieſer den Entwurf genehmigt habe, ſei 
ſeine Unterzeichnung durch zwei Vorſtandsmitglieder der Gläubigern 
und die Beglaubigung erfolgt. Mit Recht hat der LGPräſ. hierin 
keinen, eine abweichende Beurteilung der Tätigkeit des Notars recht⸗ 
fertigenden Grund geſehen. Es ergibt ſich aus der Natur der Sache, 
daß die Gläubigerin ſelbſt oder durch einen dafür beſtimmten be⸗ 
ſonderen Angeſtellten zunächſt den Inhalt des ihr vorgelegten Ent⸗ 
wurfs prüft und die Urkunde erſt dann unterzeichnet, wenn ſie mit 
ihrem Inhalt einverſtanden iſt. Wenn aber der Entwurf ohne Ande⸗ 
rung die Billigung der Beteiligten gefunden hat, ſo fehlt jeder Anhalt 
dafür, daß die Tätigkeit des Notars außerhalb ſeiner Amtsräume den 
Rahmen des Geſchäfts der Unterſchriftsbeglaubigung überſchritten hat. 
Ob die Sachlage dann gebührenrechtlich anders zu beurteilen iſt, wenn, 
wie der Notar meint, der von ihm in ſeinen Amtsräumen gefertigte 
Entwurf nachträglich eine Veränderung, Erweiterung oder Verichtigung 
erfährt, kann unerörtert bleiben, weil es hier an einer ſolchen Voraus“ 
ſetzung nach dem Vortrag des Notars fehlt. 


Die Wegegebühr iſt danach von dem LGPräſ. nach zutreffenden 
Geſichtspunkten und auch der Höhe nach richtig auf 16.RA feſt⸗ 
geſetzt worden. 


(KG., ZivSen. 1 a, Beſchl. v. 11. Jan. 1935, 1a X 1757/34.) 
Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 


47. § 44 PrGͤKG. Die Gebühren des $ 44 PrGKG. 
umfaſſen die geſamte Tätigkeit des Gerichts oder Notars, 
die zur Erledigung des Verſteigerungsgeſchäfts erforder“ 
lich iſt. Daneben iſt alſo für die Beurkundung des An- 
trags auf Löſchung einer nicht mitübernommenen Hypo- 
thek eine beſondere Gebühr nicht zu erheben. f) 

(KG., ZivSen. la, Beſchl. v. 16. Nov. 1934, 1a X 1401/34.) 


Abgedr. IW. 1935, 7864. 


Anmerkung: Der Notar hatte in einem Protokolle über eine 
freiwillige Verſteigerung den Erſteher am Schluſſe des Protokolles die 
Löſchung einer auf dem verſteigerten Grundſtück laſtenden Darlehns“ 
hypothek von 10000 GM., deren Gläubigerin bereit war, gegen Ya 
lung von 9000 AM das Grundſtück wegen der Hypothek aus der 
Haft zu entlaſſen, bewilligen und beantragen laſſen. Die vom Notar 
hierfür gemäß 8 37 Nr. 4 Pr®RG. angeſetzte Gebühr von 16 RA iſt 
vom LGpPräſ. abgeſetzt worden. Dieſe Abſetzung der Gebühr iſt vom 
KG. beſtätigt worden. Die Begründung, welche das KG. ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung gibt, ſcheint mir nicht bedenkenfrei. Es läßt die Mit⸗ 
beurkundung der Löſchung durch die Gebühren des 8 44 PrGgch., die 
der Notar für die Vorbereitung und Durchführung der Verſteigerung 
erhält, mitabgegolten fein, indem es behauptet, daß der mitbeurkun⸗ 
dete Antrag auf Löſchung einer Hypothek, die vom Erſteher nicht über⸗ 
nommen wird, zu dem Verſteigerungsgeſchäft gehöre, für das der 
Notar durch die Gebühren des 8 44 PrGͤKG. entſchädigt werde. 
8 44 umſchreibt in Abſ. 1 unter Ziff. 1—4 genau den Kreis der Hand⸗ 
lungen, welche durch die jeweils beſtimmte Gebühr abgegolten werden. 
Ziff. 1 trifft die Vorbereitung der Verſteigerung, Ziff. 2 die Aufnahme 
einer gerichtlichen Schäzung, Ziff. 3 die Abhaltung des Verſteige⸗ 
rungstermins und Ziff. 4 die Beurkundung des Zuſchlags. In dieſen 
ſcharfumgrenzten Tätigkeitsbezirk des Notars gehört nicht die Be⸗ 
urkundung einer Löſchungserklärung hinein. Wenn der Kommentar 
Mügel⸗Ehm z. PröKG., 7. Aufl., Anm. 3 zu 8 46, auf den ſich 
das KG. beruft, die Gebühren des § 44 die geſamte Tätigkeit des 
Gerichts oder Notars, die zur Erledigung des Verſteigerungsgeſchäfts 
erforderlich iſt, die Bekanntmachung des Termins, eine etwaige Ab⸗ 
ſchätzung, die Entwerfung der Bedingungen, die Abhaltung der Ter⸗ 
mine, die Aufnahme des Verſteigerungsprotokolles und die Beurkun⸗ 
dung der Auflaſſung umfaſſen läßt, fo find zwar alle dieſe aufgeführ⸗ 
ten Handlungen und Beurkundungen unter die vier vorgenannten 
Veit. des § 44 unterzubringen, aber die Löſchung iſt nicht genannt, 
und wie die Beurkundung der Löſchung hier Platz finden ſoll, iſt un⸗ 
erfindlich. Es kommt noch hinzu, daß Abf. 7 des 8 44 diejenigen 
Rechtshandlungen und Rechtsgeſchäfte namentlich aufführt, deren Mit⸗ 
beurkundung oder Sonderbeurkundung eine beſondere Gebühr ni 
auslöſt, ſondern durch die Gebühr des § 44 als abgegolten gilt. Auch 
hier ſind Antrag und Bewilligung einer Hypothekenlöſchung nicht 
genannt. Will man aber die Löſchungserklärung unter § 44 unter“ 
bringen, ſo könnte ſie nur unter Abſ. 7 fallen. Da nach dieſen Beſt. 
eine Gebühr auch dann nicht erfällt, wenn die in Abſ. 7 aufgeführten 
Rechtshandlungen in einer beſonderen Urkunde beurkundet werden/ 
ſo würde die Löſchungsbewilligung, wollte man der Anſicht des KG. 
folgen, auch dann gebührenfrei zu bleiben haben, wenn ſie nicht in 
dem Verſteigerungsprotokolle enthalten geweſen wäre; denn ſie würde 
dadurch, daß ſie geſondert beurkundet wird, nicht den ihr vom K. 
beigemeſſenen Charakter, als ob ſie zur Erledigung des Verſteige 
rungsgeſchäfts i. S. des $ 44 erforderlich ſei, verlieren. Die Begr⸗ 
des KG. iſt daher m. E. abwegig und könnte leicht dazu führen, daß 
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demnächſt allerlei Beurkundungen, die zur Durchführung der Ver⸗ 
ſteigerung erforderlich ſind, gebührenfrei zu bleiben haben. Die Begr., 
weshalb der Löſchungsantrag frei von Gebühren zu bleiben hatte, 
iſt einzig und allein in § 39 Abſ. 1 Pro. zu ſuchen, weil nach 
der ſteten Rſpr. des KG. bei der Mitbeurkundung einer Löſchungs⸗ 
erklärung in einem Kaufvertrage über eine auf dem verkauften 
Grundſtück laſtende Hypothek Kaufvertrag und Löſchungserklärung 
denſelben Gegenſtand, nämlich das Grundſtück, haben. Hier haben 
Verſteigerungsbedingungen und Zuſchläge und Löſchungserklärung 
ebenfalls denſelben Gegenſtand, das Verſteigerungsgrundſtück; die 
Gebühr war daher nur einmal von dem Werte dieſes Gegenſtandes 
nach dem höchſten in Betracht kommenden Gebührenſatze zu berechnen. 


Notar Dr. Plaßmann, Köln. 
* 

48. 88 84 Abſ. 1, 78 Abſ. 5 PrGKG. 

1. Wird ein bezüglich des ganzen Nachlaſſes einge⸗ 
leitetes Erbteilungs verfahren nur durch die Beurkundung 
eines Auseinanderſetzungsvertrages über einen Erbteil 
abgeſchloſſen, während die ungeteilte Erbengemeinſchaft 
zwiſchen den übrigen Miterben beſtehen bleibt, ſo iſt von 
dem Wert des ganzen Nachlaſſes nur das Zweifache der 
vollen Gebühr und außerdem von dem erledigten Teil 
noch zuſätzlich eine volle Gebühr zu erheben. 

2. Iſt urſprünglich ein Erbſchein zu beſchränktem Ge⸗ 
brauch erteilt und zieht das Nachlaß G. ſpäter von ſich 
aus die Erbſcheinsakten herbei, ohne eine Abſchrift des 
Erbſcheins zu entnehmen, ſo rechtfertigt dies nicht die 
Nachforderung der vollen Erbſcheinsgebühr. 

Nach § 84 Abſ. 1 Pr KG. wird für das geſamte Erbtei⸗ 
lungsverfahren das Dreifache und, ſoweit das eingeleitete Erbtei⸗ 
ungsverfahren nicht durch die Beſtätigung der Auseinanderſetzung 
oder durch die Beurkundung einer vertragsmäßigen Auseinander⸗ 
etzung abgeſchloſſen wird, das zweifache der vollen Gebühr er⸗ 
hoben. Die Gebühr wird gem. $ 88 Abſ. 1 Pr&RG. von dem 

etrage der den Gegenſtand des Verfahrens bildenden Vermö⸗ 
gensmaſſe ohne Abzug der Schulden berechnet. Danach iſt es zu⸗ 
nächſt unrichtig, daß die Gebühr in der berichtigten Koſtenrech⸗ 
nung von dem Wert des Nachlaſſes zuzüglich des Betrages 
1 Schulden (13 600.2.) berechnet worden ift. Der Wert des 
kachlaſſes beträgt ohne Abzug der Schulden nur 31700 An 
Waneiner Grundſtückswert laut Taxe 30 000 , + Hypothek 
„oo RM + Mobilien 200.24). Die Gebühr kann alfo nur von 
ieſem Betrage berechnet werden. Es ift aber ferner unzutreffend, 
on dieſem Betrage das Dreifache der vollen Gebühr zu erheben. 

as wäre nur berechtigt, wenn das Erbteilungsverfahren, das 
Lamäß dem Antrage der Beſchw. hinſichtlich des ganzen Nach⸗ 
aſſes eingeleitet worden war, durch die Beſtätigung der Aus⸗ 
nanderfegung oder durch die Beurkundung der vertragsmäßigen 

useinanderſetzung unter allen Miterben abgeſchloſſen worden 
„ure. Das ift aber nicht geſchehen. Vielmehr iſt nur ein Aus⸗ 
beianderſetzungsvertrag über den Anteil des Miterben Fritz B. 
ecurkundet und nachlaßgerichtlich beſtätigt worden. Eine Aus⸗ 
manderſetzung zwiſchen den übrigen Miterben iſt nicht erfolgt, 
die ungeteilte Erbengemeinſchaft iſt inſoweit beſtehen geblieben. 
ir ſolchen Fällen ift von dem Wert des ganzen Nachlaſſes nur 
es Zweifache der vollen Gebühr und außerdem von dem er- 
1 igten Teil zuſatzlich noch eine volle Gebühr zu erheben. Der 

uch vertretenen Meinung, es müſſe in ſolchen Fällen das Drei⸗ 
90 der vollen Gebühr von dem erledigten Teil und das Zwei⸗ 
che der vollen Gebühr von dem nicht erledigten Teil angeſetzt 
Minden; kann nicht beigetreten werden. Denn dieſe Berechnungsart 
ade zur Folge haben können, daß die Gebühr höher wird, als 

enn das ganze Verfahren zum Abſchluß gelangt wäre (vgl. Mü - 
dle Ech m; PrKcg., 7. Aufl., Anm. 7 zu $ 86, KG.: 
des J. 37 B, 62). Im vorl. Fall konnte ſomit von dem Wert 
Ri Er ganzen Nachlaſſes im Betrage von 31 700 %%% nur das Zwei⸗ 
lache der vollen Gebühr mit 160 . und zuſätzlich die volle Ge⸗ 
Sy hr von dem Wert von 8000 %% mit 28 RAM, zuſammen alſo 
ine Gebühr von 188 Ha erhoben werden. 
Ab Auch die Nachforderung der Gebühr von 140 S gem. § 78 

1. 5 Satz 3 Pr&K®. war unzuläſſig. Der Erbſchein war ur⸗ 
gun glich nur zum beſchränkten Gebrauch, nämlich zur Verfü⸗ 
85 über eine zum Nachlaß gehörende Hypothek von 6000 7 
05 es gestellt und die Ausfertigung dem GBA. zur Aufbewahrung 

i ſeinen Akten überſandt worden. Demgemäß waren die Ge⸗ 
5 hren des § 78 Abſ. 1 und 2 Pr. gem. § 78 Abſ. 5 Satz 1 
0 a. O. nur nach dem Aufwertungsbetrage der Hypothek, nämlich 
Stel 1500 , mit 20 %% berechnet worden. Wenn nun nach 
0 lung des Antrags auf Vermittelung der Auseinanderſetzung 
1115 Nachlaßgericht die Erbſcheinsakten von ſich aus beigezogen 

eingeſehen hat, ſo rechtfertigt dies noch nicht, die Nachent⸗ 


richtung der nach dem Werte des reinen Nachlaſſes berechneten 
Gebühren des § 78 Abi. 1 und 2 Pr®KG. nach Abzug des be⸗ 
reits bezahlten Betrages zu verlangen. Denn die Nachentrichtung 
iſt in § 78 Abſ. 5 Satz 3 Pr. nur für den Fall vorgeſchrieben, 
daß demnächſt die Erteilung einer Ausfertigung oder einer Ab⸗ 
ſchrift des Erbſcheins beantragt wird. Dieſer Fall iſt hier aber 
nicht gegeben. Die Sache liegt ganz anders als der vom KG.: 
K&S J. 42, 322 entſchiedene Fall, in dem der Erbe in einer Regi⸗ 
ſterſache auf einen nur zur Benutzung für Grundbuchzwecke von 
demſelben AG. erteilten Erbſchein Bezug genommen hatte und 
das KG. ausgeſprochen hat, daß in einem ſolchen Fall mindeſtens 
dann die Nachforderung der vollen Erbſcheinsgebühr berechtigt ſei, 
wenn das Regiſtergericht die Erbſcheinsakten eingeſehen und dar⸗ 
aus eine beglaubigte Abſchrift des Erbſcheins entnommen habe. 
Denn damals war immerhin eine beglaubigte Abſchrift des Erb⸗ 
ſcheins für andere als Grundbuchzwecke erteilt worden, und zwar 
auf Antrag der Erben, da die Bezugnahme auf den Erbſchein 
als Antrag auf Erteilung der tatſächlich beſchafften beglaubigten 
Abſchrift gelten mußte. Im vorl. Fall haben aber die Erben 
weder die Erteilung einer Ausfertigung oder einer Abſchrift des 
Erbſcheins beantragt, noch auf ihn Bezug genommen, ſondern 
das Nachlaßgericht hat lediglich von fi) aus die Erbſcheinsakten 
beigezogen, ohne daraus eine Abſchrift des Erbſcheins zu entneh⸗ 
men. Bei dieſer Sachlage kommt, entgegen der Auffaſſung des 
LG., die Nachforderung der vollen Erbſcheinsgebühr nicht in 
Frage. War der Erbſchein zu dem Auseinanderſetzungsverfahren 
notwendig, ſo hätte das Gericht den Erben aufgeben ſollen, eine 
Ausfertigung oder beglaubigte Abſchrift des Erbſcheins beizubrin⸗ 
gen. Im übrigen werden die Erben allerdings um die Nachent⸗ 
richtung der vollen Erbſcheingebühr ſpäter kaum herumkommen, 
wenn in Verfolg der Auseinanderſetzung über das Nachlaßgrund⸗ 
ſtück verfügt werden ſoll. 
(KG., ZivSen. la, Beſchl. v. 1. Febr. 1935, 1 WX 60/35.) 
Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 


* 


49. 838 RErbhofG.; § 19 der 2. Durchf Vo. z. RErbhof G.; 
88 9, 109 Abſ. 1 Nr. 1a Pr&KG. Wird infolge des Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverbots des $ 38 RErbhofG. ein Zwangs ver⸗ 
ſteigerungsverfahren aufgehoben, fo find nach 8 19 der 
2. Durchf VO. z. RErbhofG. nur die Gerichtsgebühren nie⸗ 
derzuſchlagen, während Auslagen, ſoweit ſie neben den 
Gebühren zum Anſatz kommen müſſen, nach wie vor zu 
erheben find. Schreibgebühren find aber nicht zu berech- 
nen, weil ein Fall fachlicher Gebührenfreiheit nicht vor- 
liegt, die Koſten des Schreibwerks alſo durch die einmal 
entſtandenen Gerichtsgebühren mit abgegolten ſind. 


Nach § 19 der 2. DurchfVO. z. RErbhofG. v. 19. Dez. 1933 
(RGBl. I, 1096) find die ſtaatlichen Gebühren niederzuſchlagen, 
wenn infolge des Vollſtreckungsverbots des $ 38 RErbhof®. ein 
Zwangsverſteigerungs⸗ oder Zwangsverwaltungsverfahren aufge⸗ 
hoben wird. Das LG. folgert in erſter Linie ſchon aus dem Ge⸗ 
brauch der Worte „ſtaatliche Gebühren“ an Stelle des techniſchen 
Ausdrucks „Gerichtsgebühren“ in dieſer Koſtenvorſchr., daß von der 
Niederſchlagung auch die ſtaatlichen Schreibge bühren und Poſt⸗ 
gebühren ſowie weiter allgemein alle vom Staat in den Ver⸗ 
fahren ausgegebenen Auslagen erfaßt werden ſollten. Dieſe An⸗ 
ſicht kann nicht gebilligt werden. Wenn in § 19 der 2. Durchf VO. 
die Niederſchlagung von Gebühren eines Zwangsverſteige⸗ 
rungs⸗ oder Zwangsverwaltungsverfahren angeordnet wird, ſo 
kann es für die Beurteilung der Tragweite dieſer Beſt. nur darauf 
ankommen, was unter Gebühren i. S. dieſer beſtimmten Verfah⸗ 
ren zu verſtehen iſt. 

Gebühren der Zwangsverſteigerung und der Zwangsverwal⸗ 
tung eines Grundftüds find aber nur die in SS 120 ff. Prönth. 
geregelten Gebühren, nicht aber die in den SS 109 ff. Pr. 
näher beſtimmten Auslagen, mag dabei auch das Geſetz dem 
Sprachgebrauch folgend einzelne der Auslagen als Gebühren (3. B. 
Schreibgebühren) bezeichnen. Daß mit der in § 19 der 2. Durchf⸗ 
BO. angeordneten Niederſchlagung der ſtaatlichen Gebühren nicht 
auch die Niederſchlagung ſolcher als Gebühren bezeichneten Aus⸗ 
lagen oder gar aller, überhaupt in Betracht kommenden Auslagen 
beabſichtigt iſt, muß auch aus § 22 der gleichen VO. geſchloſſen 
werden, wo, wenn auch in anderem Zuſammenhange, zwiſchen 
Gebühren und Auslagen unterſchieden wird. Es läßt ſich nicht an⸗ 
nehmen, daß der Geſetzgeber den Begriff „Gebühren“ in der glei⸗ 
chen VO. verſchieden verſtanden und damit in dem einen Fall nur 
Gebühren, in dem anderen Fall Gebühren und Auslagen gemeint 
haben ſollte. Deshalb bleibt mangels ſonſtiger entgegenſtehender 
Anhaltspunkte nur die Annahme möglich, daß unter ſtaatlichen 
Gebühren i. S. des $ 19 der 2. Durchf VO. lediglich die Ge⸗ 
richtsgebühren zu verſtehen ſind und daß ihre beſondere 
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Bezeichnung als Gebühren des Staates nur einen Gegenſatz ſchaf⸗ 
ſen ſollte zu den den Beteiligten erwachſenen außergerichtlichen 
Koſten, insbeſ. den Gebühren der RA. Die gegenteilige Anſicht des 
LG. kann auch nicht ohne weiteres aus Billigkeitserwägungen ge⸗ 
rechtfertigt werden. Es iſt zwar richtig, daß dem betreibenden Gläu⸗ 
biger durch $ 38 RErxrbhof®. ohne ſein Zutun die Verfolgung feiner 
Anſprüche im Wege der Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwal⸗ 
tung des Grundſtücks unmöglich gemacht wird. Es mag bei dieſer 
Sachlage auch aus Billigkeitsgründen angemeſſen ſein, daß die 
Staatskaſſe von der Einforderung der ſonſt für die Verfahren zu 
erhebenden Gebühren Abſtand nimmt. Daß aber die Staatskaſſe 
darüber hinaus auch die bereits entſtandenen baren Auslagen über⸗ 
nimmt, würde nur auf Grund einer ausdrücklichen geſetzlichen An⸗ 
ordnung zu rechtfertigen ſein. Es iſt daher grundſätzlich davon aus⸗ 
zugehen, daß nach § 19 der 2. DurchfVO. nur die Gerichts⸗ 
gebühren, nicht aber auch die Auslagen niedergeſchlagen wer⸗ 
den ſollen. Soweit alſo im Zwangsverſteigerungs⸗ und Zwangs⸗ 
verwaltungsverfahren ſonſt neben den Gebühren auch Auslagen 
zum Anſatz kommen müſſen, wie z. B. die Einrückungskoſten aus 
§ 109 Abſ. 1 Nr. 3 PrGͤKG., find fie vom Koſtenſchuldner auch 
dann zu tragen, wenn in dem Sonderfall des § 19 der 2. Durchf⸗ 
BD. die Gerichtsgebühren niederzuſchlagen find. 

Jedoch erſcheint aus einem anderen, vom LG. nicht berück⸗ 
ſichtigten Grunde die Erhebung von Schreibgebühren unzuläſſig. 
Die vorliegend gem. § 109 Abſ. 1 Nr. 14a PrGͤKG. angeſetzten 
Schreibgebühren hat die Koſtenſchuldnerin nur inſoweit zu tragen, 
als in Fällen der perſönlichen oder ſachlichen Gebührenfreiheit 
Auslagen erhoben werden, während ſonſt die Koſten des Schreib⸗ 
werks als durch die Gebühren abgegolten anzuſehen ſind. Da nach 
§ 9 PrͤKG. die Gebührenfreiheit von der Zahlung barer Aus⸗ 
lagen nicht entbindet, kommt es hier nee auf die Beantwor⸗ 
tung der Frage an, ob ein Fall von Gebührenfreiheit i. S. der SS 9, 
109 Abſ. 1 Nr. 1a PrGGͤKG. vorliegt, wobei nach Lage der Sache 
nur ſachliche Gebührenfreiheit in Betracht kommen könnte. Das 
AG. hat dieſe Frage bejaht. Es meint, daß der Ausdruck „Nieder⸗ 
ſchlagung“ vieldeutig ſei. In § 19 der 2. DurchfV O. ſolle mit ihm 
offenbar nur zum Ausdruck gebracht werden, daß auch auf die 
bereits entſtandenen Verfahrensgebühren verzichtet werde. Da die⸗ 
ſer Umſtand aber tatſächlich nur den Eintritt ſachlicher Gebühren⸗ 
freiheit zur Folge habe, auch kein Anlaß zum Verzicht des Staates 
auf die Auslagen beſtehe, hält es die nachträgliche Einforderung 
von Schreibgebühren gem. § 109 Abſ. 1 Nr. 14 Pr®K®. für zu⸗ 
läſſig. Der Senat vermag ſich dieſen Ausführungen nicht anzu⸗ 
ſchließen. Der Begriff der Gebührenniederſchlagung i. S. des Pr⸗ 
GKG. iſt durchaus eindeutig und deckt ſich nicht mit der Gewährung 
ſachlicher Gebührenfreiheit. Sachliche Gebührenfreiheit 
liegt nur dann vor, wenn von vornherein für beſtimmte 
Verfahren auf Grund beſonderer geſetzlicher Beſt. überhaupt keine 
Gebühren entſtehen, wie es z. B. nach § 7 PrGͤK., 8 36 
RHeimſtG., § 29 RSiedlG. u.a. der Fall iſt. Eine Nieder⸗ 
ſchlagung von Gebühren, wie fie SS 10, 17 PrGKG. kennen, 
kommt dagegen immer nur dann in Frage, wenn nach Maßgabe 
der Koſtengeſetze grundſätzlich Gebühren entſtehen und entſtanden 
ſind, nachträglich aber aus irgendwelchen beſonderen perſön⸗ 
lichen oder ſachlichen Gründen von ihrer Einziehung Abſtand ge⸗ 
nommen und, ſoweit ſie bereits gezahlt ſind, ihre Rückerſtattung 
angeordnet wird. Die Fälle der ſachlichen Gebührenfreiheit und der 
Gebührenniederſchlagung haben alſo hinſichtlich der Gebühren das 
gleiche Ergebnis, daß die Staatskaſſe für das Geſchäft Gebühren 
nicht erhält. Hinſichtlich der Auslagen, insbeſ. der hier in Frage 
ſtehenden Schreibgebühren, unterſcheiden ſie ſich jedoch. Während 
die Gebührenfreiheit den Anſatz von Schreibgebühren nach 88 9, 
109 Abſ. 1 Nr. 1 a PERS. nicht ausſchließt, können fie im Falle 
der Gebührenniederſchlagung nicht erhoben werden, weil für eine 
Niederſchlagung die Entſtehung von Gebühren unbedingte Vor⸗ 
ausſetzung und infolgedeſſen für den Anſatz von Schreibgebühren 
nach § 109 Abſ. 1 Nr. 1 PrGRG. kein Raum mehr iſt. Es iſt 
auch gebührenrechtlich unzuläſſig, nach erfolgter Gebührennieder⸗ 
ſchlagung die Tatſache, daß Gebühren entſtanden waren, fortzu⸗ 
denken und in einer neuen Koſtenrechnung Auslagen zu erfor⸗ 
dern, die kraft ausdrücklicher Geſetzesbeſtimmung nur im Falle des 
Nichtentſtehens von Gebühren erhoben werden können. Demgemäß 
können beiſpielsweiſe im Falle des 8 10 PrGͤKcG. nach Nieder⸗ 
ſchlagung der Gebühren nicht nachträglich Schreibgebühren aus 
§ 109 Abſ. 1 Nr. 1 PrGͤKG. berechnet werden. Es ift kein Grund 
erſichtlich dafür, daß im Falle des § 19 der 2. DurchfVO. anders 
verfahren werden müßte. Auch hier liegt die Sache ſo, daß un⸗ 
zweifelhaft im Laufe der anhängigen Zwangsverſteigerungs⸗ oder 
Zwangsverwaltungsverfahren bereits Gebühren gem. 8$ 120 ff. 
PrͤKG. entſtanden find, die den Anſatz beſonderer Koſten für das 
Schreibwerk gem. § 109 Abſ. 1 Nr. 1 a PrKG. ausſchließen. Wenn 
aber § 19 der 2. DurchfVO. die Niederſchlagung der Ge⸗ 
bühren anordnet, ſo kann mangels ſonſtiger Anhaltspunkte nur an⸗ 


genommen werden, daß ohne Anderung des gebührenrechtlichen 
Tatbeſtandes lediglich aus Billigkeitserwägungen. von der Ein⸗ 
ziehung der Gebühren abgeſehen und nicht etwa nachträglich ſach⸗ 
liche Gebührenfreiheit für derartige Verfahren geſchaffen werden 
ſoll. Wenn auch die Niederſchlagung der Gebühren hier nicht dem 
Ermeſſen des Gerichts überlaſſen iſt, ſo zwingt dieſer Umſtand doch 
nicht zu der Annahme, daß der Geſetzgeber in Wahrheit etwa⸗ 
anderes hat beſtimmen wollen, als ſich aus dem gebührenrechtlich 
klaren Wortlaut der von ihm getroffenen Regelung ergibt. DIE 
Ausführungen von Vogels (Deutſche Juſtiz 1934, 1269 ff.), auf 
die ſich die BeſchwF. beruft, ſtehen dieſem Ergebnis nicht entgegen. 
Sie erörtern nur die Koſtenvorſchr. der SS 49 bis 58 der 1. Durchf⸗ 
VO. z. RErbhofG. betreffend die Gebühren und Auslagen im Ber 
fahren vor den Anerbenbehörden, beſagen aber über den hier vorl. 
Fall und über die Frage, ob § 19 der 2. DurchfVO. nur als Anz 
ordnung ſachlicher Gebührenfreiheit zu verſtehen iſt, nichts. 

Der Senat ift daher der Anſicht, daß § 19 der 2. DurchfV O. 
den nachträglichen Anſatz von Auslagen, insbeſ. von Schreibgebüh⸗ 
ren gem. § 109 Abſ. 1 Nr. 12 PrGͤKG., die nur in Fällen der 
Gebührenfreiheit erhoben werden dürfen, ausſchließt. 

(KG., ZivSen. la, Beſchl. v. 21. Dez. 1934, 1a X 1659/34.) 


Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 
* 


50. Art. 9 Pr AGG B.; 88 45, 147 PrGem Fin G. vom 
15. Dez. 1933 (GS. 442). Die Vorſchrift des Art. 9 Pr AG 
GBO. iſt durch 88 45, 145 PrGem Fin G. nicht beſeitigt; ſie 
gilt alfo auch für Erklärungen der Gemeindevertreter 
i. S. des Art. 9 AGG B., die die Form des 8 45 Abſ. 2 
GemFin G. erfüllen. 


Mit Eingabe v. 15. Okt. 1934 „bat“ der Oberbürgermeiſter 
von L. wegen rückſtändiger Wertzuwachsſteuer nebſt Gebühren 
und Verzugszinſen im Geſamtbetrage von 658,55 %% gem. 8 86 
ZPO. auf dem Grundſtück des Steuerſchuldners eine Zwangs- 
hypothek einzutragen. Die Eingabe iſt unterzeichnet „Steueramt in 
Vertretung“; darunter ein Name. Ein Behördenſiegel oder ⸗ſtempel 
iſt nicht beigefügt. 

Das GBA. verlangte durch eng die Beifügung 
des Amtsſiegels und einer Vollſtreckbarkeitsbeſcheinigung. Darauf 
reichte der Oberbürgermeiſter eine weitere Erklärung folgenden 
Inhalts nach: „Ich ergänze meinen Antrag v. 15. Okt. 1934 
dahin, daß ich die Vollſtreckbarkeit meiner Wertzuwachsſteuer an 
den... mit zufammen 658,55 %% — einſchließlich Zinſen und 
Koſten — beſcheinige. Eines Abdruckes des Amtsſiegels bedarf es 
nach $ 45 GemFinG. v. 15. Dez. 1933 nicht mehr.“ Dieſe Er 
klärung iſt von dem Oberbürgermeiſter unterzeichnet und von 
dem Kämmerer mit dem Vermerk: „Kenntnis genommen“ gegen 
gezeichnet. Ein Siegel oder Stempel iſt auch dieſer Erklärung nicht 
beigefügt. Das GBA. hielt ſeinen Standpunkt hinſichtlich der 
Notwendigkeit eines Siegel⸗ oder Stempelabdrucks unter Hinweis 
auf Art. I AGG BO. aufrecht. Die gegen die Zwiſchenverfügung 
vom Oberbürgermeiſter eingelegte Beſchw. wurde zurückgewieſen. 
Seine weitere Beſchw., in welcher die von ihm behauptete Beſeiti⸗ 
gung der Vorſchr. des Art. 9 AGG BO., abgeſehen von 8 45 
GemFinc., noch auf § 147 dieſes Gef. geſtützt wird, konnte keinen 
Erfolg haben. N 

Das GemFinG. v. 15. Dez. 1933 (GS. 442) regelt im 
zweiten Teil unter der Überſchrift „Teilnahme der Gemeinden am 
bürgerlichen Rechtsverkehr“ die geſetzliche Vertretung der Gemein, 
den und die Form von Verpflichtungserklärungen. § 45 Abſ. - 
beſtimmt, daß bei der Vornahme von Rechtsgeſchäften, durch die 
eine Verpflichtung der Gemeinde begründet wird, die Vollziehung 
der vom Leiter der Gemeinde abgegebenen Erklärungen zu ihrer 
Verbindlichkeit eines von ſeinem allgemeinen Vertreter oder einem 
ſonſtigen Schöffen oder Beigeordneten unterzeichneten Vermerks, 
daß er von dem Inhalt der Erklärung Kenntnis genommen habe, 
bedürfe. Die Beifügung eines Siegel⸗ und Stempelabdrucks iſt 
nicht vorgeſchrieben. § 147 des Gef. beſtimmt, daß dieſes am 
1. Jan. 1934 in Kraft trete, und daß gleichzeitig die entgegen 
geſetzten Vorſchr. und die nicht mit ihm vereinbaren und ſonſt 
überholten Vorſchr. außer Kraft treten. 0 

Das LG. begründet ſeinen Standpunkt im weſentlichen wie 
folgt: Die erwähnten Belt. des GemFinc h. ſeien für den Fall 
der Teilnahme der Gemeinden am bürgerlichen Rechtsverkehr ge⸗ 
geben und nur für die Vornahme von Rechtsgeſchäften im bir 
gerlich⸗rechtlichen Sinne. Vorliegend habe der Oberbürgermeiſter 
als Vorſteher des Steueramts im Wege des Verwaltungszwangs⸗ 
verfahrens um Eintragung einer Sicherungshypothek erſucht. er 
gebe hier ſomit keine Erklärung der Gemeinde bei Gelegend®* 
des Abſchluſſes eines Rechtsgeſchäfts ab, ſondern er mache da 
Steuerhoheitsrecht der Gemeinde geltend und vertrete dieſelbe hier 
bei auf Grund des § 27 Abſ. 2 Gem Verf. Die vom Oberbürger⸗ 
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meiſter handſchriftlich vollzogenen Urkunden ſeien zwar öffentliche 
Urkunden i. S. des § 415 ZPO. Damit entfalle aber noch nicht eine 
Anwendung des Art. 9 Ac BO. Dieſe Vorſchr. werde durch 
9 genannten Belt. des Gemfin®. nicht berührt. Durch Art. 9 
AGG. ſei bezweckt, den Grundbuchrichter der Prüfung, ob es 
ſich bei den ihm vorgelegten Urkunden um öffentliche i. S. des 
8 29 GO. handle, zu entheben. Es ſolle vermieden werden, daß 
er ſich genötigt ſehe, auf alle die verſchiedenen beſtehenden Reichs⸗ 
und Landesgeſetze einzugehen, um erſt dadurch feſtſtellen zu können, 
ob die erſuchende Behörde und der erſuchende Beamte legitimiert 
ſeien und ob ihre Anträge in geſetz⸗ und beſtimmungsgemäßer 
Form abgegeben ſeien. 


Dieſe Ausführungen ſind rechtlich nicht zu beanſtanden. 
Art. I ABGBO. iſt eine für das grundbuchliche Eintragungsver⸗ 
fahren gegebene allgemeine Formvorſchrift, die für alle Erklärun⸗ 
gen oder Erſuchen von Behörden, auf Grund deren eine Eintra⸗ 
gung erfolgen ſoll, die Unterſiegelung oder Unterſtempelung vor⸗ 
ſchreibt. Eine Erklärung, auf Grund deren eine Eintragung zu er⸗ 
folgen hat, iſt auch das behördliche Erſuchen i. S. des § 39 GO., 
bei dem das Erſuchen als Eintragungsgrundlage die Bewilligung 
erſetzt. Erſuchen in dieſem Sinne find nach ſtändiger Rſpr. des 
Senats auch die in Form von Anträgen beim GBA. eingereichten 
Erklärungen der Steuervollſtreckungsbehörden, durch welche die 
Eintragung einer Zwangshypothek zur Sicherung vollſtreckbarer 
teuerforderungen verlangt wird (vgl. bei. IFG. 7, 397; 11, 325, 
30). Die Steuerbehörde nimmt bei derartigen Maßnahmen vor⸗ 
wiegend finanzhoheitsrechtliche Aufgaben des Staates wahr. 


Das Formerfordernis des Art. 9 AGG BO. hat ausſchließ⸗ 
lich verfahrensrechtliche Bedeutung. Die ſachlich⸗rechtlichen Vor⸗ 
ausſetzungen für die Wirkſamkeit der Erklärungen der Behörden 
eurteilen ſich dagegen nach den im Einzelfall geltenden Sonder⸗ 
eſetzen und in Ermangelung ſolcher nach den ſachlich⸗rechtlichen 
orſchr. der allgemeinen Geſetze. Die Erfüllung der nach dieſen 
Geſetzen als ee eee für Erklärungen der Be⸗ 
örden bzgl. deren rechtsgeſchäftlicher Seite beſtehenden Formvor⸗ 
chriften laſſen daher die Anwendbarkeit der für die grundbuch⸗ 
derfahrensrechtliche Seite gegebenen Formvorſchrift des Art. 9 
BO. unberührt. Dieſe letztere Vorſchr. will, wie das LG. zutref⸗ 
end ausführt, für alle von ihr betroffenen Erklärungen von Be⸗ 
derden eine allgemeine Verfahrensnorm aufſtellen, um das GBA. 
107 Pflicht zur Nachprüfung der im Einzelfalle für die Wirkſam⸗ 
eit der Erklärung maßgebenden Vorſchr. zu entheben. Die Bei⸗ 
gung des Siegels oder Stempels als des im allgemeinen Rechts⸗ 
verkehr anerkannten behördlichen Hoheitszeichens fol dem GBA. 
die Gewähr für die Ordnungsmäßigkeit der Erklärung bieten. Ob 
Im Einzelfalle die eingereichte Erklärung der Behörde nach den 
eit. des einſchlägigen Sondergeſetzes auch ohne Siegel oder Stem⸗ 
bel als öffentliche Urkunde i. S. des 8 415 ZPO., § 29 GBO. 
gilt, iſt für die Anwendbarkeit des Art. 9 AGGBD. nach dem 
oben Ausgeführten unerheblich. Wenn auch in einem ſolchen Falle 
die Wirkſamkeit der auf Grund der Erklärung entgegen der Ver⸗ 
ſahrensvorſchrift des Art. 9 ABO. etwa vorgenommenen Ein- 
„gung mit Rückſicht auf deren Eigenſchaft als bloße Ordnungs⸗ 
norſchrift nicht in Frage geſtellt wird ſo Handelt duch das GBA. 
ML geſetzmäßig, wenn es die uneingeſchränkt beſtehende Verfah⸗ 
ensvorſchrift des Art. 9 AGO. befolgt. Wollte man das 
egenteil annehmen, ſo würde die Vorſchr. ihren Zweck verfehlen, 
i eil das GBA. gehalten wäre, die Geſetzmäßigkeit der Erklärung 
n jedem Einzelfalle zu prüfen, obwohl dieſe Prüfungspflicht ihm 
gerade durch Art. 9 AgB. allgemein abgenommen werden ſoll. 
8 Eine Aufhebung diefer Vorſchr. für das Anwendungsgebiet 
155 GemFin®. kann deſſen Belt. nicht entnommen werden. § 45 
egelt, wie aus feiner Stellung im Syſtem des Geſetzes hervor⸗ 
05 t, nur die Form für Erklärungen der Gemeinde in deren 
tochtsgeſchäftlichen Verkehr. Die sämtlichen in diefem Teil des 
„elehes dem 8 45 folgenden Belt. beziehen ſich auf Rechtsgeſchäfte 
5 Gemeinde im bürgerlich⸗rechtlichen Verkehr. Nur die auf die⸗ 
15 Gebiete bisher in Geltung geweſenen Vorſchr. will § 147 
„uber Kraft ſetzen, nicht aber in grundbuchliche Verfahrensform⸗ 
orſchriften eingreifen. 
(RS., 1. ZivSen., Beſchl. v. 24. Jan. 1935, 1 X 831/34.) [Sch] 


* 


ter 51. Ein Antrag aus dem Geſetz vom 13. Dez. 1934 iſt 
160 zunächſt an das AG. zu richten. Es iſt alſo nicht zu⸗ 
ve ig, einen ſolchen Antrag im Laufe eines Beſchwerde-⸗ 
gelfahrens, ſei es in zweiter, ſei es in dritter Inſtanz, erſt 
tend zu machen. 
nun Zwar iſt der Senat mit der ſtändigen und herrſchenden Mei⸗ 
gelte der Anſicht, daß es zuläſſig erſcheint, den in erſter Inſtanz 
end gemachten Anſpruch in der zweiten oder dritten Inſtanz auf 
ere oder auch auf weitere Gründe zu ſtützen, ſo daß alſo ein 


Schuldner, der ſich vor dem AG. etwa nur auf 8 811 Nr. 5 3PO. 
berufen hat, ſich in den BeſchwInſt. auf 8 811 Nr. 1 oder 3. B. 
§ 803 Abſ. 2 ZPO. ſtützen kann, und es wird auch grundſätzlich als 
zuläſſig angeſehen werden müſſen, daß in der BeſchwInſt. ein neuer 
Anſpruch erhoben wird (vgl. Stein⸗Jonas, Anm. I zu 8 570; 
RZ. 55, 61). 

Der Senat iſt jedoch der Meinung, daß für den Antrag aus 
dem Gef. v. 13. Dez. 1934 aus folgenden Gründen etwas anderes 
gelten muß. 

Die Entſch. nach dieſem Geſetz ſetzt eine Prüfung aller Um⸗ 
ſtände des Falles voraus. Es liegt auf der Hand, daß dieſe Prufung, 
die nicht nur die wirtſchaftlichen und etwa ſonſt in Betracht kom⸗ 
menden Verhältniſſe des Schuldners, ſondern auch die des Gläubigers 
umfaſſen muß, in aller Regel eine beſonders umfangreiche ſein wird, 
und daraus ergibt ſich, daß in größerem Umfange als ſonſt damit 
gerechnet werden muß, daß bei der Entſch. erhebliche Umſtände über⸗ 
ſehen oder nicht genügend gewürdigt werden, oder daß der einen oder 
anderen Partei nicht genügend Gelegenheit gegeben worden iſt, erheb⸗ 
liche Umſtände geltend zu machen. Es wird weiter vielfach der Fall 
ſein, daß trotz ausreichender Aufklärungsverſuche des Gerichts eine 
Partei erſt durch die Gründe des Beſchluſſes darüber belehrt wird, 
daß ſie ihre in Betracht kommenden wirtſchaftlichen Verhältniſſe nicht 
genügend aufgeklärt hat. Dieſe Umſtände haben offenbar den Geſetzgeber 
veranlaßt, im Gegenſatz zu anderen Vollſtreckungsſchutzbeſtimmungen 
das Beſchwerdeverfahren in keiner Weiſe einzuſchränken, ſondern die 
erſte und auch die weitere Beſchw. zuzulaſſen, damit den Parteien die 
Möglichkeit gelaſſen würde, drei Inſtanzen anzurufen. Es würde unter 
den eben dargelegten Umſtänden nicht angebracht erſcheinen, dieſen 
Willen des Geſetzgebers dadurch zu durchkreuzen, daß man es zuläßt, 
den Antrag aus dem Geſ. v. 13. Dez. 1934, der an ſich natürlich 
mit der Erinnerung verbunden werden kann, erſt in zweiter oder gar 
erſt in dritter Inſtanz zuzulaſſen. Hinzu kommt aber — und das iſt 
das Ausſchlaggebende —, daß nach Abſ. 3 dieſes Gef. das Vollſtrcher. 
jederzeit die Möglichkeit hat, einen Beſchluß gem. Abſ. 1 abzuändern 
oder aufzuheben. Wollte man es für zuläſſig halten, daß ein Schuldner 
feinen Vollſtreckungsſchutzantrag etwa erſt in der dritten Inſtanz ftellt, 
ſo würde der Gläubiger nicht gehindert ſein, den auf dieſen Antrag 
ergehenden Beſchluß, auf Grund neuen Vorbringens vor dem A. an⸗ 
zugreifen. Ein ſolches Ergebnis iſt aber nicht zu billigen. Es läßt ſich 
vermeiden, wenn man es für unzuläſſig erklärt, einen Antrag aus 
dem Geſ. v. 13. Dez. 1934 erſt in der BeſchwInſt. zu ſtellen. Wird 
der Schuldner gezwungen, einen ſolchen Antrag zunächſt beim AG. 
zu ſtellen, ſo iſt damit beiden Parteien die Gewähr einer gründlichen 
Prüfung in mehreren Inſtanzen gegeben. 

Freilich ſteht dem Gläubiger auch dann, wenn nach Prüfung des 
Vollſtreckungsſchutzantrages in drei Inſtanzen ein Beſchluß zu ſeinen 
Ungunſten ergeht, die Möglichkeit zu, ſich erneut an das AG. mit 
dem Antrag auf Aufhebung oder Abänderung des Beſchluſſes zu wenden. 
Es liegt aber auf der Hand, daß er — falls nicht nach Erlaß dieſes 
Beſchluſſes erhebliche neue Umſtände aufgetaucht ſein ſollten — in aller 
Regel erkennen wird, daß ſein Antrag keine Ausſicht auf Erfolg 
haben wird. Daß die hier vertretene Anſicht die Gefahr einer gewiſſen 
Verzögerung der Entſch. mit ſich bringt, iſt nicht zu verkennen. Dieſes 
Bedenken muß aber zurücktreten hinter dem Vorzug eines Verfahrens, 
das von vornherein den Parteien eine Erörterung in drei Inſtanzen 
bietet, und vor allem wird ein Schuldner, der es auf Verſchleppung 
anlegt, einen Antrag aus dem Geſ. v. 13. Dez. 1934 überhaupt erſt 
dann ſtellen, wenn ein Erinnerungsverfahren nach 8 766 ZED. zu 
ſeinen Ungunſten beendet iſt. 


(Sch., Beſchl. v. 19. März 1935, 8 W 431/35.) 
* 


52. Wird vor der Eröffnung des Entſchuldungsver⸗ 
fahrens über einen land wirtſchaftlichen Betrieb vom Ent⸗ 
ſchuldungsgericht die einſtweilige Einſtellung von Zwangs- 
vollſtreckungen angeordnet, ſo wirkt dieſe Anordnung 
nicht kraft Geſetzes, ſondern erſt mit der Bekanntgabe an 
den Vollſtreckungsgläubiger. 


Dem Bekl. ſteht gegen den Kl. eine Forderung von 
50 000 % zu. Im Dezember 1933 kündigte er dem Pächter P., 
der vom Kl. deſſen Rittergut gepachtet hat, an, daß er den am 
1. Jan. 1934 fälligen Pachtzins werde pfänden laſſen. Auf Antrag 
des Kl. wurde durch Beſchl. des AG. v. 15. Jan. 1934 auf Grund 
von Art. 7 Vollſtr Sch O. v. 27. Dez. 1933 angeordnet, daß 
Zwangsvollſtreckungen gegen den Kl. wegen einer Geldforderung 
in Gegenſtände des beweglichen Vermögens einſtweilen eingeſtellt 
ſeien. Dieſer Beſchluß iſt dem Bekl und dem Pächter am 20. Jan. 
1934 zugeſtellt worden. Am 16. Jan. 1934 erließ das AG. auf 
den Antrag des Bekl. wegen eines Teilanſpruches von 20 000 AH 
einen Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß, durch welchen die 
Pachtforderung des Kl. gegen den Pächter gepfändet und dem 
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Bekl. zur Einziehung überwieſen wurde. Dieſer Pfändungs⸗ und 
Überweiſungsbeſchluß iſt, nachdem der Pächter am 18. Jan. 1934 
die fällige Pacht in Höhe von 5200 , an den Bekl. gezahlt hatte, 
durch Beſchl. des AG. v. 10. April 1934 auf einen Antrag des 
Kl. gem. § 19 VollſtrMaßn VO. v. 26. Mai 1933 in Höhe von 
12 000 , aufgehoben worden. Am 12. März 1934 wurde über 
das Landgut des Kl. das Entſchuldungsverfahren eröffnet. Der 
Kl. iſt der Anſicht, der Bekl. habe die Pacht zu Unrecht ein⸗ 
gezogen, und fordert mit der Klage einen Teilbetrag zurück. 


Der Anſpruch des Kl. ſtützt ſich auf ungerechtfertigte Berei⸗ 
cherung. Die für die Entſtehung dieſes Anſpruches erforderlichen 
Vorausſetzungen liegen jedoch nicht vor. Aus dem § 812 Abſ. 1 
Satz 1 BGB. kann der Kl. die Berechtigung ſeines Begehrens 
nicht herleiten, da der Bekl. den eingezogenen Pachtzins nicht 
„ohne rechtlichen Grund“, ſondern in Erfüllung einer ihm rechts⸗ 
kräftig zugeſprochenen Urteilsforderung erhalten hat. 


Aber auch unter dem Geſichtspunkt des § 816 Abſ. 2 BGB. 
iſt das Vorbringen des Kl. nicht gerechtfertigt; denn der Pächter 
hat den Pachtzins am 18. Jan. 1934 an den Berechtigten und 
nicht an einen Unberechtigten gezahlt, da damals der Pfändungs⸗ 
und Überweiſungsbeſchluß zugunſten des Bekl. vorlag. Die Ein⸗ 
ziehung der Pacht wurde durch die Entſch. des AG. v. 10. April 
1934, durch die der am 16. Jan. 1934 ergangene Pfändungs⸗ 
und Überweiſungsbeſchluß auf Grund von § 19 VollſtrMaßn VO. 
v. 26. Mai 1933 in Höhe von 12 000 , aufgehoben wurde, 
nicht nachträglich unzuläſſig. Denn die Aufhebung einer Pfändung 
kann nur ſo lange erfolgen, als die Vollſtreckung noch nicht beendet 
iſt. Im Augenblick der Zahlung des Pachtzinſes von 5200 RM 
durch den Pächter am 18. Jan. 1934 war die Befriedigung des 
Bekl. und damit die Zwangsvollſtreckung aus dem Pfändungs⸗ 
und Überweiſungsbeſchluß v. 16. Jan. 1934 in Höhe der erfolgten 
Zahlung aber bereits abgeſchloſſen. 


Auch die am 15. Jan. 1934, alſo vor der Eröffnung des 
Entſchuldungsverfahrens über den landwirtſchaftlichen Betrieb des 
Kl., auf Grund von Art. 7 VollſtrSch VO. v. 27. Dez. 1933 aus⸗ 
geſprochene vorläufige Anordnung, daß Zwangsvollſtreckungen 
gegen den Kl. wegen einer Geldforderung in Gegenſtände des be⸗ 
weglichen Vermögens einſtweilen eingeſtellt ſeien, ſtand der Ein⸗ 
ziehung der Pacht nicht entgegen. Die Wirkungen einer ſolchen 
Anordnung beſtehen zwar darin, daß anhängige Zwangsvollſtrek⸗ 
kungen nicht fortgeführt und neue nicht vorgenommen werden dür⸗ 
fen. Aber dieſe Folge tritt nicht wie der mit der Eröffnung des 
Entſchuldungsverfahren verbundene Vollſtreckungsſchutz mit dem 
Erlaß der Entſch. kraft Geſetzes ein. Denn Abſ. 1 des Art. 2 iſt im 
Art.“ VO. nicht für anwendbar erklärt. Die unterſchiedliche Wir⸗ 
kung beider Anordnungen iſt auch in ihrer Natur begründet. Iſt 
das Entſchuldungsverfahren ſo weit gediehen, daß es förmlich er⸗ 
öffnet werden konnte, ſo hat eine Prüfung der geſamten wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe des Landgutes ſtattgefunden, die die ſo⸗ 
fortige Einſtellung von Zwangsvollſtreckungen zur Wahrung der 
Belange der Allgemeinheit und des Schuldners als erforderlich 
erwieſen hat. Iſt das Entſchuldungsverfahren aber erſt in der Vor⸗ 
bereitung, ſo iſt dieſe unbedingte Notwendigkeit der Einſtellung 
von Zwangsvollſtreckungen noch nicht erwieſen und deshalb die 
Herbeiführung von Anordnungen des Entſchuldungsgerichts von 
Maßnahmen des Schuldners abhängig. Es geht daher auch nicht 
an, Abſ. 1 des Art. 2 entſprechend anzuwenden, vielmehr müſſen 
für dieſen Fall der einſtweiligen Einſtellung kraft vorläufiger An⸗ 
ordnung die Vorſchr. der ZPO. entſprechende Anwendung finden 
(8 48 Scha. v. 1. Juni 1933 i. Verb. m. § 8 VerglO.; vgl. 
auch: Harmening⸗Paetzold, Die landwirtſchaftliche Schul⸗ 
denregelung, Berlin 1933, Nachtrag S. 52; Schultze⸗Sei⸗ 
fert, Vollſtreckungsſchutz, Berlin und Leipzig 1934, S. 433, 
Anm. 3C i. Verb. m. S. 425 Anm. 5 C). Nach dieſen Vorſchr. 
iſt zwar nicht erforderlich, daß der Beſchluß, der eine einſtweilige 
Einſtellung von Zwangsvollſtreckungsmaßnahmen anordnet, zu⸗ 
geſtellt wird; er muß aber den an der Vollſtreckung Beteiligten, 
wenn er beachtet werden foll, vorgelegt oder ſonſt zur Kenntnis 
gebracht werden (vgl. $ 775 Ziff. 2 und § 836 Abſ. 2 ZPO.). Das 
iſt im vorl. Falle vor Einziehung der Pacht unſtreitig nicht ge⸗ 
ſchehen. Weder der Bekl. als Gläubiger noch der Pächter als Dritt⸗ 
ſchuldner waren von der Anordnung des Entſchuldungsgerichts in 
Kenntnis geſetzt. Die Einziehung der Pacht geſchah daher ord⸗ 
nungsmäßig auf Grund eines zu Recht erlaſſenen und noch be⸗ 
ſtehenden Pfändungs⸗ und Aberweiſungsbeſchluſſes. Der Klagean⸗ 
ſpruch iſt ſomit unbegründet. 


(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 25. Febr. 1935, 17 U 9316/34.) 
Ber. von KR. Dahmann, Berlin. 
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53. 88 71, 78 GB.; § 14 Abſ. 2. Dev G. v. 4. Febr. 1935 
(RG Bl. I, 105); Richtl. v. 4. Febr. 1935 (RG Bl. I, 119), 
Abſchn. II, Ziff. 32 zu a. Dem Landesfinanzamt ſteht als 
Deviſenſtelle das Recht zur Beſchwerde gegen ſolche grund⸗ 
buchliche Entſch., insbeſ. Eintragungen zu, welche na 
Auffaſſung der Deviſenſtelle gegen deviſenrechtliche Vor“ 
ſchriften verſtoßen. Die Entſch. darüber, ob die Beſtellung 
einer Hypothek oder Grundſchuld gemäß Ziff. 32 zu & 
Abſchn. II der Richtl. i. d. Faſſ. v. 4. Febr. 1935 deviſenrecht⸗ 
lich zuläſſig iſt, ſteht allein der Deviſenſtelle zu. 

Als Eigentümer des Grundſtücks iſt auf Grund der Auflaſſung 
v. 27. Juli 1934 ſeit dem 20. Sept. 1934 der Landwirt Richard M. 
eingetragen. Dieſer hat zugunſten ſeines in Nordamerika wohnhaften 
Bruders Anton M. außer einem Vorkaufsrecht in beglaubigter 
Urkunde v. 27. Juli 1934 eine Grundſchuld zum Betrage von 
1 Million RM beſtellt. Als Veranlaſſung hierfür hat der Grund⸗ 
ſtückseigentümer folgendes angegeben: Seinem Bruder Anton ſtehe 
gegen ihn ein Rückzahlungsanſpruch aus einem ihm gewährten Dar⸗ 
lehn zu; ſein Bruder Anton habe ferner der Bankfirma B. & Co. 
Kommcheſ. in B. gegenüber die Bürgſchaft dafür übernommen, daß 
ein von dieſer Bankfirma ihm gegebener Kredit bei Fälligkeit zurück⸗ 
gezahlt werde, und zwar einſchließlich Speſen, Zinſen und Proviſion: 
wegen dieſer Bürgſchaft habe ſein Bruder Anton ebenfalls einen 
Rückgriffsanſpruch gegen ihn; die Anſprüche ſeines Bruders Anton 
bezifferten ſich insgeſamt auf 1 Million AM. 

Mit der Bürgſchaft hat es folgende Bewandtnis: Die Bank- 
firma B. & Co. in B. hat dem Grundſtückseigentümer Richard M. 
zum Ankauf des Grundſtücks ein Darlehn von 550 000 RA gewährt. 
Für dieſes Darlehn hat Anton M. mit ſeinem bei der Bank geführten 
Effektenſperrkonto von 600 000 RA ſelbſtſchuldneriſch Bürgſchaft ge⸗ 
leiſtet. Die Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung hat dies am 20. Juli 
1934 unter der Bedingung genehmigt, daß das Effektenſperrkonto 
des Anton M. als Sicherheit für den Kredit bei der Bank verbleibt, 
den dieſe dem Richard M. zum Ankauf des Grundſtücks gewährt hat, 
und daß ohne Genehmigung der Deviſenſtelle über dieſes Konto nicht 
verfügt werden kann. 

Das GBA. hat zunächſt bei dem Präſ. des Fin A. Berlin 
(Deviſenſtelle) angefragt, ob die Beſtellung der Grundſchuld einer 
deviſenrechtlichen Genehmigung bedürfe, und nachdem dies von der an“ 
gegebenen Deviſenſtelle bejaht worden war, zur Eintragung der Grund; 
ſchuld durch Zwiſchenverfügung die Beibringung der Genehmigung der 
Deviſenſtelle verlangt. Hiergegen erhoben Richard und Anton M. 
Beſchw. mit der Begründung, daß die Beſtellung einer Grundſchuld 
überhaupt keine genehmigungspflichtige Krediteinräumung im Sinne 
der Deviſenbeſtimmungen ſei, daß aber auf jeden Fall die Genehmi 
gungspflicht im vorl. Falle auf Grund der Ziff. 290 der Richtl. des 
R Wi. (jetzt Abſchn. 4 II Ziff. 32 a) entfalle, weil die Grundſchuld 
zur Sicherung des dem Eigentümer von Anton M. gleichzeitig auf 
dem oben angegebenen Wege gewährten Kredits beſtellt ſei. 

Das LG. gab der Beſchw. ſtatt, weil es entſprechend der früheren 
Rſpr. des Senats (1 X 325/32, 1X 745/32: HöchſtRRſpr. 1933 Nr. 417, 
418; JW. 1932, 3188) die Beſtellung einer Grundſchuld überhaupt 
nicht als Krediteinräumung im Sinne der Deviſenbeſtimmungen anſah. 

Auf Grund dieſes Beſchl. hat das GBA. die Eintragung der 
Grundſchuld zwar verfügt, die Verfügung aber noch nicht ausgeführt. 
Gegen die LsEntſch. hat die bezeichnete Deviſenſtelle unter Hinweis 
auf 8 8 Ziff. 4 Durchf Vo. (jetzt § 14 Ab. 2 des Gef.) weitere Beſchw. 
erhoben. 

Die Beſchwerdeberechtigung der Deviſenſtelle iſt zu bejahen. In 
der bisherigen Rſpr. des Senats iſt zwar die Berechtigung von 
Behörden zur Beſchw. in Grundbuchſachen grundſätzlich nur dann 
anerkannt worden, wenn ihnen durch Geſetz die Befugnis zu Ein 
tragungserſuchen beigelegt iſt, oder wenn die Behörde zur Vertretung 
der Beteiligten in deren privatrechtlichen Intereſſen berufen iſt, MO“ 
gegen ein bloßes Aufſichtsrecht der betreffenden Behörde zur Ber 
gründung einer Beſchwerdeberechtigung nicht als ausreichend erachtet 
wurde (vgl. beſonders KGJ. 20, A 10; 31, A 225; Isch. 3, 268 
ferner Güthe⸗Triebel, GBD., 5. Aufl., 8 71 Anm. 24 mit 
weiteren Entſcheidungen). Dieſe Grundſätze können jedoch nicht wie 
unabänderliche ſtarre Formeln behandelt werden; ſie bedürfen viel⸗ 
mehr einer der neueren Rechtsentwicklung entſprechenden Lockerung, 
beſonders in Fällen, in denen die Erfüllung der den Behörden auf 
dem einſchlägigen Gebiet zugewieſenen allgemeinen ſtaats⸗ und vollts⸗ 
wirtſchaftlichen Aufgaben ohne die Möglichkeit ſelbſtändiger Anfech⸗ 
tung von Grundbuchentſcheidungen nicht gewährleiſtet wäre. Dies trifft 
aber bei den deviſenrechtlich erfaßbaren grundbuchlichen Verfügungen 
zu, wenn andernfalls die Beteiligten es in der Hand haben würden, 
durch Unterlaſſung des Gebrauchs von Rechtsmitteln gegen eine deviſen 
rechtlich zu beanſtandende Eintragung, insbeſ. mit Nückficht auf die 
dadurch begründete Möglichkeit gutgläubigen Dritterwerbs (838 Saß 3 
Ziff. a u. b des Geſ.), die Zwecke der Deviſengeſetzgebung zu vereiteln. 
Als Zweck des Dev. iſt in Abſchn. I Ziff. 6 der Richtl. bezeichnet 
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„den ungeregelten Abfluß von Deviſen aus der deutſchen Wirtſchaft 
zu verhindern und die vorhandenen und anfallenden Deviſen zweck⸗ 
mäßig zu bewirtſchaften“. 

Wollte man den Deviſenſtellen die Beſugnis zur Beſchw. zwecks 
Verhinderung oder Beſeitigung von deviſenrechtlich verbotenen Ein⸗ 
tragungen verſagen und ſie dadurch außerſtand ſetzen, die Entſch. der 
zuſtändigen Grundbuchinſtanzen anzurufen, ſo würden in Fällen wie 
em vorliegenden, wo der inländiſche Grundſtückseigentümer dem aus- 
landiſchen Gläubiger eine genehmigungsbedürftige Grundſchuld veſteut, 
bei beiderſeitigem Einvernehmen und Verkennung der Rechtslage durch 
das GBA. keine Möglichkeit beſtehen, durch Anrufen der höheren 
Inſtanzen geſetzwidrige Eintragungen zu verhindern oder zu deſeitigen 
oder durch Herbeiführung von Amtswiderſprüchen volkswirtſchaftlich 
unſchädlich zu machen. 

Mit Rückſicht auf dieſe Umſtände muß, trotz Fehlens einer be⸗ 
ſonderen Beſtimmung über das Beſchwerderecht der Deviſenſtellen und 
ge Befugnis zu Erſuchen, deren Beſchwerdeberechtigung anerkannt 
berden. 

Die Bejahung des Beſchwerderechts der Deviſenſtellen hat nicht, 
wie ſeitens des Grundſtückseigentümers geltend gemacht wird, zur 
Folge, daß vor jeder Entſch. des GBA. über eine möglicherweiſe ge⸗ 
nehmigungspflichtige Eintragung eine Stellungnahme der Deviſenſtelle 
herbeigeführt werden müßte; vielmehr hat das GBA. zunächſt ſelb⸗ 
ſtändig zu entſcheiden; eine Frage ſeines Ermeſſens iſt es, ob in nicht 
ganz unzweifelhaften Fällen der zuſtändigen Deviſenſtelle von einer 
erfolgten Eintragung Nachricht zu geben iſt. 

Daß die Bejahung des Beſchwerderechts der Deviſenſtellen bei 
bereits vorgenommenen Eintragungen zu grundbuchlichen Unklarheiten 
führen könne, iſt nicht zu befürchten. Der bei erfolgreicher Beſchw. 
gegen eine vorgenommene Eintragung gem. 88 71 Abſ. 2 Satz 2, 54 
Abſ. 1 G80. einzutragende Amtswiderſpruch iſt zugunſten desjenigen 
einzutragen, dem der durch ihn geſicherte Berichtigungsanſpruch (8 894 
BGB.) zuſteht; das iſt in Fällen wie dem vorliegenden in erſter Linie 
er Eigentümer; bei Vorhandenſein nachſtehender Berechtigter kommen 
auch dieſe in Betracht, weil das vorgehende Recht im Falle ſeiner 
Nichtigkeit ihren Rang buchmäßig zu Unrecht verſchlechtert. Da bei 
der Eintragung eines Widerſpruchs die Art der Unrichtigkeit erkenn⸗ 
bar gemacht werden muß (KJ. 23, A133; 36, A 178; Güthe⸗ 
Triebel, GBO., 5 54, Anm. 23), wird gleichzeitig der Gefahr 
vorgebeugt, daß der Widerſpruch ohne Zuſtimmung der Deviſenſtelle 
auf bloße Bewilligung der Betroffenen gelöſcht wird, weil aus dem 
Widerſpruchsvermerk die Genehmigungsbedürftigkeit der von ihm be⸗ 
troffenen Eintragung erſichtlich iſt und die oben erörterten Zwecke 
des Geſetzes die Aufgabe der Sicherungseintragung ohne Zuſtimmung 
der Deviſenſtelle hindern. 

Die Beſchw. iſt auch ſachlich begründet. 

Die grundſätzliche Genehmigungsbedürftigkeit einer Grundſchuld⸗ 
beſtellung zugunſten eines Ausländers iſt bereits durch § 8 der 
4. DurchfVO. v. 9. Mai 1933 (RG Bl. I, 278) Geſetz geworden und 
nunmehr als 8 14 Abi. 2 Beſtandteil des Geſ. v. 4. Febr. 1935 
ROLL. I, 105, 114, 119). Hiernach kann und muß das GBA. jede 
Belaſtung eines Grundſtücks mit einer Grundſchuld für einen Aus⸗ 
länder von der Genehmigung der Deviſenſtelle abhängig machen. Die 
neben dieſer Geſetzesbeſtimmung in Geltung gebliebene Anordnung der 
Richtlinien in Ziff. 29 c (jetzt Abſchn. II Ziff. 32 a), daß für die Be⸗ 
tellung einer Grundſchuld die Genehmigung nicht notwendig ſei, wenn 
as Recht „zur Sicherung für einen von dem ausländiſchen Gläubiger 
gleichzeitig im Inland in ausländiſcher Währung oder freier Reichs⸗ 
mark gegebenen Kredit bewilligt“ werde, kommt im Grundbuchverkehr, 
elbſt wenn man in dieſer Beſtimmung nicht nur eine Anweiſung an 
die Deviſenſtellen als Überwachungsbehörden, ſondern eine geſetzes⸗ 
gleiche Einſchränkung der Vorſchrift des § 14 des Gef. ſieht (vgl. 
92 Abſ. 2 Satz 2 des Geſ.), praktiſch um deswillen nicht in Betracht, 
EN einmal das GBA. bei der Entſch. über die Eintragungsfähigkeit 
inglicher Rechte, insbeſ. bei der von einer perſönlichen Forderung 
unabhängigen Grundſchuld, ſich um die zu ſichernde Forderung nicht 
zu kümmern hat, abgeſehen hiervon auch die Frage, ob das dingliche 
Recht einen gleichzeitig gegebenen Kredit „in ausländiſcher Währung 
oder freier Reichsmark“ ſichern ſolle, mit Rückſicht auf die Art der 
in dieſer Hinſicht nötigen Feſtſtellungen für das GBA. regelmäßig 
nicht lösbar iſt, zumal es ſich nicht allein um die Feſtſtellungen han⸗ 
delt, ſondern auch um deren Wertung nach Maßgabe der Beſtimmung 
in Abſchn. 1 Ziff. 6 S. 2 der Richtl., die in der dort umſchriebenen 

egrenzung dem Ermeſſen der Deviſenſtelle Raum gibt. 

Es iſt deshalb nicht zu erörtern, ob und inwieweit in dieſer 
dinſecht hier dem mit der Vorſchrift des § 32 des Gef. erkennbar 
verfolgten Zweck, die Beſtellung einer Grundſchuld oder Hnpothek für 
den Ausländer nur dann zuzulaſſen, wenn als Ausgleich für dieſen 
em Ausländer gewährten Reichsmarkwert der inländiſchen Geld⸗ 
wirtſchaft ein entſprechender Deviſen⸗ oder Reichsmarkbetrag zufließt, 
dier bei Zugrundelegung der Angaben der Beteiligten über die durch 
ie Grundſchuld zu ſichernden Forderungen genügt wäre. Die Prü⸗ 


jung dieſer Fragen liegt vielmehr der Deviſenſtelle im Genehmigungs⸗ 
verfahren ob, die, je nach der Beantwortung, die Genehmigung 
der Grundſchuldbeſtellung wird erteilen oder verſagen müſſen (vgl. 
1X 303/34: JW. 1934, 3070 — HöchſtRRſpr. 1934 Nr. 1536). 

Die Annahme des Grundſtückseigentümers, daß im vorl. Falle 
die Beſtellung der Grundſchuld bereits durch die Erklärung der 
Deviſenſtelle v. 20. Juli 1934 genehmigt jet, entbehrt der Berech⸗ 
tigung, da durch dieſe Erklärung nur die Verwendung des Effekten⸗ 
fverrkontos des Anton M. als Sicherheit für den von der Bank 
an Richard M. zum Ankauf des Grundſtücks gewährten Kredit ge⸗ 
nehmigt iſt. 

(K.., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 7. März 1935, 1 Wx 35/35.) [Sch.] 


* 
Breslau 

54. 88 13, 94 und 76 RA Geb. Nicht erſtattungsfä⸗ 
hige Koſten auswärtiger Beweisaufnahme und Wunſch⸗ 
abſchriften. f) 

Der Kl. hat für die Wahrnehmung des Beweisaufnahme⸗ 
termins in L. durch ſeinen in H. wohnenden Prozeßbevollmächtig⸗ 
ten Zahlung der geſetzlichen Gebühren eines Lier RA. vereinbart. 
Statt dieſer und der Fahrtkoſten wurden nur die Tage⸗ und Ab⸗ 
weſenheitsgelder und die Reiſekoſten feſtgeſetzt; außerdem wurden 
die Schreibgebühren für die Abſchriften geſtrichen, die ihm ſein 
Prozeßbevollmächtigter von ſeinen eigenen Schriftſätzen erteilt hat. 
Die Beſchw. hiergegen iſt nicht begründet. 

Vereinbarte Honorare find nach § 94 NAGEBO. zwar nicht 
erſtattungsfähig. Das Gegenteil gilt nur dann, wenn und ſoweit 
durch ihre Aufwendung andere erſtattungsfähige Koſten erſpart 
worden ſind. Denn der obſiegende Streitteil ſoll nach dem Willen 
des Geſetzes alle notwendigen Koſten erſtattet erhalten, alſo kei⸗ 
nerlei Koſten für Maßnahmen, die zur Führung des Rechtsſtreits 
notwendig waren, endgültig aus eigener Taſche bezahlen. Für 
den unterliegenden Teil iſt es dagegen gleichgültig, ob der ob⸗ 
fiegende Teil einen beſtimmten Betrag für erſtattungsfähige oder 
nicht erſtattungsfähige Gebühren aufgewendet hat, ſofern nur die 
Aufwendung in der geforderten Höhe zur zweckentſprechenden 
Rechtsverfolgung notwendig war. Deshalb iſt das vereinbarte 
Honorar für die Wahrnehmung eines auswärtigen Beweisauf⸗ 
nahmetermins in Höhe der geſetzlichen Gebühren des auswärtigen 
NA. dann erſtattungsfähig, wenn der Prozeßbevollmächtigte ver⸗ 
hindert war, den Beweisaufnahmetermin zu den geſetzlichen Ge⸗ 
bühren wahrzunehmen und wenn die geſetzliche Gebühr des aus⸗ 
wärtigen RA. für die von dem Prozeßbevollmächtigten aufgewandte 
Zeit und die ihm erwachſenen Unkoſten nicht im Einzelfalle 
etwa einmal als unangemeſſen hoch anzuſehen iſt, wie das bei 
ſehr hohen Streitwerten mitunter der Fall ſein kann. Denn die 
Aufwendung unangemeſſen hoher Gebühren iſt nie notwendig. Da 
es ſich hier nicht um einen Rechtsſtreit mit einem ſo hohen 
Streitwert handelt, hängt die Entſch. der Frage, ob das geforderte 
vereinbarte Honorar erſtattungsfähig iſt, lediglich davon ab, ob 
der Prozeßbevollmächtigte verhindert war, den Beweisaufnahme⸗ 
termin in L. für die geſetzlichen Gebühren wahrzunehmen. Die 
Beantwortung dieſer Frage iſt zwar nicht auf den Einzelfall ab⸗ 
zuſtellen, ſondern darauf, ob es einem RA. mit Rückſicht auf die 
ihm gegenüber ſeinen übrigen Auftraggebern obliegenden Pflichten 
zuzumuten iſt, etwa notwendig werdende auswärtige Beweisauf⸗ 
nahmetermine zu den geſetzlichen Gebühren wahrzunehmen, oder 
ob er das mit Rückſicht auf die Häufung derartiger Termine und 
die dadurch erforderlich werdende Vertretung an ſeinem Wohnſitz 
nicht tun kann. Hier war dem Prozeßbevollmächtigten des Kl. die 
Wahrnehmung des Termins in L. zu den geſetzlichen Gebühren 
zuzumuten. Er war alſo nicht verhindert, ihn zu den geſetzlichen 
Gebühren wahrzunehmen. Die Gebühren eines Anwalts aus X. 
wären alſo, wenn ſich der Kl. eines ſolchen bedient hätte, nicht er⸗ 
ſtattungsfähig geweſen und ihre Aufwendung iſt alſo dadurch 
nicht erſpart worden, daß der Prozeßbevollmachtigte ſelbſt nach L. 
fuhr. Das vereinbarte Honorar iſt deshalb im vorl. Falle nicht 
erſtattungsfähig. a 

Der Senat nimmt zwar den Standpunkt ein, daß es in der 
Regel den RA. mit Rückſicht auf die Häufigkeit auswärtiger Be⸗ 
weisaufnahmetermine einerſeits und ihre ſonſtige Praxis ande⸗ 
rerſeits nicht möglich ift, fie perſönlich für die geſetzlichen Gebuhren 
wahrzunehmen. Dieſe Regel trifft aber im porl. Falle nicht zu. 
Einmal hat der Prozeßbevollmächtigte des Kl. in ſeinem Schrift⸗ 
ſatz v. 12. Dez. 1934 ſelbſt erklärt, daß er tatſächlich nicht verhin⸗ 
dert war. Wenn man dieſe Erklärung allein aber auch nicht ge⸗ 
nügen laſſen wollte, ſo ergibt doch der weitere Vortrag des Pro- 
zeßbevollmächtigten des Kl. in ſeinem Schriftſatz v. 12. Dez. 1934, 
daß es ihm in der hier in Frage ſtehenden Zeit in nicht ganz un⸗ 
beträchtlichem Umfange möglich war, Amtsgerichtsſachen an den 
benachbarten AG. ohne Beeinträchtigung der ihm gegenüber den 
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anderen Auftraggebern obliegenden Pflichten ſelbſt wahrzunehmen. 
Das muß von dem vorl. Termin in erhöhtem Maße gelten, weil 
er am Nachmittag ſtattfand. Eine Feſtſetzung der Fahrtkoſten neben 
der geforderten Gebühr wäre überhaupt unzuläſſig geweſen. 
Ebenſo begründet iſt die Abſetzung der in Rechnung geſetzten 
Schreibgebühren. Entweder iſt es zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 
verfolgung notwendig, daß der Prozeßbevollmächtigte ſeinem Auf⸗ 
traggeber Durchſchläge der eigenen Schriftſätze erteilt — dieſer Fall 
wird in der Regel bei umfangreicheren Prozeſſen vorliegen —, 
dann gehört die Erteilung zu den Pflichten des Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten. Für die Erteilung ſolcher Pflichtabſchriften ſteht ihm die 
Gebühr des § 76 Ziff. 1 RAGeb O. nicht zu, weil fie nicht „auf 
beſonderes Verlangen“ erfolgt. Oder die Erteilung iſt bei Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten geringeren Umfanges nicht Pflicht des Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten, weil der Auftraggeber den Rechtsſtreit auch ohne den 
Beſitz ſolcher Abſchriften zu überſehen und die weiteren Weiſungen 
zu erteilen vermag. Dann iſt die Aufwendung der für die Er⸗ 
teilung der Abſchriften zu zahlenden Gebühr zur zweckentſprechen⸗ 
den Rechtsverfolgung nicht notwendig und die aufgewandte Ge⸗ 
bühr nicht erſtattungsfähig. Es kommt demnach in keinem Falle 
eine Feſtſetzung derartiger Schreibgebühren in Frage. 
(OLG. Breslau, Beſchl. v. 18. Jan. 1935, 5 W 3236/4.) 
Eingeſ. von RA. Dr. Roth, Hirſchberg (Schlefien). 


Anmerkung: I. Dem zutreffenden Ergebnis fehlt leider die 
gehörige Begr. Die an ſich einfache Entſch. hätte die gewundenen 
Gedankengänge nicht erfordert. Der Grund dürfte in dem feh⸗ 
lerhaften Ausgangspunkte liegen, daß es gleichgültig ſei, ob der 
einzelne Betrag erſtattungsfähig iſt oder nicht, weil möglichſt alle 
notwendigen Koſten in möglichſt weitem Umfange zu erſtatten 
ſeien. Das traf ſchon für die Zeit der Entſtehung der Reichsjuſtiz⸗ 
geſetze nicht zu. Bereits damals beſtanden die Einſchränkungen des 
§ 87 Abſ. 2 CPO. von 1877 (heute $ 91 ZPO.), 8 18 RAD,, 
§ 94 RAcGebO., die auch jetzt noch Geltung haben. In den Mo⸗ 
tiven (S. 94) wird als Begr. zu $ 94 NAGEHD,. darauf hingewie⸗ 
fen, daß die unterliegende Partei gegen die Folgen der verkrags⸗ 
mäßigen Feſtſetzung höherer Gebühren als der geſetzlichen ge⸗ 
ſichert werden müſſe. Vor allem enthielt der Wortlaut der ZPO. 
noch bis 1909 im 8 91 die Beſt., daß die Notwendigkeit der 
Koſten des Gegners (Abſ. 1) ſowie der Reiſekoſten eines auswär⸗ 
tigen RA. (Abſ. 2) „nach freiem Ermeſſen des Gerichts“ zu be⸗ 
urteilen ſei, und die Streichung dieſer Worte durch die Novelle 
v. 1. Juni 1909 ſollte keine ſachliche Anderung bringen, ſondern 
hatte nur die Bedeutung, daß fortan das Ermeſſen des UrkB. 
an die Stelle des Gerichts treten ſollte. Noch weniger iſt 
heute jener Grundſatz mit dem gefunden Rechtsempfinden der 
deutſchen Volksgemeinſchaft in Einklang zu bringen, das eine un⸗ 
nötige Verteuerung der e zugunſten eines einzelnen 
aufs ſchärfſte mißbilligt. Mit dem geltenden Recht iſt er unver⸗ 
einbar, und das OLG. kann denn auch nur auf die Weiſe zu 
jeinen Schlußfolgerungen kommen, daß es den § 94 RAGEGD. 
für beſtimmte Fälle außer Kraft ſetzen will. 

In Wirklichkeit iſt eine „Verhinderung“ des Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten, „den auswärtigen Termin zu den geſetzlichen Ge⸗ 
bühren wahrzunehmen“, nicht anzuerkennen. Es mag ſein, daß 
im einzelnen Falle der RA., ſei es durch kollidierende ſonſtige 
Berufspflichten, ſei es aus anderen Gründen, verhindert iſt, einen 
auswärtigen Beweistermin wahrzunehmen; dann entſteht für ihn 
auch durch dieſen Termin kein Gebührenanſpruch, und es bleibt 
Tatfrage, was durch eine etwa anderweit geregelte Wahrneh⸗ 
mung des Termins im Einzelfalle an Koſten erwächſt. Oder er 
nimmt den Termin wahr: in dieſem Falle hat er hierfür einen 
geſetzlichen Anſpruch auf die — an ſich anfallende — Prozeß- oder 
Beweisgebühr dann nicht mehr, wenn ſie ihm als Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten bereits entſtanden war (8 25 NRAGEBO.). Ob er mit 
ſeinem Auftraggeber eine Sondervergütung vereinbart hatte, geht 
ausſchlielich ſie beide an. Erſtattungsfähig ift fie auf keinen Fall, 
auch dann nicht, wenn unter anderen tatſächlichen Verhältniſſen 
höhere Koſten entſtanden fein würden. Denn nur tatſächlich ent⸗ 
ſtandene Koſten find zu erſtatten (vgl. RG.: Deutſche Allg. Ge⸗ 
richtsbeamten⸗Ztg. 83, 98; KG.: OL GRſpr. 39, 38), und nur 
inſoweit, als das Geſetz die Erſtattung zuläßt. 

Es wäre daher wie immer, ſo auch hier, der richtige Weg 
geweſen, zunächſt die tatſächlich entſtandenen Koſten zu ermitteln, 
und ſie dann darauf zu prüfen, inwieweit ſie nach den beſtehenden 
Belt. erſtattungsfähig find. Wird jo verfahren, dann iſt für der⸗ 
artige Trugſchlüſſe, die auf eine Erſtattung fingierter Koſten für 
tatſächlich nicht vorgekommene Ausgaben hinauslaufen, kein Raum. 
Es hätte ſich hier ohne weiteres ergeben, daß dem Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten, dem bereits die volle Prozeß⸗ und Beweisgebühr er⸗ 
wachſen war, für die Wahrnehmung des Beweistermins in L. 
keine Gebühr mehr zuſtand, ſondern nur die geſetzlichen Reiſe⸗ 


koſten (Fahrtkoſten, Tagegeld, Abweſenheitsgeld). Was er darüber 
hinaus auf Grund beſonderer Vereinbarung mit ſeinem Auftrag“ 
geber zu beanſpruchen hatte, mußte gem. § 94 RAGEbD. bei der 
Koſtenfeſtſetzung unberückſichtigt bleiben. Ob der AG.⸗Anwalt in 
L. mehr an Gebühren zu beanſpruchen gehabt haben würde, wenn 
er den Termin wahrgenommen hätte, iſt bei der gegebenen Sach, 
lage ohne Belang. Nur im umgekehrten Falle wäre gem. 8 
Abſ. 2 ZPO. zu prüfen geweſen, ob der Wechſel in der Perſon 
des RA. für den Beweistermin notwendig, oder ob nicht vielmehr 
der Prozeßbevollmächtigte verpflichtet war, den Beweistermin — 
und zwar nur gegen die niedrigeren Reiſekoſten — ſelbſt wahr⸗ 
zunehmen (vgl. hierzu Gaedeke, Koſtenrechtſprechung Nr. 88, 
90, 91). Nur dieſe Regelung wird auch dem Sinne des Anwalts- 
prozeſſes gerecht. Er erſchöpft ſich keineswegs darin, daß die Pro⸗ 
zeßpartei gezwungen wird, ſich durch einen aus der beſchränkten 
Zahl der beim Prozeßgericht zugelaſſenen RA. vertreten zu laſſen, 
ſondern begreift als ſelbſtverſtändlich deſſen Pflicht in ſich, in 
eigener Perſon die Vertretung zu führen, alſo auch wichtige Be⸗ 
weistermine ſelbſt wahrzunehmen, ſoweit nicht zwingende Um- 
ſtände ihn daran hindern. Inwieweit dann ein Hinderungsgrund 
als zwingend anzuerkennen iſt, und wie weit etwaige Mehrkoſten 
als notwendige auf den Gegner abgewälzt werden dürfen, it 
nach den Umſtänden des Einzelfalles zu entſcheiden. 

II. Daß Schreibgebühren für ſog. Wunſchabſchriften eigener 
Schriftſätze nicht erſtattungsfähig find, iſt zutreffend und entſpricht 
der h. M., die der Koſt Sen. des KG. von jeher vertreten hat 
(vgl. JW. 1928, 21612, Koſtenkartei des KG. zu § 76 RA⸗ 
GebO., 20 Wa 84/28 v. 26. Juni 1928; auch 20 W 6394/31 
v. 29. Juni 1931: jetzt JW. 1935, 800%). Warum aber bei ein 
fachen Sachen, alſo geringerem Aufwand an Zeit und Arbeit 
ſowohl ſeitens des RA. als auch feiner Kanzlei, dem RA. für die 
Wunſchabſchriften Schreibgebühren zuſtehen ſollen, dagegen bei 
„umfangreicheren Prozeſſen“, d. h. vermehrter Arbeitsleiſtung nicht 
— denn darauf läuft die Begr. des Beſchluſſes hinaus —, das habe 
ich den Ausführungen der Gründe nicht entnehmen können. Auch 
hier iſt der Ausgangspunkt verfehlt. Ohne Rückſicht auf den Um⸗ 
fang des Prozeſſes muß der mit der Vertretung im Strafverfahren 
wie im Konkurs⸗ oder Vergleichsverfahren und auch im Zivil⸗ 
prozeß beauftragte RA. die Schriftſätze fertigen, die und ſobald 
ſie nach ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen notwendig ſind, und er 
erhält dafür, wenn nicht gerade ſeine Tätigkeit ſich auf dieſe An⸗ 
fertigung beſchränkt, (vgl. SS 46, 68 RAcGeb O.), keine andere Ver⸗ 
gütung als die ihm für die Vertretung zuſtehende Gebühr, das iſt 
im Zivilprozeß die Prozeßgebühr und ihre Abarten (Mahns, 
Zwangsvollſtreckungs⸗, Beſchwerdegebühr uſw.). Sie gilt zugleich 
auch die für das Schreibwerk aufgewendete Arbeit nebſt Baraus⸗ 
lagen ab. Für dieſe Herſtellung des Schreibwerks war urſprüng⸗ 
lich eine beſondere Schreibgebühr nach Maßgabe des DEKG. vor⸗ 
geſehen, die aber durch die Nov. v. 1. Juni 1909 pauſchaliert 
wurde, ſeit der Nov. v. 18. Aug. 1923 find dann die Pauſchal⸗ 
beträge in die Gebühren hineingenommen worden. Die auf be⸗ 
ſonderes Verlangen gefertigten Abſchriften fielen nicht unter die 
Pauſchalierung, wie fie auch jetzt eine Schreibgebühr auslöſen. 
Aber der Sinn dieſer Beſt. kann bei vernünftiger Auslegung nie⸗ 
mals der ſein, daß eine ohnehin zu fertigende Abſchrift daͤdurch 
ſchreibgebührenpflichtig würde, daß ſie noch beſonders beantragt 
wird. Danach werden alle im regelmäßigen Geſchäftsbetriebe des 
RA. angefertigten Stücke ſeiner Schriftſätze einſchließlich der für 
die eigene Partei beſtimmten durch die Gebühr für ſeine Tätigkeit 
mit abgegolten, gleichviel ob es ſich um einen kleinen oder einen 
umfangreichen Rechtsſtreit handelt. Nur wenn darüber hinaus 
einmal eine Abſchrift auf beſonderen Wunſch hergeſtellt werden 
muß, kann die Anwendung des 8 76 Abſ. 2 Nr. 1 RAGebO. in 
Frage kommen. Aber ſchon dieſe Vorausſetzung zeigt, daß es ſich 
um notwendige Koſten des Rechtsſtreits dabei jo gut wie nie⸗ 
mals handeln wird. 

KGR. Wiedemann, Berlin. 
* 
Celle 

55. 8 811 PO. Bei der Pfändung des Anſpruchs auf 
Herausgabe einer beweglichen Sache ($ 847 ZPO.) ift Vor⸗ 
aus ſetzung, daß die Sache ſelbſt überhaupt pfändbar ill 
(OLG. 13, 203; RG. 43, 98.) 

Eine von dem vorſtehenden Nechtsſatz abweichende Anſicht 
käme zu dem widerſinnigen Ergebnis, daß die Milchkuh beim 
Schuldner unpfändbar, wenn ſie aber vorübergehend im Stall des 
Nachbarn eingeſtellt iſt, der Herausgabeanſpruch pfändbar wäre. 
Zwar handelt es ſich im gegenwärtigen Streitfall inſofern um 
einen etwas anderen Sachverhalt, als die Schuldner an den Rüben⸗ 
ſchnitzeln noch kein Eigentum haben, ſondern nur ein Anſpr 
auf Lieferung eines gewiſſen Quantums vertretbarer Sachen (An⸗ 
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ſpruch des Rübenbauern gegen die Zuckerfabrik) in Frage kommt, 
jedoch ändert das an der rechtlichen Beurteilung nichts, da die 
Vorräte, wenn ſie ſich ſchon auf dem Hofe befänden, unter die 
Vorſchr. des § 811 Nr. 4 ZPO. fallen würden, wie aus der Aus⸗ 
kunft des Gemeindeſchulzen vom 6. Jan. 1935 folgt. 
(OG. Celle, 5. ZivSen., Beſchl. v. 28. Febr. 1935, 5 W 71/35.) 
Eingeſ. von RA. Dr. Beitzen, Hildesheim. 
* 
Darmſtadt 


56. Nachprüfung der Erſtattungsfähigkeit der allein 
noch geſchuldeten Prozeßkoſten bei Erlaß eines Koſten⸗ 
urteils aus 88 271 Ziff. 3 oder 515 Ziff. 3 3PO., wenn die 
Schuld nerpartei einwendet, ein Koſtenanſpruch beſtehe 
nicht mehr. 5) 

Ziur Entſch. ſteht die Frage, ob ein Koſtenurteil nach § 271 
Ziff. 3 oder § 515 Ziff. 3 ZPO. ergehen darf, wenn die Prozeß⸗ 
oſten bis auf einen beſtimmten Teil bezahlt ſind, deſſen Not⸗ 
wendigkeit i. S. des § 91 ZPO. von der erſtattungspflichtigen 
Partei beſtritten und von dem Gericht verneint wird oder 
m. a. W., ob das Gericht im Urteilsverfahren die Erſtattungs⸗ 
fähigkeit nachprüfen darf, oder ob es ſich dabei nicht auf die 
rage der Koſtentragungspflicht zu beſchränken hat und die 

rüfung der Erſtattungsfähigkeit dem Feſtſetzungsverfahren über- 

laſſen muß. Die Rſpr. aus den Jahren 1906-1911 ſteht ſich in 
dieſer Frage ſcharf gegenüber. 
R Die Entſch. 1. des KG., 16. ZivSen. v. 25. Jan. 1906: 
DRG. 13, 143, 2. des OLG. Hamburg, 2. ZivSen., v. 30. Nov. 
1906: ebenda, 3. des OLG. Darmſtadt, 2. Ziv Sen., v. 7. Mai 
1908: OLG. 19, 97, 4. des OLG. Dresden, 2. Zw Sen., v. 20. Mai 
1910: OLG. 23, 156, laſſen die Prüfung der Erſtattungsfähig⸗ 
keit im Urteilsverfahren zu und lehnen das Koſtenurteil ab, wenn 
es ſich erweiſt, daß der beſtrittene Teil der Koſten nicht erſtat⸗ 
tungsfähig iſt und ſonſt alle Koſten gezahlt ſind. 

Die nachfolgenden Entſch. ſtellen ſich auf den Standpunkt, daß 
das Koſtenurteil nach $ 271 Ziff. 3 bzw. 3 515 Ziff. 3 ZPO. immer 
zu erlaſſen ſei, wenn nur ein Teil der Koſten, wenn auch mit Un⸗ 
recht, als nicht bezahlt bezeichnet werde. Es ſind dies 1. OLG. Ham⸗ 
burg, 6. Ziv Sen., v. 14. Jan. 1907: Os G. 17, 148, 2. Kc, 
18. Ziv Sen., v. 16. Dez. 1907: ebenda S. 149, 3. OLG. Kiel, 
v. 14. Dez. 1908: OLG. 19, 98, 4. OLG. Hamburg, 1. Ziv Sen., 
v. 31. Okt. 1910: Os. 23, 155, 5. OLG. Nürnberg, v. 27. Juni 
1911: OLG. 23, 93 und als neueſte 6. OLG. Stuttgart v. 9. Nov. 
1933: JW. 1934, 500 10. 

Der Senat verkennt nicht, daß für die Prüfung der Er⸗ 
ſtattungsfähigkeit der Prozeßkoſten an ſich das Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren vorgeſehen iſt, und daß im Pro⸗ 
zeß verfahren über die Koſten pflicht, nicht aber uber die 
Koſtenböbe, zu entſcheiden ift. Er iſt aber der Auffaſſung, daß eine 
ſtrikte Anwendung dieſer Prozeßformen auf den vorl. Fall for⸗ 
maljuriſtiſch wäre und den Grundſätzen der Prozeßökonomie 
widerſpräche, ſie könnte auch allgemein das nicht bedenkenfreie Er⸗ 
gebnis haben, daß die formalgegebene Ausübung des Rechts auf 
Urt. aus Ss 271 Ziff. 3, 515 Ziff. 3 im Koſtenfeſtſetzungsverfahren 
als nicht zweckentſprechende Rechtshandlung bezeichnet würde. Da ja 
im vorl. Fall der Senat für die Frage der Erſtattungsfähigkeit 
der Korreſpondenzgebühr als Beſchwnſt. zuſtändig iſt, unterliegt 
es keinem Bedenken, die Prüfung dieſer Frage vorwegzunehmen 
und dadurch zu dem richtigen Ergebnis zu kommen, daß der for⸗ 
male Urteilsanſpruch durch das Fehlen des ma⸗ 
FFT ausge⸗ 

9loſſen iſt. 

Der Senat iſt der Auffaſſung, daß die Verkehrsgebühr im 
vorl. Fall nicht erftattungsfähig ift. (Wird ausgeführt.) 

Hiernach erweiſt ſich das Verlangen des Bekl. auf Koſten⸗ 
urteil als unbegründet. 

(OLG. Darmſtadt, 2. ZivSen., Urt. v. 15. Nov. 1934, 2 U 125/32.) 


Ber. von SenPräſ. Bechſtein, Darmſtadt. 


Anmerkung: Die Entſch. muß m. E. entſchieden abgelehnt 
werden. Denn ſie baut auf einer Verwiſchung der Zuſtändigkeits⸗ 
grenzen, aber auch ſonſt auf Rechtsirrtümern auf und muß des⸗ 
halb mit Notwendigkeit zu einem nicht zu billigenden Ergebnis 
gelangen. 

Prozeßökonomie iſt gewiß etwas ſehr Schönes und kann im 
Zweifelsfalle durchaus für eine Vereinfachung des Verfahrens in 
ie Waagſchale geworfen werden. Wenn das aber nur geſchehen 
ann auf Koſten einer vom Geſetz mit guten Gründen vor⸗ 
geſebenen beſonderen Inſtanz, wenn alſo ein vom Geſetz zwingend 
orgeſchriebenes Verfahren damit einfach beſeitigt wird, dann ver⸗ 
mag felbſt der ſonſt vielleicht zu befürchtende Vorwurf der „For— 
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maljurisprudenz“ eine ſolche Ausſchaltung geſetzlicher Vorſchr. 
nicht zu rechtfertigen. 

Die Bedenken wären vielleicht nicht ſo groß, wenn, wie 
früher, das Koſtenfeſtſetzungsverfahren ebenfalls vollig in die 
Hand des Gerichts gelegt wäre. Seitdem aber dieſes Verfahren 
der ſelbſtändigen Entſch. des UrkB. zugewieſen iſt, kann das Ge⸗ 
richt — noch dazu das BeſchwGG. — dieſe Stelle nicht einfach aus⸗ 
ſchalten. Es ift hier leider nicht zu erſehen, wie hoch die nach An⸗ 
ſicht des OLG. allein noch in Frage kommende Korreſpondenz⸗ 
gebühr iſt. Es kann ja z. B. ſein, daß ſie weniger als 50 KN. 
beträgt, fo daß alſo im Koſtenfeſtſetzungsverfahren, der Inſtanzen⸗ 
zug mit Rückſicht auf die Not O. v. 14. Juni 1932 gar nicht bis 
zum OLG. reicht. Dann würde alſo das Argument des OLG. 
Darmſtadt, daß es ja ohnehin als letzte Inſtanz über die Erſtat⸗ 
tungsfähigkeit zu entſcheiden habe, verſagen. Soll nun aber das 
von Darmſtadt eingeſchlagene Verfahren zuläflig ſein, je nachdem 
der ſtreitige Koſtenreſt größer oder geringer iſt, d. h. ſoll bei einem 
geringeren Koſtenbetrag die Prozeßökonomie verſagen und nur 
bei hohen Koſten Platz greifen, während doch nur die umgekehrte 
Erwägung Sinn hätte?! 

Ich ſprach aber eingangs auch von Rechtsirrtümern, die er⸗ 
ſichtlich die Entf. von Darmſtadt beeinflußt haben. Der erſte iſt 
die Befürchtung, die Ausübung des Rechts aus 88 271, 515 ZPT. 
könnte im Koſtenfeſtſetzungsverfahren als nicht zweckentſprechend 
bezeichnet werden. Dieſe Gefahr beſteht nicht. Es würde elemen⸗ 
tarſten Grundſätzen der Koſtenfeſtſetzung und Koſtenerſtattung 
überhaupt widerſprechen, einzelne Teile des durch Urteil geſchloſ⸗ 
ſenen Verfahrens von der Koſtenerſtattung auszunehmen, etwa eine 
Beweisaufnahme, die der UrkB. für überflüſſig hält, oder eine An⸗ 
ſchlußberufung, die er für zwecklos hält, oder — nicht anders — 
einen Antrag auf Koſtenurteil nach Klage⸗ oder Berufungszurück⸗ 
nahme, den er für entbehrlich hält. Eine ſolche Koſtenverſagung 
würde eine völlig unzuläſſige Korrektur der gerichtlichen Koſten⸗ 
entſcheidung bilden. 

Sodann aber: Der Koſtenerſtattungsanſpruch iſt — bedingt 
— ſchon mit der Anhängigmachung des Rechtsſtreits entſtanden. 
In welchem Maße, das zu prüfen iſt nicht Sache des die Koſten⸗ 
entſcheidung erlaſſenden Gerichts. Deshalb kann auch nicht der 
Anſpruch auf Koſtenurteil von der vorherigen Prufung abhängen, 
ob denn erſtattungsfähige Koſten erwachſen ſind, ob alſo die be⸗ 
gehrte Koſtenentſcheidung für den Antragſteller praktiſchen Wert 
bat. So find auch z. B. die Kommentare von Baumbach und 
Stein⸗Jonas zu 88 271 und 515 ZRO. der Auffaſſung, daß 
die Zuläſſigkeit und Notwendigkeit des Koſtenurteils nicht dadurch 
gehindert werde, daß die Koſten bezahlt ſeien, und daß der Bell. 
aleichwohl ein Recht auf dieſes Urteil habe, das nur dazu da ſei, 
über die Pflicht zur Tragung, nicht über den Betrag etwaiger 
Koſten zu befinden. Auch RG. (JW. 1893, 18) betont, daß ein 
ſchutzwürdiges Intereſſe nicht vorausgeſetzt werde. 

Nur in einem einzigen Falle könnte trotzdem das von OLG. 
Darmſtadt eingeſchlagene Verfahren, zuläſſig erſcheinen: Wenn 
beide Parteien darüber ein ig find, daß keine zu erſtattenden 
Koſten mehr vorhanden find. Denn dann herrſcht Einigkeit dar⸗ 
über, daß eine Koſtenfeſtſetzung nicht noch in Frage kommt, das 
geſetzliche Koſtenfeſtſetzungsverfahren alſo nicht umgangen wird. 
In ſolchem Fall könnte man mit OLG. 23, 155 (Naumburg) ein 
Rechtsſchutzbedürfnis für den Antrag auf Koſtenurteil verneinen. 
Das iſt alſo ein Ausnahmefall, der wohl kaum einmal praktiſch 
werden wird. In aller Regel, d. h. unter allen Umſtänden dann, 
wenn der Antragſteller ausdrücklich Koſten, die er erſtattet ver⸗ 
langt, aufführt, darf ihm das Koſtenurteil aus 88 271, 515 3PO. 
nicht verſagt werden, weil nach Auffaſſung des Prozeßgerichts dem 
Antragſteller zu erſtattende Koſten nicht vorhanden ſind. 

KGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 
* 


57. Gegen die Entſcheidung des Landgerichts über die 
Vergütung des Zwangsverwalters iſteine weitere Beſchwer⸗ 
de nicht zuläſſig (jo auch OLG. Hamburg v. 4. Dez. 1984: J. 
1935, 227, OLG. Königsberg v. 24. April 1929: JW. 1929, 1676.) 

(OLG. Darmſtadt, 3. ZivSen., Beſchl. v. 24. April 1935, 3 W 56/35.) 
Ber. von OSR. Dr. Fuchs, Darmſtadt. 


* 


58. 811 DORG.; 81632 BG B. Klage auf Herausgabe 
eines Kindes iſt eine nicht vermögensrechtliche Streitigkeit. 
Zur Frage der Feſtſetzung des Streitwerts. Der mit ſeiner 
Beſchwerde unterliegende RA. iſt koſtenpflichtig. f) 

Es handelt ſich um eine Klage des geſchiedenen Polſterers S. 
gegen ſeine Ehefrau auf Herausgabe feines Kindes (81632 BGB.). 
LG. hat den Streitwert auf 500 f feſtgeſetzt. Der beſchwerdeführende 
NA. (812 NAGEGD.) begehrt Feſtſetzung des Streitwerts auf minde⸗ 
ſteus 1000 RA. Er beruft ſich auf den Beſchl. des Sen. v. 24. Jan. 
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1935, 3 W 10/35 (JW. 1935, 803), wo dargelegt ſei, daß in Fa⸗ 
milienſtreitſachen der Streitwert nur dann auf 500 RA ſeſtzuſetzen ſei, 
wenn es ſich um Perſonen der niedrigſten Bevölkerungsſtufen handele. 
Dasſelbe habe aber auch von der Klage auf Herausgabe des Kindes zu 
gelten. Bei den Verhältniſſen der Streitteile ſei daher ein Streitwert 
von 1000 RA angemeſſen. Die Beſchwerde konnte keinen 
Erfolg haben. 

Es iſt richtig, daß es ſich bei der Klage auf Herausgabe 
eines Kindes um eine nichtvermögensrechtliche Strei⸗ 
tigkeit handelt, fo daß für die Feſtſetzung des Streitwertes der 
§ 11 DGG. anzuwenden iſt. 

Dagegen laſſen ſich die vom Senat in dem angezogenen Beſchluß 
entwickelten Rechtsgrundſätze nicht ohne weiteres auf den vorl. Fall 
übertragen. Der Senat hat in dem angezogenen Beſchluß ausgeſprochen, 
daß bei Familienſtandsſachen (nicht Familien ſtreit ſachen), ſo⸗ 
weit ſie die Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines 
Eltern- oder Kindesverhältniſſes betreffen (88 640 ff. ZPO.), mit Rück⸗ 
ſicht auf deren Bedeutung und Ahnlichkeit mit Eheſachen der Streit- 
wert dem in Eheſachen anzunähern ſei. Klagen auf Her⸗ 
ausgabe eines Kindes laſſen ſich jedoch mit den genannten 
Familienſtandsſachen nicht vergleichen. Bei letzteren handelt es ſich 
um die dauernde Regelung familienrechtlicher Verhältniſſe mit er⸗ 
heblichen Folgen vermögensrechtlicher Art, während es ſich bei den 
Klagen auf Herausgabe eines Kindes meiſt nur um Regelung eines 
vorübergehenden Zuſtandes handelt, wobei vermögensrechtliche Folgen 
Raum in Betracht kommen. Während ein Urteil, das die Feſtſtellung 
des Rechtsverhältniſſes zwiſchen Eltern und Kindern zum Gegenſtand 
hat (8 640 3p.) nicht für vorläufig vollſtreckbar erklärt werden 
darf (8 704 Abſ. 2 ZPO.), fällt dieſe Beſchränkung bei den Klagen 
auf Herausgabe eines Kindes, die wie gewöhnliche Prozeſſe nichtver⸗ 
mögensrechtlicher Art behandelt werden, weg. Schließlich ſei noch 
darauf hingewieſen, daß auf die Zwangsvollſtreckung des Urteils 
wegen Herausgabe eines Kindes die Vorſchriften über die Heraus⸗ 
gabe einer beweglichen Sache (8883 ZPO.) entſprechende 
Anwendung finden (OLG. 23, 221; 37, 161; JW. 1923, 849; 
Stein⸗Jonas III zu 8 883 ZPO.). Man ſieht hieraus, daß die 
vom Senat in ſeinem erwähnten Beſchluß vertretene Rechtsauffaſſung 
auf Prozeſſe, die die Herausgabe von Kindern betreffen, nicht ohne 
weiteres angewendet werden 295 Es wird vielmehr hier nicht nur 
auf die Wichtigkeit der Sache in dem gerade gegebenen Fall, 
ſondern auch auf alle ſonſtigen Umſtände des einzelnen Falles (z. B. 
Vermögensverhältniſſe, ſonſtige wirtſchaftliche Verhältniſſe, Umfang des 
Rechtsſtreits, Folgen des Rechtsſtreits für die ſonſtige Lebenslage der 
Parteien) ankommen. Berückſichtigt man dieſe Umſtände, ſo iſt im 
vorl. Fall ein Streitwert von 500RM vom LG. mit Recht ange⸗ 
nommen werden. Da der beſchwerdeführende RA. unter⸗ 
legen iſt, iſt er gemäß 8 97 3PO. koſtenpflichtig (JW. 1898, 279). 

(OLG. Darmſtadt, 3. ZivSen., Beſchl. v. 4. April 1935, 3 W 45/35.) 
Ber. von OLGR. Dr. Fuchs, Darmſtadt. 


Anmerkung: Dem Beſchluß kann nicht beigeſtimmt werden. 
Er wird 8 11 GKG. nicht gerecht und beeinträchtigt die auf der Streit⸗ 
wertfeſtſetzung beruhende Honorierung der gerichtlichen und anwalt⸗ 
lichen Tätigkeit. 

Die Schwierigkeiten der Streitwertberechnung in nichtvermögens⸗ 
rechtlichen Streitigkeiten ſind bekannt. Sie beruhen darauf, daß ſich 
eine ſolche Streitigkeit kraft ihres Weſens als nichtvermögensrechtliche 
einer Veranſchlagung in Geld entzieht und die trotzdem für das 
Koſtenweſen auch hier notwendige Streitwertbeſtimmung in keine 
innere Beziehung zum Weſen des Streites zu bringen iſt. Die aus 
dieſem notwendigen Widerſpruch ſich ergebenden Schwierigkeiten liegen 
aber vor dem Geſetz, nicht mehr im Geſetz. Denn dieſes entſcheidet 
de lege lata in 8 11 GKG. die Frage maßgeblich dadurch, daß es 
für jede nichtvermögensrechtliche Streitigkeit einen Streitwert von 
2000 RA als regelmäßigen anordnet. Die Wertfeſtſetzung auf dieſen 
Regelſatz bedarf daher bei keiner nichtvermögensrechtlichen Streitig⸗ 
keit einer näheren Begründung. Unterſchiede hinſichtlich dieſes Regel⸗ 
ſatzes macht § 11 GKG. nicht. Eine Gruppenbildung nach Arten von 
nichtvermögensrechtlichen Streitigkeiten für 8 11 GRG. vorzunehmen 
und gar für die — angeſichts des § 11 GKG. „irgendwie“ gebildeten 
— Arten und Gruppen eine Rangordnung zwiſchen ihnen, vornehmlich 
in Richtung nach unten einzuführen, widerſpricht der Anordnung des 
811 G., läuft auf eine Ausſchaltung feiner Regel hinaus und be⸗ 
deutet überdies, die Schwierigkeiten, die vor 5 11 GKG. liegen und 
durch ihn entſchieden ſind, in ihn hineinzuziehen und mit wechſeln⸗ 
dem Geſchick und Glück im jeweiligen Gerichtsbeſchluß zu löſen. 

Abweichungen vom Regelſatz nach oben und unten ſind gemäß 
8 11 GKG. „nach Lage des Falles“ zuläſſig und aus dieſer eben als 
Abweichung der an ſich auch für dieſen Fall aufgeſtellten Regel näher 
zu begründen. Da § 11 GKG. weder eine Gruppenbildung von nicht⸗ 
vermögensrechtlichen Streitigkeiten noch eine Rangordnung innerhalb 
ihrer anordnet oder beinhaltet, iſt für jede nichtvermögensrechtliche 
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Streitigkeit, welcher Art auch immer fie fein möge, an ſich der Regel 
ſatz von 2000 AM maßgeblich. Von ihm hat in jedem Falle die Prü⸗ 
fung auszugehen. Nicht aus der „Art“, ſondern nur aus der beſon⸗ 
deren Lage des einzelnen Falles — innerhalb der betreffenden 
Art, wenn man den Geſichtspunkt der Art überhaupt heranziehen will, 
iſt eine Abweichung nach oben oder unten näher zu begründen. 

Daß 8 11 GES. (durch die Faſſung des Gef. v. 20. Dez. 1928 
[RGBl. I, 411]) für Eheſachen (8 606 ZPO.) eine Abweichung vom 
Regelſatz nach unten — nicht: nach oben — überhaupt ganz aus⸗ 
ſchließt, iſt erfolgt, um dem Brauch unangemeſſen niedriger Streit⸗ 
wertfeſtſetzungen, wie er bis dahin vor allem in Eheſachen als den 
praktiſch am häufigſten vorkommenden Fällen nichtvermögensrechtlicher 
Streitigkeiten weit verbreitet war, zu ſteuern. 

Die Bemerkung des obigen Beſchluſſes, daß Prozeſſe um Heraus⸗ 
gabe eines Kindes wie gewöhnliche Prozeſſe nichtvermögensrechtlicher 
Art behandelt werden, hätte das Gericht auf den Regelpunkt des 8 11 
GKG. unmittelbar hinleiten ſollen. Es hätte alſo ſtatt der eingehen“ 
den Darlegungen über den Unterſchied zwiſchen Familienſtandſachen 
und Familienſtreitſachen geprüft und dargelegt werden müſſen, da 
und warum bei dem Herausgabeprozeß im vorl. Falle im Gegenſatz 
zu dem auch hier nach dem Geſetz als regelmäßig geltenden Normal 
ſtreitwert eine Abweichung nach unten ſachlich geboten war und daher 
eintreten mußte. Darüber enthält der Beſchluß nur Weniges, das 
übrigens nicht ausreicht zu begründen, daß in concreto nach Lage 
des Falles bis auf den überhaupt zuläſſigen geſetzlichen Mindeſtſatz 
nach unten abgewichen werden mußte. 

Der Vollſtändigkeit halber ſei darauf hingewieſen, daß es für 
eine Streitwertfeſtſetzung unerheblich iſt, ob der Prozeß ganz oder 
zum Teil im Armenrecht geführt wird. (So auch OLG. Darmſtadt 
jelhft: JW. 1935, 803 a. E.; Oc. Kiel: JW. 1930, 1316 u. Anm. 
Frhr. v. Hodenberg ebenda.) 

RA. Dr. P. Bach, Freiburg i. Br. 


* 
Dresden 

59. § 91 3 PO. 

I. Die Tätigkeit des Anwalts des Gläubigers für die 
Verſchaffung der Deviſengenehmigung wird durch die Pro” 
zeßgebühr nicht abgegolten. Die Gebühr für dieſe Tätig- 
10 15 erſtattungsfähig und als Teil der Prozeßkoſten an“ 
zuſehen. 

II. Zur Frage der Erſtattungsfähigkeit der in einem 
dem Landgerichtsprozeß vorausgegangenen Mahnverfah— 
ren entſtandenen Anwaltsgebühren. 

1. Das LG. hat zu Unrecht auf die Erinnerung des Bekl. hin 
die Gebühr für Erwirkung der Deviſengenehmigung abgeſetzt. Der 
Senat ſchließt ſich der Entſch. des OLG. München v. 13. Febr. 1934 
(JW. 1934, 708 14) an und lehnt die abweichende Anſicht des KoſtSen. 
des KG. im Beſchl. v. 28. April 1934: ZW. 1934, 3295 2 aus den 
Gründen ab, die Katinszky in feiner Anm. zu dieſer Entf. 
JW. 1935, 3702 geltend macht. Es iſt richtig, daß die Beſchaffung 
der Deviſengenehmigung auch außerhalb des Rechtsſtreites nötig iſt. 
Sie obliegt grundſätzlich dem Schuldner. Dieſem wird die Genehmi⸗ 
gung zur Leiſtung erteilt (vgl. II 69 Richtlinien für die Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung v. 23. Juni 1932 [RGBl. I, 328]), ſelbſt wenn der Gläu⸗ 
biger die Genehmigung beantragt (8 22 Dev O. v. 23. Mai 1932 
[RG Bl. I, 231]), (vgl. jetzt 8 8 Abſ. 2 Dev. v. 4. Febr. 1935 
[RGBl. 1, 106] und Richtlinien dazu I 35 a. a. O. S. 125). Zahlt 
der Schuldner nicht, und nötigt er den Gläubiger zum Rechtsſtreit, 
fo iſt die Beſchaffung der Genehmigung durch den Gläubiger zur Er 
reichung obſiegenden Urteils erforderlich (vgl. Karlsruhe: JW. 1933, 
1077). Inſofern iſt die Beſchaffung der Genehmigung prozeſſual not⸗ 
wendig. Die dadurch entſtehenden Koſten find Koſten des Rechtsſtreits. 
Angeſichts der Wichtigkeit der Deviſengenehmigung iſt deren Be 
ſchaffung durch einen RA. als zur zweckentſprechenden Rechtsverfol⸗ 
gung notwendig anzuerkennen (vgl. KG.: JW. 1934, 7771). Die 
Tätigkeit des RA. bei Beſchaffung der Deviſengenehmigung, die Anz 
fertigung eines Antrags an eine andere Behörde als das Gericht, 
wird durch die Prozeßgebühr nicht abgegolten (val. Darmſtadt: 
JW. 1933, 2528). 

2. Auch die Streichung der Gebühren des RA. X. für 
das Mahnverfahren ift nicht gerechtfertigt. Der Generalbevoll⸗ 
mächtigte des Kl. durfte einen Anwalt der ihm nächſtgelegenen Stadt 
mit der Erwirkung des Zahlungsbefehls beauftragen. Ein Late wird, 
wenn er gegen einen Schuldner in einer fernen Stadt vorgehen will, 
kaum auf den Gedanken kommen, dorthin zu reiſen, zu ermitteln, 
welches Gericht zuſtändig iſt, um dann einen bei dieſem Gericht zu⸗ 
gelaſſenen Anwalt ausfindig zu machen: Er wird ſich zweckentſprechend 
an einen Anwalt in feiner Nachbarſchaft wenden. Er darf im Mahn⸗ 
verfahren vorgehen und braucht mit Erhebung des Widerſpruchs und 
mit dem Antrag auf Verweiſung an das LG. regelmäßig nicht zu 
rechnen. Eine abweichende Beurteilung kann nur Platz greifen, wenn 
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beſondere Umſtände von vornherein die Ausſichtsloſigkeit des Mahu⸗ 
verfahrens erkennen laſſen. Dazu genügt der Hinweis auf die Höhe 
der Forderung nicht. Der Anwaltswechſel iſt im vorl. Falle als not⸗ 
wendig anzuerkennen. Die durch RA. X.s Beauftragung entſtandenen 
Mehrkoſten find alſo nach 8 91 Abſ. 2 3PO. erſtattungsfähig. 
(OLG. Dresden, Beſchl. v. 16. Febr. 1935, 12 W 28/35.) 
Eingeſ. v. RA. Dr. Pfeiffer u. RA. Dr. Klett, Plauen. 


* 
Düſſeldorf 


60. 813 Ziff. 4 RA Geb. Die Verwertung von Zeu⸗ 
genniederſchriften aus dem Armenrechtsverfahren kann im 
Rechtsſtreit nur im Wege des Urkundenbeweiſes erfolgen und 
bringt die anwaltliche Beweisgebühr zur Entſtehung. ) }) 


Die Frage, ob für den Anwalt die Beweisgebühr erfällt, 
wenn das Gericht im Hauptprozeß die Erhebungen im vorange⸗ 
gangenen Armenrechtsverfahren, insbeſ. die Protokolle über Zeugen⸗ 
vernehmungen, verwertet, iſt ſtreitig. Die Beantwortung der Frage 
hängt davon ab, ob die Verwertung dieſer Erhebungen eine Be⸗ 
weisaufnahme (Urkundenbeweis) darſtellt und ob bejahendenfalls 
die verwerteten Urkunden als ſolche anzuſehen ſind, die ſich nicht 
in Händen der Parteien befinden und von dieſen vorgelegt werden. 
Sind dieſe beiden Vorausſetzungen erfüllt, dann ſteht dem Anwalt 
nach 8 13 Ziff. 4 RUGEbD. die Beweisgebühr zu. 

Der Sen. hat in früheren Entſch., z. B. 1 W 326/32 (teilweiſe 
abgedruckt bei Gelinski⸗Meyer G. 69), den Standpunkt ver⸗ 
treten, daß die das Ergebnis der Erhebungen im Armenrechtsver⸗ 
fahren enthaltenden Protokolle, wie überhaupt die Vorgänge im 
Armenrechtsverfahren, Beſtandteile der Prozeßakten geworden ſeien 
und daß ihr Inhalt deshalb gerichtskundig und nicht beweisbe⸗ 
dürftig ſeien. Der Sen. hat damals alſo die Frage, ob eine Ver⸗ 
wendung der Armenrechtsprotokolle überhaupt eine Beweisauf⸗ 
nahme darſtellt, verneint. Dieſer Standpunkt kann jedoch nicht 
aufrechterhalten werden. Für die Frage, ob eine Tatſache gerichts⸗ 
kundig iſt, kommt es auf die mündliche Verhandlung an. In der 
Verhandlung tragen die Parteien zunächſt ihre Behauptungen vor. 
Sind die von ihnen behaupteten Tatſachen unſtreitig oder offen⸗ 
kundig, ſo bedürfen ſie allerdings keines Beweiſes. Haben ſich 
3. B. die Parteien auf Grund der Erhebungen im Armenrechts⸗ 
verfahren den Inhalt dieſer Erhebungen zu eigen gemacht und 
ſind ſomit die von den Zeugen im Armenrechtsverfahren bekun⸗ 
deten Tatſachen unſtreitig geworden, ſo bedarf es über die dies⸗ 
bezüglichen Behauptungen der Parteien keiner Beweisaufnahme 
mehr, und auch eine Verwertung der Protokolle iſt nunmehr über⸗ 
flüſſig geworden. Sind ſich die Parteien jedoch nicht einig, ſo iſt, 
falls es ſich um erhebliche Tatſachen handelt, eine Beweisauf⸗ 
nahme notwendig, ſoweit die Tatſachen nicht gerichtskundig ſind 
Gerichtskundig find die von den Zeugen im Armenrechtsverfahren 
bekundeten Tatſachen aber nicht dadurch geworden, daß ſie von den 
Zeugen bekundet worden find, ebenſowenig wie die Zeugenaus⸗ 
lagen im Rechtsſtreit ſelbſt durch die Tatſache ihrer Bekundung 
gerichtskundig geworden ſind. Als gerichtskundig könnte man nur 
die Tatſache bezeichnen, daß im Armenrechtsverfahren beſtimmte 
Erhebungen vorgenommen worden ſind, und daß dieſe Erhebungen 
dieſes oder jenes Ergebnis gehabt haben. Es muß dann aber immer 
noch eine Würdigung der von den Zeugen abgegebenen Erklä⸗ 
rungen (Ausſage oder Ausſageweigerung) oder der beigezogenen 
Urkunden eintreten und erſt auf Grund dieſer Würdigung kommt 
das Gericht dann zu dem Ergebnis, daß eine beſtimmte Partei⸗ 
behauptung als bewieſen oder nicht bewieſen anzuſehen ſei. Es iſt 
alſo der Inhalt eines Schriftſtückes zu würdigen, und zu dieſem 
Zwecke iſt das betreffende Protokoll oder die ſonſtige Urkunde 
als Beweismittel zu verwerten, mit anderen Worten, es iſt ein 
Urkundenbeweis zu erheben. 


Daurch die Verwertung von Urkunden als Beweismittel er⸗ 
fällt allerdings dann die Beweisgebühr des RA. nicht, wenn es 
ich um Urkunden handelt, die ſich in den Händen einer Partei 
befinden und von dieſer vorgelegt werden. Eine ſolche Vorlegung 
von in Händen des Beweisführers befindlichen Urkunden findet 
jedoch nicht ſtatt, wenn eine Partei ſich auf Protokolle über Er⸗ 
hebungen im Armenrechtsverfahren beruft, die ſich bei den Ge⸗ 
richtsakten befinden. Trotzdem will das OLG. Hamm dieſen Fall 
ebenſo behandeln, weil die Partei ſich die Urkunden hätte be- 
ſchaffen und dann vorlegen können. Nach ſeiner Anſicht wird die 
Vorlegung nur dadurch erſetzt, daß das Gericht, anſtatt dem Be⸗ 
weisführer anheimzugeben, die von ihm zu beſchaffende und als⸗ 
dann in ſeinen Händen befindliche Abſchrift des Protokolls als 


) Ebenſo OLG. Düſſeldorf, 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 20. Marz 
1935 1 W 91/35. Fan 


Urkunde vorzulegen, dem Beweisführer zu ſeiner Bequemlichkeit 
die Gerichtsakten überläßt, um daraus den Inhalt des Protokolls 
vorzutragen; ſo OSG. Hamm 6 W 259/32 (abgedr. bei G elinski⸗ 
Meyer S. 69) und 6 W 226/34 (wiedergegeben in Der Deutſche 
Juſtizbeamte, 1934 S. 295). Dem kann jedoch nicht zugeſtimmt 
werden. Ganz abgeſehen von der Frage, ob die Partei in allen 
Fällen die Möglichkeit hat, ſich eine Abſchrift zu beſchaffen, kommt 
es nicht darauf an, wie der Beweis hätte geführt werden können 
ſondern darauf, wie er im Einzelfall tatſächlich geführt worden iſt. 
Man kann deshalb, wenn der Beweis durch eine bei den Ge⸗ 
richtsakten befindliche Urkunde geführt worden iſt, nicht ſagen, 
daß die Urkunde von der Partei vorgelegt worden fei. 


Das Ergebnis ift alſo, daß die beweismäßige Verwertung 
von Urkunden, insbeſ. Zeugenprotokollen, die im Armenrechtsver⸗ 
fahren erwachſen ſind, regelmäßig eine die Gebühr des 8 13 Ziff. 4 
NAUGEHD. auslöſende Beweisaufnahme darſtellt (jo auch die über⸗ 
wiegende Meinung, z. B. Kch.: JW. 1933, 547; 1934, 2346; 1934, 
3221 und OLG. Jena: JW. 1935, 66; Frhr. v. Campen⸗ 
haufen: JW. 1934, 2348). 


Demgemäß war weiterhin eine Beweis⸗ und Weiterverhand⸗ 
lungsgebühr nebſt Umſatzſteuer als erſtattungsfähig feſtzuſetzen. 


(OLG. Düſſeldorf, 1. ZivSen., Beſchl. v. 15. März 1935, 1 W 85/35.) 


Anmerkung: Erfreulich iſt es, daß das OLG. Düſſeldorf mit 
vorl. Beſchl. ſeine bisherige gegenteilige Meinung aufgegeben hat 
und in dieſem eingehend und klar begründeten Beſchl. der zu 
Recht herrſchenden Meinung (vgl. die Nachweiſe am Schluſſe der 
Entſch.) beigetreten iſt. In einem Beſchl. v. 20. März 1935, 1 W 
91/35, bekräftigt das OLG. Düſſeldorf dies nochmals mit im 
weſentlichen gleicher Begr. 

Die Vernehmung von Zeugen im Armenrechtsverfahren iſt 
nach § 118 a Abſ. 1 Satz 4 ZPD. nur ausnahmsweiſe zuläſſig. 
Kommt fie auch praktiſch ziemlich häufig vor, jo ſteht ſie unter 
der vierfachen, den Ausnahmecharakter dieſes Vorganges begrün- 
denden Beſchränkung der erwähnten Geſetzesſtelle. Die Beſchrän⸗ 
kungen ſind: Der Sachverhalt kann auf andere Weiſe, d. h. durch 
die in 8118 a Abſ. 1 Satz 1 und 3 gewieſenen Mittel, nicht hin⸗ 
reichend geklärt werden. Die Vernehmung darf keine erhebliche 
Verzögerung herbeiführen. Eine Beeidigung der Zeugen findet nie 
ſtatt. Die Vernehmung iſt nur ſo weit zu erſtrecken, wie es zur 
Entſch. über das Armenrechtsgeſuch erforderlich iſt, d. h. zur tran⸗ 
ſitoriſchen Prüfung der Erfolgsausſichten des betreffenden Partei⸗ 
begehrens. 


Vergegenwärtigt man ſich dies und andererſeits die Leitge⸗ 
danken, die unſeren Zivilprozeß für das erkennende Verfahren 
einſchließlich der Beweisaufnahme beherrſchen, ſo ergibt ſich, daß 
irgendwelche Ermittlungen im Armenrechtsverfahren die Beweis⸗ 
aufnahme im Prozeß weder erſetzen noch dieſe ſelbſt darſtellen. 
Weder handelt es ſich beim Armenrechtsverfahren um ein Ver⸗ 
fahren mit mündlicher Verhandlung noch mit gebotener Partei⸗ 
öffentlichkeit, noch um ein Verfahren, das ein gleiches Maß von 
Prüfung und Klärung wie ein Rechtsſtreit erſtrebt. Sollen Nieder⸗ 
ſchriften über Ermittlungen aus dem Armenrechtsverfahren im 
Prozeß verwendet werden, was an ſich nur mit gebotener Vorſicht 
geſchehen darf, ſo können ſie nur von den Parteien in mündlicher 
Verhandlung gemäß den Vorſchr. der ZPO. über den Urkunden⸗ 
beweis benannt — weil nicht in den Händen der Parteien, 8 432 
ARD. —, vorgetragen und gewürdigt werden, und werden erſt fo 
überhaupt Beſtandteil des Rechtsſtreits. Deshalb entſteht durch die 
urkundenbeweismäßige Verwendung ſolcher Niederſchriften für den 
Anwalt der Anſpruch auf die Beweisgebühr und daran anſchließend 
auf weitere Verhandlungsgebühr. 

Die Verſuche, zur Erleichterung und Erſparung (beſonders 
auch in fiskaliſcher Hinſicht) die Ermittlungen des Armenrechts⸗ 
verfahrens in eine antizipierte Beweisaufnahme des Rechtsſtreits 
umzukonftruieren, werden ſcharf und klar von KR. Dr. Gae⸗ 
deke (JW. 1935, 66 Anm. zu Nr. 23) als rechtlich unhaltbar 
gekennzeichnet und zurückgewieſen. Seinen Ausführungen it in 
dieſer Hinſicht nichts hinzuzufügen. 

Auch 8 291 ZRO., nach dem Tatſachen, die bei dem Gericht 
offenkundig ſind, keines Beweiſes bedürfen, bietet keinen Weg 
für Umgehungskonftruktionen. Solchen ſteht aus 8 291 300. vie⸗ 
rerlei entgegen. Handelte es ſich wirklich bei dem Inhalt der Er⸗ 
mittlungen im Armenrecht um offenkundige Tatſachen, dann hätten 
ſie auch im Armenrechtsverfahren nicht vorgenommen zu werden 
brauchen und dürfen. Sodann iſt Offenkundigkeit (Gerichtskundig⸗ 
keit) nicht gleichbedeutend mit Aktenkundigkeit. Nur aktenkundig 
ſind durch die Niederſchriften die Ermittlungen im Armenrechts⸗ 
verfahren geworden. Denn niemand wird wohl behaupten wollen, 
daß ein Gericht bei ſorgſältiger Selbſtprüfung noch im Verlaufe 
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des Rechtsſtreits eine derartige eigene Kenntnis von dem Vor⸗ 
gang und den Ermittlungen des Armenrechtsverfahrens hat, daß 
es im Rechtsſtreit und für deſſen Urteilsfällung ohne Feſtſtellung 
aus den Akten und deren Nachſchlagen auskommen könnte. Bedarf 
es aber deſſen, ſo iſt rechtlich nichts offenkundig. Vielmehr iſt von 
der beweisfälligen Partei gem. § 432 3PO. durch Bezugnahme auf 
die Akten in den Händen des urteilenden Gerichts Beweis an⸗ 
zutreten (vgl. Stein⸗Jonas, 829112 mit Anm. 13; ebenſo 
Baumbach, § 29110). überdies find die Vorgänge des jewei⸗ 
ligen Prozeſſes als ſolche nicht offenkundig (vgl. Stein⸗Jonas 
a. a. O. Anm. 17), weshalb 8 285 ZRD. ja ausdrücklich Verhandlung 
nach Beweisaufnahme vorſchreibt. Selbſt wenn man das Armen⸗ 
rechtsverfahren als Teil des Rechtsſtreits anſehen wollte — dem 
aber erhebliche Bedenken gegenüberſtehen (vgl. v. Campen⸗ 
hauſen: JW. 1934, 2348) —, dann kommt eben dieſer Geſichts⸗ 
punkt zum Zuge. Schließlich ſcheidet Offenkundigkeit (Gerichts⸗ 
kundigkeit) im Prozeß vor dem Kolligialgericht ſchon deshalb 
aus, weil — worauf noch ausdrücklich der oben erwähnte zweite 
Beſchluß hinweiſt — die Erhebungen im Armenrechtsverfahren nur 
von einem Mitglied des Richterkollegiums vorgenommen werden 
(81183 Abſ. 2 3 PD.), während Offenkundigkeit — ſelbſt wenn 
fie hier möglich wäre — mindeſtens bei der Mehrheit des Kol- 
legiums erforderlich iſt, da es ſich um eine Beweisfrage handelt 
(Baumbach, 8 2911 D). 

Schließlich iſt es begrüßenswert, daß das OLG. Düſſeldorf 
die m. W. allein vom OLG. Hamm (vgl. JW. 1934, 2348) ver⸗ 
tretene Anſicht auch ſeinerſeits widerlegt. Die Anſicht des OLG. 
Hamm betrachtet verfahrensrechtlich die Vorlage von Abſchriften 
als weſentlich und erforderlich, auferlegt den Parteien eine Pflicht 
zu deren Beſchaffung, obwohl die Originale im Beſitz des Ge- 
richts ſind, betrachtet den allein ordnungsgemäßen Weg der Bezug⸗ 
nahme auf die bei Gericht befindlichen Niederſchriften dement- 
ſprechend lediglich als Vereinfachung der Abſchriftsbeſchaffung und 
vorlage. Dieſe Anſicht verkehrt den Sinn des Urkundenbeweiſes, 
widerſtreitet unmittelbar 8 432 ZPO. und verhindert zu Unrecht 
die Entſtehung der anwaltlichen Beweis- und Nachverhandlungs⸗ 
gebühr. In Ergänzung der hierher gehörenden Ausführungen des 
obigen Beſchl. weiſt die zweite Entſch. des OLG. Düſſeldorf noch 
ausdrücklich auf die Bedenken gegen die Zuläſſigkeit einer Beweis⸗ 
führung durch eine Abſchrift hin. 


RU. Dr. P. Bach, Freiburg i. Br. 
* 


61. 8 44 RA Gebo. Für den Korreſpondenzauwalt 
kann neben der Verkehrsgebühr auch Beweis- und Ver⸗ 
gleichsgebühr entſtehen und nach Lage des Falles erftat- 
tungsfähig fein. f) 


Der BeſchwF. iſt für die Kl. in zweiter Inſtanz als Ver⸗ 
kehrsanwalt tätig geweſen. Im zweiten Rechtszuge hat am 2. Nov. 
1934 eine Beweisaufnahme ſtattgefunden, an welcher neben dem 
Prozeßbevollmächtigten zweiter Inſtanz der Kl. auch der Beſchwß. 
teilgenommen hat. Anſchließend an dieſe Beweisaufnahme haben 
die Parteien, und zwar die Kl. unter Mitwirkung der beiden ge- 
nannten Anwälte, vor dem beauftragten Richter einen Vergleich 
abgeſchloſſen, in welchem die Bekl. die Koſten des Rechtsſtreits 
„einſchließlich der geſetzlichen Koſten des Verkehrsanwalts der Kl.“ 
übernommen haben. 

Der UrkB. hat nur eine Verkehrsgebühr feſtgeſetzt, die vom 
BeſchwF§. in Rechnung geſtellte Beweisgebühr und Vergleichs⸗ 
gebühr für den Verkehrsanwalt dagegen abgeſetzt. LG. hat die 
Erinnerung zurückgewieſen. Die ſofortige Beſchw. iſt begründet. 

Damit, daß die Parteien in dem Vergleich vereinbart haben, 
daß die Bekl. die Koſten des Rechtsſtreits „einſchließlich der geſetz⸗ 
lichen Koſten des Verkehrsanwalts“ der Kl. übernehmen ſollten, 
haben ſie zu erkennen gegeben, daß es ſachlich berechtigt geweſen 
iſt, daß die Kl., die in Rechtsſachen nicht erfahrene Witwe des 
durch den Unfall ums Leben Gekommenen, ſich auch, während 
der Rechtsſtreit im zweiten Rechtszuge ſchwebte, der ſtändigen Hilfe 
eines Verkehrsanwalts bediente. Die geſetzlichen Gebühren des 
Verkehrsanwalts ſind alſo als zur zweckentſprechenden Rechtsver⸗ 
folgung notwendige Koſten im Koſtenfeſtſetzungsperfahren zu be⸗ 
rückſichtigen. Zu den geſetzlichen Gebühren gehört aber nicht nur 
die Verkehrsgebühr des § 44 NAGEbD., ſondern, da der Verkehrs⸗ 
anwalt der K. am Beweistermin und bei Abſchluß des Vergleichs 
mitgewirkt hat, auch eine Beweisgebühr und eine Vergleichs⸗ 
gebühr. Ebenſo wie beim Prozeßbevollmächtigten, ſo wird auch 
beim Koreſpondenzanwalt durch die Prozeßgebühr lediglich die 
auf den Prozeßbetrieb als ſolchen bezügliche Tätigkeit, nicht da⸗ 
gegen eine außerhalb des eigentlichen Prozeßbetriebs liegende 
Tätigkeit abgegolten. Dieſer Grundſatz gilt nicht nur, wenn der 
Korreſpondenzanwalt einen Beweistermin wahrnimmt, ſon⸗ 


dern auch dann, wenn er bei Abſchluß eines Vergleichs mit⸗ 
wirkt (ebenſo OLG. Düſſeldorf 5 W 178/21: JW. 1922, 511; 
OLG. Kiel: JW. 1925, 2371; OLG. München: 23. 1928, 924). 
Ob man mit dem OLG. Braunſchweig (JW. 1925, 2365) dem 
Verkehrsanwalt die Vergleichsgebühr nur dann zubilligen will, 
wenn er nicht nur durch Beratung der eigenen Partei, ſondern 
durch Verhandlungen mit dem Gegner zum Abſchluß des Ver⸗ 
gleichs mitgewirkt hat, braucht nicht erörtert zu werden, da auch 
dieſe Vorausſetzung hier erfüllt iſt. 

Vereinzelt wird allerdings die Meinung vertreten, daß dem 
Verkehrsanwalt neben der Gebühr des § 44 RAcGebO. keine wei⸗ 
tere Gebühr zuſtehe; jo OLG. Düſſeldorf 2 W 154/34 und OLG 
Köln: Recht 1927 Nr. 1799. Die Gründe, die für dieſe Auffaſſung 
angeführt werden, kann der Senat jedoch nicht als durchſchlagend 
anerkennen. Daß § 44 RAGED. nur die Prozeßgebühr erwähnt, 
iſt kein Grund, daß dem Anwalt für eine in § 44 nicht erwähnte 
Tätigkeit nicht gem. $ 89 RAGebO. die feiner Tätigkeit entſpre⸗ 
chende Gebühr zugeſprochen werden dürfte. Daß als RA. i. S 
des § 89 nur der Prozeßbevollmächtigte, alſo nicht der Korreſpon⸗ 
denzanwalt, anzuſehen ſei, iſt nicht erſichtlich, zumal doch die vor⸗ 
hergehende Beſt. des 8 88 RAGebdO. gerade in erſter Linie einen 
RA., der nicht Prozeßbevollmächtigter iſt, im Auge hat. 

Hiernach war außer der Verkehrsgebühr eine Beweisgebühr 
und eine Vergleichsgebühr feſtzuſetzen. 

(OLG. Düſſeldorf, 1. ZivSen., Beſchl. v. 28. Febr. 1935.) 
Eingeſ. von RA. Dr. Verſteyl, Cleve. 


Anmerkung: Der Entſch. iſt beizutreten. 

Es iſt anerkannt und ſteht auch nach Faſſung und Zweck 
des § 44 NAGED. außer Zweifel, daß Tätigkeiten, die nicht 
unter die Prozeßgebühr fallen, durch dieſe Verkehrsgebühr nicht ab⸗ 
gegolten werden (Baumbach 2 zu § 44). Denn ſie gehören 
nicht zu den ſpezifiſchen Aufgaben des Verkehrsanwalts, laſſen 
alſo für ihn wie für jeden anderen Anwalt die für die beſondere 
Tätigkeit in Frage kommenden Gebühren entſtehen. Hier kommt 
vor allem die Wahrnehmung eines Beweistermins in Betracht, 
ein häufiger Fall, für welchen dem Verkehrsanwalt neben der 
Verkehrsgebühr noch die Beweisgebühr des § 45, nicht aber noch⸗ 
mals die halbe Prozeßgebühr erwächſt. Dagegen iſt die Rechts⸗ 
lage bei der Vergleichsgebühr des § 13 Ziff. 3 RAGebO. eine be- 
ſondere. Denn ſie iſt nur für den Prozeßbevollmächtigten vor⸗ 
geſehen, kann alſo nur bei entſprechender Anwendung auf dem 
Wege über § 89 RAGEbD. dem Verkehrsanwalt zugebilligt wer⸗ 
den. Hat dieſer aber eine für das Zuſtandekommen des Vergleichs 
urſächliche Tätigkeit entwickelt, dann iſt ihm die Vergleichsgebühr 
auch unbedenklich zuzuſprechen. 

Soweit es ſich um die Entſtehung der Beweis⸗ und 
Vergleichsgebühr für den Verkehrsanwalt handelt, iſt alſo obige 
Entſch. nicht zu beanftanden. 

Eine andere Frage iſt die Erſtattungsfähigkeit die⸗ 
ſer Gebühr durch den unterliegenden Gegner. Hier greift regel⸗ 
mäßig $ 91 Abſ. 2 ein: Koſten mehrerer Anwänte, die nur zu er⸗ 
ſtatten ſind, wenn und ſoweit es unbedingt notwendig war, daß 
die Partei ſich mehrerer Anwälte — wie hier nebeneinander, alſo 
gleichzeitig nicht nacheinander (Anwaltswechſel) — bediente. Im 
vorl. Falle haben die Parteien ſich nun über die Koſtentragung 
dahin verglichen, daß die Bekl. die Koſten des Rechtsſtreits „ein⸗ 
ſchließlich der geſetzlichen Koſten des Verkehrsanwalts“ der Kl. 
übernommen haben. Es kommt hier alſo lediglich darauf an, wie 
dieſe Klauſel nach dem Willen der Parteien auszulegen iſt. Ge⸗ 
ſetzliche Koſten ſchließen zunächſt einmal die Erſtattung irgend⸗ 
eines Sonderhonorars aus. Im übrigen kann damit gemeint ſein: 
Die Koſten, die dem Verkehrsanwalt geſetzlich zuſtehen, oder die 
ihm geſetzlich zu erſtatten wären. Da die Frage der Notwendigkeit 
der Zuziehung eines Verkehrsanwalts meiſt recht umſtritten iſt, 
liegt es nahe, an letzteres zu denken. Dagegen liegt nach der tat⸗ 
ſächlichen Geſtaltung des Falles näher, erſteres anzunehmen. Der 
Verkehrsanwalt war in dem Beweis⸗ und Vergleichstermin neben 
dem Prozeßbevollmächtigten da und hat zu dem Vergleich mit⸗ 
gewirkt. Die Parteien ſind alſo von dieſer Tätigkeit und Mitwir⸗ 
kung des Verkehrsanwalts und demnach von den dadurch kraft 
Geſetzes etwa für ſeine Partei entſtehenden Gebühren ausgegan⸗ 
gen. Dann müſſen ſie aber die Auslegung hinnehmen, daß ſie auch 
die Erſtattung dieſer Koſten haben regeln und unter „geſetzliche 
Gebühren“ auch dieſe Koſten und ihre Erſtattung mit haben ver⸗ 
ſtanden wiſſen wollen. 

Der Entſch. kann alſo in tatſächlicher und rechtlicher Würdi⸗ 
gung beigetreten werden. 

KON. Dr. Gaedeke, Berlin. 


* 


64. Jahrg. 1935 Heft 23/24 


Rechtſprechung 1723 


Hamburg 


62. 88 13, 19, 27 ZwVerft®. Die Umdeutung eines 
eee in einen Anordnungsbeſchluß iſt zu⸗ 
äſſig. 


Zwiſchen der Anordnung der Zwangsverſteigerung nach 8 19 
ZwVerſtcö. und der Zulaſſung des Beitritts nach 8 27 ZwVerſtch. 
beſtehen keine erheblichen Unterſchiede. Insbeſ. ſind die Voraus⸗ 
letzungen des Beitritts die gleichen wie die der erſten Anordnung; 
dementſprechend beſtimmt das Geſetz in 8 27 Abſ. 1, falls nach An⸗ 
ordnung der Zwangsverſteigerung ein weiterer Antrag auf Zwangs⸗ 
verſteigerung des Grundſtücks geſtellt werde, erfolge „ſtatt des Ver⸗ 
ſteigerungsbeſchluſſes“ die Anordnung, daß der Beitritt des Antrag⸗ 
ttellers zu dem Verfahren zugelaſſen werde. Daß auch die Wirkungen 
der Zulaſſung des Beitritts die gleichen ſind wie die der Anordnung 
ber Verſteigerung, ergibt ſich aus 8 27 Abſ. 2 a. a. O., welcher be⸗ 
ſtimmt, daß der Gläubiger, deſſen Beitritt zugelaſſen ift, dieſelben 
Rechte hat, wie wenn auf ſeinen Antrag die Verſteigerung angeordnet 
wäre. Angeſichts dieſer geſetzlichen Regelung der Vorausſetzungen und 
Wirkungen des Beitrittsbeſchluſſes enthält ſachlich ein Beitritts⸗ 
beſchluß einen neuen ſelbſtändigen Anordnungsbeſchluß, welcher nur 
zwecks Vermeidung mehrerer ſelbſtändig nebeneinander herlaufender 
„erfahren in der Form einer Zulaſſung zu dem bereits anhängigen 
Verfahren zu ergehen hat. Würde beim Eingehen des weiteren An⸗ 
trages auf Anordnung der Zwangsverſteigerung dem Gericht die Un⸗ 
wirkſamkeit des erſten Verfahrens bekannt fein, fo würde nicht ein 
Beitrilts⸗, ſondern ein Anordnungsbeſchluß zu ergehen haben. Eine 
Unwirkſamkeit des erſten Verfahrens kann die Wirkſamkeit des 
zweiten Verfahrens — vorausgeſetzt, daß im übrigen ſämtliche Voraus⸗ 
ſetzungen für eine wirkſame Anordnung vorliegen — nicht berühren. 
Wird, wie hier, die Unwirkſamkeit des erſten Verfahrens nachträglich 
feſtgeſtellt, ſo kann hierdurch der in die Form der Zulaſſung zu dem 
anhängigen Verfahren gekleidete neue Anordnungsbeſchluß nur inſoweit 
erührt werden, als er die Zulaſſung zu einem anhängigen Verfahren 
anordnet; unberührt bleibt jedoch die in dem Beitrittsbeſchluß ent- 
haltene ſelbſtändige Anordnung der in dem zweiten Antrage bean⸗ 
tragten Verſteigerung. Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung wird be⸗ 
ſtätigt durch $27 Abſ. 2 ZiuBerft®.; wenn der Gläubiger, deſſen Bei⸗ 
tritt zugelaſſen iſt, dieſelben Rechte haben ſoll, „wie wenn auf feinen 
Antrag die Verſteigerung angeordnet wäre“, ſo heißt das, daß die 
Rechtsſtellung des Gläubigers nicht dadurch verändert oder beein⸗ 
trächtigt werden ſoll, daß aus prozeßökonomiſchen Gründen anftatı 
des Anordnungsbeſchluſſes ein Beitrittsbeſchluß ergeht. 


£ Die vom LG. vorgenommene Umdeutung des Beitrittsbeſchluſſes 
in einen Anordnungsbeſchluß enthält mithin keine fachliche Ande⸗ 
rung, ſondern nur eine Klarſtellung, daß angeſichts der Unwirkſamkeit 
des erſten Verfahrens durch den Beitrittsbeſchluß ein neues Verfahren 
eingeleitet worden ſei. Bei der nur deklaratoriſchen, nicht Konſtitutiven 
Wirkung dieſer klarſtellenden Umdeutung beſtehen auch keinerlei Be⸗ 
denken dagegen, dem in dem Beitrittsbeſchluſſe liegenden Anordnungs⸗ 


Wenn das OLG. Kiel in ſeinem Beſchl. v. 10. März 1931 (ab⸗ 
gedr. im Deutſchen Rechtspfleger 1931, 321) die Zuläſſigkeit einer 
ſolchen Umdeutung mit Nückficht auf die ſich aus § 13 Abſ. 3 Satz 1 
ZwVerſtG. ergebenden verſchiedenen Wirkungen der beiden in Frage 
kommenden Beſchlüſſe ablehnt, fo vermag ſich der beſchließende Senat 
vieſen Ausführungen nicht anzuſchließen. §S 13 a. a. O. enthält Ve⸗ 
kimmungen über die laufenden und rückſtändigen Veträge wieder⸗ 
zehrender Leiſtungen und ordnet in Abſ. 3 Satz 1 an, daß bei Vor⸗ 
tien mehrerer Beſchlagnahmen die erſte maßgebend ſei. Dieſe Be⸗ 
immung, welche an ſich in keinem unmittelbaren Zuſammenhange mit 
T Regelung des Beitritts ſteht, hat allerdings auf den Fall des in 
527 behandelten Beitritts inſofern eine Auswirkung, als die Zu⸗ 
fung des Beitritt ebenſo wie die Anordnung der Verſteigerung als 
Beſchlagnahme zugunſten des Gläubigers wirkt, und, da hier mehrere 
Beſchlagnahmen vorliegen, der Zeitpunkt der erſten Beſchlagnahme 
„u hgebend iſt, um ſo eine einheitliche Berechnung der Rückſtände zu 
Möglichen. Die ſich ars 8 13 Abſ. 3 Satz 1 ergebende hejondere 
jortechnung der Rückſtände iſt keine Wirkung des Beitrittsbeſchluſſes, 
— enthält nur die Regelung für den Fall des Zuſammentreffens 
a srerer Beſchlagnahmen. Ergibt ſich, daß in Wirklichkeit angeſichts 
N Unwirkſamkeit der Anordnung der Verſteigerung (alfo auch der 
o den Beſchlagnahme) nur eine mwirkjame Beſchlagnahme vorliegt, 
lie Hr für die Anwendung des 813 Abſ. 3 Satz 1 kein Raum. Hier 
8 nur eine wirkſame Beſchlagnahme vor, und zwar diejenige auf 
er des Beſchl. v. 3. Febr. 1934, welcher eine durch die Unwirk⸗ 
"Reit des erſten Beſchluſſes nicht berührte wirkſame Auordnung 


der Zwangsverſteigerung enthält. Die Beſtimmung des 8 13 a. a. O. 
ſteht daher der Zuläſſigkeit der erörterten Umdeutung des Beitritts⸗ 
beſchluſſes in einen Anorduungsbeſchluß nicht entgegen. Würde an⸗ 
dererſeits mit dem OLG. Kiel dieſe Umdeutung als unzuläſſig abge⸗ 
lehnt, jo würde entgegen der ausdrücklichen Beſtimmung des 8 27 
Abſ. 2 a. a. O. der Gläubiger, deſſen Beitritt zugelaſſen iſt, in dem 
vorl. Falle nicht dieſelben Rechte haben, wie wenn auf ſeinen Antrag 
die Verſteigerung angeordnet wäre. 


(OLG. Hamburg, 1. ZivSen., Beſchl. v. 3. April 1935, 1 W 97/35.) 
Ber. von Richter Dr. Vogel, Hamburg. 
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63. Zur Frage, wann der Honoraranſpruch eines RA 
aus der Bürgſchaftserklärung des Rechtsnachfolgers des 
Mandanten nach § 419 BGB. gerechtfertigt iſt. 


Das LG. geht davon aus, daß der Bürgſchaftsvertrag vom 
15. Nov. 1932 ſtandes⸗ und ſittenwidrig iſt. Das iſt nicht zutreffend. 
Gewiß iſt anzuerkennen, daß ein unter Verletzung der Standesehre 
abgeſchloſſener Vertrag insbeſondere dann als ſittlich anſtößig emp⸗ 
funden wird, wenn ſolche Verfehlungen ſich Perſonen zuſchulden 
kommen laſſen, die auf Grund ihres Berufes an der Aufrechterhal- 
tung der Rechtsordnung mitzuwirken haben, und es werden an 
einen ſolchen Träger wichtiger öffentlich-rechtlicher Funktionen ganz 
beſonders hohe Anforderungen in dieſer Hinſicht zu ſtellen ſein (vgl. 
RGRͤKomm., 8. Aufl., 1934, § 138, 1 S. 212). Die vom LG. an⸗ 
geführte Entſch. des RG. 142, 70 = JW. 1934, 227 wie auch 
andere Entſch. des RG., die ſich mit ſtandeswidrigem Verhalten von 
NA. befaſſen, können nicht ohne weiteres auf den vorliegenden Fall 
angewandt werden, weil ſie vorzugsweiſe von Erfolgshonoraren 
handeln und ihnen ſomit ein ganz anderer Tatbeſtand zugrunde liegt. 
Aber auch aus dieſen Entſch. läßt ſich immer wieder entnehmen, daß 
für die Frage, ob eine Standeswidrigkeit vorliegt, eine allgemein. 
gültige Regel nicht aufgeſtellt werden ſoll, ſondern jeder Fall ge⸗ 
ſondert zu betrachten iſt und dabei die Geſamtumſtäude zu berück⸗ 
ſichtigen find (vgl. RZ. 115, 143 - JW. 1927, 513). Eine 
ſtandeswidrige Vereinbarung kann zwar vorliegen, wenn ſich ein 
Anwalt zur Vertretung einer armen Partei nur unter der Bedin⸗ 
gung bereit erklärt, daß ein Dritter ſich für die Prozeßkoſten ver⸗ 
bürgt. Hier liegt der Fall aber anders. Die Witwe B. hatte in ge⸗ 
wagten Geſchäften das Erbteil ihres Kindes aufs Spiel geſetzt und 
großenteils verloren, ohne darauf bei ihren perſönlichen Ausgaben 
Rückſicht zu nehmen. Als nun die für das Kind eingeſetzten Pfleger 
klagend gegen die Witwe B. vorgingen und Schadenserſatzanſprüche 
in beträchtlicher Höhe geltend machten, übertrug ſie ihr ganzes Ver⸗ 
mögen dem Bekl. Dann beging ſie einen Selbſtmordverſuch und ließ 
durch ihren Anwalt, den Kl., erklären, der Prozeß liege nicht im 
Intereſſe des Kindes, weil durch ihn das Leben der Mutter ge⸗ 
fährdet ſei. So kam es zu dem Vergleich v. 28. Juli 1933. Der 
BeRl., der der Tochter gemäß 8 419 BGB. haftete, hatte an dem 
Ausgang des Rechtsſtreits ein erhebliches Intereſſe. Daß er von 
dem Vermögen der Witwe B. ſoviel wie möglich vor dem Zugriff 
der Pfleger des Kindes retten wollte, geht aus dem Schriftſatz des 
Kl. v. 9. Juni 1934 hervor. Ferner kannte der Kl. bei Abſchluß des 
Bürgſchaftsvertrages v. 15. Nov. 1932 den Vertrag v. 19. März 1932, 
der die Verpflichtung des Bekl. enthält, für die Witwe B. bis an 
ihr Lebensende zu ſorgen. Mit Rückſicht auf all dieſe Umſtände 
kann weder fubjektiv noch objektiv ein ſtandeswidriges Verhalten 
des Kl. in der Entgegennahme der Bürgſchaftserklärung erblickt wer⸗ 
den. Denn die Eingehung ber Bürgſchaftsverpflichtung bedeutete für 
den Bekl. auf Grund der Vermögensübernahme eine rechtliche und 
moraliſche Pflicht. Dafür, daß auch der Bell. nicht imſtande ge⸗ 
weſen ſei, die Gebühren aufzubringen, iſt nichts Weſentliches vor⸗ 
gebracht worden. Es iſt ferner nicht erwieſen, daß der Kl. es über⸗ 
nommen habe, als Armenanwalt für die Witwe B. tätig zu 
ſein und trotzdem die Bürgſchaft des Bekl. für die vollen Ge⸗ 
bühren verlangt hat. Der Kl. erklärt unwiderlegt, er habe als das 
Ergebnis ſeiner Beſprechung mit dem Bekl. angeſehen, daß das 
Armenrecht nur wegen der Gerichts koſten erwirkt werden 
ſollte. Die Bürgſchaftserklärung iſt daher gültig. Über den Inhalt 
der der Bürgſchaftsübernahme vorhergegangenen Verhandlungen ſtellen 
die Parteien widerſtreitende Behauptungen auf. Inſoweit hat ſich der 
Sachverhalt nicht aufklären laſſen. Der Wortlaut der Urkunde jedoch 
und die beſonderen Umſtände ſprechen für die vom Kl. vertretene 
Auslegung. Die Witwe B. war ſehr vermögend geweſen und hatte 
gegen Übertragung erheblicher Wertobjekte von dem Bekl. die Zu⸗ 
ſicherung erhalten, daß er bis an ihr Lebensende für ſie ſorgen wolle. 
Unter dieſen Umſtanden lag es nahe, daß der Kl. verſuchte, ſich 
die Gebühren eines Wahlanwalts in voller Höhe zu ſichern. Die 
Verpflichtung des Bekl., zunächſt die erſten drei Gebühren im Ge⸗ 
ſamtbetrage von 1000 AA zu zahlen, deutet darauf hin, daß der 
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Bekl. nach den Parteivereinbarungen für die geſamten Anwalts⸗ 
koſten aufkommen ſollte. Da nach dem Beſchluß des LG. v. 3. Juli 
1934 die Beiordnung des Kl. als Armenanwalt ein Verſehen war, 
kann der Bekl. aus der Herbeiführung der Berichtigung durch den 
Kl. keine für dieſen ungünſtigen Folgerungen herleiten, zumal da 
ſich der Kl. nicht zu den Parteivereinbarungen in Widerſpruch ge- 
ſetzt hat. 

Da die Beiordnung des Kl. als Armenanwalt durch den Be⸗ 
ſchluß v. 3. Juli 1934 wieder aufgehoben iſt, beſteht — jedenfalls 
jetzt — die der Bürgſchaft zugrunde liegende Hauptforderung zu Recht. 
Der Bekl. kann ſich deshalb auch nicht auf 88 125, 126 ZPO. be- 
rufen. Die Gebührenanſprüche aus dem Prozeß⸗, Arreſt⸗ und Offen⸗ 
barungseidverfahren ſtehen dem Kl. ſomit zu, ſo daß er über die 
von dem Bekl. gezahlten 1000 RM noch weitere 42,38 AM zu 
fordern hat. 

Dagegen iſt der Gebührenanſpruch in Höhe von 243,50 N. für 
die Beratung und außergerichtliche Vertretung hinſichtlich des nicht 
rechtshängig gewordenen Teils des Schadenserſatzanſpruches un⸗ 
begründet. Für die vor der Klage im Intereſſe der Witwe B. ge⸗ 
führten Verhandlungen hat der Kl. bereits ein Honorar von 250 Ad 
von der Witwe perſönlich erhalten. Die Begründung, daß neben der 
Vergleichsgebühr, ſoweit der Vergleich über den Prozeßgegenſtand 
hinausgeht, noch ½ Prozeßgebühr gemäß § 14 RAGebO. verlangt 
werden könne, iſt unrichtig, wie der Senat als BeſchwG. mehrfach 
ausgeſprochen hat. Der Anwalt muß Auftrag zur Prozeßführung 
hinſichtlich des Vergleichsgegenſtandes gehabt haben, wenn er die 
halbe Prozeßgebühr berechnen will. Das iſt hier nicht der Fall. 


(OLG. Hamburg, Urt. v. 7. Dez. 1934, Bf I 285/34.) 


Anmerkung: Die Entſch. gibt rechtlich zu Beauſtandungen 
keinen Anlaß. 

Soweit es ſich um die Gültigkeit der Bürgſchaftserklärung 
trotz der — teilweiſen — Armut der Auftraggeberin des RA. handelt, 
muß ja ſchon ausſchlaggebend ſein, daß nach dem Tatbeſtand der 
Kl. weder Armenanwalt der Witwe werden ſollte, noch tatſächlich 
als ſolcher beigeordnet worden iſt. Die nur verſehentlich vorüber⸗ 
gehend erfolgte Beiordnung iſt rechtlich natürlich für die zur Entſch. 
ſtehende Frage bedeutungslos. 

Im übrigen iſt es richtig, wenn OLG. Hamburg ſagt, daß für 
die Frage der Standeswidrigkeit von Verträgen — ob in Bürg⸗ 
ſchafts- oder ſonſtiger Form —, durch die ein Armenanwalt ſich 
für die Ausübung ſeiner Berufstätigkeit Vermögensvorteile ver⸗ 
ſprechen läßt, allgemeingültige Regeln nicht aufgeſtellt werden 
können. Ich darf hierzu auf die Zuſammenſtellung von Entſch. des 
EH. bei der Reichsrechtsanwaltskammer in ZW. 1935, 1035 ver- 
weiſen. Hier findet ſich ausgeſprochen, daß grundſätzlich eine Honorar⸗ 
vereinbarung in Armenrechtsſachen unzuläſſig iſt und daß der 
Armenanwalt Zahlungen der armen Partei nur dann entgegennehmen 
darf, wenn er ſie darüber aufgeklärt hat, daß ſie zur Zahlung nicht 
verpflichtet iſt. Dieſe Auffaſſung hat ausdrücklich Geltung gerade 
auch für die Zeit von der Erteilung des Auftrags zur Erwirkung 
des Armenrechts bis zum Zeitpunkt der Armenrechtsbewilligung. 

In unſerem Falle lag nun aber ſolch Auftrag nur hinſichtlich 
der Gerichts-, nicht für die Anwaltskoſten vor. Damit ändert ſich 
natürlich — zugunſten des Anwalts — die Beurteilung. 

Ob trotz der die moraliſche Verpflichtung des Bekl. zur Bürg⸗ 
ſchaftsübernahme gegenüber dem Anwalt rechtfertigenden beſonderen 
Umſtände die Annahme der Bürgſchaftserklärung auch dann als nicht 
ſtandeswidrig und rechtlich unbedenklich anzuſehen wäre, wenn der 
Kl. von vornherein übernommen hätte, als Armenanwalt für die 
Witwe tätig zu werden, oder wenn das auch nur in Ausſicht ge⸗ 
nommen worden wäre, iſt zweifelhaft und wohl zuungunſten des 
Anwalts zu entſcheiden. Denn der Armenanwalt kann und darf nicht, 
naturgemäß auch nicht auf dem Umwege über eine Bürgſchaft, den 
Gebührenanſpruch gegen die arme Partei verwirklichen, auch wenn 
man davon abſieht, daß die geſetzliche Stundung ſeiner Forderung 
an die Partei die Inanſpruchnahme des Bürgen bis zum Erlaß 
eines Nachzahlungsbeſchluſſes hindern müßte. 

Beizutreten iſt der Entſch. auch darin, daß fie dem Anwalt 
die Prozeßgebühr inſoweit verſagt, als der Wert des Vergleichs über 
den Streitwert des Prozeſſes hinausgeht. OLG. Hamburg befindet 
ſich hier im Einklang mit den Entſch. des Koſtenſenats des KG. 
v. 20. Okt. 1930 und 3. Mai 1933 (bei Gaedeke, Koſtengſpr. 
1934 Nr. 51 und 348). Hier iſt ſowohl für den Wahl⸗ wie für den 
Armenanwalt, für letzteren trotz beſonderer Beiordnung für vergleichs⸗ 
weiſe Erledigung von ſonſt nicht durch das Armenrecht gedechten 
Anſprüchen, die Frage nach entſprechender Erhöhung der Prozeß⸗ 
gebühr verneint. 

KEN. Dr. Gaedeke, Berlin. 


* 


64. 5 8 Ab ſ. 2 SchRG.; VollſtrSchutz VO. v. 27. Dez. 
1933. Das Vollſtreckungsgericht iſt befugt und bei einge⸗ 
tragenem Entſchuldungsvermerk verpflichtet, die Betriebs- 
zugehörigkeit eines Grundſtücks zu prüfen. 

Die Auffaſſung des BeſchwF., das Entſchuldungsgericht binde 
durch feine Entſch. über die Betriebszugehörigkeit eines Grund- 
ſtücks alle anderen Gerichte, findet im Geſetz keine Stütze. 

Im 8 8 Abſ. 2 Scho. iſt lediglich beſtimmt, daß auf Er⸗ 
ſuchen des Entſchuld Ger. der Entſchuldungsvermerk bei den Grund⸗ 
ſtücken des Betriebsinhabers einzutragen ſei. Selbſt wenn dieſe 
Vorſchrift entgegen ihrem Wortlaut mit der herrſchenden Meinung 
dahin ausgelegt wird, daß der Vermerk nur bei Betriebsgrund⸗ 
ſtücken, nicht auch bei betriebsfremden Grundſtücken einzutragen 
ſei, jo ergibt ſich daraus nur, daß die Entſch. über die Eine 
tragung des Entſchuldungsvermerkes dein EntichuldGer. zuſteht 
und das GBA. bindet, nicht aber auch, daß mit dieſer Entſch., 
die den Charakter einer Sicherungsmaßnahme hat, die Frage der 
Betriebszugehörigkeit jeder weiteren Prüfung durch andere Ge⸗ 
richte entzogen ſein ſoll. Eine ſo weitgehende Bindung, die ſich 
dann auch auf Gerichte anderer Bezirke erſtrecken müßte, kann 
ohne ausdrücklich geſetzliche Beſt. nicht angenommen werden. An 
einer ſolchen fehlt es aber. 

In Übereinſtimmung mit dem LG. muß daher das Vollſtr⸗ 
Ger, als befugt und wenn der Entſchuldungsvermerk eingetragen 
iſt, als verpflichtet angeſehen werden, die Betriebszugehörigkeit des 
Grundſtücks nachzuprüfen. Dieſe Auffaſſung entſpricht im weſent⸗ 
lichen auch der Entſch. des KG. (JW. 1934, 1246), die das GBA. 
für berechtigt erklärt, einem (bei einem Betriebsgrundſtück der 
Abweiſung unterliegenden) Antrage auf Eintragung einer Belaſtung 
trotz eingetragenen Entſchuldungsvermerkes ſtattzugeben, wenn ihm 
die Betriebsfremdheit des Grundſtücks aus der innewohnenden 
Kenntnis der Verhältniſſe oder aus vorliegenden Urkunden be— 
kannt iſt. 

Die hiernach zuläſſige Nachprüfung ergibt, wie das LG. mit 
zutreffender Begründung ausgeführt hat, daß es ſich im vorl. Falle 
um ein betriebsfremdes Grundſtück handelt, dem der Vollſtrek⸗ 
kungsſchutz der VollſtrSchv O. v. 27. Dez. 1933 (RGBl. I, 1119) zu 
verſagen iſt. 

Auch die neu vorgetragene Tatſache, daß in dem Grundſtück 
nicht nur der Keller für Lagerzwecke benutzt wird, ſondern in 
einer der Wohnungen auch die Abrechnungen ſtattfinden und die 
Buchführung für den Gemüſehandel des Vollſtreckungsſchuldners 
vorgenommen wird, kann zu keiner anderen Beurteilung führen, 
da der Mietshauscharakter des aus vier Wohnungen mit je vier 
Zimmern beſtehenden Gebäudegrundſtücks auf jeden Fall erheblich 
überwiegen würde. 

(OLG. Hamburg, 1. ZivSen., Beſchl. v 13. Febr. 1935, 1 W 34/35.) 

Ber. von Richter Dr. Vogel, Hamburg. 
* 


Jena 

65. Ein Angeftellter kann Beamter i. S. des § 850 ZPO. 
fein und den Schutz des § 850 Abſ. 2 ZPO. genießen. 

Der Beamtenbegriff des $ 850 ZPO. iſt kein ſtaatsrecht⸗ 
licher Begriff. Er muß im Rahmen des 8. Buches der ZPO. aus 
Zweck und Sinn des § 850 3PO. beſonders entwickelt werden. 
Hierbei iſt nicht nur entſcheidend, ob der Schuldner Dienſtobliegen⸗ 
heiten zu erfüllen hat, die denen der Beamten entſprechen, ſon⸗ 
dern es kommt auch auf die Art an, in der fein Gehalt berech⸗ 
net wird. Dieſe Berechnung erfolgt beim Schuldner ganz ähnlich 
wie bei Beamten, denn er erhält Zulagen und Beihilfen, die mit 
Rückſicht auf das Vorhandenſein unterhaltsberechtigter Angehöriger 
gewährt werden. Auch das ſpricht dafür, daß der Schuldner Ber 
amter i. S. des § 850 ZRD. iſt. 

(OLG. Jena, 2. Ziv Sen., Beſchl. v. 8. März 1935, 2 W 74/35.) 


* 
Kiel 

66. § 125 3PO. Eine beſchränkte Nachzahlungsan⸗ 
ordnung iſt zuläſſig. 

Nach § 125 Abſ. 1 ZPO. iſt die zum Armenrecht zugelaſſene 
Partei zur Nachzahlung der Beträge, von deren Berichtigung ſie einſt⸗ 
weilen befreit war, verpflichtet, ſobald ſie ohne Beeinträchtigung des 
für fie und ihre Familie notwendigen Unterhalts dazu imſtande 
iſt. Wie der Senat in feinem Beſchluß: HÄHFNNIpL. 1934 Nr. 736 
ausgeführt hat und auch von Stein⸗-Jonas, 15. Aufl., 8 125 
3PO., Anm. I, und vom KG.: JW. 1935, 794 augenommen wird, 
iſt, wenn die Partei nicht imftande iſt, die ſämtlichen Gebühren 
und fonftigen Koſten zu zahlen, die Nachzahlungspflicht auf beſtimmte 
Teile zu beſchränken, die fie aufzubringen vermag. Das iſt hier hin⸗ 
ſichtlich des Kl. geboten. Er iſt in der Tat nicht imſtande, die ge⸗ 
ſamten Beträge, von deren Bezahlung er durch die Bewilligung des 
Armenrechts befreit war, zu begleichen. Dagegen iſt der Kl. in der 
Lage, die Gerichtskoſten und die vom Staat veranslagten Armen 
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anwaltskoſten zu erlegen, ohne daß der für ihn und feine Familie 
notwendige Unterhalt, auf den es nach dem Geſetze abzuſtellen iſt, 
gefährdet würde. Somit war die Nachzahlung nur hinſichtlich der 
Gerichtskoſten und der von der Staatskaſſe verauslagten Armen⸗ 
anwaltsgebühren anzuordnen. 


(Os Gl. Kiel, 4. Ziv Sen., Beſchl. v. 8. März 1935, 4 W 82/85.) 
* 


67. 8 18 RAD. Reiſekoſten des Simultananwalts 
zum Sitze des Kollegialgerichts ſind regelmäßig vom Geg— 
ner nicht zu erſtatten. 

Nach 818 Abſ. 6 NAD. find die Mehrkoſten, welche bei der 
Vertretung einer Partei vor einem Kollegialgericht durch einen bei 
dieſem zugelaſſenen RA. dadurch entſtehen, daß der letztere ſeinen 
Wohnſitz nicht am Orte des Gerichts hat, nicht erſtattungsfaähig. 
Daraus folgt, daß die Reiſekoſten eines Simultananwalts zu dem 
Kollegialgericht der unterlegenen Partei inſoweit nicht in Anja ge⸗ 
bracht werden können, als ſie die Koſten, die bei Bevollmächtigung 
eines am Sitz des Kollegialgerichts niedergelaſſenen RA. entſtanden 
wären, überſteigen. Mit Recht ſind deshalb die Reiſekoſten des Si⸗ 
multananwalts bis auf einen Betrag von 10 RAM, der im Falle der 
Bevollmächtigung eines RA. in K. für eine Inſtruktionsreiſe zu 
dieſem erforderlich geweſen wäre, als nicht erſtattungsfähig abgeſetzt. 

(OLG. Kiel, 2. ZivSen., Beſchl. v. 14. Febr. 1935, 24 W 11/35.) 


* 
Köln 

68. 5 1 Arm Anw.; § 829 3PO. Zur Frage der 
Pfändung von Armenanwaltsgebühren. 5) 

Die weitere Beſchwerde der Gläubigerin iſt zum Teil begründet. 
Das LG. vertritt in dem angefochtenen Beſchluß die Anſicht, 
die Pfändung des Anſpruchs eines Auwalts „an den Juſtizfiskus 
auf Auszahlung von Armenkaoſten“ ſei derart allgemein und un⸗ 
beſtimmt gehalten, daß nicht einmal das Pfandobjekt ſelbſt, ge⸗ 
ſchweige denn ſeine Höhe daraus erſichtlich ſei. Es handele ſich nicht 
um die Pfändung eines einheitlichen Anſpruchs, der dem Armen⸗ 
anwalt gegenüber dem Fiskus als Gegenanſpruch für feine öffentlich- 
rechtliche Verpflichtung, die Vertretung ihm zugewieſener armer 
Parteien zu übernehmen, zuſtehe, ſondern um Einzelanſprüche, die 
in jedem Rechtsſtreit beſonders zur Entjtehung gelangten. Die Pfän⸗ 
dung ſolcher mehrerer Anſprüche ſei nur dann zuläſſig, wenn ſie 
einzeln bezeichnet ſeien, d. h. wenn jeder Rechtsſtreit, in dem die 
Gebühren entſtanden ſeien, im Pfändungsbeſchluß bezeichnet werde. 
Im anderen Falle ſei der Juſtizfiskus nicht in der Lage, den einem 
Drittſchuldner obliegenden Verpflichtungen dem Pfändungsgläubiger 
gegenüber nachzukommen. Weiter enthalte ein Pfändungsbeſchluß in 
ſolcher Form in Wirklichkeit nicht die Behauptung, daß eine Forde⸗ 
tung beſtehe, ſondern er ſtelle gleichſam nur eine Anfrage dar, ob 
Forderungen des Schuldners beſtünden. Der Drittſchuldner ſei aber 
weder verpflichtet noch auch nur berechtigt, auf eine ſolche Anfrage 
über das Beſtehen von Forderungen Auskunft zu erteilen. Das Ver⸗ 
fahren laufe darauf hinaus, die Offenbarungspflicht des Schuldners 
zu umgehen. 

Dieſen Ausführungen, die ſich im weſentlichen mit denen einer 
Entſch. des KG. (JW. 1933, 86312), die das LG. auch angezogen 
hat, decken, vermag das unterzeichnete Gericht nicht beizutreten. 

„An ſich liegt es nahe, eine öffentlich-rechtliche Verpflichtung des 
Staates zur Zahlung der Gebühren der Armenanwälte anzunehmen, 
die deren Pflicht zur Vertretung an ſie gewieſener armer Parteien 
entſpricht. Den einzelnen Rechtsſtreitigkeiten, in denen der Anwalt 
tatig wird, kame dann nur die Bedeutung zu, daß ſich nach ihrer 
Zahl und Umfang die Höhe des einheitlichen öffentlich⸗rechtlichen Ver⸗ 
dtungsanſpruchs bemeſſen würde. Ob dieſe Anſicht über das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Staat und Armenanwalt zutrifft, kann aber des⸗ 
wegen dahingeſtellt bleiben, weil auch dann die Pfändung der An⸗ 
Iprüche auf Armengebühren zuläffig it, wenn es ſich um mehrere 
Einzelanſprüche handelt und dieſe nicht einzeln aufgeführt ſind 
(ip auch OLG. Dresden: JW. 1934, 706 5, wo das Beſtehen eines 
einheitlichen Anſpruchs gegen den Fiskus aus mehreren Beiordnungen 
verneint it). 
ſchrif Nach allgemeiner Anſicht iſt, ſoweit in der ZPO. Sondervor⸗ 
ſchriften nicht enthalten ſind, bei Beurteilung der Pfändbarkeit einer 
übederung von den allgemeinen Vorſchriften des materiellen Rechtes 
h er die Übertragbarkeit von Forderungen auszugehen. Denn „Pfänd⸗ 
Rat und Übertragbarkeit gehen parallel“. Bei der Forderungsüber⸗ 
n (Abtretung) ſind zwar auch ausdrückliche Vorſchriften darüber, 
ie abzutretenden Forderungen einzeln zu bezeichnen find, nicht 
Betroffen. Die Rſpr. war hier aber immer einhellig der Anſicht, daß 
in ſolches Erfordernis aus dem Weſen der Abtretung und aus dem 
. des Geſetzes nicht herzuleiten jei. Von Bedeutung ſoll vielmehr 
d iglich ſein, ob die Forderungen ſo genau bezeichnet ſind, daß bei 
en beteiligten Perſonen, alſo dem Gläubiger, dem Zeſſionar und 


dem Drittſchuldner Unklarheiten über die Identität der abgetretenen 
Forderungen nicht beſtehen können. Klarheit muß alſo beſtehen über 
den Gegenſtand, den Schuldgrund und den Drittſchuldner der For⸗ 
derungen. Eine Sammelbezeichnung für mehrere abzutretende For⸗ 
derungen kann durchaus geeignet ſein, dieſe notwendige Klarheit 
zu ſchaffen. 

Ob nun die gewählte Sammelbezeichnung ausreicht, iſt Tatfrage. 
Wenn aus einem einheitlichen Rechtsverhältnis mit einem 
Drittſchuldner dem Abtretenden mehrere gleichartige Teilforderungen 
zuſtehen und dieſe ſamtlich von der Abtretung erfaßt werden, ſo 
genügt eine einheitliche Bezeichnung, die außer dem Gegenſtand und 
dem Drittſchuldner das zugrunde liegende Rechtsverhältnis angibt. 
Denn damit ſind die Einzelforderungen, die zuſammen übertragen 
werden ſollen, von ſonſtigen Forderungen klar abgegrenzt. — Das 
gleiche muß aber gelten, wenn es ſich nicht um mehrere aus einem 
einheitlichen Rechtsverhältnis entſtandene Forderungen handelt, ſon⸗ 
dern wenn ſie ſich ſonſt nur durch ein gemeinſames Merkmal als 
tatſächliche Einheit darſtellen. Auch dann beſteht eine Ver⸗ 
wechſelungsgefahr nicht, ſondern ſämtliche Beteiligte vermögen zu 
erkennen, ob eine Forderung zu den abgetretenen gehört. Sie ge⸗ 
hört dann zu ihnen, wenn ſie die ihnen gemeinſchaftlichen Merke⸗ 
niule aufzeigt. 

Dieſen Erforderniſſen genügt die Bezeichnung der gepfändeten 
Forderungen durch die Gläubigerin im vorliegenden Falle vollauf, 
ſoweit es ſich um Pfändung der Armenanwaltsgebühren handelt. Der 
Kreis der von der Pfändung erfaßten Anſprüche iſt klar abgegrenzt, 
ſo daß Verwechſelungen mit anderen Forderungen des Schuldners 
und ſonſtige Unklarheiten ausgeſchloſſen ſind. Die Angabe der 
Höhe der gepfündeten Forderungen iſt niemals notwendig. Demnach 
muß die Pfändung der Anſprüche eines Anwalts an den Fiskus auf 
Auszahlung von Armenrechtsgebühren als zuläſſig angeſehen werden 
(io auch OLG. Dresden a. a. O.; Stein⸗Jonas, Note 30 nach 
§ 829; Baumbach, Anm. 2 nach 8 829). 

Für die Pfändung genügt es, wenn die Forderungen ſo be⸗ 
zeichnet ſind, daß unter den gegebenen Umſtänden, insbeſondere bei 
der Art des Zuſammenarbeitens von Koſtenfeſtſetzungsſtelle und Ge⸗ 
richtskaſſe, die Auszahlung der gepfändeten Forderungsbeträge an 
den Pfändungsgläubiger und die Sperrung gegenüber dem Pfän⸗ 
dungsſchuldner ſich durchführen läßt. Da es ſich bei den gepfändeten 
Armenanwaltsgebühren nur um Armenanwaltsbeſtellungen handelt, 
die vom AG. oder LG. in Köln angeordnet ſind und dieſe Gebühren 
alle durch die Gerichtskaſſe beim AG. und LG. Köln, alſo durch 
eine Stelle ausgezahlt werden, jo können ſich auch bei der Kon⸗ 
trolle und Auszahlung dieſer Gebühren keine Schwierigkeiten ergeben. 

Der Entſch. des KG., die auch Schwierigkeiten bei Durch⸗ 
führung der Auszahlungsſperre annimmt, kann das unterzeichnete 
Gericht ſchon deshalb nicht folgen, weil in ihr die Verhältniffe der 
Kaſſe des AG. Berlin⸗Mitte als Norm angenommen find. Es iſt 
dabei überſehen, daß bei faſt allen anderen Kaſſen der Juſtizverwal⸗ 
tung es ſich um Verwaltungen viel kleineren Umfanges handelt. 
Deren Verhältniſſe ſind daher als der Regelfall anzuſehen. Bei ihnen 
allen erfolgt die Auszahlung der Gebühren an die Armenanwälte 
durch eine einzige Stelle. Es können da ebenſowenig Schwierigkeiten 
beſtehen, wie in allen anderen Fallen, wo eine Behörde oder ein 
Privatbetrieb als Drittſchuldner Zahlungen an den Pfändungsgläu⸗ 
biger zu leiſten hat. 

Der angefochtene Beſchluß überſieht ſchließlich auch, daß im 
vorliegenden Falle nicht erſichtlich iſt, daß die Gerichtskaſſe die Er⸗ 
füllung ihrer Pflichten als Drittſchuldner für unmöglich oder auch 
nur als ungewöhnlich ſchwierig bezeichnet hätte. Demgegenüber kann 
die bloße Behauptung des Schuldners, daß die Durchführung der 
Pfändung für den Drittſchuldner unmöglich ſei, nicht durchſchlagen. 
Im Gegenteil iſt die Annahme berechtigt, daß der Betrieb der 
Juſtizkaſſen jo überſichtlich geſtaltet iſt, daß Schwierigkeiten durch 
die Pfändung der Gebührenanſprüche nicht entſtehen können. 

Soweit jedoch durch den Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß 
v. 23. Nov. 1934 außer den Armenanwaltsgebühren auch die angeb⸗ 
lichen Forderungen des Schuldners an den Juſtizfiskus „aus welchem 
Rechtsgrunde fie auch beſtehen mögen“ gepfändet worden ſind, er⸗ 
mangelt die Bezeichnung des Pfändungsgegenſtandes der nötigen 
Beſtimmtheit. Es iſt bei dem Umfang der Verwaltung der Gerichts⸗ 
kaſſe mit ihren verſchiedenen Auszahlungsſtellen nicht möglich, alle 
Auszahlungen an eine beſtimmte Perſon, ſoweit fie nicht, wie bei 
den Armenanwaltsgebühren durch eine gemeinſame Kontrolle gehen, 
zu ſperren. Inſoweit iſt alſo die Pfändung nicht zuläſſig. 

(OSG. Köln, 5. Ziv Sen., Beſchl. v. 31. Jan. 1935, 5 W 4/35.) 


Anmerkung: Ich kann zu dieſer Entſch. im weſentlichen auf 
meine Ausführungen JW. 1935, 1657 über die Pfändung von 
Armenanwaltsgebühren verweiſen. Dortſelbſt habe ich — auch unter 
Berückſichtigung der vorſtehenden Entſch. — die maßgebenden Ge⸗ 
ſichtspunkte erörtert. 2 

Ich möchte hier zu der Entſch. ſelbſt noch beſonders bemerken: 
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Wenn OLG. Köln auch eine tatſächliche Einheit einem einheit⸗ 
lichen Rechtsverhältnis gleichſetzen will, dann iſt zunächſt einmal 
nicht zu erkennen, was es mit dieſem Begriff ſagen will. Es kann 
doch nur meinen: gleichartige Forderungen aus mehreren zwar nicht 
einheitlichen, aber doch gleichartigen Rechtsverhältniſſen. Sodann 
aber vermißt man den Beweis für die Berechtigung einer ſolchen 
Schlußfolgerung. 

Im übrigen kann gerade bei einer Sammelbezeichnung keines⸗ 
falls darauf verzichtet werden, daß unterſchieden wird zwiſchen 
ſchon entſtandenen und etwa erſt in Zukunft entſtehenden Anſprüchen. 
Denn die Erforderniſſe bei letzteren können noch ſchärfere ſein. Auch 
ſonſt muß ſowohl zeitlich wie quantitativ der Umfang der Pfändung 
eindeutig abgegrenzt ſein. Man kann auch nicht etwa ſagen, daß 
das gleichgültig wäre, weil im Zweifel dann eben alle irgendwie 
in Betracht kommenden Forderungen zwiſchen den aufgeführten An⸗ 
ſpruchsparteien von der Pfändung erfaßt ſeien. Das wäre das Gegen⸗ 
teil von beſtimmter Bezeichnung des Pfandobjekts und wäre nur 
geeignet, Unklarheiten und Zweifeln Tür und Tor zu öffnen. So 
weit will denn auch OLG. Köln ausweislich des letzten Abſatzes 


feiner Entſch. ſelbſt nicht gehen. 
KGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 


* 

69. 55 34 ff. RA Geb.; § 116 ZPO. Der vom erſuchten 
Richter beigeordnete Armenanwalt hat Anſpruch auf Er⸗ 
ſtattung der Beweisgebühr aus der Staatskaſſe, wenn er 
vor dem erſuchten Gericht die Parteirechte bei der Beweis- 
aufnahme wahrgenommen hat. 

Der Amtsrichter als erſuchender Richter hat der Bekl. für 
das Beweisaufnahmeverfahren in B. den Erinnerungsführer im 
Armenrecht beigeordnet. Ob dies zuläſſig war, kann dahingeſtellt 
bleiben. Selbſt wenn man dies mit RG. 133, 137 = ZW. 1931, 
2907 verneint, ſo hat der Amtsrichter doch innerhalb ſeiner amt⸗ 
lichen Zuſtändigkeit gehandelt (RG.: JW. 1934, 1047). Es liegt 
deshalb allenfalls ein fehlerhafter, nicht aber ein nichtiger Staats⸗ 
akt vor. Er iſt deshalb auch für die Staatskaſſe verbindlich, ſolange 
er nicht aufgehoben iſt (Stein⸗Jonas, $ 116 Bem. I; Kiel: 
DRZ, 1930 Nr. 669; Breslau: JW. 1934, 3009). Gegen dieſe 
Handhabung kann die Staatskaſſe um ſo weniger Einwendungen 
erheben, als der PrJuſt Min. durch Erl. v. 26. Jan. 1935, IV b 
6006 (Deutſche Juſtiz 1935, 202) zum Ausdruck gebracht hat, daß 
vom Standpunkt der Verwaltung gegen die Beiordnung eines Ar⸗ 
menanwalts für das auswärtige Beweisaufnahmeverfahren durch 
das erſuchte Gericht keine Bedenken beſtehen. 

Der Erinnerungsführer hat hiernach einen Erſtattungsan⸗ 
ſpruch gegen die Staatskaſſe. 

(OLG. Köln, 7. Ziv Sen., Beſchl. v. 19. Febr. 1935 7 W 34/35.) 
Eingeſ. von RA. Wolff, Bonn. 
* 


Königsberg. f 

70. $ 1 Arm Anw.; § 628 Abſ. 2. BGB. Durch Über- 
nahme eines Staatsamts verliert ein RA. nicht den An- 
ſpruch auf die verdiente Arm Anw Gebühr. 

Das Rechnungsamt hat die Zahlung der Gebühren des früheren 
Proz Bev. deshalb beanſtandet, weil er infolge feines Ausſcheidens als 
NA. und ſeines Übertritts zur Stadtverwaltung keinen Anſpruch auf 
Erſtattung der Gebühren habe, die auch dem neubeſtellten Arm Anw. 
angefallen ſeien. Dieſer auch vom OG. vertretenen Auffaſſung iſt 
unter Berückſichtigung der Sachlage nicht beizutreten. 

Die von dem LG. angeführte Entſch. des KG.: JW. 1934, 2496 
betrifft einen anderen Tatbeſtand. Auch die bisher nicht veröffentlichte 
Entſch. des OLch. Breslau v. 9. Aug. 1934 (16 W 2328/34) iſt hier 
nicht anwendbar. Wohl aber wird ein gleicher Fall in der Entſch. 
des DLG. München v. 3. Jan. 1934 (JVBl. 1934, 97) behandelt. 
Dort hat das OLG. München die Feſtſetzung von Armenanwalts⸗ 
gebühren inſoweit abgelehnt, als fie infolge Einberufung des Pflicht- 
anwalts in den Staatsdienſt in der Perſon des beigeordneten neuen 
Pflichtanwalts entſtanden und dieſem gezahlt worden ſind. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die Verſagung der Armen⸗ 
anwaltsgebühren dann gerechtfertigt iſt, wenn der erſte Pflichtanwalt 
aus Gründen, die allein in ſeiner Perſon liegen — wenn auch ohne 
Verſchulden und ohne Pflichtverletzung — feine Tätigkeit als RA. 
aufgegeben und damit die Beiordnung eines neuen Anwalts not⸗ 
wendig gemacht hat. Wenn aber der Pflichtanwalt einer ſtaatlichen 
Berufung folgend eine Stellung annimmt, die ſein Ausſcheiden als 
Anwalt erfordert, fo erſcheinen die Vorausſetzungen nicht gegeben, die 
eine entſprechende Anwendung des 8 628 Abſ. 2 BGB. rechtfertigen. 
Dabei iſt entſcheidendes Gewicht darauf zu legen, daß der erſte Pflicht⸗ 
anwalt einer ſtaatlichen Berufung gefolgt iſt. Es geht deshalb nicht 
an, die ihm bisher entſtandenen Gebühren mit der Begründung zu 
verſagen, daß infolge ſeines Ausſcheidens als Anwalt ſeine bisherige 
Anwaltstätigkeit für die Staatskaſſe nutzlos geweſen iſt. 

(OLG. Königsberg, Beſchl. v. 15. Febr. 1935, 7 W 138/34.) 
Ber. von OSR. Sieloff, Königsberg. 


71. 8 85 RAGeb O.; $ 1 Abi. 2 Arm Anw. Bei Bewil⸗ 
ligung des Arm. zu einem Teil berechtigtdie Nichtzahlung 
eines Vorſchuſſes für den andern Teil der RAGebühren 
den Prozeß bevollmächtigten zur Kündigung des Mandats 
und damit zur Liquidierung feiner Arm Anw Gebühren. 


Durch Beſchluß des AG. iſt der Kl. das Armenrecht mit der 
Maßgabe bewilligt, daß die einſtweilige Befreiung von der Berich⸗ 
tigung der Gerichtskoſten ſowie der Gebühren und Auslagen des RA. 
nur zur Hälfte eintritt. Gleichzeitig it ihr ein RA. als Arm Anw. 
beigeordnet worden. Nach erfolgloſem Güteverfahren iſt ſtreitig ver⸗ 
handelt worden. Nachdem die Kl. dem NA. erklärt hatte, daß fie 
Vorſchüſſe zu zahlen nicht in der Lage ſei, und der Antrag auf Be⸗ 
willigung des Armenrechts in vollem Umfange abgelehnt worden war, 
hat der RA. der Kl. das Mandat gekündigt und iſt für ſie nicht 
mehr aufgetreten. Auf feinen Antrag find ihm 20,94 RM Armen⸗ 
rechtsgebühren aus der Staatskaſſe gezahlt worden. Dieſe Zahlung 
iſt nicht zu beanſtanden. Der Kl. war das Armenrecht nach 8115 Abſ. 2 
BRD. zun Teil („quotenmäßig“) bewilligt worden. Dem RA. blieb 
deshalb das Recht, Vorſchuß — wenn auch nur in entſprechend ge⸗ 
ringerer Höhe — zu verlangen. Die Nichtzahlung des Vorſchuſſes 
berechtigte ihn zur Kündigung des Auſtrages. Denn ſonſt wäre die 
Partei in der Lage, die Dienſtleiſtung des Anwalts, die beim Quoten⸗ 
armenrecht nicht teilbar iſt, ohne Entgelt zu erzwingen und jo bzgl. 
der Anwaltskoſten die Wirkung des vollen Armenrechts zu erlangen, 
während ihr das volle Armenrecht vom Gericht gerade verſagt worden iſt. 


Da der Auftrag des Anwalts mit der zuläſſigen Kündigung 
endete, konnte der Anwalt ſeine Gebühren aus der Staatskaſſe ver⸗ 
langen (885 RAGEBD. i. Verb. m. § 1 Abſ. 2 ArmAnw ch.). Dem 
bisher nicht veröffentlichten Beſchl. des OLG. Breslau v. 8. Aug. 1934, 
16 W 2328/34 liegt ein anderer Sachverhalt zugrunde. In dieſer 
Sache handelte es ſich um ein offenſichtliches Verſehen des Anwalts, 
durch das ſeine Tätigkeit wirkungslos geblieben war. Ob den Beſchl. 
des OLG. München v. 3. Jan. 1934: JBl. 1934, 97 und des KG.: 
JW. 1934, 2496 in vollem Umfange beizutreten iſt, bedarf keiner 
Erörterung, da beide Beſchl. ebenfalls einen anderen Sachverhalt be- 
treffen und die hier vorliegende Bewilligung des Quotenarmenrechts 
und Kündigung des Auftrages durch den Anwalt wegen Nichtzahlung 
des Reſtvorſchuſſes nicht behandeln. 


(OLG. Königsberg, 5. ZivSen., Gutachten v. 15 Jan. 1935, ER 99/34.) 
Ber. von OLGR. Sieloff, Königsberg. 


* 
Naumburg 


2. 5 13 Ziff. 4 RAceb O.; 8 272b ZPO. Entſtehung 
der Beweisgebühr bei Einholung von Auskünften vor der 
mündlichen Verhandlung. 

In einem Unterhaltsſtreit iſt der Bekl. durch Urt. v. 22. März 
1934 zur Zahlung einer wöchentlichen Unterhaltsrente von 10 Nl an 
die Kl., ſeine Ehefrau, verurteilt worden. Dabei iſt das AG. davon 
ausgegangen, daß der Bekl. einen wöchentlichen Verdienſt von etwa 
30 AM habe, während die Kl. ohne eigenes Arbeitseinkommen im 
Hauſe ihrer Eltern lebe. Auf das Armenrechtsgeſuch des Bekl. hat 
das LG. als BG. zunächſt eine Auskunft über die Richtigkeit der 
neuen Behauptung des Bekl. eingeholt, daß die Kl. wöchentlich etwa 
20 AM in einer Tuchfabrik verdiene. Nachdem die Arbeitgeberin der 
Kl. dieſe Behauptung durch die Auskunft v. 23. Mai 1934 im weſent⸗ 
lichen beſtätigt hatte, iſt dem Bekl. das Armenrecht für die BerInſt. 
bewilligt worden. Da der Behl. inzwiſchen angezeigt hatte, daß er ſeit 
dem 23. Mai 1934 wieder arbeitslos ſei, hat das LG. i. Verb. m. 
dem Armenrechtsbeſchluß, alſo noch vor Einlegung der Ber. durch 
den beſtellten Arm Anw., RA. A. in X., vom Wohlfahrtsamt in 9). 
eine Auskunft darüber eingeholt, ob und wann der Bell. arbeitslos 
geworden ſei, ob er Unterſtützung beziehe, ob er wegen Arbeitsmangels 
entlaſſen worden ſei oder ob er die Arbeit freiwillig niedergelegt 
habe, um ſich der Unterhaltspflicht zu entziehen, und ob er in Kürze 
wieder Ausſicht habe, Arbeit zu bekommen. Am 23. Juni 1934 ging 
dann die Ber. des Bekl., einige Tage ſpäter die Auskunft des 
Wohlfahrtsamtes in N. ein, die Real. A. mit dem Erſuchen um Mit- 
teilung, falls Bekl. wieder Arbeit bekomme, abſchriftlich mitgeteilt 
wurde. Die inzwiſchen ebenfalls durch einen Anwalt vertretene Kl. 
beantragte Zurückweiſung der Ber., indem ſie ſpätere Begr. dieſes 
Antrages in Ausſicht ſtellte. Am 21. Juli 1934 richtete das BG. ein 
erneutes Auskunftserſuchen an das Arbeitsamt in Y. mit der An- 
frage, ob und ſeit wann der Bekl. wieder Arbeit habe und was er 
verdiene. Von der am 3. Sept. 1934 eingegangenen Auskunft erhielten 
beide Anwälte Abſchrift. Am gleichen Tage wurde Verhandlungs⸗ 
termin angeſetzt, in dem dann die Klage abgewieſen wurde. Im Tat⸗ 
beſtand des Urteils iſt auf die eingezogenen Auskünfte Bezug ge⸗ 
nommen. In den Urteilsgründen iſt ausgeführt, daß durch die Aus⸗ 
kunft der Arbeitgeberin der Kl. feſtſtehe, daß ſie durchſchnittlich 
wöchentlich 16,62 RM verdiene und daß deshalb der Bekl. auch für 
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die Zeit, in der er Arbeit gehabt habe, alſo bis 23. Mai 1934, nicht 
verpflichtet ſei, an die Kl. Unterhalt zu zahlen. Für die Zeit nach 
dem 23. Mai 1934 iſt die Unterhaltspflicht des Bekl. mit der Begr. 
verneint worden, daß der Bekl., „wie die Auskünfte des Wohlfahrts⸗ 
amtes und des Arbeitsamtes in 9. ergäben“, arbeitslos ſei, während 
die Kl. nach wie vor in Arbeit ſtehe. 

In ſeinem Koſtenerſtattungsantrag hat RA. A., der Beſchwß., 
eine Beweisgebühr in Anſatz gebracht. Der Urkundsbeamte der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle hat fie mit der Begründung abgeſetzt, die Auskünfte ſeien 
ſämtlich vor der mündlichen Verhandlung eingezogen worden, und die 
Anwälte ſeien dabei nicht tätig geweſen, vielmehr ſei damit das Be⸗ 
weisaufnahmeverfahren ſchon beendigt geweſen. Das LG. hat die 
hiergegen eingelegte Erinnerung zurückgewieſen. Zur Begr. hat es 
ausgeführt, es handele ſich um Maßnahmen aus § 272 b Abſ. 1 u. 2 
Ziff. 2 ZRDO., die regelmäßig nur vorbereitender Natur ſeien und 
Reine Beweisanordnung enthielten. Gegen dieſen Beſchluß richtet ſich 
die Beſchw. des RA. A. 

Auf Erſuchen des Sen. hat das BG. die amtliche Auskunft 
erteilt, die fraglichen Auskünfte ſeien vorſorglich eingeholt worden, 
da nicht abzuſehen geweſen ſei, ob die Auskunftstatſachen unſtreitig 
werden würden, wie das tatſächlich in der mündlichen Verhandlung 
ſpäter der Fall geweſen ſei, die Auskünfte ſeien zum Gegenſtand der 
mündlichen Verhandlung gemacht worden. 

Die Beſchw. iſt auf Grund folgender Erwägungen für begründet 
erachtet worden: Ob im Fall des § 272 b 3PO. durch Einholung von 
Auskünften für den Anwalt die Beweisgebühr entſteht, hängt davon 
ab, ob die Auskünfte nur zur Unterrichtung des Gerichts oder als 
vorweggenommene Maßnahme zur Klärung ſtreitiger oder voraus⸗ 
ſichtlich ſtreitiger Behauptungen angefordert find und ob der An⸗ 
walt, falls letzteres zutrifft, in dieſem Beweisaufnahmeverfahren 
tätig geworden iſt. Nach der Rſpr. des Sen. kommt es für die erſtere 
Vorausſetzung entſcheidend darauf an, ob das Gericht bei Einholung 
der Auskunft Beweis erheben wollte. Nach der eingeholten Aus⸗ 
kunft des BG. hat dieſes mit der Möglichkeit gerechnet, und bei der 
im erſten Rechtszug mehrfach eingetretenen vorübergehenden Arbeits⸗ 
loſigkeit des Bekl. auch damit rechnen dürfen, daß ſeine Behauptun⸗ 
gen in dieſer Richtung und über den Grund feiner Arbeitslosigkeit 
ſtreitig werden könnten. Das BG. hat deshalb auf dem hierfür ge- 
ſetzlich vorgeſehenen Wege des § 272 b ZPO. dieſe vorausſichtlich not⸗ 
wendig werdende Beweisaufnahme vorweggenommen. Es hat alſo 
Beweis erheben wollen, als es die Auskünfte des Arbeitsamts 
und des Wohlfahrtsamts in P. einholte. 8 

In dieſem Beweisaufnahmeverfahren iſt aber auch RA. A. tätig 
geworden. Er hat Abſchriften der Auskünfte vom Gericht überſandt 
erhalten und hat ſie, wie ohne weiteres anzunehmen iſt, an ſeine 

artei weitergeleitet. Er hat aber ausweislich des landgerichtlichen 
Urteils dieſe Auskünfte auch inhaltlich in der mündlichen Verhand⸗ 
lung vorgetragen. Erſt damit iſt bei Einholung von Auskünften das 

Beweisaufnahmeverfahren abgeſchloſſen. RA. A. hat alſo die Beweis⸗ 
gebühr gem. § 13 Ziff. 4 NAGEHD. jedenfalls durch die Auskunfts⸗ 
einholung beim Wohlfahrts⸗ und Arbeitsamt in M. verdient, wobei 
die noch im Armenrechtsverfahren eingeholte Auskunft der Firma R. 
über den Arbeitsverdienſt der Kl. ganz außer Betracht bleiben konnte. 

(OG. Naumburg [Saale], 6. Koſten⸗ ZivSen., Beſchl. v. 27. März 

1935, 6 W 2/35.) 

Ber. von OLGR. Reitzenſtein, Naumburg (Saale). 
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73. 891 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. Erſtattungsfähigkeit der 
Koſten zweier Anwälte, wenn die Partei im ganzen drei 
Anwälte beſchäftigt hat, und zwar der Anwaltswechſel 
A.—B. überflüſſig, der Anwaltswechſel B.—C. aber not- 
wendig war. 

Der Kl. hat ſich in dem vor dem LG. in K. ſchwebenden Rechts⸗ 
ſtreit gegen die Bekl. zunächſt des RA. U. als Prozeßbevollmächtigten 
bedient. Nachdem dieſer das Mandat niedergelegt hatte, iſt RA. Dr. B. 
für den Kl. tätig geworden. Nach der Verhaftung Dr. B.s hat der 
Kl. den Rel. C. mit feiner Vertretung im Rechtsſtreit betraut. Dieſer 
hat im erſten Rechtsgange ein dem Kl. günſtiges Urteil erſtritten. 
Nach dem Koſtenfeſtſetzungsbeſchl. des Urkundsbeamten der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle ſind zugunſten des Kl. die Koſten zweier Rechtsanwälte 
als erſtattungsfähig feſtgeſetzt worden. Auf die Erinnerung der Bell. 
hat das LG. den Beſchl. geuͤndert und dem Kl. nur die Koſten eines 
Anwalts zugebilligt mit der Begründung, der Anwaltswechſel A.— B. 
hätte nicht eintreten müſſen, bei fortlaufender Prozeßvertretung des 
RA. A. hätte aber auch der weitere Anwaltswechſel B.—C. nicht 
ſtattzufinden brauchen. Der hiergegen eingelegten ſofortigen Beſchwerde 
it aus folgenden Gründen ſtattgegeben worden: 

Der Kl. hat das Recht der freien Anwaltswahl. Es war ihm 
überlaſſen, RA. A., B. oder einen anderen Anwalt mit der Durch⸗ 
hührung ſeines Rechtsſtreits zu beauftragen. Daß er ſich zunächſt an 


A. A. und ohne erſichtliche Gründe von dieſem an RA. B. gewendet 


hat, kann den Bekl. nicht zum Nachteil gereichen. Der Wechſel A.— B. 
berührt ſie in der Koſtenfrage nicht. Weil dieſer Wechſel nicht not⸗ 
wendig war, kann der Kl. inſoweit nur die Koſten eines Anwalts 
erſtattet verlangen. Nach der Beauftragung des RA. B. iſt der Kl. 
jedoch durch deſſen Verhaftung ohne ſein Verſchulden gezwungen 
worden, einen anderen Anwalt um ſeine Prozeßvertretung zu bitten. 
Der Wechſel B.—C. mußte eintreten. In dieſem Falle ſind die 
Koſten des Anwaltswechſels von den Bekl. zu tragen, ebenſo wie wenn 
ſich der Kl. von Anfang an des RA. B. zu ſeiner Vertretung bedient 
hätte. Denn nach 8 91 Abſ. 2 Satz 2 ZRD. find der obſiegenden 
Partei auch die Koſten mehrerer von ihr angenommener Anwälte zu 
erſtatten, wenn in der Perſon des Prozeßbevollmächtigten ein Wechſel 
eintreten mußte. Der Beſchwerde war daher ſtattzugeben. 

(OLG. Naumburg [Saale], 6. Koſten⸗] ZivSen., Beſchl. v. 8. April 
1935. 6 W 41/35.) 

Ber. von OSG R. Reitzenſtein, Naumburg (Saale). 


* 
Stettin 

74. 88 114 ff. 3 PO. Der Beſchluß eines Einzelrichters 
auf Bewilligung des Armenrechts hat auch dann Wirkung 
gegenüber der Staatskaſſe, wenn dem Einzelrichter die 
Zuſtändigkeit fehlte. 


Der Einzelrichter iſt zur Bewilligung des Armenrechts nicht 
zuſtändig. (Wird näher ausgeführt.) 

Eine andere Frage iſt, ob einem Beſchluſſe des Einzelrichters 
auf Bewilligung des Armenrechts, wenn er einmal ergangen iſt, 
die verpflichtende Wirkung gegenüber der Staatskaſſe fehlt. Dieſe 
Frage iſt zugunſten des BeſchwF. zu verneinen. Der Einzelrichter 
ſteht an Stelle des Prozeßgerichts. Er überſchreitet zwar, wenn er 
das Armenrecht bewilligt oder verſagt, ſeine Zuſtändigkeit; ſeine 
Entſch. iſt aber nicht unwirkſam, vielmehr nur mit den ordentlichen 
Rechtsmitteln anfechtbar, ſoweit ſolche überhaupt gegeben ſind 
(8 127 3PO.). Dieſe Auffaſſung, die auch das KG. vertritt, Gae⸗ 
deke, KoftNipr. 1934 Nr. 332 — ſteht im Einklang mit der feſten 
Rſpr. des KoſtSen. zu der der Rechtsähnlichkeit wegen heranzu⸗ 
ziehenden Frage nach der rückwirkenden Bewilligung des Armen⸗ 
rechts; die Anordnung ſolcher Bewilligung iſt nicht zuläſſig, wenn 
fie aber geſchehen it, iſt fie für die Staatskaſſe verbindlich 
(5 W 13/31; 5 W 35/32; 5 W 52/30). Auf die Beſchw. des im 
Armenrecht beigeordneten Anwalts war deshalb in Abänderung 
des angegriffenen Beſchluſſes zu ſeinen Gunſten der Feſtſetzungs⸗ 
beſchluß des Urkundsbeamten v. 4. Aug. 1934 aufrechtzuerhalten. 

(OLG. Stettin, Beſchl. v. 2. Febr. 1935, 5 W 35/4.) 


Ber. von SenPräſ. Dr. Rumpf, Danzig. 


Landgerichte: Zivilſachen 


Berlin 


75. 88 114ff. ZPO. Es gehört nicht zu dem Auf⸗ 
gabekreis des als Pfleger beſtellten RA., die Durchführung 
eines Unterhaltsanſpruchs im Wege der Klage unentgelt- 
lich zu betreiben, er ift vielmehr berechtigt, von den Pflege- 
befohlenen ſeine Gebühren als Anwalt zu beanſpruchen 
und auch Vorſchußzahlungen für ſeine Aufwendungen zu 
verlangen. Da den Klägerinnen das Armenrecht bewil⸗ 
ligt iſt, haben ſie bei dieſer Sachlage auch das Recht, die 
Beiordnung des Pflegers als Armenanwalt zu verlangen, 
um von der Vorſchuß⸗ und Gebührenzahlungspflicht ihm 
gegenüber befreit zu ſein. 

(LG. Berlin, Beſchl. v. 16. April 1935, 289 T 4728/35.) 
* 


76. 88 811 Ziff. 5 u. 7, 825 8PO. Parteiamtliche 
Kleidungsſtücke können im Erwerbsgeſchäft gepfändet wer⸗ 
den. Ihre Verwertung erfolgt nach § 825 3 PO. 

Der ſofortigen Beſchwerde war der Erfolg zu verſagen. Die 
Pfändung der 15 Stück PO.-Blufen verſtößt nicht gegen § 811 Ziff. 7 
ZPO. Unter dieſe Beſtimmung fallen nur ſolche Dienſtkleidungsſtücke, 
die zum perſönlichen Dienſtgebrauch eines Schuldners beſtimmt ſind, 
nicht aber ſolche, die ein Schuldner vorrätig hat, damit ſie im Rah⸗ 
men ſeines Erwerbsgeſchäfts als Waren veräußert werden. Auch andere 
geſetzliche Vorſchriften ſtehen der Pfändung nicht entgegen. Insbeſ. 
iſt aus der Tatſache, daß der unerlaubte Erwerb, Beſitz und Vertrieb 
von NS.⸗Behleidungsſtücken geſetzlich verboten iſt, nicht zu folgern, 
daß eine Pfändung ſolcher Gegenſtände allgemein unzuläſſig ſei. Dies 
könnte vielleicht angenommen werden, wenn eine angemeſſene Ver⸗ 
wertung im Wege der Zwangsvollſtreckung unmöglich ſein würde. Das 
Gegenteil ſteht aber in vorliegender Sache feſt. Der Reichsſchatzmeiſter 
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der NSDAP., Reichsleitung in München, hat in feinem Schreiben an 
die Gläubigerin keine Einwendungen gegen die Pfändung der bezeich⸗ 
neten Bluſen erhoben unter der Vorausſetzung, daß die Verwertung 
gemäß § 825 ZPO. im Wege freihändiger Veräußerung an von der 
Reichszeugmeiſterei zugelaſſene Firmen, Formationen oder Einzelper⸗ 
ſonen erfolgt. Die Gläubigerin hat auch bereits erklärt, daß ſie einen 
ſolchen Antrag aus § 825 ZPO. für die Verwertung ſtellen will. 
Hiernach iſt eine einwandfreie und angemeſſene Verwerkung im Wege 
der Zwangsvollſtreckung geſichert. Die Pfändung iſt daher auch unter 
dieſen Geſichtspunkten für zuläſſig zu erachten. 

(LG. Berlin, 9. 3K., Beſchl. v. 27. Febr. 1935, 209 T 577/35.) 

Ber. von LGDir. Heiſe, Berlin. 
* 

Leipzig 

77. 88 124 Abſ. 1, 717 Abſ. 2 ZPO. Hat ein Arm Anw. 
nach Erwirkung eines vorläufig vollſtreckbaren Urteiles 
vom Gegner feiner Partei die auf deren Namen feſtge⸗ 
ſetzten Koſten beigetrieben und zur Deckung ſeiner Gebüh— 
renanſprüche aus anderer Sache behalten, ſo beſteht nach 
Aufhebung jenes Urteiles kein unmittelbarer Anſpruch des 
Gegners aus 8 717 Abſ. 2 ZPO. auf Erſatz der beigetrie- 
benen Koſten gegen den Arm Anw. ) 

Der Bekl. hat als Armenanwalt einer Partei in einem Vor⸗ 
prozeſſe gegen den Kl. ein Verſäumnisurteil erwirkt ſowie darauf⸗ 
hin die Koſten im Namen ſeiner Partei feſtſetzen laſſen und vom 
Kl. beigetrieben. Auf deſſen Einſpruch hin wurde das Verſäum⸗ 
nisurteil aufgehoben. Der Kl. verlangt nunmehr vom Bekl. die 
beigetriebenen Koſten im Wege des § 717 Abſ. 2 ZP. zurück, 
die jener zur Deckung von Gebührenanſprüchen verwendet hat, 
die in anderer als der Armenſache erwachſen ſind. Der Amtsrichter 
hat der Klage ſtattgegeben, weil nach $ 124 Abi. 1 ZPO. gleich⸗ 
gültig ſei, auf weſſen Namen die Koſtenfeſtſetzung und -bollitref- 
kung betrieben worden ſei. Das BG. hat die Klage abgewieſen mit 
folgender Begr.: 

Der Schadenerſatzanſpruch nach § 717 Abi. 2 ZBO. iſt ge⸗ 
geben, wenn ein für vorläufig vollſtreckbar erklärtes Urteil auf⸗ 
gehoben wird. Er ſteht demjenigen zu, der in dem fraglichen 
Rechtsſtreite Bekl. war, und geht auf den Erſatz des Schadens, der 
durch die Vollſtreckung des aufgehobenen Urteils oder durch eine 
zur Abwendung der Vollſtreckung gemachte Leiſtung entſtanden iſt, 
umfaßt daher auch die Koſten des Rechtsſtreits und der Zwangs⸗ 
vollſtreckung (Gaupp⸗Stein⸗Jonas, Anm. II 4 Note 37 ff. 
zu § 717 ZPO.) Nun wendet ſich der Kl. aber nicht gegen feinen 
früheren Gegner, ſondern gegen deſſen Armenanwalt. Auch dieſer 
könnte ohne weiteres mit einer Klage aus § 717 Abſ. 2 3 PO. 
überzogen werden, wenn und ſoweit er als Rechtsnachfolger der 
armen Partei anzuſehen wäre. Eine Rechtsnachfolge im Sinne der 
ZPO. hinſichtlich der ſtreitigen Koſtenforderung liegt vor, wenn 
der Armenanwalt gem. § 124 Abſ. 1 ZPO. feine Gebühren und 
Auslagen auf ſeinen eigenen Namen hat feſtſetzen laſſen. 
Denn nach h. M. (Gaupp⸗Stein⸗Jonas, Anm. I zu 8124 
ZPO.) gibt ihm jene Vorſchr. ein Pfandrecht am Erſtattungs⸗ 
anſpruche der armen Partei und ſomit die Stellung ihres Rechts⸗ 
nachfolgers i. S. der 88 265, 325, 727 ZPO. (Baumbach, 
Ann. 4 zu § 265 ZPO.), die ihn verpflichtet, im Falle des 8 717 
Abi. 2 ZPO. ſelbſtändig beigetriebene Koſten dem Gegner der 
armen Partei zu erſtatten (Gau pp⸗Stein⸗Jonas, Anm. 1 
Abſ. 2 zu § 124; Anm. II 3 zu $ 717 3PO.). 

Ein ſolcher Fall liegt aber hier nicht vor; denn der fragliche 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß iſt unſtreitig vom Bekl. nicht auf jei- 
nen Namen, ſondern auf den der armen Partei erwirkt 
worden. Dieſer Umſtand iſt aber keineswegs unerheblich, wie der 
Amtsrichter in feinem Urteil erklärt. Denn nach h. M. (OLG. 
16/297; Gruchot 45/652) ſteht der Beitreibungsauſpruch hinſicht⸗ 
lich der Koſten der armen Partei zu, ſoweit nicht der Armenan⸗ 
walt von feinen Rechte aus § 124 Abſ. 1 ZPO. Gebrauch ge- 
macht hat. Deshalb iſt ſcharf zu unterſcheiden, auf weſſen Namen 
die Feſtſetzung beantragt und die Zwangsvollſtreckung betrieben 
wurde, weil je nachdem die Perſon des Berechtigten und die 
Möglichkeit zu Erſtattungsanſprüchen wechſelt. Auszuſcheiden hat 
ſchließlich auch der Fall, daß ein von der Partei bezahlter Wahlan⸗ 
walt, dem das Recht aus § 124 Ab. 1 ZPO. überhaupt nicht zu⸗ 
ſteht, Koſten vom Gegner beigetrieben und zur Deckung ſeines 
Gebührenanſpruchs gegen die von ihm vertretene Partei verwendet 
hat; denn dieſer hat inſoweit nur als Vertreter ſeiner Partei ge⸗ 
handelt, fo daß alle Wirkungen für und wider gem. § 164 Abſ. 1 
BGB. allein in deren Perſon eingetreten ſind. 

Übrig bleibt ſomit allein die hier in Frage kommende Mög⸗ 
lichkeit, daß der Armenanwalt nicht in ſeinem Namen, ſondern in 
dem der armen Partei die vom Gegner zu erſtattenden Koſten hat 


> 


feſtſetzen laſſen. Dieſer Fall iſt keineswegs i. S. des vom Bekl. 


angeführten Urteils des KG.: JW. 1929, 3179 14 zu entſcheiden. 
Denn dort handelt es ſich um die Frage, ob eine Partei um die 
Koſten bereichert iſt, die ihr Anwalt von einer Perſon bei⸗ 
getrieben hat, die überhaupt nicht erſtattungspflichtiger Gegner 
der beitreibenden Partei war. Hier aber geht die Frage darum, 
ob der Gegner einer armen Partei von deren Armenanwalte die 
auf den Namen der armen Partei feſtgeſetzten Koſten erſtattet 
verlangen kann, die er an dieſen auf Grund eines ſpäter auf⸗ 
gehobenen Verſäumnisurteils gezahlt und die dieſer zur Deckung 
eines nicht von ſeiner Beiordnung berührten Gebührenanſpruchs 
gegen die arme Partei für ſich behalten hat. Wie oben dargelegt, 
beſteht gegen den Bekl. weder eine unmittelbare Haftung aus § 717 
Abſ. 2 ZPO., weil er im Vorprozeſſe nicht Partei war, noch eine 
mittelbare, weil er nicht als Rechtsnachfolger i. S. des § 124 
Abſ. 1 ZPO. anzufehen iſt. Zu prüfen war daher weiter die 
Frage, ob der vorl. Fall eine entſprechende Anwendung des § 717 
Abi. 2 ZPO. erlaubte. In einem ähnlich gelagerten Streite iſt 
eine ſolche vom OLG. zu Frankfurt (JW. 1928, 752 40) angenom⸗ 
men worden. Dieſer Entſch. vermag die Kammer jedoch nicht zu 
folgen. Sie wird dadurch zu rechtfertigen geſucht: Der Bekl. dürfe, 
indem er ſeine Gebühren und Auslagen im Namen der von ihm 
vertretenen armen Partei habe feſtſetzen laſſen und vom Gegner 
eingezogen habe, dieſem gegenüber, ſoweit es ſich um die Heraus⸗ 
gabe des Empfangenen handle, nicht beſſer geſtellt ſein, als wenn 
er ſeine Koſten unmittelbar vom Gegner im Wege des § 124 Abſ. 1 
3PO. beigetrieben hätte. Die Erwägung iſt eine reine Billigkeits⸗ 
erwägung, die im Geſetze keine Stütze findet. Wenn die ZPO. 
ſolchenfalls dem Gegner keinen Anſpruch unmittelbar gegen den 
Armenanwalt gewährt hat, jo kann ein ſolcher Anſpruch auch nicht 
aus Billigkeitserwägungen in das Geſetz hinein interpretiert wer⸗ 
den, die um jo weniger beſtehen, als der Gegner im Falle des 8 717 
Abi. 2 ZPO. doch einen unmittelbaren Anſpruch gegen die vom 
Anwalte vertretene Partei hat und der Umſtand, daß der Anwalt 
jene im Armenrechte vertreten hat, ohne ſich der Möglichkeit des 
§ 124 Abſ. 1 ZPO. zu bedienen, nicht die Folge haben darf, daß 
dem Anwalte aus der Armenrechtsvertretung noch beſondere Nach⸗ 
teile und eine eigene Haftung entſprechend § 717 Abſ. 2 ZPO. 
erwachſen. 
(LG. Leipzig, Urt. v. 2. Nov. 1934, 6 Dg 211/34.) 


Ber. von Dr. Thomas, Leipzig. 


Anmerkung: Der ſorgfältig begründeten Entſch. iſt beizu⸗ 
pflichten. Sie beruht auf der richtigen Erwägung, daß der An⸗ 
walt, der die Koſtenfeſtſetzung für die Partei betreibt, in deren 
Namen tätig wird, die Rechtsfolgen der fo vorgenommenen Pro- 
zeßhandlungen alſo für und gegen die Partei entſtehen und 
der Anwalt dabei im Verhältnis zur Gegenpartei ganz aus dem 
Spiel bleibt. Das iſt beim Armenanwalt nicht anders. Der An⸗ 
walt, alſo auch der Armenanwalt, der auf Grund des für ſeine 
Partei erwirkten Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes die Vollſtreckung be⸗ 
treibt und die Koſten vom Gegner beitreibt, tilgt damit den Koſten⸗ 
erſtattungsanſpruch ſeiner Partei gegen die unterlegene Gegen⸗ 
partei. Ob er die beigetriebenen Koſten ſeiner Partei aushändigt 
oder — als Armenanwalt — ſie auf eine in anderer Sache be⸗ 
ſtehende Gebührenforderung an ſeine Partei verrechnet, iſt für 
das Verhältnis ſeiner Partei zur Gegenpartei rechtlich ohne jede 
Bedeutung (fo auch Urt. des KG. v. 13. Juli 1929: JW. 1929, 
3179 1 ferner OLG. Düſſeldorf: JW. 1931, 2047 20. Die gegen⸗ 
teilige, von OLG. Frankfurt (JW. 1928, 752 40) vertretene Auffaſ⸗ 
ſung geht davon aus, daß, auch wenn die Koſten auf den Namen 
der Partei feſtgeſetzt, aber tatſächlich an den Armenanwalt ge⸗ 
zahlt worden find, er fie als „Pfaudgläubiger“ empfangen habe, 
denn ſein Pfandrecht ſei trotz der Feſtſetzung auf den Namen der 
Partei beſtehen geblieben. Dieſe Auffaſſung iſt völlig willkürlich 
und ignoriert die Tatſache und deren zwangsläufige Rechtsfolge, 
daß der Armenanwalt, ſofern und ſolange er im Namen der Par⸗ 
tei handelt, alſo für dieſe die Feſtſetzung und die Vollſtreckung 
betreibt, bewußt ſeine Rechte als Armenanwalt aus § 124 
PO. zurückſtellt. So können alſo, ſolange er das tut, weder 
Rechtsvorteile, demgemäß aber auch keine Rechtsnachteile dar⸗ 
aus in ſeiner eigenen Perſon, ſondern immer nur in der Perſon 
des Vertretenen erwachſen. 

Gegenanſprüche, die aus der Beitreibung der Koſtenforderung 
entſtanden ſind, können ſich folglich ſtets nur gegen die arme 
Partei richten. Sie iſt Vollſtreckungsgläubigerin, in ihr Ver⸗ 
mögen iſt der Koſtenbetrag gefloſſen, ihre Forderung an die 
Gegenpartei iſt dadurch getilgt, ihr Vermögen haftet alſo auch 
für etwaige aus dieſem Rechtsvorgang entſpringende Anſprüche. 
Das gilt uneingeſchränkt auch für Anſprüche auf Schadenserſatz 
aus § 717 Abſ. 2 ZPO. Hierbei handelt es ſich um einen regel⸗ 
rechten Schadenserſatzanſpruch wegen unerlaubter Handlung (im 
weiteren Sinne, vgl. Baumbach III zu § 717 ZPO., bei dem 
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es nicht einmal darauf ankommt, ob der auf Erſatz in Anſpruch 
genommene Gläubiger tatſächlich etwas erlangt har (RG.: FR. 
1927, 75). 

Allerdings iſt die Rechtsſtellung des Armenanwalts in der 
Koſtenfeſtſetzung inſofern eine beſondere, als für ihn ein ſelb⸗ 
ſtändiges Beitreibungsrecht in § 124 3 O. geſchaffen iſt. 
Gleichgültig nun, wie man dieſes Recht anſteht, ob als Pfand⸗ 
recht an der Erſtattungsforderung oder als ſelbſtändiges Beitrei⸗ 
bungsrecht, ſo ändert dieſe rechtliche Charakteriſterung für alle 
diejenigen Fälle, für die Frage der Paſſivplegitimakion einer 
Klage aus § 717 ZPO. gegenüber an der rechtlichen Beurteilung 
nichts, in denen der Anwalt gar nicht kraft dieſes ſeines Sonder⸗ 
rechts, alſo gar nicht im eigenen Namen handelt und handeln will, 
ſondern im Namen der Partei die Feſtſetzung und Vollſtreckung 
betrieben hat. Ob er das eine oder andere wählen will, ſteht in 
ſeinem Belieben. Er iſt nicht verpflichtet, von ſeinem Recht aus 
§ 124 3 PO. Gebrauch zu machen. Tut er es nicht, fo gefährdet 
er zwar damit dieſes Recht, riskiert alſo den Verluſt einer Vor⸗ 
zugsſtellung. Ihn dann aber trotzdem für gewiſſe Fälle ſo zu be⸗ 
handeln, als ob er von ſeinem Recht doch Gebrauch gemacht hätte, 
iſt naturgemäß rechtlich unhaltbar. Es verſteht ſich eigentlich von 
ſelbſt, daß jemand, der eindeutig für irgendwelche Anſprüche nicht 
paſſivlegitimiert iſt, weil er nämlich rechtlich ebenſo eindeutig und 
einwandfrei nur als Vertreter gehandelt hat, nicht durch ent⸗ 
ſprechende Anwendung irgendwelcher Rechtsvorſchriften doch 
zum Paſſivlegitimierten gemacht werden kann. Hat er die Koſten 
als Vertreter ſeiner Partei entgegengenommen, ſo kann die 
Gegenpartei aus dieſem rein tatſächlichen Vorgang nicht rechtlich 
herauskonſtruieren, daß in Wahrheit er der betreibende Gläubi⸗ 
ger ſei und die Rückzahlung dieſer Koſten aus § 717 ZPO. 
ſchuldet, der dieſe nur für den Vollſtreckungsgläubiger und nicht 
für ſeinen Vertreter vorſieht. 


LG. Leipzig hat ſomit vollkommen recht, wenn es die oben 
erwähnte Entſch. von OLG. Frankfurt als rechtlich nicht haltbar 
ablehnt. Die Rechtslage ändert ſich eee ſofort, wenn der 
Armenanwalt aus § 124 ZPO. die Feſtſetzung betrieben und auch 
vollſtreckt hat. Denn damit handelt er ausdrücklich und eindeutig 
im eigenen Namen zur Verwirklichung des ihm gewährten 
Sonderrechts. In dieſem Falle iſt wieder die Partei nicht betei⸗ 
ligt. Entſtehen hier alſo aus der Vollſtreckung irgendwelche An⸗ 
ſprüche, fo vor allem auf Rückzahlung aus § 717 Abſ. 2 3 PO,, 
ſo können dieſe Il ftet3 nur gegen den Armenanwalt ſelbſt rich⸗ 
ten. Eine Vermiſchung beider Tatbeſtände iſt nicht denkbar, eine 
Inanſpruchnahme eines an dem einen oder anderen Verfahren 
nicht Beteiligten daher rechtlich nicht zu begründen. 

Der Armenanwalt kann deshalb von der zunächſt unterlie⸗ 
genden Gegenpartei nach S 717 Abſ. 2 3PO. nur dann auf 
Schadenserſatz belangt werden, wenn er aus $ 124 ZPO. vor⸗ 
en iſt. Dann hat er diejenigen Beträge, die er beigetrieben 

at, perſönlich an den Schuldner, der nunmehr ihm gegenüber 
Schadenserſatzgläubiger geworden iſt, zurückzuzahlen (ſo auch 
Baumbach 1 B zu $ 124 ZBO.). Das iſt immerhin inſofern 
bemerkenswert, als § 717 3PO. an ſich nur zwiſchen den Pro⸗ 
zeßparteien gilt. Da aber der Armenanwalt durch § 124 ZPO. 
ür die Erſtattung der eigenen Koſten der Prozeßpartei, der er 
beigeordnet ift, gleichgeſtellt ift, beſtehen keinerlei rechtliche Be⸗ 
denken, die Schadenserſatzpflicht aus § 717 ZPO. in ſolchem Falle 
duch auf ihn anzuwenden. Andernfalls dagegen, d. h. wenn der 
Anwalt nicht im eigenen Namen gehandelt hat, iſt es dem Gegner 
gegenüber rechtlich bedeutungslos, welches Schickſal der beigetrie⸗ 
bene Betrag erleidet, ob er ſchließlich in die Taſche des Armen⸗ 
anwalts, der Partei oder ſonſt eines Dritten fließt. Selbſt dann, 
enn unzuläſſigerweiſe der Armenanwalt ſich daraus wegen ſeiner 
Armenanwaltskoſten bezahlt machen würde, ließe ſich damit ein 
chadenserſatzanſpruch des Gegners aus § 717 ZPO. nicht be⸗ 
gründen. 
KOR. Dr. Gaedeke, Berlin. 


* 

Magdeburg 

F 78. Art. 20 der 6. Durchf VO. z. SchRG. Der Beſchluß, 
durch den ein Betrieb zum Entſchuldungsbetrieb erklärt 
57 80 ſchließt das Verfahren ab. Eine Wiederaufnahme 
des Verfahrens gibt es nicht, auch wenn der Richter ſich 
liier die Eigenſchaft des Betriebes als „landwirtſchaft- 
ichen“ geirrt hat. 

E. hat beantragt, ſeinen Betrieb zum Entſchuldungsbetrieb 
zu erklären (Selbſtentſchuldung). Das AG. hat dem Antrage durch 
ne. v. 13. Nov. 1934 entſprochen. Der Entſchuldungsvermerk 
ſt in das Grundbuch eingetragen und die für die Gläubigerin 
eingetragene Hypothek in eine unkündbare Tilgungshypothek um⸗ 
gewandelt worden. 


Auf Vorſtellung der Gläubigerin ſtellte das AG. Ermitte⸗ 
lungen darüber an, ob überhaupt der Betrieb ein landwirtſchaft⸗ 
licher ſei, und hob den Beſchl. v. 13. Nov. 1934 von Amts wegen 
auf mit der Begr., daß er der geſetzlichen Grundlage entbehre, 
da E. nicht Inhaber eines landwirtſchaftlichen Betriebes ſei. 

Dies Verfahren war unzuläſſig. Der Beſchluß, durch den ein 
Betrieb zum Entſchuldungsbetrieb erklärt wird (Selbſtentſchul⸗ 
dung), ſchließt das Verfahren ab, ebenſo wie die Beſtätigung des 
Entſchuldungsplanes (S 21 des Geſetzes) und die Beſtätigung des 
e nden (§ 44). Der Betrieb iſt damit Entſchuldungs⸗ 

etrieb geworden (88 80, 81), und es treten nach § 82 die Wir⸗ 

kungen der §8 83—87 ein, die Hypothek iſt mit der Eintragung 
des Entſchuldungsvermerks kraft Geſetzes in eine unkündbare Til⸗ 
gungsforderung umgewandelt. 

Eine Wiederaufnahme des Verfahrens gibt es nicht, auch 
dann nicht, wenn der Richter — wie er ſich nachträglich überzeugt 
hat — in der Eigenſchaft des Betriebes als „landwirtſchaftlichen“ 
ſich geirrt hat. Das Verfahren iſt rechtskräftig abgeſchloſſen, die 
Wirkungen der 88 83—87 find eingetreten und kommen zur Durch⸗ 
führung und können nicht wieder von Amts wegen rückgängig 
gemacht werden. Der Art. 20 der 6. DurchfVO. betrifft nur ein 
nach Abſchn. 1 des Geſetzes eröffnetes Verfahren und gibt im 
übrigen das Recht der Aufhebung auch nur bis zum Abſchluß des 
Verfahrens, d. h. bis zur Beſtätigung des Entſchuldungsplans bzw. 
des Zwangsvergleichs. Nach dieſem Zeitpunkt iſt eine Aufhebung 
des Verfahrens gem. Art. 20 nicht mehr zuläſſig. 

(LG. Magdeburg, 3. ZR., Beſchl. v. 8. Febr. 1935, 3 T? 1/35.) 


Amtsgerichte 


Berlin⸗ Charlottenburg 

79. 8 157 3PO. Einem jüdiſchen, früheren Rechts⸗ 
anwalt iſt das Auftreten vor Gericht in fremden Rechts- 
angelegenheiten gemäß § 157 ZBD. zu verweigern, auch 
wenn er an Eides Statt verſichert, daß er fett einem Jahre 
keine Vertretung vor Gericht übernommen oder ausgeführt 
habe, und daß er jetzt die Vertretung nur aus Freundſchaft 
übernommen habe, ohne Bezahlung dafür zu beanſpruchen. 

(AG. Charlottenburg, Beſchl. v. 17. Mai 1935, 48 C 682/35.) 
Eingeſ. von RA. Dr. v. Bohlen, Berlin. 


* 

Ham burg 

80. 8 157 3PO. Eine Prozeßpartei, die ſich im Mahn⸗ 
verfahren eines nicht oder noch nicht zugelaſſenen Rechts⸗ 
konſulenten bedient, kann Erſtattung der ihr hierdurch 
entſtandenen Auslagen von dem an ſich zur Zahlung ver- 
pflichteten Gegner nicht fordern. 

(AG. Hamburg, Urt. v. 14. März 1935, 41 C 447/35.) 


Ber. von RA. Walter Ehlers, Hamburg. 


Keichsarbeitsgericht 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden 


* 81. Rechtliche Stellung der Führer im freiwilligen 
Arbeitsdienſt nach Maßgabe der bis 1932 ergangenen Vor⸗ 
ſchriften, insbeſondere Moglichkeit der Anſtellung auf 
Privatdienſtvertrag. f) 

Gegenſtand der Urteile der Vorinſtanzen iſt lediglich die von 
dem Bekl. erhobene Einrede der Unzuſtändigkeit des ArbGG. geweſen. 
Es handelt ſich deshalb in dieſer Lage des Verfahrens auch für Die. 
Rev Inſt. nur um die Frage, ob zur Entſch. über den vom Kl. gel⸗ 
tend gemachten Anſpruch die Zuftändigkeit des Arb&, begründet iſt. 
Die Entſch. dieſer Frage hat, ebenſo wie bei der Frage der Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtswegs, lediglich auf der Grundlage der Behaup⸗ 
tungen des Kl. zu erfolgen (vgl. RArbG. 4, 125 u. 323 — JW. 1930, 
496; RAG 285/29 v. 11. Jan. 1930: ArbRſpr. 1930, 149), ohne daß 
in eine Prüfung der Richtigkeit dieſer Behauptungen einzutreten iſt. 
Im gegenwärtigen Rechtsſtreit hat nun der Kl. zur Begr. ſeiner 
Klageanſprüche behauptet, er ſei zu dem beklagten Deutſchen Reich 
in ein durch einen Dienſtvertrag privatrechtlicher Natur begründetes 
Angeſtelltenverhältnis getreten. Für die Entſch. über die ſich aus 
einem ſolchen Angeſtellkenverhältnis ergebenden Anſprüche iſt aber — 
das Beſtehen des behaupteten Angeſtelltenverhältniſſes als richtig 
unterſtellt — die Zuständigkeit der Arb®. nach $2 ArbGG. begrün- 
det. Der Einwand des Bekl., mit Rückſicht auf die öffentlich- rechtliche 
Natur des Freiwilligen Arbeitsdienſtes und den ganzen Aufbau der 
Organiſation, in der die ganze Arbeitsmannſchaft mit Führer und 
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einfachen Arbeitsdienſtwilligen ein einheitliches, nur der Diſziplinar⸗ 
gewalt unterworfenes Ganzes darſtelle, ſei das Beſtehen eines An⸗ 
geſtelltenverhältniſſes privatrechtlicher Natur überhaupt ausgeſchloſſen, 
kann jedenfalls für die hier in Frage kommende Zeit nicht als aus⸗ 
nahmslos zutreffend anerkannt werden. Nach dem Tatbeſtande des 
angef. Urt. iſt der Kl. von Anfang Juni bis Nov. 1933 im Frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſt tätig geweſen. Es dürfen deshalb der Be⸗ 
urteilung der hier zu entſcheidenden Frage nicht die Verhältniſſe 
zugrunde gelegt werden, wie ſie heute im Freiwilligen Arbeitsdienſt 
beſtehen, vielmehr muß auf die Verhältniſſe zurückgegangen werden, 
wie ſie zur Zeit der Beſchäftigung des Kl. im Freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſt beſtanden. 

Der Freiwillige Arbeitsdienſt war urſprünglich eine Einrichtung 
privater Verbände, die zur Ertüchtigung der Jugend die Arbeits⸗ 
willigen in Lagern zuſammenfaßte und durch ſie werktätigen Dienſt 
in der Allgemeinheit verrichten ließ. Durch die VO. über den Frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſt v. 6. Juli 1932 (RGBl. I, 352), die ihre 
Grundlage im § 139 a ArbVermG. und in der VO. des RPräſ. vom 
14. Juni 1932 4. Teil Kap. I Abſ. 2 (RGBl. I, 273 [283]) findet, 
hat dann der Freiwillige Arbeitsdienſt eine geſetzliche Regelung er⸗ 
fahren, indem das Reich Mittel zur Förderung von Arbeitsdienſt⸗ 
willigen zur Verfügung ſtellte (Art. 5 und 6) und die Leitung des 
Freiwilligen Arbeitsdienſtes einem von der Reichsregierung zu er⸗ 
nennenden Reichskommiſſar unterſtellte (Art. 7). Die VO. unter⸗ 
ſcheidet zwiſchen dem Träger der Arbeit (Art. 3 Abſ. 1) als der für 
die übernahme und Durchführung der Arbeit verantwortlichen Stelle, 
dem Träger des Dienſtes (Art. 3 Abſ. 2) als der für die Zuſammen⸗ 
faſſung der Arbeitsdienſtwilligen in Gemeinſchaften und deren gemein⸗ 
ſchaftlichen Einſatz zur Arbeit verantwortlichen Stelle und den Ar⸗ 
beitsdienſtwilligen, d. ſ. diejenigen, die in den Freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſt eingetreten ſind (Art. 4). Der Eintritt in den Freiwilligen Ar⸗ 
beitsdienſt begründet nach Art. 4 kein Arbeits⸗ oder Dienſtverhältnis 
i. S. der geſetzlichen Vorſchr. Das Verhältnis, in das der Arbeits⸗ 
dienſtwillige zum Träger der Arbeit und zum Träger des Dienſtes 
tritt, iſt von beſonderer Natur, es trägt öffentlich-rechtlichen Charakter. 
Zu der VO. find AusfVorſchr. des RArbM. v. 2. Aug. 1932 (RGBl. 
J, 160) ergangen, die durch eine Reihe von DurchfVorſchr. des 
Reichskommiſſars ergänzt worden ſind. Dieſe Vorſchr. bildeten im 
weſentlichen die Grundlage des Freiwilligen Arbeitsdienſtes in dem 
hier in Frage kommenden Zeitpunkt. Im Laufe der ſpäteren Zeit 
hat der Freiwillige Arbeitsdienſt eine weitere Ausgeſtaltung erfahren, 
die jedoch, wie hervorgehoben, für die hier zu entſcheidende Frage 
außer Betracht bleiben muß. 

Nach dem Stande der Regelung des Freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſtes im Zeitpunkte der Beſchäftigung des Kl. war es jedenfalls 
nicht ausgeſchloſſen, daß eine nicht förderungsfähige Perſon vom 
Träger der Arbeit oder dem Träger des Dienſtes als Führer ein⸗ 
geſtellt wurde und damit zu dieſem in ein Dienſt⸗ und Arbeitsver- 
hältnis privatrechtlicher Natur trat. Förderungsfähig waren nach 
Art. 6 Abſ. 2 VO. v. 16. Juli 1932 hauptſächlich Perſonen unter 
25 Jahren. Die Förderung beſtand in der Gewährung eines feſten 
Satzes von zunächſt 2,—, ſpäter 2,14 AM je Arbeitswilligen und 
Wochentag, der an den Träger der Arbeit gezahlt wurde, der feiner- 
ſeits wiederum für Unterkunft, Verpflegung, Arbeitskleidung uſw. 
zu ſorgen hatte. Für die Führer konnte freilich entſprechend § 8 
AusfVorſchr. von dem vorgeſehenen Höchſtalter abgewichen werden; 
für dieſe wurde dann eine Führerzulage bis zu 30 AM aus Mitteln 
des Freiwilligen Arbeitsdienſtes gezahlt. Dieſe Regelung ſchloß in⸗ 
deſſen nicht aus, daß außerdem Perſonen, die für eine Förderung 
nicht in Frage kamen, als Führer im Wege des privatrechtlichen 
Anſtellungsvertrages angenommen und angeſtellt wurden. In jener 
Zeit, in der ſich die Einrichtung des Freiwilligen Arbeitsdienſtes 
noch in der Entwicklung befand und noch nicht die einheitliche Ge— 
ſtalt und ſtraffe Durchorganiſierung erhalten hatte, die ihm auf 
Grund der ſeither erlaſſenen Vorſchr. zuteil geworden iſt, konnte das 
Bedürfnis, in Ermangelung einer ausreichenden Zahl von förderungs⸗ 
fähigen Führern auch andere Perſonen mit Führerſtellungen zu be⸗ 
trauen, es ſehr wohl erforderlich machen, hierzu geeignete Perſonen 
durch Einſtellung im Privatdienſtvertrag heranzuziehen; ihre Be⸗ 
trauung mit Führerſtellungen war auch mit dem Weſen des Frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſtes nach dem damaligen Stande der Entwicklung 
keineswegs unvereinbar. Es iſt deshalb an ſich davon auszugehen, 
daß zur Zeit der Beſchäftigung des Kl. auch eine in Führerſtellung 
befindliche Perſon im freien Arbeitsverhältuis rein privatrechtlicher 
Natur angeſtellt fein konnte (vgl. von Funcke, Handbuch für 
den Freiwilligen Arbeitsdienſt S. 48, 49; Zſchucke, „Rechtsver⸗ 
18560“ des Freiwilligen Arbeitsdienſtes“: NZZ ArbR. 1932, 649 ff. 
[656]). 

(RATEG., Urt. v. 23. Febr. 1935, RAG 211/34. — Gleiwitz.) 

Anmerkung: Das Urteil gibt Anlaß, die Frage der Rechts⸗ 


ſtellung des Führer⸗, Lehr⸗ und Verwaltungsperſonals im freiwilligen 
Arbeitsdienſt einer Betrachtung zu unterziehen. Bemerkenswert ift der 


Umſtand, daß die tatſächlichen Verhältniſſe im freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſt ſich ſeit der Machtergreifung grundlegend geändert haben, 
während die geſetzlichen Beſtimmungen dieſer ſtürmiſchen Entwicklung 
nur zögernd haben folgen können und — aus beſtimmten Gründen — 
dürfen. Die Folge dieſes Zuſtandes zeigt ſich nicht nur in einer Un⸗ 
klarheit der Auffaſſungen auf manchen Gebieten, ſondern auch oft an 
einem Auseinanderfallen der lebenswichtigen Bedürfniſſe des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Arbeitsdienſtes und der durch Geſetze und Verordnungen 
geſchaffenen Rechtslage. Zu dieſen umſtrittenen Fragen hat von An⸗ 
beginn die rechtliche Stellung der Arbeitsdienſtführer gehört. Es iſt 
daher zu begrüßen, daß hier nunmehr eine höchſtgerichtliche Entſch. 
vorliegt, die auf dieſem wichtigen Gebiete mehr Klarheit ſchafft. 

Der freiwillige Arbeitsdienſt iſt bekanntlich urſprünglich (1931) 
als eine Maßnahme zur Beſchäftigung unterſtützter Arbeitsloſer ein⸗ 
geführt worden. Demgemäß wurde die Förderung des freiwilligen 
Arbeitsdienſtes wie diejenige ähnlicher Kriſenmaßnahmen (Notſtands⸗ 
arbeiten, berufliche Bildungsmaßnahmen uſw.) der Reichsanſtalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung übertragen. Die För⸗ 
derung beſtand in einem beſtimmten Tagesſatze, der dem Träger des 
Dienſtes (private Vereine, Jugendbünde), wie bei Notſtandsarbeiten 
dem Träger der Maßnahme (Gemeinden, Genoſſenſchaften), gegen die 
Verpflichtung ausgezahlt wurde, anrechnungsfähige Arbeitsdienſtwillige 
an den von der Reichsanſtalt genehmigten Arbeiten anzuſetzen, ihnen 
Unterkunft und Verpflegung ſowie körperliche und geiſtige Betreuung 
zu gewähren. An dieſem Verfahren änderte ſich nichts Weſentliches, 
als durch die VO. v. 16. Juli 1932 über den freiwilligen Arbeits- 
dienſt der förderungsfähige Perſonenkreis auf alle Jugendlichen ohne 
Rückſicht auf etwaigen Unterſtützungsbezug ausgedehnt, ein Reichs⸗ 
kommiſſar für den freiwilligen Arbeitsdienſt — der Präſident der 
Reichsanſtalt — eingeſetzt und für die Förderung ein beſonderer Fonds, 
den teils Mittel des Reichs, teils der Reichsanſtalt ſpeiſten, ge” 
bildet wurde. 


Man unterſchied damals einen förderungsberechtigten und einen 
nichtförderungsberechtigten Perſonenkreis. Zu dem letzteren gehörten 
(anfangs) die Nichtunterſtützungsempfänger, ältere Jahrgänge, die 
meiſt als Führer oder Lehrkräfte verwendet wurden, Lagerverwalter, 
Köchelinnen) uſw. Während die förderungsberechtigten Arbeitsdienſt⸗ 
willigen nicht in einem Arbeits- oder Dienſtverhältnis im Sinne der 
geſetzlichen Vorſchriften ſtanden, für ſie alſo ein Rechtsſtreit vor dem 
ArbG. nicht in Frage kam, traf das in der Regel für die nicht⸗ 
förderungsberechtigten Beteiligten zu; mit ihnen wurden privatrecht⸗ 
liche Dienſtverträge abgeſchloſſen. Soweit ein förderungsberechtigter 
Arbeitsdienſtwilliger zum Führer oder Unterführer beſtellt wurde, 
konnte die Förderungszeit beſchränkt verlängert und als Ausgleich 
für vermehrte Arbeit und erhöhte Verantwortung ihm eine Führer⸗ 
zulage gewährt werden. Dieſe Führerzulage, die, aus Förderungs⸗ 
mitteln entnommen, die Eigenſchaft des mit ihr Bedachten als Arbeits- 
dienſtwilliger nicht veränderte, wurde auf 30 AM im Monat be 
ſchränkt. Ein Führer, dem der Träger des Dienſtes aus eigenen 
Mitteln eine höhere Vergütung zahlte, der alſo im freiwilligen Arbeits“ 
dienſt eine nicht nur vorübergehende, berufliche Beſchäftigung fand, 
ſchied aus dem Kreis der förderungsberechtigten Perſonen aus und 
galt als im ordentlichen Arbeitsverhältnis ſtehend mit allen ſich 
hieraus ergebenden Folgen in arbeitsrechtlicher, ſozialverſicherungs⸗ 
rechtlicher, ſteuerlicher uſw. Hinſicht. 

An dieſen Verhältniſſen änderte ſich auch nach der Macht⸗ 
ergreifung und mit dem Aufbau des nationalſozialiſtiſchen Arbeits⸗ 
dienſtes — rein rechtlich betrachtet — nichts. Außerlich trat an die 
Stelle der privaten Verbände aller Richtungen als einheitlicher Träger 
des Dienſtes der Reichsverband Deutſcher Arbeitsdienſtvereine e. B., 
ſpäter der Nationalſozialiſtiſche Arbeitsdienſt e. V., d. h. ein unter 
Leitung des Reichsarbeitsführers ſtehender, mit Reichsmitteln arbeiten⸗ 
der Verein des bürgerlichen Rechts. Von dieſem wurden fortan die 
Führer des Arbeitsdienſtes vom planmäßigen Truppführer aufwärts 
auf Privatdienſtvertrag nach dem Muſter des Reichsangeſtelltentarifz 
angeſtellt. Eine innere Wandlung trat allerdings inſofern ein, als 
der bisher unpolitiſch r) geführte freiwillige Arbeitsdienſt nunmehr 
nach den Grundſätzen des Nationalſozialismus, in erſter Linie au 
dem Führerprinzip, d. h. auf ſtraffer Diſziplin und Führerverant⸗ 
wortung, aufgebaut wurde. 

Mit der Verwirklichung dieſer Anſchauungen glaubte es aber 
die Reichsleitung des Arbeitsdienſtes nicht vereinbar, wenn über die 
Dienſtverhältniſſe der Arbeitsdienſtführer vor dem Arbch. verhandelt 
und entſchieden wird. Da fie mit dieſer Auffaſſung im Hinblick 
auf § 2 ArbGG. nicht durchdrang, ging fie dazu über, in die Dienſt⸗ 
verträge eine Beſtimmung aufzunehmen, laut der ein Arbeits⸗ oder 
Dienſtverhältnis im Sinne der geſetzlichen Vorſchriften mit den Füh⸗ 
rern nicht eingegangen werde. Mußte ſich dieſes Verfahren ſchon mit 


1) Die Betätigung im freiwilligen Arbeitsdienſt hatte bisher allen 
Parteien und weltanſchaulichen Verbänden freigeſtanden, ſofern ſie 
ihn nicht zu ſtaatsfeindlichen Beſtrebungen mißbrauchten. 
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Rückſicht auf 88 611 ff. BGB. als unwirkſam erweiſen fo wäre es 
auch nicht zu verantworten, die Arbeitsdienſtführer auf dieſe Weiſe 
rechtlos zu machen und damit ſchlechter zu ſtellen als alle im Berufs⸗ 
und Erwerbsleben ſtehenden Volksgenoſſen; ungünſtiger insbeſ. auch 
als die öffentlichen Beamten und Angehörigen der Wehrmacht, denen 
für vermögensrechtliche Anſprüche aus ihrem Dienſtverhältnis der 
ordentliche Rechtsweg offenſteht. Die Einlaſſung des Vertreters des 
Bekl. im Rechtsſtreit vor dem RArbG., „der Arbeitsdienſt als Ein⸗ 
richtung des Reichs komme einer Behörde gleich, die ihre Angeſtellten 
nicht auf Grund eines Vertrages, ſondern kraft der ihr innewohnen⸗ 
den Staatsautorität aus eigener Macht in das Dienſtverhältnis be⸗ 
rufe“, erledigt ſich ſchon durch den Hinweis, daß die meiſten öffent⸗ 
lichen Behörden neben den Beamten Angeſtellte auf Privatdienſtvertrag 
einzuſtellen pflegen, und daß hierfür beſondere Tarifverträge beſtehen. 
Auch dürfte hinreichend bekannt ſein, daß eine andere Kategorie von 
Angehörigen des Arbeitsdienſtes, nämlich die Leiter der Meldeſtellen, 
durchweg auf Privatdienſtvertrag nach den Beſtimmungen des Reichs⸗ 
angeſtelltentarifs angeſtellt ſind und ſomit der Arbeitsgerichtsbarkeit 
unterſtehen. 

Trotzdem bedarf es kaum einer Erörterung, daß es für den 
Arbeitsdienſt, genau wie für Reichswehr und Polizei, aus Gründen 
der Staatsautorität untragbar wäre, wenn die Dienſtverhältniſſe feiner 
Führer im einzelnen der Prüfung und Rſpr. des Arbeits-, wie jedes 
anderen öffentlichen Gerichts unterlägen. Dies gilt insbeſ. für den 
geſamten Fragenkomplex, der ſich aus der Ausübung der Dienſtſtraf⸗ 
gewalt über die Angehörigen des Arbeitsdienſtes einſchließlich der Kün⸗ 
digung des Dienſtverhältniſſes ergibt. 

So ſtellt ſich die Aufgabe, die ſich aus den Geſetzen und Ver⸗ 
ordnungen ergebende Rechtslage in Einklang zu bringen mit den 
lebensnotwendigen Bedürfniſſen des Arbeitsdienſtes. Einen Schritt 
zu dieſem Ziel bedeutet bereits die 18. Anderung des RBeſoldG. v. 
29. März 1935 (RGBl. I, 461), durch die den planmäßigen höheren 
Führern bei der Reichsleitung und den Arbeitsgauleitungen die Rechte 
und Pflichten der Reichsbeamten verliehen worden ſind. Es iſt aber 
noch der weitere Schritt zu tun, daß auch die große Mehrheit der 
Arbeitsdienſtführer an der Front durch geſetzliche Maßnahmen in ihren 
Rechtsverhältniſſen den öffentlichen Beamten bzw. den Angehörigen 
der Wehrmacht gleichgeſtellt werden. 

Bis dahin bleibt nur übrig, durch höchſtgerichtliche Entſch. unter 
Berufung auf die Forderungen des Nationalſozialismus (Führer⸗ 
prinzip), die gerade im Arbeitsdienſt als der großen Erziehungsſchule 
der deutſchen Jugend zu vollſter Wirkſamkeit gelangen müſſen, die 
Juſtändigkeit der Arbch. in arbeitsrechtlihen Streitigkeiten der 
Arbeitsdienſtführer auf vermögensrechtliche Anſprüche zu beſchränken. 

ORegR. Dr. v. Funde, 
Gauarbeitsführer a. D., Hamburg. 


* 


82. Die Befugnis des Treuhänders der Arbeit zur 
Regelung der Arbeitsbedingungen gemäß $2 Gef. vom 
19. Mai 1933 (RG Bl. I, 285) umfaßte auch die Ergänzung 
und authentiſche Auslegung beſtehender Tarifverträge. 
Grenzen dieſer Befugnis. f) 


(Relrbch., Urt. v. 19. Jan. 1935, RAG 219/34.) 
Abgedr. JW. 1935, 135825. 


N Anmerkung: Die Entſch. berührt zwei Fragen, die nicht nur für 
das Arbeitsrecht wichtig ſind, ſondern allgemeine ſtaatsrecht⸗ 
liche Bedeutung haben. 


IJ. Nach einer für das frühere Tarifvertragsrecht vertretenen 
dalnſicht (vgl. die Angaben bei Hueck⸗Nipperdey, Lehrbuch 
es Arbeitsrechts Bd. 2 S. 69 ff.) ſollte der normative Teil eines 
arifvertrages nur allgemeine Beſtimmungen über den 
nhalt von Arbeitsverträgen enthalten können; es dürfe nicht auf 
eine Mehrzahl konkreter, zur Zeit des Tarifabſchluſſes fe ſt⸗ 
Nehenber Arbeitsverhältniſſe abgeſtellt fein. Eine ſolche 
eſchränkung ließ ſich aber in Wahrheit weder aus dem Wortlaut 
noch aus dem Zweck des 8 1 Tar VO. herleiten. Sie folgt auch nicht 
aus dent Weſen des objektiven Rechts, das die Tarifnormen 
enthalten. Zwar war es in der Staatsrechtslehre ſchon immer ſtreitig, 
db individuelle Akte als materielle Geſetze erlaſſen werden konnten. 
tele ſahen das Weſen des objektiven Rechts ausſchließlich in der all⸗ 
gemeinen, abſtrakten Regelung einer unbeſtimmten Vielzahl von 
allen, eines gedachten, beliebig oft realiſierbaren Tatbeſtandes. Da⸗ 
gegen ſtand die überwiegende Meinung mit Recht auf dem Stand- 
ut daß auch ein Individualgeſetz, d. h. alſo eine einen 
Konkreten Tatbeſtand treffende Anordnung in Geſetzesform erlaſſen 
werden und objektives Recht enthalten könne (vgl. dazu des näheren 
s homa, Handbuch des Deutſchen Staatsrechts Bd. 2 S. 126, 147 ff.; 
ee Brünneck, Privilegium, Individualrechtsſatz und Verfügung 
933; Lotz, Das Individualgeſetz nach deutſchem Reichsrecht 1933). 


Für das geltende Staatsrecht iſt die Frage ohne weiteres zu be⸗ 
jahen. Wenn nach dem bisherigen Recht einem ſolchen Individual⸗ 
geſetz einige verfaſſungsrechtliche Schranken entgegenſtanden (z. B. 
Art. 105, 109 Verf.), mit der Folge, daß das Geſetz nur bei An⸗ 
nahme mit verfaſſungsändernder Mehrheit rechtliche Kraft erlangen 
konnte, fo kommen heute für Geſetze des Reiches (der Reichs⸗ 
regierung) derartige Grenzen nicht mehr in Frage (ogl. Art. 2 
Ermädt®. v. 24. März 1933 und Art, 4 Geſ. über den Neuaufbau des 
Reiches v. 30. Jan. 1934). 

Auch die Praxis des Staatsrechts kennt Individualgeſetze, und 
gerade in letzter Zeit ſind mehrere erlaſſen worden. 

Die Zuläſſigkeit von Individualgeſetzen iſt auch für das Tarif⸗ 
recht zu bejahen. Denn nach früherem und neuem Tarifrecht handelt 
es ſich bei der Feſtſetzung von Arbeitsbedingungen um Rechts⸗ 
normen. Es iſt daher auch eine tarifliche Regelung eines einzelnen 
Arbeitsvertrages zuläſſig, z. B. wenn die Beſtimmung des Gehaltes 
des einzigen, vielleicht ſogar namentlich genannten, Prokuriften eines 
Werkes in Frage kommt. Ebenſo muß — wie hier — die tarifliche 
Regelung der Gehälter einiger individuell beſtimmter Laboratoriums⸗ 
angeſtellter möglich ſein. Für das neue Tarifordnungsrecht werden 
allerdings derartige Fälle deshalb ſeltener ſein, weil es Haus⸗ oder 
Firmentarife nicht mehr gibt. Nach 8 32 Abſ. 2 ArbOG. dürfen 
Tarifordnungen nur noch für eine Gruppe von ſelbſtändigen Betrieben 
— mögen ſie auch in der Hand eines Unternehmers ſein — erlaſſen 
werden. Aber natürlich bleibt die behandelte Frage inſofern bedeut⸗ 
ſam, als auch künftig individuelle Regelungen vorkommen können. 
Man denke z. B. an die Feſtſetzung einer einmaligen Weihnachts⸗ 
gratifikation oder an die Anordnung einer einmaligen Arbeitsaus⸗ 
ſetzung. Auch könne ein konkretes Prokuriſtengehalt im Rahmen 
einer mehrere Werke erfaſſenden Tarifordnung geregelt werden. 


Sollte das RArbGG. in dem vorſtehenden Urt. ſolche Fälle von 
der tariflichen Regelung ausſchließen wollen oder verlangen, daß die 
Regelung in der Formulierung „typiſch“ feſtgelegt werden müßte, ſo 
könnte dem nicht zugeſtimmt werden. Eine ſolche Stellungnahme 
wäre auch praktiſch unbefriedigend. Dann müßte der Treuhänder, 
wenn er einen Einzelfall zu regeln nach pflichtmäßigem Ermeſſen für 
notwendig hält, nach einer möglichſt abſtrakten und typiſierenden 
Formulierung ſeiner tariflichen Anordnungen ſuchen. Im Ergebnis 
könnte er alſo eine Einzelregelung erreichen, nur dürfte die Form 
nicht konkret ſein. Das ſcheint mir ein Formalismus zu ſein, der die 
materielle Lage nicht ändert, aber dem Treuhänder verbietet, die der 
wahren Sachlage angepaßte Formulierung zu wählen, die von den 
Arbeitsvertragsparteien viel beſſer verſtanden wird und die Dinge 
beim rechten Namen nennt. 


II. Nun taucht aber in der vorl. Entſch. ein weiteres, ſchwieriger 
liegendes Problent auf. Wurde oben feſtgeſtellt, daß ein Individual⸗ 
geſetz des Reiches, d. h. der Reichsregierung, heute nicht an verfaſ⸗ 
ſungsrechtliche Schranken gebunden iſt, jo gilt das nicht in gleicher 
Weiſe für Rechtsverordnungen unterſtellter jtaatlicher Behör⸗ 
den, wie es die Treuhänder ſind. Ihre Tarifordnungen als ſtaat⸗ 
liche Rechtsverordnungen, mögen ſie allgemeine Rechtsverordnungen 
oder ganz oder teilweiſe Individualrechtsverordnungen ſein, ſind an 
die Grenzen der reichsgeſetzlichen Ermächtigung gebunden. Die Tarif⸗ 
ordnung als die ſchwächere Rechtsquelle kann nicht von reichsrecht⸗ 
lichen Geſetzesnormen abweichen. Danach iſt es aber nicht zuläſſig, 
daß eine Tarifordnung in die Zuſtändigkeit der Gerichte 
eingreift. Um dieſe Theſe zu begründen, erſcheint es nicht notwendig, 
auf den Art. 105 Satz 2 WeimNVerf. und damit auf die Frage 
ihrer etwaigen teilweiſen Weitergeltung einzugehen. Die Übertragung 
der Entſch. privatrechtlicher Streitigkeiten an die ordentlichen Ge⸗ 
richte iſt durch die Aufrechterhaltung des Gerichts verfaſſungs⸗ 
geſetzes reichsrechtlich geregelt. Das gleiche gilt für die Entſch. 
arbeitsrechtlicher Streitigkeiten durch die Arb®., wie fie im Ar⸗ 
beitsgerichtsgeſetz vorgeſehen iſt. Daher würde eine Tariford⸗ 
nung des Treuhänders, die an Stelle des Arb®. einen arbeitsrecht⸗ 
lichen, konkreten Einzelſtreit entſcheidet, dem Reichsrecht widerſprechen 
und daher ohne Rechtswirkung ſein. Soweit das RArbG. dies aus⸗ 
ſpricht, verdient das Urteil auch für das geltende Recht durchaus 
Beifall. Eine Anordnung des Treuhänders, die eine Entſch. über 
die Anwendung einer beſtehenden Tarifordnung auf den Einzelfall 
treffen will, iſt daher unzuläſſig. Das gilt auch dann, wenn der 
Treuhänder der Form nach eine tarifliche Auslegungsnorm (authen- 
tiſche Interpretation) für den konkreten Fall, und nur für dieſen 
ſetzt und in der Form einer Ergänzung oder Anderung der Tarif⸗ 
ordnung im NArbBl. bekanntmacht. Ein ſolches auslegendes 
Individualgeſetz iſt in Wahrheit unzuläſſige Rechtsanwendung 
und damit ein Eingriff in die Zuſtändigkeit der ArbG. 

Wohl aber kann der Treuhänder eine authentiſche Auslegung 
der Tarifordnung i. S. einer generellen Ergänzung oder Ab⸗ 
änderung der Tarifordnung geben. Das gilt m. E. ſelbſt dann, wenn 
eine beſtehende Tarifordnung, die für mehrere Betriebe erlaſſen iſt, 
ſpäter für einen Betrieb abgeändert (authentiſch ausgelegt) wird. 
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Da es ſich im vorl. Fall um die Auslegung einer beſtehen⸗ 
den Tarifnorm handelt, jo iſt hier (im Gegenſatz zu I) in der Tat 
entſcheidend, ob der Treuhänder eine abſtrakte, generelle Auslegung 
der Tarifordnung vorgenommen hat, die jetzt und künftig gelten 
ſoll, oder ob er (unzuläſſigerweiſe) die Anwendung des Tarifs auf 
einen oder mehrere konkrete Einzelfälle beſtimmen wollte. Das muß 
die Vorinſtanz klären. Daher hat das RArbG. mit Recht zurück⸗ 
verwieſen. 

Prof. Dr. Nipperdey, Köln. 


* 


** 83. 82 KindSh®.; Gef. über die Einziehung kom⸗ 
muniſtiſchen Vermögens v. 26. Mai 1933; Geſ. über die 
Einziehung volks- und ſtaats feindlichen Vermögens v. 
14. Juli 1933. Angeſtellte eines Unternehmens, deſſen 
Vermögen als volks- und ſtaatsfeindlich zugunſten des 
Staates eingezogen worden ift, verlieren durch die Ein- 
ziehung nicht ihre Rechte aus dem KündSchG. 

Die Kl. waren, D. ſeit 1920 als Werkmeiſter, B. ſeit 1902 
zuletzt als ſtellvertretender Werkmeiſter, bei der Vorwärts⸗Buch⸗ 
druckerei und Verlagsanſtalt Paul Singer & Co., und zwar in der 
Abteilung Buchbinderei beſchaftigt. Das Vermögen des genannten 
Unternehmens iſt auf Grund der Geſetze v. 14. Juli 1933 und 
26. Mai 1933 nebſt AusfVO. v. 31. Mai 1933 durch Verfügung des 
Geheimen Staatspolizeiamtes Berlin zugunſten des Preußiſchen Staats 
eingezogen und zunächſt der Konzentrationg-Akt®., ſpäter der Behl. 
übertragen worden. 

Die Kl. find weiterbeſchäftigt geblieben, nach Angabe der Bell. 
auf Grund eines neuen Vertrags v. 3. Jan. 1934, bis ihnen am 
22. Aug. 1934 ihr Dienſtverhältnis zum 30. Sept. 1934 gekündigt 
worden ift. Sie beanſpruchen auf Grund des KündSchc᷑. eine Kün⸗ 
digungsfriſt von 6 Monaten. 


ArbG. und LArbG. haben den Kl. die Friſt des KündSchG. 
zugebilligt. Die dagegen erhobenen Reviſionsangriffe find unberechtigt. 
Aus dem Gef. v. 26. Mai 1933 läßt ſich nichts zugunſten der Bell. 
herleiten. Irgendwelche Rechte an den eingezogenen Gegenſtänden — 
8 3 gen. Geſetzes — ſtanden den Kl. als Gefolgsmännern des Betriebs 
nicht zu. Ihre Rechte erſchöpften ſich in rein ſchuldrechtlichen Be⸗ 
ziehungen zu ihrem Vertragsgegner, dem Dienſtberechtigten, früher 
der Singer⸗Aktch., jetzt der Bekl., mit der unbeſtritten ein Vertrags⸗ 
verhältnis beſtand. Das Kündigungsſchutzrecht hat dieſes ſchuldrechtliche 
Verhältnis zum neuen Betriebsführer zur Vorausſetzung, ergibt ſich 
nicht ſchon aus der langen Zugehörigkeit zum Betrieb (vgl. R Arb. 
14, 141) und iſt daher nicht, wie die Rev. meinen will, ein mit 
dieſer Tatſache verknüpftes Recht, alſo ein am Betriebe hängendes 
Recht, wäre übrigens auch dann noch kein an den eingezogenen 
Gegenſtänden beſtehendes Recht. Aus der Rechtslage läßt ſich daher 
nicht folgern, daß die Einziehung des Vermögens deshalb, weil Rechte 
an den eingezogenen Gegenſtänden erlöſchen, irgendeinen Einfluß auf 
das ordentliche Kündigungsrecht haben ſollte, und der Wortlaut des 
Geſetzes gibt auch keinen Anhalt dafür, daß durch 8 3 über dingliche 
Rechte hinaus rein wirtſchaftliche Zuſammenhänge getroffen werden 
ſollten. Dann hätte das Geſetz nicht von beſtehenden Rechten an den 
eingezogenen Gegenſtänden, ſondern von den Rechten aus den Rechts⸗ 
beziehungen des Dienſtverpflichteten zum Dienſtberechtigten ſprechen 
müſſen. 

Die nationalſozialiſtiſche Umwälzung hat das Ziel verfolgt, den 
einzelnen Arbeitnehmer durch die Umwälzung möglichſt nicht zu 
treffen. Auch das ſpricht gegen die Auffaſſung der Rev. Aus dem 
gleichen Grunde darf die Rev. auch nicht zu ihren Gunſten verwerten, 
daß im KündSchcd. der Begriff der Rechtsnachfolge ein wirtſchaft⸗ 
licher und nicht der rechtliche iſt. Denn auch hier handelt es ſich um 
einen Schutz, nicht um eine Beſchwerung des Arbeitnehmers. 


Dasſelbe Ziel hat $4 des Geſ. v. 26. Mai 1933. Es erwei⸗ 
tert die Befriedigungsmöglichkeit des Gläubigers, nimmt ihm aber 
keine Rechte, ſoweit ſolches nicht durch § 3 geſchehen iſt. Obligatoriſche 
Anſprüche, auf die die RevBegr. hinweiſt, hat der Gläubiger des 
alten Betriebsführers weder gegen den Staat noch an dem ein⸗ 
gezogenen Vermögen haben können, ſolche haben daher auch auf 
Grund des 84 nicht erlöſchen können, ebenſowenig aber ſchuldrecht⸗ 
liche Anſprüche an den alten Betriebsführer. Damit verbietet ſich 
auch jeder Schluß aus $4 auf 8 3 dahin, daß 8 3 auch ſchuldrecht⸗ 
liche Befugniſſe treffe und zum Erlöſchen bringe. 

Ebenſowenig kann der Anſicht der Rev. gefolgt werden, die 
Rechtsnachfolge i. S. des KindShG. verlange derivativen Erwerb 
durch den neuen Betriebsführer. Es kann zu dieſer Frage lediglich 
auf die ſtändige Rſpr. des NALbG. verwieſen werden, nach welcher 
es darauf ankommt, ob der Betrieb als ſolcher in ſeiner techniſchen 
Zielſetzung ohne weſentliche Anderung des Geſchäftszwecks fortgeführt 
iſt, nicht aber darauf, in welcher Rechtsform ſich der Übergang voll⸗ 
zogen hat. 


Die Ausführungen, mit denen die Rev. darlegen will, daß hier 
ein Betrieb nicht übernommen ſei, ſtehen mit den unbeſtrittenen 
Parteiangaben in Widerſpruch. Danach iſt die Buchbindereiabteilung 
des Vorwärts, auf die es hier allein ankommt, von der Bekl. über⸗ 
nommen und ohne weſentliche Anderung des Geſchäftszwecks fort⸗ 
geführt worden; eine ſolche weſentliche Anderung des Geſchäftszwecks 
iſt in der veränderten politiſchen Einſtellung im ganzen Betriebe nicht 
zu erblicken (vgl. KAG 68/34 v. 29. Sept. 1934: JW. 1935, 232). 


(RArbGd., Urt. v. 20. Febr. 1935, RAG 249/34. — Berlin.) 
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84. 857 ArbOG. Unbillig harte Kündigung gegen- 
über einem nichtariſchen Angeſtellten in einer ariſchen 
Firma. 

Die bekl. Firma hat am 24. Juni 1934 das früher unter der 
Firma B. betriebene Konfektionsgeſchäft käuflich erworben. Die 
Inhaber der Bekl. ſind Arier, während dies die Inhaber der 
Firma B. nicht waren. Der Kl. iſt in der letzteren Firma bereits 
ſeit 1. Juli 1924 tätig. Er leitet die Teppich- und Gardinen⸗ 
abteilung. Er iſt nichtariſch, aber mit einer Arierin verheiratet. 
Er hat ein Kind von fünf Jahren. Er war Frontkämpfer und 
Kriegsgefangener. 

Am 31. Okt. 1934 wurde ihm von der Bekl. ohne Angabe 
von Gründen ſeine Stellung zum 31. März 1935 gekündigt. Er 
hat gegen dieſe Kündigung friſtgemäß den Vertrauensrat ange” 
rufen und ebenfalls friſtgemäß geklagt, nachdem eine Rücknahme 
der Kündigung nicht erzielt wurde. 


Die auf 88 56 ff. ArbOG. betreffend geſtützte Klage iſt ber 
gründet. Die Kündigung des Kl. iſt unbillig hart und nicht durch 
die Verhältniſſe des Betriebes bedingt. 


Die Bekl. hat offenbar an der Tatſache, daß der Kl. Nicht- 
arier iſt, bis zur Zeit der Kündigung keinen Anſtoß genommen. 
Dies ergibt ſich ohne weiteres ſchon daraus, daß ſie ihn als ein⸗ 
zigen Nichtarier unter 65 Angeſtellten am 24. Juni 1934 mitüber⸗ 
nommen und damals ihm nicht gekündigt hat. Nach dem perſön⸗ 
lichen Vortrag des einen Mitinhabers der Bekl. und dem Kl. in 
der Hauptverhandlung ift auch zu entnehmen, daß die Zuſammen⸗ 
arbeit des Kl. mit den Inhabern der Bekl. auf durchaus ein⸗ 
wandfreiem Fuße erfolgt iſt. Beide haben ſich mehrfach gegen? 
ſeitig erklärt, daß ſie perſönlich gut miteinander arbeiten und 
keinerlei perſönliche Differenzen beſtehen. Ebenſo beſtehen zwiſchen 
den übrigen Mitgliedern der Gefolgſchaft und dem Kl. keine nennens⸗ 
werte Differenzen. Auch das Publikum kann ſich an der Tatſache, 
daß Kl. nichtariſch iſt, nicht geſtoßen haben, denn ſonſt wäre der 
Umſatz in der Abteilung des Kl. zurückgegangen und nicht, wie un? 
ſtreitig, ſogar geſtiegen, und es hätte von ſeiten der Bekl. vorgebracht 
werden können, daß aus dem Käuferpublikum Proteſte gegen die 
Anweſenheit des Kl. im Betrieb laut geworden wären. Dies vermochte 
die Bekl. aber nicht geltend zu machen. 


Nach alledem kann die Weiterbeſchäftigung des Kl., der ja 
ſowieſo noch bis zum 31. März 1935 im Betrieb der Berl. tätig 
bleibt, der Bekl. durchaus zugemutet werden, und ſeine Kündigung 
iſt alſo nicht durch die Verhältniſſe des Betriebes oder durch ſeine 
Perſon bedingt. 


Die Kündigung iſt aber unbillig hart. Denn Kl. ift Front 
kämpfer, welche Tatſache ſchon im Hinblick auf die allgemeine 
Rückſichtnahme auf die Frontkämpfer — man denke an die nicht” 
ariſchen beamteten Frontkämpfer — beſonders zu berückſichtigen 
iſt. Er iſt verheiratet und hat ein minderjähriges Kind, für das er 
ſorgen muß. Es iſt aber ſchließlich auch beſonders zu bedenken, 
daß er als älterer nichtariſcher Angeſtellter nur ſehr ſchwer eine 
neue, ſeinem ſeitherigen Einkommen entſprechende Stelle wird fin⸗ 
den können. 

Hiernach war gem. $ 57 ArbOG. betreffend auf Widerruf 
der Kündigung und Weiterbeſchäftigung des Kl. unter den ſeit⸗ 
herigen Arbeitsbedingungen zu erkennen. Für den Fall der Ab⸗ 
lehnung war dem Kl. eine angemeſſene Entſchädigung zuzubilligen. 
Unter Berückſichtigung der Belt. des 8 58 des Gef. und im Hin, 
blick darauf, daß Kl. ſeither monatlich 320 RM brutto verdient 
hat, erſchien der Betrag von 1000 AA netto angemeſſen. 


(ArbG. Hanau, Urt. v. 7. Dez. 1934, A C 114/34.) 
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85. 8 123 Nr. 2 GewG.; § 242 BGB. Bei friſtloſer 
Entlaſſung eines Arbeiters wegen dringenden Diebſtahls⸗ 
verdachtes iſt es Aufgabe des Arbeiters, von ſich aus als⸗ 
bald alles zu unternehmen, was zur Entkräftung des Ver⸗ 
dachtes beitragen kann. Tut er das nicht, ſondern läßt er 
längere Zeit verſtreichen, um ſchließlich einige Monate 
nach der Entlaſſung Klage zu erheben, ſo kann in ſeinem 
Verhalten ein Verzicht auf die Geltendmachung ſeiner 
Rechte aus dem beendeten Arbeitsvertrag zu ſehen ſein. 

Der Kl. war bei der Bekl. mehrere Jahre als Mühlenarbeiter 
beſchäftigt. Im Laufe des Beſchäftigungsverhältniſſes wurde ihm zwei⸗ 
mal wegen Verdachts des Diebſtahls gekündigt. Er wurde aber immer 
wieder weiter im Dienſt behalten. 

Am 3. Jan. 1935 wurde gelegentlich einer unverhofften Kontrolle 
der Kaffeekannen bei Arbeitsſchluß feſtgeſtellt, daß der Kl. ſeine Kaffee⸗ 
kanne mit Weizenkörnern gefüllt hatte, die aus dem Betriebe der 
Bekl. ſtammten. Da er keine Erklärung für dieſe Tatſache angeben 
Ronute, wurde er alsbald friſtlos entlaſſen. 

Alsbald nach ſeiner Eutlaſſung wandte ſich der Kl. an die Rechts⸗ 
beratungsſtelle der Arbeitsfront. Dieſe verhandelte in ſeinem Auftrage 
mit der Bekl. wegen feiner Weiterbeſchäftigung. Der Kl. behauptet, 
die Bekl. habe bei den Verhandlungen, die Anfaug Januar ſtattfanden, 
ſeine Weiterbeſchäftigung abgelehnt, aber ausdrücklich erklärt, ſie 
werde ein ſpäteres Geſuch auf Wiederbeſchäftigung wohlwollend prüfen. 

Der Kl. hält ſeine Entlaſſung für ungerechtfertigt und die Kün⸗ 
digung für unwirkſam. Er beantragt, feſtzuſtellen, daß die am 3. Jau. 
1935 ausgeſprochene Kündigung unwirkſam iſt. 

Das Klagebegehren iſt u. a. deshalb ungerechtfertigt, weil aus 
dem Verhalten des Kl. nach ſeiner Entlaſſung unter Berückſichtigung 
der Grundſätze von Treu und Glauben ſein Wille entnommen werden 
muß, das aufgelöſte Arbeitsverhältnis als erledigt zu betrachten und 
etwaige ihm daraus noch zustehende Rechte nicht geltend zu machen. 

Der Kl. hat nach feiner Entlaſſung nichts unternommen, um 
den gegen ihn beſtehenden Verdacht zu entkräften. Grundſätzlich hat 
zwar der Arbeitgeber den Nachweis der Berechtigung einer friſtloſen 
Entlaffung zu führen. Wenn aber die Tatſachen fo ſtark gegen den 
Beſchäftigten ſprechen wie hier, muß es als deſſen Pflicht angeſehen 
werden, alsbald alles zu unternehmen, was zur Entkräftung des Ver⸗ 
dachts beitragen kann. — Der Kl. hat lediglich durch die Angeſtellten 
der Rechtsberatungsſtelle der Arbeitsfront mit der Bekl. wegen Wieder⸗ 
einſtellung und Rückgängigmachung der Kündigung verhandelt. Nach⸗ 
dem die Bekl. ſeine Forderung abgelehnt und ihm nur eine ſpätere 
Wiedereinſtellung in Ausſicht geſtellt hat, hat der Kl. die An⸗ 
gelegenheit auf ſich beruhen laſſen. Eine beſtimmte Zuſage auf ſpätere 
Wiedereinſtellung iſt dem Kl. nach ſeiner eigenen Behauptung nicht 
gemacht worden. Wenn der Kl. bei dieſer Sachlage untätig bleibt und 
nichts zur Klärung der Frage über die Berechtigung der friſtloſen 
Entlaſſung von ſich aus unternimmt, dann muß angenommen wer⸗ 
den, daß er das durch die Entlaſſung aufgelöſte Arbeitsverhältnis als 
vollkommen erledigt betrachtet. Dieſen Eindruck mußte auch die Bekl. 
gewinnen. Es iſt hierbei zu berückſichtigen, daß Arbeitsverhältniſſe 
möglichſt ſchnell erledigt und Ungewißheiten binnen kurzer Zeit ge⸗ 
klärt werden müſſen. Dies erfordert nicht bloß die Rückſicht auf den 
Arbeitgeber, der bei den Erwägungen über die Wirtſchaftlichkeit ſeines 
Betriebes mit klaren Verhältniſſen rechnen muß, ſondern auch und 
noch in viel höherem Maße die Rückſicht auf die Belange des Be⸗ 
ſchäftigten, der ſeinen Arbeitslohn als einzige Einkommensquelle zur 
Veitreitung feines Lebensunterhalts benötigt. Die Auffaſſung, daß der 
Kl. durch fein Verhalten zum Ausdruck gebracht hat, das beendete 
Dienſtverhältnis betrachte er als erledigt, wird noch beſtärkt durch die 
Tatſache, daß der Kl. trotz der ausdrücklichen Ablehnung ſeiner Weiter⸗ 
beſchäftigung ſeitens der Bekl. nichts unternommen hat. Gerade durch 
die Erklärung der Behl. hätte er alsbald zur Klärung der Sachlage 
im Wege der Klage veranlaßt werden müſſen. 

Welcher Beweggrund den Kl. leitete, ob er ji) des Diebſlahls 
tatſächlich ſchuldig fühlte — eine Annahme, die naheliegt — oder ob 
er auf eine ſpätere Einftellung im Wege gütlicher Vereinbarung hoffte, 
kann dahingeſtellt bleiben, da dieſer innere Beweggrund nach außen 
nicht in die Erſcheinung getreten und ein Irrtum im Motiv un⸗ 
beachtlich iſt. 

Der Antrag des Kl. ließe ſich vielleicht noch dahin verſtehen, 
daß er die Feſtſtellung wünſcht, die Kündigung ſei nur als friſt⸗ 
loſe unbegründet, dagegen als friſtgemäße anzuſehen. 

Sofern der Kl. dieſen Erfolg erſtrebt, iſt ſein Begehren deshalb 
unbegründet, weil es an der prozeſſualen Zuläſſigkeit einer ſolchen 
Feſeſtellungsklage fehlt. Nach 8 256 ZPO. kann auf Feſtſtellung des 

eſtehens eines Rechtsverhältniſſes nur dann Klage erhoben werden, 
wenn der Kl. ein rechtliches Intereſſe au alsbaldiger Feſtſtellung hat. 
ies liegt hier nicht vor; denn um dieſen oben gekennzeichneten Zweck 
zu erreichen, könnte der Kl. die Leiſtungsklage erheben, d. h. die 
Zahlung des Lohnes für den Lauf der Kündigungsfriſt von der Bell. 


fordern. Hierauf iſt der Kl. auch in der mündlichen Verhandlung aus⸗ 
drücklich hingewieſen worden. Er hat aber die Antragsänderung ab⸗ 
gelehnt. Wo aber die Leiſtungsklage gegeben iſt, iſt regelmäßig für 
die Feſtſtellungsklage kein Raum. Daß hier neben dem Zahlungs⸗ 
anſpruch trotzdem noch ein Feſtſtellungsintereſſe fortbeſteht, it nicht 
zu erſehen. 

Auch ſachlich wäre einer ſolchen Feſtſtellungsklage der Erfolg 
zu verſagen. 

Der Kl. könnte die Zahlung feines Arbeitslohnes für den Lauf 
der Kündigungsfriſt nur verlangen, wenn die Vorausſetzungen des 
8615 BGB. gegeben wären. Dies iſt aber nicht der Fall. Nach der 
ganzen Sachlage iſt, wie bereits oben näher dargelegt iſt, das am 
3. Jan. 1935 beendete Arbeitsverhältnis als erledigt anzuſehen. Der 
Kl. kann deshalb auch aus einem etwaigen Annahmeverzug der Bell. 
jetzt nicht mehr einſeitig Rechte für ſich herleiten. 

(Arbcher. Hindenburg, Urt. v. 4. April 1935, 2 Ca 78/35.) 
Ber. von AGR. Dr. Buchwald, Hindenburg. 


Keichsfinanzhof 


Berichtet von den Senatspräſidenten Arlt und Bodenſtein 
und den Reichsfinanzräten Ott und Sölch 


E Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt! 


86. 87 KörpStG.; § 4 Abſ. 2 Durchf. z. KörpStG.; 
89 RAbgdO 1931. 

1. Eine rechneriſche Ermittlung des ſteuerpflichtigen 
Einkommens von Verſorgungsbetrieben darf nicht deshalb 
abgelehnt werden, weil Schätzungen einzelner Poſten ver⸗ 
hältnismäßig untergeordneten Umfanges notwendig ſind. 

2. Eine geſonderte rechneriſche Feſtſtellung muß jedoch 
abgelehnt werden, wenn Schätzungen erheblicher Poſten 
nötig ſind. In dieſem Falle iſt für die Einkommens⸗ 
ermittlung nur die Schätzung nach 8 4 Abſ. 2 Durchf VO. 
zuläſſig, es ſei denn, daß ſie zu einem offenbar unrich⸗ 
tigen Ergebniſſe führt (§ 9 RAbgd.). Für den Nachweis 
eines ſolchen Ergebniſſes find ftrenge Anforderungen zu 
ſtellen. 

(ccd, 1. Sen., Urt. v. 19. Febr. 1935, IA 151/34.) 
* 


87. 5 10 Abi. 1 KörpStG. Fragen der verdeckten Ge⸗ 
winnausſchüttung find bei einer preußiſchen Gewerkſchaft 
alten Rechts nicht anders als ſonſt bei Erwerbsgeſellſchaf— 
ten zu beurteilen. 

Aus dem Vorbeſcheid: 

Die BeſchwF. iſt eine preuß. Gewerkſchaft alten Rechts. Ihre 
beiden Grundkuxe und die Hälfte der gewerkſchaftlichen Kuxe gehören 
dem Grafen ., die andere Hälfte der gewerkſchaftlichen Kuxe gehörte 
der B.-AktG. Die dieſer Geſellſchaft gehörige Grube markſcheidet mit 
dem Steinkohlenfeld der BeſchwF., das einen ſelbſtändigen Abbau nicht 
lohnt. Daher hatten die Gewerke einen Vertrag geſchloſſen, nach deſſen 
§ 1 der Graf X. feine Kuxe den anderen Gewerken auf 75 Jahre 
verpachtete. 

Das Fin A. hat die Beſchw§. nach den Grundſätzen über die 
verdeckte Gewinnverteilung zur Körperſchaftſteuer herangezogen und 
der Berechnung des Gewinns außer der an den Grafen K. gezahlten 
Pacht eine fingierte Pacht der B.-Akt®. in gleicher Höhe, jedoch 
unter Abzug des auf die Grundkuxe fallenden Betrages zugrunde 
gelegt. Von dem ſich danach ergebenden Betrage hat das Fin. einen 
Poſten für Subſtanzverluſt abgeſetzt, Vermögen- und Körperſchaftſteuer⸗ 
zahlungen hinzugerechnet. Das Finger. wies die gegen die Veran⸗ 
lagung eingelegte Sprungberufung ab. Die Rechtsbeſchwerde iſt un⸗ 
begründet. 

Zutreffend geht das Fincher. davon aus, daß die Beſchw . nach 
8 4 KörpStG. fubjektiv ſteuerpflichtig iſt. Nach 8 4 Abs. 1 KörpStch. 
gelten Bergbau treibende rechtsfähige Vereinigungen und nichtrechts⸗ 
fähige Berggewerkſchaften als Körperſchaftſteuerpflichtige Erwerbsgeſell⸗ 
ſchaften i. S. des 82 Nr. 1. Zu der inſoweit (vgl. Begr. zu 8 4 der 
RT Druckſ. Nr. 796 S. 13) gleichlautenden Vorſchrift des KörpStch. 
1922 hat der RFH. in der Entſch. v. 19. Mai 1926, 1 B 74/26: 
StW. 1926 Nr. 384, ausgeführt, daß jede Berggewerkſchaft ebenſo wie 
beiſpielsweiſe jede AktG. oder Gmbh. zu den Erwerbsgeſellſchaften i. ©. 
des KörpStG. gehört, auch wenn fie keinen Bergbau betreibt. Die 
Rechtsform iſt für das Körperſchaftſteuerrecht maßgebend (vgl. Urt. 
v. 19. Sept. 1933: NZH. 34, 194, 197). Das Fincher. führt weiter 
aus, daß der Abſchluß des Vertrages zwiſchen den Gewerken für die 
BeſchwF. nachteilig wirkt; denn den Gewinn aus der Förderung der 
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Kohle erhielt die B.-Akt®. und den Pachtzins der Graf X., während 
die Beſchw§. nichts erhalte. Ein derartiges Abkommen ohne Zuſtim⸗ 
mung der BeſchwF. hätten die Gewerken nur treffen können, weil fie 
als Eigentümer der Kuxe den beherrſchenden Einfluß hätten. Die Be⸗ 
träge, die den Gewerken zuflöſſen, d. h. der Pachtzins und der Förde⸗ 
rungsgewinn ſeien verſchleierte Gewinnausſchüttung und dürften daher 
das ſteuerpflichtige Einkommen der BeſchwF. nicht vermindern. Dieje 
Ausführungen laſſen einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Nach der 
ſtändigen Rſpr. des RF. bedeutet jeder Vorteil, den eine Erwerbs⸗ 
geſellſchaft ihren Geſellſchaftern mit Rückſicht auf deren Geſellſchafter⸗ 
eigenſchaft zuwendet, den ſie aber einer fremden Perſon nicht zu⸗ 
kommen laſſen würde, eine verdeckte Gewinnausſchüttung. Grundſätz⸗ 
lich liegt daher verdeckte Gewinnausſchüttung an den Grafen X. und 
an die B.⸗AktG. inſoweit vor, als die BeſchwF. ein Vertragswerk 
zugelaſſen hat, deſſen Vorteile ſie unbeteiligten Dritten nicht zuge⸗ 
ſtanden haben würde. Würden der Graf X. und die B.-AktG. keine 
Anteile beſeſſen haben, fo hätte die Beſchw§y. weder dem Grafen k. 
geſtattet, über ihren Betrieb einen Vertrag zu ſchließen, der nicht ihr, 
ſondern dem Grafen X. Vorteile bringt; fie hätte ferner verlangen 
müſſen, daß die B.-AktG. ihr und nicht dem Grafen X. Pachtzins 
zahlt. Hiernnach iſt die Annahme einer verdeckten Gewinnausſchüttung 
gerechtfertigt, ohne daß es einer Erörterung der Vorausſetzungen des 
§ 10 RAbgO. bedarf (vgl. Urt. v. 3. Juni 1934: RF. 36, 89). 


Die BeſchwF. macht geltend, die Gewerkſchaft alten Rechtes ſei 
eine Gemeinſchaft zur geſamten Hand; die Geſamtheit der Gewerken 
könne über das Vermögen verfügen. Die zwiſchen den Gewerken ge- 
troffene Regelung vereinige alle Kuxe in der Hand der B.⸗AktG. Das 
habe nach der herrſchenden Meinung das Erlöſchen der Gewerhſchaft 
zur Folge. Die B.⸗AktG. ſei wirtſchaftlicher Eigentümer i. ©. des 
898 Abf. 1 Satz 1 RAbgO. Die BeſchwF. ſei nur noch eine Schale 
und eine leere Rechtsform und als nicht mehr exiſtent zu betrachten. 
Es kann hier dahingeſtellt bleiben, ob mit der Vereinigung der Kuxe 
einer Gewerkfchaft alten Rechts in einer Hand die Gewerkſchaft erliſcht 
und ob der verbleibende Gewerke das freie Eigentum des Bergwerkes 
erlangt oder ob auch die alte Gewerkſchaft den Charakter einer juri⸗ 
ſtiſchen Perſon beſitzt und ob daher die Vereinigung der Kuxe in einer 
Hand die Auflöſung der Gewerkſchaft herbeiführt. Denn in beiden 
Fällen muß die Gewerkſchaft liguidiert werden. Während der Liqui⸗ 
dation gilt die Gewerkſchaft als fortbeſtehend ($ 49 Abſ. 2 BGB.). 
Nach Lage der Akten hat aber im Streitfall die Liquidation noch 
nicht begonnen. 


Aus dem Urteil: 


Die BeſchwF§. hat wieder auf die rechtlichen Eigentümlichkeiten 
einer preuß. Gewerkſchaft alten Rechts hingewieſen. Das RG. hat in 
der Entſch. v. 10. Febr. 1920 (RG. 98, 181) ausgeführt, daß am 
Bergwerk einer preuß. Gewerkſchaft alten Rechts eine reine Gemein⸗ 
ſchaft nach Bruchteilen unter den Gewerken nicht beſtehe, ſondern daß 
das Bergwerk ſelbſt zum Geſamthandseigentum gehöre. Entgegen ab⸗ 
weichenden Auffaſſungen im Schrifttum ſei es für die Frage, ob das 
Bergwerk als Ganzes zum Vermögen der Gewerkſchaft gehöre, uner⸗ 
heblich, ob den einzelnen Kuxen die Eigenſchaft einer unbeweglichen 
Sache beigelegt ſei. Denn über die Kuxe als unbewegliche Sachen könne 
zwar deren Inhaber allein verfügen, aber über das ganze Bergwerk, 
das ebenfalls eine unbewegliche Sache ſei, verfüge nur die Gewerk⸗ 
ſchaft als ſolche. In der gleichen Richtung bewegen ſich die Ausführun⸗ 
gen im Schrifttum, die dahin gehen, daß auch der Kux einer preuß. 
Gewerkſchaft alten Rechts nicht unmittelbar das Bergwerk ſelbſt der 
Macht des einzelnen Gewerken unterwirft. Dem Gewerken ſtänden 
lediglich Befugniſſe mitgliedſchaftsrechtlicher Natur zu, z. B. die Befug⸗ 
niſſe der Teilnahme an der Gewerkenverſammlung, des Bezuges der 
beſchloſſenen Ausbeute, des Rechts auf den Liquidationsanteil im Falle 
der Auflöſung der Gewerkſchaft. Dieſe Anſprüche beziehen ſich nicht nur 
auf den Werk der Bergwerksſubſtanz, ſondern auf das geſamte Rein⸗ 
vermögen der Gewerkſchaft. Die Rechte des Gewerken ſind alſo anders 
als die eines Miteigentümers am Bergwerk. Das Vermögen der Ge⸗ 
werkſchaft ſteht den Gewerken zur geſamten Hand zu. Aus dieſen und 
aus anderen Erwägungen, z. B. aus der Außerung der Motive zu 
dem Entwurf des Allg BergG. für die preuß. Staaten v. 24. Juni 
1865 (Sten Ber. über die Verh. des Herrenhauſes 1865 S. 199; vgl. 
Entſch. des RG. v. 13. April 1891, Bd. 28 S. 251, 256), daß ſchon 
ſeit dem Geſ. v. 12. Mai 1851 (GS. 265) der Charakter der juri⸗ 
ſtiſchen Perſönlichkeit der Gewerkſchaft hervorgetreten ſei, ergibt ſich, 
daß die Gewerkſchaften alten Rechts den neuen Gewerkſchaften im 
Weſen, wenn auch nicht in allen Einzelheiten gleichſtehen. Es würde 
dem Ziele einer gleichmäßigen Verteilung der Steuerlaſten wider⸗ 
ſprechen, wollte ſich das Steuerrecht in Gegenſatz zu einer Entwicklung 
von ſieben Jahrzehnten ſtellen und Unterſchiede betonen, die in dem 
ien des bürgerlichen Rechts im weſentlichen als beſeitigt gelten 

önnen. 


Steht demnach der BeſchwF. als einer Gewerkſchaft alten Rechts 


die Verfügung über das Bergwerk zu, fo haben die Verträge der Ge⸗ 
werken nur um deswillen wirtſchaftliche Folgen gehabt, weil die Be⸗ 
IWF. die Ausführung der Verträge zugelaſſen hat. Daher iſt aus den 
Gedankengängen des Vorbeſcheids die verdeckte Gewinnausſchüttung 
zu bejahen. 


(RFB., 1. Sen., Urt. v. 26. Febr 1935, 1 A 96/34.) 
* 


S8. 88 3 Abſ. 1 Nr. 2, 11 Abſ. 1 Nr. 3 KörpStch. Die 
nach § 11 Abſ. 1 Nr. 3 Körp StG. ſteuerfreien Schachtel⸗ 
gewinne unterliegen der beſchränkten Steuerpflicht des 
§ 3 Abi. 1 Nr. 2 KörpStG. nicht. 

Die unbeſchränkte Körperſchaftſteuerpflicht ſchließt die Her⸗ 
anziehung zur beſchränkten Steuerpflicht nach § 3 Abſ. 1 Nr. 2 
KörpStG. nicht aus. Denn nach ſtändiger Rſpr. des RFS. beſteht die 
beſchränkte Steuerpflicht nach 8 3 Abſ. 1 Nr. 2 a. a. O. neben 
der unbeſchränkten Steuerpflicht (vgl. z. B. R ß. 21, 281 und 
Urt. v. 12. Mai 1931, I A 167/31; RStBl. 1931, 499; StW. 1931 
Nr. 981). Dieſer Grundſatz darf jedoch nicht ſo weit ausgelegt 
werden, daß durch ihn ausdrückliche Steuerbefreiungen des Körp⸗ 
StG. ganz oder z. T. hinfällig gemacht würden. Aus der Vorent⸗ 
ſcheidung geht nicht klar hervor, ob nach der Anſicht des Finder. 
die nach § 11 Abſ. 1 Nr. 3 KörpStG. von der Steuer befreiten 
Schachtelgewinne in jedem Falle der beſchränkten Steuerpflicht 
nach § 3 Abſ. 1 Nr. 2 KörpSt®. zu unterwerfen ſeien, oder nur 
dann, wenn ſich auf Grund der Anwendung des Schachtelprivilegs 
bei der begünſtigten Geſellſchaft kein ſteuerpflichtiges Einkommen 
ergibt. Träfe erſteres zu, dann wären nach der Anſicht des Fin⸗ 
Ger. die Schachtelgewinne, die nach § 11 Abſ. 1 Nr. 3 KörpStch. 
von der Körperſchaftſteuer nach dem Satze von 20 % freigeſtellt 
ſind, auf dem 1 über die beſchränkte Steuerpflicht des 8 3 
Abſ. 1 Nr. 2 i. Verb. m. § 21 Nr. 3 Buchſt. b KörpStc zu 
einer Steuer von 10 %% heranzuziehen. Hätte dies der Geſetzgeber 
gewollt, ſo wäre es einfacher und verſtändlicher geweſen, wenn 
eine Befreiung für Schachtelgewinne überhaupt nicht vorgeſehen, 
ſondern für ſie die Anwendung des ermäßigten Steuerſatzes von 
10 %% beſtimmt worden wäre. Daß dies aber nicht die Abſicht des 
Geſetzgebers geweſen ſein kann, ergibt ſich eindeutig aus der 
Vorſchr. des §S 25 KörpStG., wonach unter den Vorausſetzungen 
des § 11 Abſ. 1 Nr. 3 KörpSt®. bei den hiernach ſteuerbefreiten 
Schachtelgewinnen auch der Steuerabzug vom Kapitalertrag um‘ 
terbleibt. Dieſe Vorſchr. wäre unverſtändlich, wenn die vom 
Steuerabzug befreiten Schachtelgewinne nachträglich auf dem 
Wege der Veranlagung auf Grund des § 3 Abſ. 1 Nr. 2 Körp⸗ 
StG. doch wieder zu einer Steuer von 10 herangezogen were 
den müßten. Iſt hiernach anzunehmen, daß die unter § 11 Abſ. 1 
Nr. 3 KörpSt®. fallenden Schachtelgewinne keinesfalls allgemein 
der beſchränkten Steuerpflicht des § 3 Abſ. 1 Nr. 2 KörpStch. 
unterworfen ſein ſollen, ſo verbietet es ſich ſchon aus Gründen 
der Steuergerechtigkeit, eine beſchränkte Steuerpflicht etwa nur in 
den Fällen in Anſpruch zu nehmen, in denen ftch infolge Anwen— 
dung des Schachtelprivilegs kein ſteuerpflichtiges Einkommen er 
gibt. Denn es wäre nicht verſtändlich und nicht erträglich, wenn 
3. B. eine Erwerbsgeſellſchaft, die ein Einkommen von 100000 ,, 
darunter 99 000 7% Schachtelgewinne, bezogen hat, nur eine 
Körperſchaftſteuer in Höhe von 20% von 1000 %, das ſind 
200 , zu zahlen hätte, eine Erwerbsgeſellſchaft aber, deren 
Einkommen um 1000 %% geringer war, der jedoch gleich hohe 
Schachtelgewinne zugefloſſen find, mit einer Steuer von 10% 
von 99 000 , das find 9900 RM belaftet würde. 


Daß es die Abſicht des Geſetzgebers war, die Schachtelgewinne 
unter allen Umſtänden von der Steuer freizuſtellen, erhellt — 
abgeſehen von der Vorſchr. des § 25 Körp&t®. — auch aus $ 10 
Abſ. 2 Buchſt. a Halbſ. 2 KörpSt®., wonach ſolche Gewinne 
auch nicht auf dem Wege der Mindeſtbeſteuerung zur Körperſchaft⸗ 
ſteuer herangezogen werden dürfen. Für die gleiche Auffaſſung 
ſpricht ſchließlich die Vorſchr. des 8 3 Abſ. 3 KörpStG&,, in der 
auch für das Reich, die Lander und Gemeinden ein Schachtelpri⸗ 
vileg vorgeſehen iſt, und zwar gerade für den Fall der beſchränk⸗ 
ten Steuerpflicht nach §S 3 Abſ. 1 Nr. 2, Abi. 2 Satz 1 Körp⸗ 
StG. i. Verb. m. § 3 Abſ. 2 Nr. 7 EinfStG. Aus der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte dieſer Vorſchr. ergibt ſich, daß durch fie die be’ 
zeichneten öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften hinſichtlich der 
Steuerpflicht für die ihnen zufließenden Schachtelgewinne den PL!” 
vatrechtlichen Körperſchaften gleichgeſtellt, nicht aber, daß ſie in 
dieſem Punkte gegenüber letzteren bevorzugt werden ſollten. Eine 
ſolche Bevorzugung läge aber vor, wenn die Anſicht des Finder 
zutreffend wäre, daß die Schachtelgewinne von Erwerbsgejellihai 
ten der beſchränkten Steuerpflicht des § 3 Abſ. 1 Nr. 2 KörpStG. 
unterworfen wären. 


Das gewonnene Ergebnis ſteht auch nicht im Widerſpruch 
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zu den in der Vorentſcheidung angeführten Urteilen des R. In 
dem Urt. v. 9. April 1929, TA 339/28 (RStBl. 1929, 367; StW. 
1929 Nr. 738) hat es der RF. abgelehnt, daß einem Verſorgungs⸗ 
betriebe der abgeführte Steuerabzug von ſeinen Kapitalerträgen 
inſoweit erſtattet werde, als er auf Kapitaleinnahmen entfallen 
war, die durch gegenüberſtehende Ausgaben aufgezehrt worden 
waren. In RF. 21, 281 (283/284) iſt ausgeſprochen, daß eine 
nach § 4 Abi, 2 Buchſt. d KörpStch. begünſtigte Genoſſenſchaft 
mit den in $ 3 Abſ. 2 Nr. 7/9 EintStG. bezeichneten Kapital⸗ 
erträgen gem. § 3 Abſ. 1 Nr. 2 KörpSt®. beſchränkt ſteuerpflichtig 
iſt und daher inſoweit auf ſie die Befreiungsvorſchrift des § 11 
Abſ. 1 Nr. 4 KörpStch. keine Anwendung findet. Den gleichen 
Fall behandelt das ſchon oben erwähnte Urteil I A 167/31. In 
den Gründen dieſes Urteils iſt noch darauf hingewieſen, daß die 
beſchränkte Steuerpflicht des 8 3 Abſ. 1 Nr. 2 KörpStG. zur 
Folge haben kann, daß unbeſchränkt ſteuerpflichtige Körperſchaften 
auch in Verluſtjahren die Kapitalerträge, die ihnen zugefloſſen 
ſind, verſteuern müſſen. In allen dieſen Fällen iſt hiernach die 
Rechtslage anders wie im vorl. Falle. Der weſentliche Unterſchied 
beſteht darin, daß hier gerade die Kapitalerträge, die an ſich der 
beſchränkten Steuerpflicht nach 3 3 Abſ. 1 Nr. 2, Abſ. 2 Satz 1 
KörpStch. i. Verb. m. § 3 Abſ. 2 Nr. 7 EinkStG. unterliegen 
würden, durch $ 11 Abſ. 1 Nr. 3 KörpSt®. von der Steuer frei⸗ 
geſtellt ſind. 
(RFH., 1. Sen., Urt. v. 8. Jan. 1935. IA 249/34.) 
* 


89. 8 6 Abſ. 9, Tar Nr. 10 II Abſ. 2 Satz 3 und 14 
1 Abſ. 1 PrStempStG 1924. Schuldverſchreibungen auf 
die Dauer eines Pachtvertrags, der auf! Jahr geſchloſſen 
iſt und ſich, falls keine Kündigung erfolgt, jeweils um 
ein weiteres Jahr verlängert, ſind ſolche auf unbeſtimmte 
auer und nach dem 12½ fachen ihres Jahresbetrags 
ſtempelpflichtig. 
Durch Vertrag v. 20. Dez. 1928 hatte die Sch.-GmbH. den 
Betrieb der Auslandverlag-GmbH. für die Zeit v. 1. Jan. 1929 
bis 31. Dez. 1929 gepachtet mit der Abrede, daß der Pachtver⸗ 
trag jeweils für die Zeit bis zum 31. Dez nächſten Jahres weiter⸗ 
aufe, wenn er nicht ſpäteſtens ſechs Monate vor Ablauf von 
einer der beiden Vertragsparteien durch eingeſchriebenen Brief 
gekündigt werde. Am 21. Dez. 1928 ſchloß die Sch.⸗ Gmb. mit 
er BeſchwF. einen Vertrag, in dem vorausgeſchickt wird, daß die 
Sch.⸗ Gmb. durch Vertrag v. 20. Dez. 1928 den Betrieb der 
Auslandverlag⸗Gmbß. gepachtet habe, und ſodann weiter verein⸗ 
art wird, daß die BeſchwFy. an dem Reinergebnis der Pach⸗ 
tung mit 50% beteiligt wird und ihr hierauf 28 000 GM. jähr⸗ 
ich in Monatsraten vorauszahlbar garantiert werden. 
u. Streitig iſt, ob der Schuldverſchreibungsſtempel, über deſſen 
Fälligkeit im übrigen kein Streit beſteht, nur von dem einmaligen 
oder aber wegen unbeſtimmter Dauer nach $ 6 Abſ. 9 PrStemp⸗ 
t. von 1924 von dem 12 fachen Betrage der 28 000 GM. 
zu berechnen iſt. Die Vorinſtanzen und in dem vorangegangenen 
Beſchwerdeverfahren der LFinAPräſ. und der PrFin Min. haben 
etzteres angenommen. 
Die RBeſchw. konnte keinen Erfolg haben. 
Nach 8 3 Abſ. 1 StempSt®. richtet ſich die Stempelpflich⸗ 
28keit einer Urkunde nach ihrem Inhalt. Da in der Urk. vom 
1. Dez. 1928 auf den Pachtvertrag v. 20. Dez. 1928 Bezug ge⸗ 
nommen wird, iſt allerdings, wie die BeſchwF. mit Recht an⸗ 
nimmt, auch dieſer als Teil des Inhalts der Urkunde bei ihrer 
ſtempelrechtlichen Beurteilung mitzuberückſichtigen. Infolgedeſſen 
iſt auch bei der Entſch. der Frage, ob hier eine Schuldverſchreibung 
für beſtimmte oder unbeſtimmte Dauer vorliegt, der Inhalt des 
achtvertrages mitheranzuziehen. Nutzungen und Leiſtungen von 
unbeſtimmter Dauer i. S. des § 6 Ab. 9 StempSt®. find ſolche, 
abt denen der künftige Wegfall gewiß, der Zeitpunkt des Wegfalls 
10 er ungewiß iſt. Bei dieſen iſt nach § 6 Abf. 9, ſofern nicht die 
Amöfte Dauer begrenzende Umſtände in der Urkunde angegeben 
Ind, das 12¼ fache des einjährigen Betrages als Wert anzujehen. 
done Rechtsirrtum hat die Vorinſtanz die vorl. Schuldverſchrei⸗ 
zung als eine ſolche für unbeſtimmte Dauer angeſehen. Denn die 
jährlich zugeſagten Zahlungen von 28 000 GM. gelten für die 
denze Dauer des Pachtverhältniſſes. Dieſe Dauer aber ift un⸗ 
eſtimmt, da das Pachtverhältnis ſich, wenn keine Kündigung er⸗ 
„ot, ohne weiteres ſtets um ein Jahr verlängert und eine ſon⸗ 
gige Begrenzung der längſten Dauer in der Urkunde nicht er⸗ 
wat iſt. Der abweichenden Anficht des RG. in den Urt. vom 
135 Sept. 1927 und 24. Febr. 1933 (JW. 1928, 504 und 1933, 
825) und in den dort erwähnten weiteren Urteilen kann der 
Strat in Übereinſtimmung mit den Ausführungen von Löck⸗ 
0 iffler, BrStempSt®., 11. Aufl., Anm. 8 zu § 6 S. 84 nicht 
eitreten. Wenn das Geſetz es für erforderlich hielt, in Tar⸗ 


Nr. 10 II Abſ. 2 Satz 3 ausdrücklich zu beſtimmen, daß bei einem 
Pacht⸗ oder Mietvertrage mit der Beſt., daß nach Ablauf der zu⸗ 
nächſt beſtimmten Vertragsdauer das Rechtsverhältnis unter ge⸗ 
wiſſen Vorausſetzungen als verlängert gelten ſoll, der Stempel ſich 
nur nach der Dauer der zunächſt beſtimmten Vertragszeit berechnet, 
ſo folgt daraus, daß das Geſetz grundſätzlich derartige Verträge als 
ſolche auf unbeſtimmte Dauer anſieht, die gem. § 6 Abſ. 9 nach 
dem 12½fachen der Jahrespacht zu verſteuern find, da ſonſt jene 
Sonderbeſtimmung überflüſſig geweſen wäre. Der Anſicht des 
Rö. in dem erwähnten Urt. v. 27. Sept. 1927 (JW. 1928, 504), 
die Vorſchr. der TarNr. 10 Abſ. 2 Satz 3 ſei nicht in dem Sinne 
zu verſtehen, daß damit für das preuß. Stempelſteuerrecht aus⸗ 
geſchloſſen würde, ſolche Abreden auch in anderen Fällen in glei⸗ 
cher Weiſe zu beurteilen, kann der Senat daher nicht folgen. Das 
Pachtverhältnis gilt nicht, wie die Beſchw§. meint, allgemein 
ſtempelſteuerrechtlich, ſondern lediglich, ſoweit es ſich um die Be⸗ 
rechnung des Pachtſtempels handelt, nach TarNr. 10 II Abſ. 2 
Satz 2 als nur auf ein Jahr geſchloſſen. 

Die RBeſchw. war daher, da die Stempelnachforderung rich⸗ 
tig berechnet iſt, als unbegründet zurückzuweiſen. 

(Rc g., 5. Sen., Urt. v. 21. Dez. 1934, II A 505/33 S.) 


* 


90. 58 16 Abi, 2, 78 VZollG. 


a) Legt ein von See kommendes Schiff an einer nicht 
als Hafen oder erlaubter Landungsplatz anzuſehenden 
Stelle der Küſte an, fo entſteht die Zollpflicht für die 
Ladung in dem Augenblick, in dem das Schiff infolge 
Zurücktretens des Waſſerſpiegels (Ebbe) nicht mehr vom 
Waſſer umſpült wird. 

b) Zu den in der Schiffsproviſionsliſte anzumelden» 
den Mund» und anderen Vorräten gehören nicht nur die 
für die Schiffsmannſchaft, ſondern auch die für die ſon⸗ 
ſtigen auf dem Schiffe ſich befindlichen Perſonen, insbeſ. 
für die Fahrgäſte beſtimmten Mund⸗ und anderen Vor⸗ 
räte. Dieſe Vorräte befinden ſich zollrechtlich im alleini- 
gen Gewahrſam des Schiffsführers, auch wenn ſie einem 
anderen zur Verpflegung der auf dem Schiffe befindlichen 
Perſonen überlaſſen ſind. Die zollrechtliche Verpflichtung 
zur Anmeldung diefer Vorräte beim Eintritt in das Zoll⸗ 
gebiet obliegt daher ausſchließlich dem Schiffsführer; für 
die Schiffsmannſchaft und die ſonſtigen auf dem Schiffe 
befindlichen Perſonen kommt eine Anmeldepflicht nur für 
die Gegenſtände in Betracht, die ſich in ihrem perſönlichen 
Gewahrſam befinden. 

Am 29. Aug. 1931 fuhr der dem BeſchwF. gehörige Luſt⸗ 
kutter „Q.“ mit einer größeren Anzahl von Fahrgäſten — auch 
der BeſchwF. befand ſich auf dem Schiff — von Büſum über 
Meldorf zu der zum deutſchen Zollgebiet gehörigen Inſel Triſchen. 
Auf dem Schiff wurden Trinkbranntwein, Tabakwaren, Kaffee, 
Zucker und ſonſtige Verzehrungsgegenſtände zur Verpflegung der 
Fahrgäſte mitgeführt. Die Inſel Triſchen iſt mit keinem Lan⸗ 
dungsplatz ($ 17 WZollcz.) und mit keinem erlaubten Löſch⸗ 
und Ladeplatz ($ 89 Voll.) ausgeſtattet. Das Schiff wurde 
an einer Landungsbrücke feſtgemacht, die ſich an einer natür⸗ 
lichen, etwa 2 km langen Bucht („Priel“), und zwar an der 
linken Seite der Bucht befindet. Eine Genehmigung der zuſtän⸗ 
digen Zollbehörde zum Anlanden war nicht eingeholt, auch eine 
zollamtliche Abfertigung der an Bord befindlichen Waren nicht 
herbeigeführt worden. Die Fahrgäſte verließen an der Landungs⸗ 
brücke das Schiff, wobei einer von ihnen zwei Flaſchen Brannt⸗ 
wein mit an Land nahm. Das Schiff fuhr dann nach einer zwei⸗ 
ten, weiter einwärts, auf der rechten Seite des Priels befindlichen 
Landungsbrücke und legte wieder dort an. Hier blieb es mit den 
noch an Bord befindlichen Verzehrungsgegenſtänden während der 
Nacht v. 29. zum 30. Aug. 1931, auch als Ebbe eintrat und das 
Schiff dadurch auf dem Trockenen (Schlick) zu liegen kam. 

Die Vorinſtanz nimmt mit Recht an, daß die Zollbarkeit 
der auf dem Kutter befindlichen Waren in dem Augenblick eintrat, 
als der Waſſerſpiegel von dem Anlegeplatz des Schiffs zurücktrat 
und die Zollinie dadurch über dieſen Platz hinaus ſich vorſchob. 
Der Priel iſt nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt nicht als eine 
künſtliche Anlage am Meere, ſondern als ein natürlicher, zum 
offenen Meere gehöriger Einſchnitt des Meeres ins feſte Land 
anzuſehen. Hieran ändert nichts der Umſtand, daß der Priel, der 
früher viele Windungen machte, vor etwa ſechs Jahren gerade 
gelegt wurde und daß er durch vorwiegend künſtlich angelegte 
Nebenpriele auf der für die Schiffahrt erforderlichen Höhe ge⸗ 
halten wird. Es handelt ſich hierbet lediglich um Korrektionsmaß⸗ 
nahmen, durch die aus dem natürlichen Meeresarme eine künſt⸗ 
liche, zum feſten Land gehörige Anlage, wie z. B. ein künſtlicher 
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Entwäſſerungsgraben (RF. IV A 177/28 v. 27. Juni 1923 = 
Mrozeks Kartei, Voll G., § 16 Rechtsſpruch 5) oder gar ein 
Hafen oder eine hafenähnliche Anlage nicht geſchaffen wurde. 

Dagegen begegnet die Annahme der Vorinſtanz, daß der 
BeſchwF. als Zollſchuldner anzuſehen ſei, rechtlichen Bedenken. 

Das Schiff wurde von dem Schiffsführer B. geführt. Gegen 
dieſen hatte das HZoll A. urſprünglich die Zoll- und Steuerforde⸗ 
rung geltend gemacht. Es hob dann aber die gegen B. erlaſſenen 
Steuerbeſcheide auf und nahm den BeſchwF. in Anſpruch, und 
zwar aus folgenden, in den Akten niedergelegten Erwägungen: 
„Da nach der erhaltenen Aufklärung der an Bord der „Q.“ be⸗ 
findliche Proviant im Kantinenbetrieb abgegeben worden iſt, iſt 
dieſer Proviant nicht mehr als „Schiffsproviant“ im Sinne der 
geſetzlichen Beſt. anzuſprechen. Da der Proviant von dem Schiffs⸗ 
eigentümer T. eingekauft und auch in dem von ihm verwalteten 
Kantinenbetrieb an Bord der „Q.“ vor der Inſel „Triſchen“, alſo 
im Zollinlande, verkauft worden ift, hat T. über den Proviant jo 
verfügt, als ſtünde dieſer bereits im freien Verkehr. T. iſt ſomit 
zum Zoll- und Steuerſchuldner geworden. Außerdem iſt nach der 
ganzen Rechtslage T. als Schiffsführer im Sinne des VZollb. 
nicht anzuſehen. B., der das Fahrzeug nur im Auftrag des an 
Bord anweſenden Eigentümers geführt hat, ſcheidet mithin als 
Abgabenpflichtiger aus.“ 

Von dieſen Ausführungen iſt vor allem die Annahme rechts⸗ 
irrig, daß der für den Kantinenbetrieb beſtimmte Proviant nicht 
zum Schiffsproviant im Sinne der geſetzlichen Beſt. gehöre. Nach 
8 78 Voll. find in der Schiffsproviſionsliſte die an Bord be⸗ 
findlichen, für den Gebrauch der Schiffsmannſchaft und des 
Schiffs beſtimmten Mund- und anderen Vorräte anzumelden. 
Unter den für den Gebrauch des „Schiffs“ beſtimmten Mundvor⸗ 
räten find nach Lage der Sache die Vorräte zu verſtehen, die 
für die außer der Schiffsmannſchaft ſonſt noch an Bord befind- 
lichen Perſonen, alſo insbeſ. für die Fahrgäſte beſtimmt find. Auch 
für dieſe Vorräte obliegt die Aumeldungspflicht, wie ſich aus dem 
Zuſammenhalt der §§ 74 bis 77 mit 8 78 Voll. ergibt, dem 
Schiffsführer. Daran ändert nichts der Umſtand, daß der Beſchw. 
Eigentümer des Schiffs und — wie anzunehmen — auch der Ver⸗ 
zehrungsgegenſtände für den Kantinenbetrieb war, und daß er den 
Kantinenbetrieb in eigener Regie führte. War nicht er, ſondern 
ein anderer Schiffsführer, dann konnte er, wenn er die Bewir⸗ 
tung der Fahrgäſte übernahm, zu dem Schiffsführer in ein 
ſtewardähnliches Verhältnis getreten ſein. In einem ſolchen Ver⸗ 
hältnis hatte der BeſchwF. keine Verpflichtung, neben der dem 
Schiffsführer obliegenden Verpflichtung zur Anmeldung in der 
Schiffsproviſionsliſte die zur Verpflegung der Fahrgäſte beſtimm⸗ 
ten Vorräte ſeinerſeits noch beſonders anzumelden. Der Schiffs⸗ 
führer hat die Schiffsgewalt über das Schiff mit ſamt ſeiner 
Ladung wie auch über die auf dem Schiffe befindlichen Perſonen 
(vgl. HGB. § 511 ff.; Seemanns O. v. 2. Juni 1902 [RGBl. 175). 
Er hat i. S. des § 13 Voll. den Gewahrſam am Schiff und 
ſeiner Ladung, insbeſ. grundſätzlich auch an den dem Steward 
für die Schiffsverpflegung überlaſſenen Vorräten, auch wenn 
dieſe Vorräte von dem Steward in eigener Regie verwaltet wer— 
den. Ihm, und nicht dem Schiffseigentümer oder den Angehörigen 
der Schiffsmannſchaft, hat daher das VZollG. die zollrechtlichen 
Verpflichtungen auferlegt, die nach SS 74 bis 78 Voll. beim 
Eingang eines Schiffs von See einzuhalten ſind. Eine Ausnahme 
gilt nur für die im perſönlichen Gewahrſam der Schiffsbeſatzung 
oder der Fahrgäſte befindlichen Waren. Die Ausnahme gilt auch 
inſoweit, als ſich Schiffsbeſatzung oder Fahrgäſte den perſonlichen 
Gewahrſam an Schiffsvorräten eigenmächtig angeeignet haben; 
denn dadurch hat die Ware aufgehört, zu den Schiffsvorräten zu 
gehören. Die im perſönlichen Gewahrſam der Schiffsbeſatzung (mit 
Einſchluß des Schiffsführers) oder der Fahrgäſte oder ſonſtiger 
Perſonen befindlichen Waren hat nicht der Schiffsführer anzu⸗ 
melden, die Pflicht zu ihrer Anmeldung und Geſtellung obliegt 
vielmehr den Gewahrſamsinhabern ſelbſt, und zwar in der Regel 
als Reiſenden nach $ 92 VollG., u. U. aber auch, wenn die Waren 
zum Handel beſtimmt ſind, nach den allgemeinen Vorſchr. der 
SS 21 ff. Voll. (Urt. des erk. Sen. IV A 241/30 v. 21. Jan. 
1931 = Mrczeks Kartei, VBZol®., § 78 Rechtsſpruch 1; RG⸗ 
St. 31, 272). 

(RZH., 4. Sen., Urt. v. 9. Jan. 1935, IV A 174/34 8.) 
* 
91. 8 13 Abſ. 2 Umf StG. 1932. Für Backwaren, die 
nicht für den menſchlichen Genuß beſtimmt ſind, gilt die 
Steuerbegünſtigung in $ 13 Abdf. 2 Umſ StG. 1932 nur dann, 


wenn fie — abgeſe hen von den für die Backfähigkeit un⸗ 
entbehrlichen Zutaten, wie Waffer, Hefe — ausſchließlich 
aus Getreide und den in der Vorſchrift aufgezählten Ge— 
treideerzeugniſſen beſtehen. 


Die beſchwerdeführende Firma ſtellt Hundekuchen her. Die 
Hundekuchen werden aus einem Teig gebacken, der zu 87 %% aus 
Getreidemehl, im übrigen aus Fleiſchreſten und geriebenen Tier⸗ 
knochen beſteht. Unter Hinweis auf § 13 Abſ. 2 UmſStch. 1932 
(FJaſſ. nach Kap. IS 1 Nr. 6 Zeil 7 der 4. RPräſ VO. zur Sicherung 
von Wirtſchaft und Finanzen und zum Schutze des inneren Frie⸗ 
dens v. 8. Dez. 1931 [RGBl. I, 699, 729]; in Geltung nach 8 4 
ebenda ſeit 1. Jan. 1932) will die BeſchwF. ihren i. J. 1932 er⸗ 
zielten Umſatz nur zum ermäßigten Steuerſatz von 8 v. T. ver⸗ 
ſteuern. Die Vorbehörden haben ſie zum allgemeinen Steuerſatz 
von 2% zur Umſatzſteuer herangezogen. 


Die RBeſchw. kann keinen Erfolg haben. 


In der Entſch. v. 23. Nov. 1934, V A 211/33 (RH. 37, 66 
JW. 1934, 3319) hat der erk. Sen. ausgeſprochen, daß Miſch⸗ 
futter die Steuerermäßigung des § 13 Abſ. 2 UmſStG. 1932 
nur dann genießt, wenn es ausſchließlich aus Beſtandteilen 
der in dieſer Vorſchr. genannten Arten zuſammengeſetzt iſt. Hunde⸗ 
kuchen unterſcheiden ſich allerdings von dem Miſchfutter, das den 
Gegenſtand jener Entſch. gebildet hat, dadurch, daß die Miſchung 
gebacken wird. Allein die erwähnte Geſetzesvorſchr. befreit nicht 
ſchlechthin Umſätze von Backwaren, ſie befreit vielmehr neben 
Umſätzen von Getreide, von Mehl, Schrot oder Kleie aus Getreide 
die Umſätze von „daraus hergeſtellten Backwaren“, alſo Back⸗ 
waren, die nur aus Getreide und den aufgezählten Getreideerzeug⸗ 
niſſen hergeſtellt ſind. Auf Miſchfutter, das einem Backverfahren 
unterworfen wird, aber — wie die Hundekuchen — nicht ausſchließ⸗ 
lich aus Getreide und den aufgezählten Getreideerzeugniſſen beſteht, 
haben die in dem genannten Urt. V A 211/33 S angeſtellten Er⸗ 
wägungen volle Geltung. 


In einer anderen Entſch., dem Urt. v. 16. Jan. 1934, V A 
68/33 (RF. 35, 102) hat der erk. Sen. ausgeſprochen, daß Kon⸗ 
ditoreiwaren auch dann unter die Steuerermäßigung fallen, wenn 
nicht die ganze Tortenmaſſe verbacken wird oder wenn die Menge 
oder der Wert des verwendeten Mehles geringer iſt als die Hälfte 
der insgeſamt zur Warenbereitung verwendeten Stoffe. Hiernach 
brauchen Backwaren, um ſteuerbegünſtigt zu ſein, nicht ausſchließ⸗ 
lich und nicht überwiegend aus Mehl zu beſtehen, ſie müſſen nur 
verbackenes Mehl enthalten. Das FinGGer. hat angenommen, daß 
das nur für Backwaren Geltung habe, die für den menſchlichen Ge⸗ 
nuß beſtimmt find. Auch der REM. iſt dieſer Auffaſſung. Das er⸗ 
gibt ſich aus feinem Erl. v. 24. Dez. 1931 (8 4212—4 III), in dem 
er in Abſchn. I unter 11 b ausführt: „Als Backwaren .. . find alle 
Gegenſtände anzuſehen, die einem Backverfahren unterzogen wer— 
den und aus Mehl von Getreide beſtehen, alſo außer Brot und 
Brötchen u. a. Kuchen, Einback, Zwieback, Keks. Die Mitverwen⸗ 
dung ſonſtiger Gegenſtände (3. B. von Milch, Butter, Eiern, Ge⸗ 
würzen, Zucker, Roſinen, Mandeln, Honig), auch ſolcher, die nicht 
für die Backfähigkeit erforderlich ſind, ſchließt die Behandlung als 
Backware nicht aus, wobei es auf das wert- oder mengenmäßige 
Verhältnis dieſer mitverwendeten Beſtandteile zu dem Mehl nicht 
ankommt. Als Backware ſind mithin auch anzuſehen Torten, die 
mit Früchten belegt oder gefüllt ſind oder unter Zuſatz von Kakao⸗ 
maſſe oder Schokolade hergeſtellt worden ſind, ſowie z. B. Wind⸗ 
beutel, die mit Schlagſahne gefüllt find.” Dieſe Ausführungen 
paſſen ihrem ganzen Inhalt nach nur auf Backwaren, die für den 
menſchlichen Genuß beſtimmt find. Wenn auch der Erl. des Ry M. 
weil er nicht bekanntgemacht worden iſt, die Steuergerichte nicht 
bindet, ſo kann doch aus ihm auf den Zweck und die wirtſchaftliche 
Bedentung ($ I RAbgoO.) der auszulegenden Geſetzesvorſchr. dahin 
geſchloſſen werden, daß ſie die zum menſchlichen Genuß beſtimmten 
Backwaren, aber auch nur dieſe, über den ſtrengen Wortlaut hinaus 
begünſtigen wollte. 


Der erk. Sen. legt aus dieſen Erwägungen die Vorſchr. des 
§ 13 Abſ. 2 Um/St®. 1932 dahin aus, daß für Backwaren, die 
nicht für den menſchlichen Genuß beſtimmt ſind, die Steuerbe⸗ 
günſtigung nur dann gilt, wenn fie — abgeſehen von den für die 
Backfähigkeit unentbehrlichen Zutaten, wie Waſſer, Hefe — aus⸗ 
ſchließlich aus Getreide und den in der Vorſchr. aufgezählten Ge⸗ 
treideerzeugniſſen beſtehen. Auf Hundekuchen ift der ermäßigte 
Umſatzſteuerſatz demnach nicht anzuwenden. 


(NFD., 5. Sen., Urt. v. 14. Dez. 1934, V A 254/34 8.) 
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